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I. Sefte des XVO. Sabrgangs 1842. 





I. An Beiträgen zur Kenntniß der Rechtögnellen. 


1. Refeript der Königlihen Landbroftei zu Stabe vom 1. Febr. 
1841, an das Kirfpielögeriht zu **, die Gebühren ber 
Kirchſpielsſchreiber in Official-Sachen, namentlid in Steuer⸗ 
und Militair-Saden betreffend. ©. 17. 

2. Sporteln:Zare für die Kirchſpielsſchreiber bei ben Kirchſpiels⸗ 
geridhten im Lande Kabeln bei Gegenftänden der Ööffentlihen 
Berwaltung, namentlih bei Steuer: und Militairfadhen. S.19. 

3. Zafteuction der K. Landbroftei zu Stade vom 7. December 
1833, für die Obrigkeiten der zu einem gemeinfhaftlichen 
Loofungs-Bezirke vereinigten obrigkeitlihen Diftricte binficht- 
lih der Beforgung der MilitairsAushebungs-Gefhäfte. S. 81. 

4. Refeript des Königl. Minifterii an die Juſtiz-Canzlei zu 
: Stade, vom 30. Aprit 1842, daß die Unterſuchung wider 
außgetretene Militairpflichtige auch von den Obrigkeiten ge⸗ 
führt werben dürfen, welche zwar nicht die Generrallifte, wohl 
aber die Ortſchafts-Liſten aufzuſtellen haben. &. 83° 

5. Berichtliche Anzeige der K. Zuftiz:Ganzlei zu Stade an das 
K. Kriegs-Minifterium, vom 11. Mai 1842, — über denfel- 
ben Gegenftanb. ©. 85. 

6. Auszug aus einem Reſeripte bes Grenz: und Hoheitsdeparte⸗ 
ments an die K. Juſtiz-Canzlei zu Celle, vom 6. Mai 1820, 
dag die Wildfolge in Beziehung auf auswärtige Territorien, 
in Ermangelung befonderer Verträge und Dbfervanzen fi 
allein auf Reciprocität gründe. ©. 161. 


7. Receß zwifhen dem Königreihe Hannover und dem Herzogs 


thume Braunfdhmweig wegen ber Jagdfolge. (10. San. 1822) 
©. 162. 
11. Abhandlungen und Rechtsfälle. 

1.. Abhandlung auf Veranlaffung eines Rechtsfalles, betreffend 
bie Accrefcenz eines Legats im Zeftamente weil. Bürs 
germeifters I. W. 5. B. zu E. Mitgetbeilt vom Herrn 
Dr. 9. R.W. Mejer zu Clausthal, S. 1, 20. vw. 33. 
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2. Heimgefallene Meierguͤter dürfen von den Gutsherren, ins⸗ 
beſondere in dem Herzogthume Bremen und Verden, nicht 
eingezogen, auch bei Verleihung an einen neuen Riegemann 
demſelben keine härtere Bedingungen oder höhere Praͤſtatio— 
nen auferlegt werden. S.. 10. 

3. Prajudicium des vormaligen K. Weſtphaͤliſchen Appellations⸗ 
hofes zu Celle, wornach nur eine ſchwanger zuruͤckgelaſſene 
Braut, nicht aber eine blos unzuͤchtig gelebte und den con- 
cubitum anticipiete Perfon ihren verftorbenen Bräutigam 
beerben kann. Bon dem Herrn Advocaten Th. Befte in 
Gelle. | ©. 15. 

4. Bemerkung über bie Th. IE. tit. 1. $. 2, der Ober⸗Appella⸗ 
tions⸗Gerichts⸗Ordnung erwähnte Revisio in peinlihen Fäl- 
len. | ©. 28. 

5. Die Berorbnung vom 17, September 1822 fließt eine auf 
Bahlung von Kurkoften, Schmerzengeld und Vergütung für 
Berdienfl-VBerfäumung gerichtete Klage nidt aus. Mitge- 
theilt von dem Herrn Advocaten Ch. Befte in Celle. S. 31. 

6. Kann eine große gegenfeitige Abneigung ber Gemüther eine 
Che quoad vinculum trennen ? Von dem Herrn Advocaten 

Th. Befte in Celle, ©. 32. 
7. Wirkung auſſergerichtlicher Geftändniffe in Steuerproceffen, 
ein Redtsfal; — In Öteuerproceffen darf nit zugleich in 
demfelben Erlenntniffe die Verurtheilung des Befhuldigten 
und Einleitung einer weitern Inftruction, behuf eines aner= 
'otenen Unfchuldsbeweifes, ausgefprohen werden. ©. 36, . 

8. Iſt jeder auf Öffentliher Straße verübte Diebftahl als ein 
ausgezeichneter Diebftahl 1. Claffe zu betrachten? ©. 4l. 

9, Die bloße Anzeige eines Steuerofficianten, und wäre fie auch 
auf den von ihm geleifteten Dienfteid abgegeben, Tann bie 
Erlennung eines NReinigungseides gegen einen leugnenden 
Denuntiaten nicht rechtfertigen. Bon dem Herrn Advocaten 
Matthaei in Harburg. - ©. 47. 

10. Unmerkungen zu dem art. 292. des Hannoverſchen Criminal⸗ 
Geſetz-Buchs, die ausgezeichneten Diebftäple 2. Slaffe betrefs 
fend. ©. 49. 65. u.86. 

11. Ueber bie Nothwendigkeit, daß bei ben Commiſſionen zu Zeu⸗ 
genabhärungen bie Acten mitgetheilt werben. S. 61 

12. Ob der Vater gegen das, was feine in einen Meiechof eins 
geheirathete Tochter nad einer Eheftiftung, bei deren Volls 
ziehung der Vater zugegen gemweien, in den Meierhof zu 
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inferiren verfproden hat, nad deren Tode, bei Nichtvorhan⸗ 
denfein leibliher Kinder, Erbanfprüde geltend maden kann? 

\ S. 63. 
Alimentation des unehelihen Kindes über deffen 14tes Schr 
hinaus, Rechtsfall mit einem obergerichtlihen und einem Fa⸗ 
cultaͤts- Urtheile. Vom Herrn Dr. d. R. W. Mejer zu 
Clausthal. S. 75. 
Pr&judicium summi tribunalis, wornach das Eingebrachte 
eines aufgeheiratheten Ehegatten bei Meiergütern nidt zus 
rüdgefordert werden kann, wenn aud gar fein, oder ein ohne 
KRüdfiht auf das Eingebrachte, flipulieter Altentheil verſpro⸗ 
hen fein follte. Don dem Heren Advocaten Th. Beſte in 
Selle. S. 80. 


. Wer fhuldig ift über fein Richtwiſſen zu fchwören, braudt 


nicht eiblih zu erhärten: daß er nicht anders wiſſe, als daß 
fih die Sache To, oder nicht ſo verhalte. ©. 93. 
Bemerkung über den $. 14. der Hypothekenbuchs-⸗Ordnung 
der Stadt Stade vom 27. Zanuar 1829. Vom Herrn Ganze 
leifecretaie Dr. Statemann. 8, 97. 
Eriflirte für diejenigen Höfe 'im Osnabruͤckſchen, welche mit 
früher eigenbehörigen Perfonen befest geweſen, gegenwärtig 
dem Gutsheren aber nur mit Renten, feften Gefällen ober 
Dienften verpflichtet find, noch ein gutsherrliher Verband, 
ein |. g. dominium directum mit feinen Folgen? S. 105. 
Ueber die Stattnehmigkeit der Zufammentehnung des Wer⸗ 
thes mehrerer Beſchwerden zur Begründung der Appellations: 


fumme; und daß babet völlig unzuläffige Befchwerden nicht 
‚nit in Betracht gezogen werben bürfen, - &, 110. 


Ueber die Berbindumreit der Frachtfuhrleute. Nectsfall, 
Bom Herrn Abvoraten Matthaei in Harburg. ©. 113 u.129, 
Rechtsfall Über die Frage: Wem Lömmt die indebite ge- 
zahlte Srundfleuer zu? Bon dem Herrn Abvccaten Th, Befte 
in Celle. 5. 121, 
Pr&judicium summi tribunalis Cellensis, wornad; bie Ber- 
ordnung vom 18, Auguft 1731, betreffend bie Koppeljaab in 
dem F. Lüneburg und in der Grafihaft Hoya, Feine Gele: 
tzeskraft hat. | ©. 127. 
Rod ein Rechtsfall über die Verbindlichkeit ber Frachtfuhr— 
leute. Vom Heren Abvocaten Matthaei in Harburg. ©.135. 
Rechtsfrage: Sind die bei einem früheren Concurſe unbefries 
digt gebliebenen Gläubiger von der Concursmaſſe eines 
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‘zweiten Concurſes deffelben Cridars auszuſchließen, oter 


tommt ihnen ohne allen Unterfihied ihrer Forderung die Prio⸗ 
ritaͤt 2 alten den neueren Gläubiyern des zweiten Concur⸗ 
fes zu? ©. 139. 
Die. Shifffahrt auf dem Elbſtrome ift nah der Elbſchiff⸗ 
fahrts-Acte vom 23. Juni 1821 für frei erklärt und die im 
2ten Ablage des Artikels 2. von dieſer Regel in Bezug auf 
nn und " andere IAnftalten, zur Ueberfahrt von einem 

Ufer zum gegenüberliegenden gemachte Ausnahme iſt stricte 
zu interpretiren und auf eine Meberfahrt von cinem Ufer zu 
dem ohne bdivergirende Rihtungen gegenüber: 
liegenden Ufer einzufchränfen und nicht auf Transporte 
auszudehnen, welche nah Orten. gerichtet find, die dem Ab⸗ 
fahrte-Orte nit gerade gegenüber liegen. — Den Un: 
terthanen ſteht das Recht zu, die ihnen hiernach aus der 
Elbſchifffahrts-Acte erwachſene Befugniß bei den, Landesge⸗ 


richten geltend zu machen S. 145. 
Beitrag zur Lehre vom unterſchiede zwiſchen Zuftize und ze 
lizei-Sachen. S. 157. 


Begeht ein Gaſtwirth oder Speiſewirth eine Injurie, * 
er Jemandem den Zutritt in fein Haus verſagt? S. 160. 
Wenn bei einer Reyifien der Steuer-Beamten das Waarens. 
lager der Handels und Gemwerbetreibenden mit ihren Qui: 
tungs buͤchern nit übereinftimmt, fo Eann deshalb die Strafe 
der Defraude nicht gegen fie erfannt werden. Mitaetheilt 


"vom Herrn Adoocaten Matthaei zu Harburg. ©. 164. 


Rechtsfal zur Erläuterung der $$. 10., 11. und 12. des 
Stempelffeuergefebes vom 21. October 1834. ©. 167. 


. Rechtsfall, die Alimentation uneheliher Kinder betreffend. 
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Vom Herrn Dr. jur. Keidel zu Göttingen. ©. 177. 


. Das remedium restitutionis in integrum ift audy bei ber 


Juſtiz-⸗Canzlei zu Stade ein zuläffiges Nechtsmittel und wird 
durh den Gebraud der Supplication nicht —J— 


Kann eine Ehefrau aus einer mit ihrem Ehemanne gemein⸗ 
ſchaftlich ausgeffellten Privatſchuldverſchreibung in rechtlichen 
Anſpruch genemmen werden. Vom Herrn Advocaten Mat⸗ 
thaei zu Harburg. 186. 
Praͤjudiz des K. Sber⸗Appellations⸗ Gerichts zu Gele über 
ben $. 38. des Königl, Gefeges vom 8. September 1840, 
über das gerihtlihe Verfahren in GriminalsSahen, Vom 
Herrn Dr. d. R. W. Meier zu Clausthal S. 189. 
Præjudicium summi tribunalis, wonach burch die Anlage 
eines Brennofens die novi operis nuntiatio nicht begruͤndet 
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III. Literatur. 


Plato's Unterrebungen über die Gefese, —— v. Schult⸗ 


heß, neu bearbeitet v. S. Vögelin. Th. 1 S. 175. 
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1. An Beiträgen zur Kenntniß der Rechtsquellen. 


I. Ueberſicht der vaterlaͤndiſchen Geſetzgebung des Jahrs 1841-1849, 

in ſoweit dieſelbe das Juſtizweſen betrifft. S. 81. 

2. Privilegium des Biſchofs Eberhard für das Flecken Viſſel⸗ 

hövebde, d. d. Rotenburg, den Mittwochen in den Pfingſten 

1581. ©. 121. 

3. Reſcript bes K. Juſtiz-Miniſterii an das Amt * *, vom 1. 

März 1842, die Unftatthaftigkeit der Auslieferung von Gris 

minal-Verbrehern an bie Behörden der freien Hanfeftadt 

Hamburg betreffend, ©. 129, 

4, Documente aus eıner in ber Amts-Regiftratur des Amts 

Rotenburg befindlihen Acte, welche die Weberfchrift führt: 

„Die Obfervanz des Amts Rotenburg laͤngſt Leib länaft 
But betreffend.” 

1) Beriht des Land» und Kirchen⸗Commiſſarius Johann 

Wolff an das Juſtiz-Collegium zu Stabe, de Ao. 1669. 

DR 5 ©. 146. 

2) Attestatum fo Burgermeifter und Rath der Stadt. Vers 

den bahin ertheilet, daß der hergebrachte Gebrauch biefes 

Herzogthums Tängft Leib laͤngſt Gut, unter Cheleuten 

dem Verbifhen Stabt:Byche und darin dieferwegen ents 

ı haltenen Statuto ganz gemäß fey, daß aud nad) folder 

Ohfervanz zu Rathhaufe allemahl judiciret worden, S. 146. 

3) Atteſt des Amtmanns Haborff zu Rotenburg vom 26flen 

Juni 1710. ©. 149. 

4) Atteft des Amts Rotenburg vom 6. Oct. 1726. S. 150. 

5) Atteft des Amts Rotenburg vom 13. Sept. 1787. ©. 151, 

6) Aufforderung des Amts Rotenburg an bie ihm unterge- 

benen Amtsvoigte, d. a. 1815, und Berichte der letztern. 


©. 161, - 
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II. Abhandlungen und Rechtsfälle. 


. Bemerkungen zu bee Gontroverfe über bie Priorität des pris 


2, 
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vilegirten Pfandrechtes der dos und bes privilegirten Pfand: 
rechtes ex credito in utjlitatem im Falle ihrer Coliiſion. 
Bon dem Herrn Advocaten L. Ch. Bethe in&elle. S,1u.17. 
Verfuh einer Darftelung der Erbfolge und Theilungsprincis 
pien nad) ben Statuten der Stadt Stade, ©.9, 25, 33, 52 u. 65. 


. Eine Entfhädigungsklage findet gegen ben Spebiteur, wel⸗ 
der gegen eine erhöhete Speditiong- Gebühr und auf fein . 
Riſico es unternommen hat, durch die Douanen⸗Linie bie‘ 


. Waaren unverfleuert durchzubringen, wenn fie confiscirt wors 


s 


65. 


den ſind, nicht Statt. S. 44. 
Rescriptum Summi-Tribunalis, daß die Vorſchrift der Hil⸗ 
besbeimfhen Hofgeriht3-Orbnung, wornad in rebus arduis 
aufs Höchfte zwei Dilationen zu verflatten, durch den Ges 
meinen Beſcheid der Hildesheimfhen Juſtiz⸗Canzlei vom 17. 
Auguft 1816 weber abgeändert ſei, noch habe abgeändert 
werden koͤnnen. S. 49, 
Ein Meineidiger ift, wenn ihm in einem Rechtsſtreite ein 


Eid deferirt wird, verpflichtet benfelben zu referiren, wenn 


er fih der Gewiffensvertretung nicht bedienen Tann, oder 


6. 


will. Rechtsfall, mitgetheilt von dem Herrn Addocaten E. 
Holſcher in Hißader. ©. 61, 
Prejudicium summi tribunalis die Legitimation zu Klagen 
der vormaligen franzöfifhen Donatarien in Provinzen, welde 
durch ihre vormaligen Landesherren an Frankreich abgetre⸗ 
treten worden find, und die Verjährung folder Klagen bes 


‚ treffend. ©. 78. 
. Der von einer armen Parthei felbft gewählte Sachfuͤhrer 
braucht bderfelben keine unentgeldliche Rechtsvertheidigung zu 
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gewaͤhren. ©. 9. 
Ueber einige ſtreitige gechtsfragen aus der Lehre vom Re⸗ 
tentions⸗Rechte. S. 97. 


Ueber die Caſſirung des Stempelpapiers. (Mit einem Praͤ⸗ 
judiz des K. Ober⸗-Appellations⸗Gerichts zu Celle vom 29ften 
April 1842). Mitgetheilt vom Deren Dr. d. R. W. Meier 
zu Clausthal, S. 106 u. 113. 
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Die Frage, ob nah dem $. 145. ber Proceß⸗Ordnung für 
die Untergerichte wegen Proceß⸗Koſten appellirt werben 
tönne? x S. 112. 
Dem Rathe des Fleckens Viſſelhoͤvede ſteht die Befugniß zu, 
die über unbewegliche zu Viſſelhoͤvede belegene Güter ges 
fchloffenen Gontracte überhaupt, und insbelondere au Ehe⸗ 
fliftungen, worin über bergleihen Güter bisponirt wird, 
dem Fleckensbuche einzutragen, nicht aber bie Gonfirmation 
folder Contracte, wozu eine cause cognitio erforbert wirb. 
Das Amt Rotenburg hat übrigens auch in erſter Beziehung 
concurrentem jurisdictionem. 6. 117, 
Streitfragen aus dem GriminalsGefegbude für das Königs 
reih Hannover, (Bergl. Art. 292. nr. 3. — Art. III. — 
Art. 69. — Art. 307. —) ©. 125. 
1. Wann ift bei einem Nadlaßvertrage die Pluralität ber 
Stimmen, nad ber Größe der Zorberungen berechnet, ents 
Theidend und für die Minorität verbindlich? und 

2. Welcher Gläubiger kann durch die Majorität feiner Mit 
gläubiger zum Nachlaßvertrage gezwungen werben, und wann 


‚aber aud wieder nicht? e S, 127. 


Ein Saftwirth hat bei etwa geftohlenen Effecten in feinem 
Gaſthauſe die Erſatzverbindlichkeit nit fo unbebingt einem 
Sehrgafte zu leiften, wie er fie einem in feinem Wirths⸗ 


hauſe logirenden Fremden zu leiften ſchuldig iſt. G. 131. 


Rechtsfall zu Art. 88. des Criminal⸗Geſetzbuchs. Mitgetheilt 
vom Herren Abvocaten W. Baring jun. zu Luͤneburg. &.142, 
Die beiber Geburt eines Meierkindes zukommenden Succeffions- 
Rechte in den Meierhof, können diefem durch einen fpäterhin 
etwa bewirkten Freilauf des Golonats nicht aufgehoben” 
werden, &. 144. 
Ehrenverlegende Maafregeln obrigkeitliher Perfonen, wenn 
denfelben fein Exceß ihrer Dienftthätigkeit zur Laft fällt, be: 
gründen Feine Injurienklage. Rechtsfall. Mitgetheilt von 


dem Herrn Stodtrihter Ramdohr in Clausthal. S. 152, 
170 u. 177. 


Prajudicia der neueren Zeit, _worin die Exiſtenz des Ge⸗ 
wohnheitsrechts (längft Leib a Gut, im Amte Roten- 
burg) betätigt wirb, ©, 165. 


— V _ 
10. Benehungen über einen Xuffag in der jur, Zeitung 1842. 


20. Noch ein Beitrag zur Lehre vom Retractsrechte in der Stabt 
Gtabe, SG.. 183. 


21. Præjudicia summi tribunalis über die Auslegung bee Goͤhr⸗ 
der Tonflitution. Mitgetpeits ı vom Hein Dr. Erubup in 
Berden. S. 185. 

22. Præjudicium summi tribunalis Cellensis über die Frage 

nach welchem Rechte werden die Bermoͤgensverhaͤltniſſe der 
juͤdiſchen Eheleute beurtheilt? (S. auch Jahrg. X. Heft 2. 
p. 75 d. uriſt. Beitung). G. 387, 


11. Literatur. 


Bothmer, 6. F. €. A. von, Erörterungen und Abhandlungen 


aus dem Gebiete des Hannoverſchen Criminal-Redhts und 
SriminalsProceffes. Heft I. u. II. ©. 159. 


IV. Miscellen. 


Anfragen, das Geſetz uͤber die Entrichtung der Stempelſteuer de 
21. October 1834 betreffend. Vom Herrn Canzleiſecretair 


Dr. Stakemann in Stade. S. 189. 
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für das Königreich Hannover. 
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Kefeript des Königlichen Zuftiz-Minifterii vom 7. 
Sept. 1841 an die Juſtiz⸗Canzlei zu Stabe, 

dag im Fall die Untergerihte die im $. 69. 

der Proceg-Ordnung für. die Untergerichte, für - 
die Abgabe von Befcheiden und Urtheilen vor: 
gefchriebenen Friften verabfäumten, gegen die⸗ 
felben geeignete Verfügungen erlaffen werden 
follten. | 





Es⸗ iſt von einem in der Provinz Luͤneburg wohnhaften 
Advocaten gegenwaͤrtig eingereichten, einzelne proceſſualiſche 
Sabre. XVII. Heft J. | 4 ' 


DE 
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Vorſchriften bepielenden Aufſatze ut | ‚andern auch 


bad angeführt, daß nicht felten von einigen: Üntergerichs 
ten die im $. 63. der Proceß⸗Ordn. für die Unterges 
richte, denfelben für die Abgabe von Beſcheiden und Urs 
theilen vorgefchriebenen Friften hintenangeſetzt würden, 
und daß durch Beförderungsgefuche ſowohl, als felbft 
durch Befchwerdeführung über den flattfindenden Verzug, 
den Parteien Koſten entfländen, auf deren Erfag fie Teine 
Hoffnung hätten, und ed gewinnt das Anführen, daß 
einzelne Untergerichte fich einer Nichtachtung der vorers 
waͤhnten gefeglichen Beſtimmung ſchuldig machen, eine 
mehrere Unterflügung durd die, in folder Hinſicht neu⸗ 
erlich von dem Dr. jur. Meyer in Slauäthal, in einem 
von demfelben bekannt gemachten Aufſatze, p. 29, be⸗ 
haupteten Tchatfachen. Da derartige Mißſtaͤnde eine 
fortvauernde Beachtung verdienen, fo findet das Juſtiz⸗ 
Miniftertum Sich bewogen, der Königlichen Juſtiz⸗Canz⸗ 
lei hiedurch zu empfehlen, bei dem an Diefelbe gelangen 
den Untergerichtöacten Ihre Aufmerkſamkeit auch auf die 
fen Punct zu richten, und fuͤr den Fall einer Verabſaͤu⸗ 
mung der im $. 63. der Untergerichtsordnung vorge⸗ 
ſchriebenen Friſten das Geeignete zu verfuͤgen. 
Gleichzeitig will dad Juſtiz-Miniſterium die Königs 
liche Juſtiz⸗Canziei veränlaffen, Sich berichtlich darüber 
zu äußern, welche Srundfäge diefelbe hinſichtlich der bei 
derartigen: TORE der Partei erwachfenen 
Koften befsigt di: 
Hannover, den 7. Sept. 4241. 
Noͤnigl. Hannoverſches Zufkiz- Minifteriun. s 
. An Stralenheim. " 
König. Buftiz » Canzlei 
in Stade, - 


x 
— — — 
un 
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Abhandlungen und Rechtsfälle. 


Ueber bie ‚bei ver Veräußerung und Verpfaͤndung 
buüurgerlicher Grundſtücke m ben althannoverſchen 
Provinʒen vorgeſchriebene Anmeldung: bei 
der ſtadtiſchen Obrigkeit. | 

Bom Hein Dr. jur: S. Benfey in Göttingen). 


En ea — 





ever die Nothwendigfeit der Anmeldung der Veräußer 
rungen und Verpfaͤndungen bürgerlicher Grundſtuͤcke bei. 
ber ſtaͤdtiſchen Obrigkeit, find im vorigen Jahrhundert 
mehrere Verordnungen für bie althannoverfchen Provins 
zen erlaffen worden. - Die wichtigfte ift die „Verord⸗— 
nung,. daß Feine Häufer, Aecker, Gärten ober andere 
unbeweglihe Bürgergüter ohne Vorwiffen der Obrigkeit, 
unter deren Juriödiction oder in deren Feldmark das 
Gut belegen, verkauft, vertauſcht, verfeßt, in dotem 
mitgegeben, noch ſonſt ein jus in re barauf trandferirt 
werden folk, vom 6. Dctober 1742“ 1). Diele wurbe 
zunächft für die Fürftenthimer Galenberg und Gruben 
hagen erlaſſen. Erneuert wurde biefe Verordnung für 
diefelben Provinzen durch die „Renovatio edicti de 
. dato: 6. Oct. 1712, die Verkaufs, Bertaufchs und Ver⸗ 
yYppothecirung zc. der unbeweglihen Bürgergüter betrefs 
fend,, vom 13. Januar 1733" 2). Gleihfalld auf bie 
Verordnung vom 6. October 4748 bezieht fi bie „Ver⸗ 
ordnung Alienir⸗ und Verfegung der Bürgergüter betref⸗ 
fend, vom 47. Auguſt 4739” 2). Dieſe letzte Verordnung 


1) Corp. const, Calenb. cap. 2. S. 633. 
2) O. C. OC. c. 2. ©, 650. 
3) OC. C. O. c. 2. ©, 897. 
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bezieht ſich gleichfalls nur auf bie: Fuͤrſtenthuͤmer 
Salenberg, Göttingen *) und Grubenhagen und hat. e8 
hauptfächlih zum Zweck, die falfche Anficht zu befeitigen, 
ald ob die Verordnung vom 6. RR 41742 ſich nicht 
auch auf die Verpfaͤndungen beziehe. 

Durch die Koͤnigliche Verordnung de 45. Novem⸗ 


ber 1736 wider die heimlihe und ohne Anmeldung bei 


ben Stadt-Magiftraten vorgenommene Veräußerung bis . 


‚gerlicher und unbeweglicher Güter, Ratione bed Zürftens 
thums Lüneburg und incorporirten Sraffchaften“ 5) wird 
bie Verordnung vom 6. October 1742 auf das Fürften- 
thum Lüneburg und die demfelben incorporirten Grafs 
(haften ausgedehnt. Endlich ift am 26. Januar 1753 
eine befondere Verordnung über denfelben Gegenftand für 


die Städte Göttingen, Northeim, Ofterode, Einbed und 


Hameln erlaffen worden °). 

Es Hann dem Practiker nicht entgangen fein, wie 
verfchieden die Anfichten der Gerichte über den Inhalt 
und die Bedeutung diefer Verordnungen find und wie 
die zweifelhafte Auslegung derfelben häufig die Quelle 


der weitläuftigften Proceſſe iſt. Wenn ich ed wage, hier. 


einige, die Bedeutung dieſer Werorbnungen betreffende 
Fragen zu erörtern, fo ift dad ganz befonderö mein 


Wunſch, die Aufmerkfamkeit der Kenner unferd Landeds 


0 In dieſer Verorbnung wird bas Fürftenthum Goͤttingen 


ausbräcdlich ‚genannt, während in den beiden früheren mar’ 


Calenberg und Grubenhagen genannt werden. Dod 
wird in der legtgenannten Verordnung offenbar voraus 
gefest, daß auch die früheren Verordnungen ſich auf a 
Fuͤrſtenthum Göttingen bezogen. 
6) Corp. const, Luneb. Tom, III. ©. 578. 
6) Spangenberg, Sammlung der Verordnungen und 
wantgreiden. Bd. 4. S. 332. 


“ 
“ 





—— 


rechtes auf dieſe ſo hoͤchſt wichtigen Verordnungen zu 
lenken, und eine gruͤndliche Interpretation derſelben 
hervorzurufen. Bevorworten muß ich jedoch, daß ich die, 
fuͤr die oben genannten fuͤnf Staͤdte beſonders erlaſſene Ver⸗ 
ordnung vom 26. Januar 1753, welche manches Eigen⸗ 
thuͤmliche enthaͤlt, hier außer Acht laſſen werde. Die 
Fragen, die ich hier eroͤrtern werde, ſind folgende: 

4) Auf welche Rechtsgeſchaͤfte beziehen ſich die hier 
zu betrachtenden Verordnungen? 
. 2) Wer iſt zu der in dieſen Verordnungen _ 
ſchriebenen Anmeldung verpflichtet ? 
3) Un weldhe Behörde gehört bie — 
Anmeidung? 


4) Wie muß die Anmeldung efolgen? 





1. Auf welde Rechtögefhäfte beziehen 
fich die Hier zu betrachtenden Verord> 
. nungen? 

Es ift das Teinem Zweifel unterworfen, daß nad 
den hier in Frage feienden Verordnungen „keine bürgers 
liche Däufer, Aecker, Gärten, Wiefen oder andere unbes 
wegliche Bürgergüter“ ohne vorhergegangene Anmeldung 
an bie ordentliche Stadtobrigkeit, unter deren Juriddics 
tion oder in deren Feldmark dad zu veralienirende Stüd 
belegen, veräußert ober verfegt werben follen; 

daß ferner ohne vorhergegangene Anmeldung kein 
jus in re an folden Grun dſtuͤcken transferirt werden 
ſolle, 

daß endlich die ohne eine ſolche Anmeldung vorge⸗ 
nommenen actas alienationis null und nichtig ſeien. 


— ; — | 

Es iſt demnach dad nie bezweifelt worden, daß 
Eigenthum an dergleichen Grundflüden nicht übergehen 
oͤnne, daß ein Pfandrecht oder ein fonfliges jus in re 
‚an folhen Grundflüden nicht ald conflifuirt betrachtet 
werben koͤnne, bevor die in ben erwähnten Verordnungen 
vorgefhriebene Anmeldung erfolgt if. Bei Eigenthums⸗ 
übertragungen ift aber nicht. gewöhnlicher, als daß dem 
Ace der wirklichen Eigenthumsuͤbertragung ein Rechts⸗ 
gefchäft worhergeht, wodurch fi) der Eigenthuͤmer zu 
befien UWebertragung perfönlid verpflichtet. Es if 
. zwar aud) fehr gut möglih, daß KEigenthum uͤbertragen 
wird, ohne daß ein ſolches Rechtsgeſchaͤft vorherging und 
ſo iſt es keinem Zweifel unterworfen, daß nach gemeinem 
Rechte Eigenthum uͤbergeht, wenn der Eigenthuͤmer in 
der Abſicht zu- ſchenken, eine dos: zu, tonſtitubran, ober 
ein Darlehn zu geben, ohne fi vorher dazu ver» 
pflichtet zu haben, Geld oder Sachen einem andern 
tradirt. Auch iſt ſelbſt das möglich, daß der Kaufcon⸗ 
tract dergeſtalt mit der Uebergabe des verkauften Gegen⸗ 
ſtandes verbunden wird, daß er nicht als ein ber Eigen⸗ 
tBumsübertragung vorhergegängened Geſchaͤft ange⸗ 
ſehen werden kann. Allein bei oneroſen Eigenthums—⸗ 
uͤbertragungen und namentlich bei ſolchen, welche unbes 
wegliche Sachen zum Gegenſtande haben, iſt es weit ge⸗ 
woͤhnlicher, daß das Rechtsgeſchaͤft, wodurch ſich jemand 
zur Eigenthumsuͤbertragung verpflichtet, der wirklichen 
Eigenthumsuͤbertragung in der Zeit vorher, vielleicht 
lange vorhergeht. Auch darf das nicht überfehen werben, 
daß Telbft da, wo etwa ein SKaufcontract unmittelbar , 
mit der Tradition der verkauften Sache verbunden wird, 
doch der Kaufcoentract mit. den daraus entfpringenden 
Dbligetionen und der Act hei Bratition juriftiſch ſtreng 
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von einander gehalten werden muͤſſen. Es entſteht nun 
in Beziehung auf den Sinn, der bier in Betracht 
tommenden Verordnung die fehr ſchwierige Frage : 
Bezieht fih die Nothwendigkeit der Anmeldung 
und die im alle der nicht erfolgten Anmeldung 
eintretende Nichtigkeit nur auf die wirkliche Ver⸗ 
Außerung ded Eigenthbumd auf die Eis 
genthbumdübertragung oder auch auf die 
der Veraͤußerung vorhergegangenen oder zum 
Grunbe liegende Rehtögefhäfte (z. B. Kaufcons 
tract, Tauſchcontract u. T. w.) aus "denen bie 
5 Berpflichtung zur Eigenthbumßübertragung hervor⸗ 
ge 
Ich glaube nun, daß ſich die in'den fragli— 
chen Verordnungen enthaltenen, die Anmels 
dung betreffenden Vorſchriften nur auf die 
‚Veräußerung ſelbſt, nicht aud auf bie ber 
Veräußerung :vorhergegangenen oder. zum 
Grunde liegenden Gefhäfte, wodurd fid je- 
mand zur Eigentyumsübertragung verpflid- 
tet, zu beziehen feien. 
Ich will diefe Anficht zunächft durch die Betrachtung 
‚ber Verordnung vom 6. October 4712 rechtfertigen, ſo⸗ 
dann aber zeigen, daß die ſpaͤteren RER in Dies 
fer Ruͤckſicht nichts abaͤndern. 
Was nun die Verordnung von 112 — ſo 
ſpricht Folgendes fuͤr die Richtigkeit meiner Anſicht: 
I. Die Worte dieſer Verordnung u mit meiner 
Unficht. völlig vereinbar. 
Die dispoſitiven Worte der Sacrdmns lauten fol⸗ 
— 
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⸗Wie Wir denn hiermit aus Landesfuͤrſtl. Gewalt 
„and Obrigfeit hiermit fegen, orbnen und wollen, 

. „Daß von nun an überall. keine ‚bürgerliche Häu- 
nfer, Aecker, Gärten, Wiefen oder andere uns 
eheneglide Bürgergüter an jemanden anders, es 
„unter einer benachbarten Amts⸗ oder Gerichts⸗ 

- . „Jurisdietion oder auch außerhalb Landes wohn⸗ 
haft ſein, ohne Vorwiſſen und vorhergegangene 
„Anmeldung an die ordentliche Stadt⸗Obrigkeit 
„unter deren Jurisdietion oder in deren Feld⸗ 
„mark. bad zu veralienivende Stud belegen, vers 
„außert, verfaufet, vertaufchet, verſe⸗ 
net, denen Zöcdhtern in dotem mitges 
ngeben, oder fonften einiges jusin re, 
„unterwadvoreinem Vorwand aud fols 
bed gefhehen mag, trandferirtwerben 
aſolle, mit bem Anhange; daß alle ſolche 
„heimliche gegen dieſe unfere gnadigſte 
„Verordnung vorgenommene actus alie-. 
„nationis, wenn aud ſolches gleich ets 
„lie Sahre naher an den Tag Fame, 
„für null, nichtig und ungültig erklaͤ⸗— 
„ret, caſſiret und gänzlih aufgehoben ze.“ 
Die einzigen Worte, welche Zweifel gegen meine 
Anſicht erregen können, find die von mir befonderd hers 
vorgehobenen Worte „verkaufet, ver tauſchet. * 
Wenn dieſe beiden Worte fehlten, fo wuͤrde gar Fein 
Zweifel darüber möglich fein, daß die vorliegende Vers 
ordnung nur den Act der wirklichen Uebertragung. des 
Eigenthums und Conflituirung der a Rechte ber 

treffe. Denn 











— 


da wo bie Verordnung die Richtigkeit demjenigen 
Nechtögefchäfte ausfpricht, welche: ahne die verordnungs⸗ 
mäßige Anmeldung gefchloffen worten find.') ſpricht fie 
lediglich von actus alienationis ar 
„daß alle. folche Heimlihe ... . . - — aliena- 
„tionis . ... .; für null, nichtig und ungültig 
„erkläret cu 

Actus aliengtionis bezeichnet aber nur das wirkli⸗ 
che Webertragen: des Eigenthums, das wirkliche Conſtitui⸗ 
ten der jura in, re, begreift feinesweged auch bie Rechts⸗ 
geihäfte, wodurch ſich jemand zu ee 
gen verpflichtet. 

2) Im einem folgenden Theile der Verordnung, 
mo diejenigen, welche deren Borfchrift nicht befolgen, 
mit Strafe bedroht werben, find wieder Audbrüde ges 
braucht, welche nur auf wirkliche @igenspunmshbertragung 
paſſen, 

„und ſowohl derjenige, welcher das alſo heimli⸗ 
„her Weiſe transferiret, als derjenige, wel⸗ 
„cher ſolches an fich bringet, ein jeder mit 
„der Hälfte ıc. 

Durch einen bloßen Kaufcontract trandferirt man 
nicht, bringt man nichtö an fich, fondern erft Durch die 

binzulommende Tradition und Annahme. 





H 36 habe in diefem Auflage überall vorausgefegt, daß 
diejenigen Rechtsgeichäfte, für welche bie Anmelbung vor 

ä geſchrieben worben iſt⸗ bei nicht erfolgender Anmeldung 
ohne Weiteres nichtig ſeien. Nach den im Texte angezo⸗ 

genen Worten koͤnnte es ſcheinen, als traͤte die Nichtig⸗ 
keit nicht ohne Weiteres, fondern erſt durch Aus 
ſpruch der Obrigkeit ein, Allein da die Obrigkeit derglei⸗ 
hen Rechtsgeſchaͤfte unbedingt für nichtig erklären foll, 
fo ift dee Erfolg ganz berfelbe, als ob bie Richtigkeit 
ohne Meikeren einträte, - 


j 
⁊ 


23.30. 


8 dm: Ende der Verbeduung, von „ben verichiebes 
‚nen Obrigkeiten, deren ſtrenge — zur Pflicht 
gemacht wird, heißt es wieder: 

„und die heimlichen slienatlenen ännuliten ꝛt.“ 

Alſo auch hiex werben wieber Ausdrücke gebraucht, 
welche nur die Eigenthumsuͤbertragung bezeichnen. 

4) Xn der Stelle, wo die Verordnung die Rechts⸗ 
gefihäfte aufpählt, bei denen die Anmeldung flattfinden 
foH, find, wenn wit von den Worten „verkaufet, vertau⸗ 
ſchet,“ abfehen, nur Ausbrüde gebraucht, welche fi auf 
‚wirkliche Eigenthumsuͤbertragung oder Conſtituirung ding, 
licher Rechte beziehen. Es heißt da: 

veräußert, verkaufet, vertaufchet, verfchet, eis 

Toͤchtern in. dotem gegeben, oder fonften einiges 

zus in re, -unter was vor einem Vorwand auch 

folches geſchehen mag, tranbferitet werden ſolle ır. 
| Der Ausdruck „denen Töchtern in dotem geben,“ | 
bezeichnet natürlich nicht den Act, wodurch die Uebertragung 
einer Sache zur Mitgift verſprochen wird, fondern 
bden Xct, woͤdutch Eigenthum dotis causa übertragen 
wird, alſo, um und roͤmiſcher Ausdruͤcke zu bedienen, 
nicht die dotis promisslo, ſondern die dotis datio, mit 
hir Eigenthumsuͤdettragung. Die Ausbruͤcke „veräußern,“ 
„verfegen,“ „eitt Jus in "re transferiren,“ find unzwei⸗ 
deutig. * 

Alle Ausdrdee F WVerordnutag von 1712 
abgefehen von den-beiden Worten „verkaufek, 
vertaufches,“ beziehen fih fonah nur auf 
wirkliche Eigenthbumsubertsragung, auf wirft: 
liche Conſtituirung dinglicher Rehte. 

Aber auch dieſe beiden Worte ſtehen meiner Anſicht 
uͤber den Sinn dieſer Verordnung nicht entgegen. Denn 
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eß laͤßt ſich leicht nadhtweifen daß der Geſetzgeber durch 
diefe beiden orte nicht den bloßen Kuaufsontract, 
den bloßen Tauſchcontract bezeichnen wollte, ſondern 


die Berkußerung durch oder in dolge Berkaufes 
Oder Tauſches. 


Zuvoͤrderſt iſt es gewiß, vaß in der Sprade des 


. gemeinen Lebens durch die Worte „verkaufen,“ vertaus 


ſchen,“ ſehr häufig „dad Veräußern dur) Verkauf ober 


Tauſch“ bezeichnet wir Wenn jemand ausdruͤcken wil, 
Daß er feine Sache in Semäßheit eines Kaufcontractes 
auf einen Dritten übertragen habe, fe. wird er, wem er 


nit etwa zugteich Juriſt und Pedant iſt, nicht fagen, 
er habe fie in Gemäßpeit. Kaufcontractes auf 
einen Dritten übertragen, fondern er wird nur 


fagen, er habe fie verkauft, daß. fi) der Eeſetzgeber 


der Ausdrucksweiſe Des gemeinen Lebens bedienen koͤnme, 


ann ‚gewiß ‘nicht befttitten werden. Es muß mithin fos 


viel zugegeben, werben, :baß ed möglich ſei, daß der 


Geſetzgeber durch die Worte „verkaufen,“ „vertaͤufchen,“ 
die Veraͤußerung — N und sam babe 


bereichen wollen... ©. 
Daß der Geſetzgeber nun wirklich dieſe Bedeutung 


‚im Sinne gehabt habe, dafür vn der ganze Er 
menhang des Geſetzes. 


4). An der betreffenden Stelle. heißt ed: 
"„deränßert, verfaufet, vertaufchet, verſetzet, denen 
Toͤchtern in dotem ‚gegeben, ober fonften ei- 
a jusiare.. —— werden 
. follee: 

Diefe teßten Worte — nur —— wenn * die 


— einzeln aufgefuͤhrten ra ransiaWaner 
— in re enthalten. —— 


— — 


D) Da, wo die ohne Beobachtung der vorgeſchriebenen 
Anmeldung vorgenommenen Rechtögefchäfte für nichtig 
erklärt werben, tft nur von „actus alienatianis‘‘ und 
„alienationes‘‘ die Rebe. Durch diefe „actus aliena- 
tionis‘ follen diejenigen einzelnen Handlungen, welde 
vorher, ald der Anmeldung bebürftig, ſpeciell aufgezählt 
werden, generell zufammengefaßt werden. Denn ed ift 
gewiß. die Abficht des Gefehgeberd, daß überall, wo er 
‚die Anmeldung vorfchreibt, die nicht erfolgte Anmeldung 
die Nichtigkeit des Mechtögefchäftes herbeiführen fol. 
Daraus geht aber hervor, daß auch durch bie Worte 
„verkaufet“ „vertauſchet“ actus alienationis bezeichnet 
werben follen. 

3) Auch da, wo der Gefeßgeber die Strafe derjenis 
gen, welche die Anmeldung unterlaffen haben, beftimmt, 
nennt er ald Vorausſetzung das wirkliche „Transferiren“ 
das wirkliche „an ſich bringen‘ des Grundflüdes, Aus⸗ 
druͤcke welche gleichfalls darauf hindeuten, daß die Vor⸗ 
ſchrift der Anmeldung ſich nur auf die wirkliche Veraͤu⸗ 
ßerung und wirkliche Erwerbung des Eigenthums bezieht. 

Entgegenſetzen koͤnnte man mir, daß nach meine 
Deutung des Wortes „verkaufet,“ „vertauſchet“ dieſe 
beiden Worte ganz überflüffig feien, indem. dad Wort 
„veraͤußern“ natürlich auch die Veräußerung in Gemaͤß⸗ 
heit Verkaufes.oder Tauſches umfaſſe. Ich gebe zu, daß 
die Worte überflüffig feien, allein es kann auf diefen Eins 
wand Fein Gewicht gelegt werben, weil ja bie Worte 
„denen Zöchtern in dotem geben,’ welche offenbar tine 
Beraͤußerung bezeichnen, eben fo überflüfig fine, ımb 
weil es bed Gefehgeberd (verfehlte) Abficht war, durch 
Aufführung einzelner BVeifpiele von Weräußerungen ſich 
deutlicher zu machen. Ohnehin barf- nicht außer Acht 


» . 
® 

» 

R ’ 


EL. 0068 


gelaffen werben, wie unbeholfen nnd weitläuftig überhaupt 
die im vorigen Jahrhunderte erlaffenen Geſetze rebigirt 
worben find, und mie häufig fich in denfelden überhaupt 
entbehrliche Worte und Säbe finden. Man würbe bei 
deren ‚Interpretation gewiß fehr häufig zu ganz falfchen 
Refultaten gelangen, wenn man fletd davon ausgehen 
wollte, daß nichts Weberflüffiged in ihnen enthalten fein 
koͤnne. 

Wenn nun hiernach der Wortlaut der Verord⸗ 
nung von 4712 es mit ſich bringt, daß die Nothwendig⸗ 
feit der Anmeldung und die bei nicht erfolgter Anmels 
dung eintretende Nichtigkeit nur die wirklichen Veräußes 
rungen und Errichtung dinglicher Rechte betrifft, fo fins 
det dieſe Anficht auch 

II. mannigfache äußere N, Eine folge 
findet fich 

4) in dem gleichfalld am 6. October 1712 erlaffenen 
„Ausſchreiben der Königlichen Regierung wegen erecutis 
viſcher Beitreibung der Stadtgefaͤlle.“ 1) Hier heißt es: 
„Ihr werdet aus der an Euch geſchickten guäbigfien 
Verordnung vom heutigen dato erfehen, was Seine Ehurs 
fuͤrſtl. Durchlaucht, unfer gnädigfter Herr, wegen Ber; 
Außers und Alienirung ber bürgerlichen Immobilien 
befohlen”’ ıc. 

2) in den Verhältniffen Hafer VBerorbnung zu dem 
fjühern Rechte. Zur Zeit der Erlaffung bed fraglichen 
Gefeges bildete fchon längft das roͤmiſche und fonft in 
Deutſchland recipirte Recht die Grundlage der Rechts⸗ 
verfaſſung 2). Wäre nun über den Sinn unferer 
D6C. C. Tom. I. ©. 635. 


2) Verordnung vom 8. Zuli 1625 (C. C. C. Tom, IL. ©. 
621). oalenderg ſche Hofgerichts⸗Ordnung von 1639 tt. 
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Verordnung noch — ein Zweifel, To muß diejenige 
Interpretation vorgezogen werben, welche dem damals 


befianbenen Rechte am naͤchſten kommt, mithin diejenige, 
weiche die Verotdnung nicht auf die bloßen Kaufcontracte, 


fonbern nur auf: bie wirklichen Weräußerungen bezieht. - 


‚Hierauf glaube. ich mit ueberzeugung ausſprechen 
zu pirfen, 


daß die Verordnung vom 6. October. 4712 nach 


richtiger Interpretation nur die wirkliche Veraͤu⸗ 
ßerung und nur die wirkliche Errichtung dingli⸗ 


cher Rechte der Nothwendigkeit der RER 
unterwerfe. 


In den in der Verordnung ausgeſprochenen Zweiten 


derſelben liegt nichas, was mit Diefem Reſultate im Wis 


derfpruche flände. ' 
Es if Hauptzwed der Verordnung, daß bie Gatafter 


in der gehörigen Ordnung erhalten werben. Für dieſen 


Zweck iſt aber. nur dad wichtig, daß der jebesmalige 
Eigenthümer eined jeden Grundfihdles bekannt fei, 
und für: diefen Zweck iſt es ganz gleichgültig, ob es an⸗ 
gemeldet: wirb, daB jemand aus einem Gontracte ein pers 
ſoͤnliches Recht auf Webertragung  eined Grundſtuͤckes er⸗ 
worben bat, benn die Verpflichtung, die Öffentlichen Bas 
fen zu tragen, trifft den jededmaligen Eigenthümer des 


Geundfiüdes und den etwaigen Käufer nicht früher, al - 
wenn die Tradition erfolgt: if, und ihn zum ur 


mer: Ba hat. = 





” D 





32. (C.C. C. Tom. II. ©. 418 ff.) Galenberg’ihe Sanzlels 


Orxrpdnang ‚von 1663. tit. 28. $. 4 (C ©. C Tom, II. 
©. 302. 





—— 
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Es iſt ein ferncxer Zweck ber. Verordnung, daß bie. 
„Eigenthumshernen‘‘ nicht mit ber Zeit unbekannt wer⸗ 
den, Auch dies ſtimmt offenbar zu dem von. und aus⸗ 
gefprochenen Reſultate. 

Ein fernerer Zwed ift, daß verhütet werde, bag ein 


Grundftü nicht über feinen Werth unterpfanplich ver 


ſchrieben werbe. Auch hierin liegt Feine Schwierigkeit. 
Endlich ſoll verhuͤtet werben, daß ein Grundſtuͤck 

nicht an verſchiedene Perſonen „verkauft““ werde. Allein 

auch Hierin liegt Feine Schwierigkeit. Iſt nämlih unſere 


Sonterpretation der dispoſitiven Worte unferer Verord⸗ 


nung richtig, fo iſt auch an dieſer Stelle unferer Vers 


ordnung unter „verkaufen lebiglich die Eigenthumsübers 


tragung in Folge Verkaufes zu verſtehen. Ohnehin hat 
es gar keine Waͤhrſcheinlichkeit, daß der Geſebgeber denje⸗ 
nigen, welcher ſchlecht genug iſt, fein Grundſtuͤck an 
zwei verſchiedene Perſonen zu verkaufen, gegen die 
rechtlichen dolgen feiner Schlechtigkeit zu ſchuͤtzen die Ab⸗ 
ſichtl hate. 

So viel uͤber die Verordnung vom 6. Oetober 1742. 

Hieran if nun durch die zu Anfang diefes 
Auffapes erwähnten fpäferen, für die Fuͤrſten⸗ 
thbümer Calenberg und Säftingen erlaffenen, 
Verordnungen nichts geändert worben. 

I. Die „Renavatio edicti de dato 6. October 
1712, "die Verkauf, Vertauſch⸗ und Verhypothecirung 
der unbeweglihen Bürgergüter betreffend vom 13. Januar 
4733" 2) hat überall nicht Die Abficht, in der fraglichen 
Rüdficht,. die Beflimmungen der Verordnung vom 6. Oc⸗ 


tober 1742 abzuändern und die Nothwendigkeit der 


— — — 
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Anmeldung auf Verträge, welche nur ein perfönliches Hecht 
auf Uebertragüung sites ‚bürgerlichen Grundſtuͤckes ertheis 
len, auszudehnen. Es iſt hier nur der Zwed, bie pünct« 
liche Beobachtung jener Verordnung einzufhärfen und zu 
fichern. 

Ein ſcheinbares Bedenken duͤrfen wir indeſſen nicht 
unerwaͤhnt laſſen. Nachdem in ber „renovatio“ bie 
Berorbnung vom 6. October 4712 wörtlich wieberholt 
wird, fährt der Geſetzgeber folgendermaaßen fort: 


„Als wollen und verordnen Wir hiermit und 
„Kraft dieſes, daß obſtehender Verordnung nicht 
„allein von jedermaͤnniglich, welcher uͤber buͤrger⸗ 
„liche Güter dergleichen Contracte, die ein 
„jus inreconferiren, ſchließet, nicht weniger 
„von unferen Zuftiz-Collegiid, Beamten, Magiftras 
„ten und Gerichten, bei benen vorfallenden Pros 
„ceffen in judicando genau nachgegangen werde, 
„fondern wir gebieten auch denen fämmtlicyen 
„Advocatis und Notariis, welde von denen 
„Sontrahenten zu Auffegung derer Gontracte ges 
'„brauchet werben, ernftlih und bei ſechs Reichs⸗ 
„thaler Strafe... . . . . daß fie Die Contrahen⸗ 
„ten ihrer Schuldigkeit wegen Anmeldung dieſes 
wNegoti bei denen Magiftraten, erinnern, und 
„benen Gontracten die Claufel einfließen laſſen, 

“daß folche nicht eher als nach gefchehener folcher 
Anmeldung gültig fein follen.“ 


N folgt.) 





Verlegt von Herold und Bapıfah in Lüneburg. 
Gedrudt bei A. Pockwitz in Stade. 





. 





| Juriſ tiſche Beitung 


für das Königreich Hannover. 





1842. _ XVII Jahrgang. I. Heft. M 2. 





Abhandlungen und Nechtsfälle. 


I. Praejudicıum summi tribunalis Cellensis 
über die Frage: Sind Kaufgüter der Bauern, 
falls fie über 50 Jahre bei einer Meyerftelle 
gewefen, als zu Diefer Stelle gehörend zu be: 
erachten ? 
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In. Sachen Eggers contra Eggers erkannte Koͤnig⸗ 
liches Amt Beedenboſtel unterm 6. April 1848: 
ba es Ear ift, daß die fraglichen Kaufgüter über 
50 Jahre bei dem Eggerſchen Hofe ſich befunden, 
und nicht von dem Erblaffer der Beklagten neu 
zugefauft worden, folglih nad ber Meyerord- 
nung von 1699 cap. 2. nicht pro allodio zu 
halten, fondern ald zum Meyergute gehörig zu be⸗ 
trachten; fo ıc. 
Diefe Meinung hatte auch die Juſtiz⸗Canzlei zu 
Celle angenommen; allein Königliched Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht zu Celle hob am 8. März 1820 jenes Erkennt: 
niß mit den Worten wiederum auf: 
Wenn glei die im Rolande belegenen zwei Stüs 
de Feldland und die Immenſtelle zu Steinmwebel 
Jahrg. XVII. Heft. 2 





—— 


bereits über 50 Jahre lang bei der Meyerſtelle 
geweſen find, und hieraus eine Vermuthung 
für deren Meyerqualität entſteht; nachdem je 
doch die in formeller Hinficht hinlänglich beweis 
fenden SKaufcontracte ergeben, daß dieſe Pars 
celen urfprünglihd zu dem Eggerſchen Hofe 
nicht gehöret, fondern erft von dem Water des 
legt verftorbenen Colono angefauft worden find, 
hierdurch aber jene Präfumtion völlig elidirt, und 
die Allodialqualität der fragliden Parceln um 
fo mehr für genugfam bargethan ifly ald ihre 
fehr entfernte Lage von dem Meyerhofe einer 
Verbindung mit demfelben widerfpricht ꝛc, 


. 11. Ueber die bei ver Veräußerung und Verpfändung 
bürgerlicher Grundſtücke in den althannoverfohen 
Provinzen vergefhriebene Anmeldung bei 
der flädtifchen Obrigkeit. | 

(Vom Herrn Dr. jur. S. Benfey in Göttingen). 


arten 


: l 
Fortſetzung. — 


Wahrend in der Verordnung von 1712 das Wort 
Contract nicht erwaͤhnt wird, kommt hier dieſes Wort 
vielfach zur Bezeichnung desjenigen Rechtsgeſchaͤftes vor, 
welches der Anmeldung bedarf. Insbeſondere iſt den 
Advocaten und den Notaren bei Strafe vorgeſchrieben, 
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daß fie in bie Contracte die Glaufel aufnehmen, daß 
diefelben nicht eher ald nach geichehener Anmeldung gäls 
fig fein folen. Man hat nun unter Contracten in biefer 
Verordnung vielfach Verträge verflanden, welde ein 
perfönlihed Recht auf Webertragung eines Grunbflir 
ckes begründen, indem man gewohnt if, den Ausbrud 
Sontract mit Vertrag gleichbedeutend zu nehmen, 
und ferner Verträge in der Regel lediglidy als Ents 
ſtehungsgruͤnde von Obligationen anfleht. Hiergegen iſt 
nun freilich: geltend gemacht worden, daß: der eben anges 
zogene Theil ber Verordnung vorfchreibe, daß bie Advo⸗ 
: caten und Notare den von ihnen anzufertigenden Con⸗ 
tracten die Glaufel einfließen laffen follen, 
„Daß foldye nicht eher als nad) gefchehener fols 
„cher Anmeldung gültig fein ſollen.“ 
‚ Hieraus, nahm man an, folge, daß, wo eine foldye 5 
- Elaufet fehle 2), der Contract fofort feine Gültigkeit habe, _ 
weil fonft die Dinzufügung der Glaufel ganz uͤberfluͤſſig 
erfcheine unb weil ed jedenfalls unpaffend wäre, die Claus 
fel fo zu formuliren, wie es in der Verordnung geſchehen fei, 
daß folche (die Gontracte) nicht eher ald nach ger 
ſchehener ſolcher Anmeldung gültig fein follen. 
Bei einer fchon von Gefegeswegen eintretenden Nich⸗ 
tigfeit des Contractes würde die Elaufel nicht nöthig fein 
und jedenfalls dahin lauten müffen, 
daß die Contracte nicht eher als nach gefchehener 
Anmeldung gültig feien. 
Indeſſen moͤchte ich auf diefes Argument kein Gewicht 





1) Sie kann fehlen, wenn der Contract ohne Auziehung von Advo⸗ 
caten oder Notaren angefertigt worden iſt, oder wenn die 
Advocaten und RNotare ihre Pflicht vicht erfuͤllt haben, 


2* 
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legen, vielmehr halte ich es gar nicht für unmöglich, daß 
ein Gefeßgeber aus dem Anfange des vorigen 
Sahrhunderts den Abvocaten und Notaren die Hits 
zufügung einer an ſich überflüffigen Clauſel vorfchreibt- 
Dadurch hoffte er es zu erreichen, daß die Advocaten 
jedenfalls die Contrahenten an. ihre Pflicht, die Anmel⸗ 
dung der Veräußerung betreffend, erinnern. Auch kann 
es nicht auffallen, daß diefe Claufel nicht paſſend for⸗ 
muliret ifi. Es würde auch offenbar ein zu fonberbares 
Refultat fein, wenn man annehmen wollte, daß Con⸗ 
tracte, welche die Parteien ohne Zuziehung eines Advo⸗ 
caten ober Notard ſchließen, ohne Weitered gültig fein, 
dag dagegen Advocaten und Notare bei Strafe verpflich« 
tet fein follen, die Gültigkeit eines Conträctes =. eine 
befondere Clauſel zu ſuspendiren. 

Jede Schwierigkeit aber verſchwindet, wenn man die 
an der angezogenen Stelle der Verordnung vorkommen⸗ 
den Worte „Contracte, die ein jus in re conferi⸗ 
ren‘ beachtet. Es ift nur von ſolchen Eontracten bier 
überall die Rede, und nur auf folche bezieht fi die 
Vorſchrift, daß die Advocaten die oben erwähnte Claufel 
hinzufügen folen. Es find dies aber auf keine Weiſe 
Verträge, welche nur ein perfönlihed Recht auf 
Vebertragung einer Sache begründen, fondern Vertraͤge, 
oder zweifeitige Nechtögefchäfte, durch welche bereit das 
dingliche Recht conflituirt oder eingeräumt, wirb '). 

1) Der Ausdruck „Gontracte, welche ein jus in re conferiren’ 
kann nicht auffallen, wenn man in Erwägung ziehts‘ 

1) daß „Contract“ niht im römifhen Sinne zu neh⸗ 
men ift, fonbern mit „Vertrag“ gleichbedeutend ift; 

2) daß es eine zu einfeitige Auffaflung bes Wefens 


der Verträge If, wenn man fie fih nur als causas 
obligandi denkt, da bekanntlich Pfandrechte, Servituten, 
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Sonach ift durch dieſe renovatio die Vorſchrift wer 
gen Anmeldung ber Veräußerung von Bürgergütern in 
Beziehung auf die Frage, 

welche Rechtögefchäfte der Anmeldung bebürfen, 
durchaus nicht weiter audgebehnt worden. 

II. Bon der für das Fuͤrſtenthum Lüneburg erlafs 
fenen Verordnung vom 45. November 1736 gilt daffelbe, 
was von der fo eben betrachteten Verordnung gilt. Auch 
diefe Verordnung hat den Ausdruck „Contracte, welde 
ein jusin re conferiren. 

IH. Die Verordnung „die Mienirs und Verſetzung 
der Bürgergüter betreffend,’ vom 47. Aug. 4739 ?) ent 
hält nicht dad Geringfte, was ‚gegen unfere Anficht Zwei⸗ 
fel erregen könnte. Es iſt der Hauptzweck diefer Vers 
ordnung ed einzufchärfen, daß ſchon nach der Verord⸗ 
nung vom 6, October 1742 auch bei Verpfändungen die 
Anmeldung erforderlih ſei. Webrigend unterflüßt- dieſe 
‚ Verordnung auch unfere Anſicht, infofern fie ſich überall 
nur folder Ausdrüde bedient, welche darauf hindeuten, - 
daß die Nothwendigkeit der Anmeldung nur bei ber wirk⸗ 
hen Veräußerung und der wirklihen Errichtung 








Emphyteuſe und Superficies durch bloßen Vertrag conflis" 
tuirt werden; 

3) daß felbft die Tradition, wenn gleich fie nit in ei- 
nem bloßen Vertrage befteht, boch jedesmal einen Ber: 
trag enthält, (Savigny, Syſtem des heutigen 
Kömifhen Redts Bd. IIL ©. 313.) Denn ein 
„Vertrag iſt die Vereinigung Mehrerer zu einer uͤberein⸗ 

ſtimmenden Willenserklärung, wodurch ihre Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe beſtimmt werden,“ Zur Tradition als modus trans- 
ferendi dominiio gehoͤrt aber weſentlich, daß der Tradent 
und der Acceptant daruͤber ein ig ſeien, daß Eigenthum 
uͤbertragen und erworben werden ſolle. 

2) C. C. O. Tom. III. ©. 897.- 
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dinglicher Rechte erforderlich ſei. Die Ueberſchrift lautet: 
„Verordnung, die Alienär- und Berfegung 
der Bürgergüter betreffend.“ 

Im Gonterte heißt es unter Andern: | 
„und wir biejenige, fe auf unbeweglide Bürgers 
güter ein jus in re erlanget, dadurch folder 
Geftalt ſicher gu ſtellen gemeinet find, ꝛc. 

Sonach glauben wir unſere Anſicht gerechtfertigt 

zu haben. Die practiſche Wichtigkeit liegt auf der 
Hand. Verträge wodurch ſich jemand perſön⸗ 
lich verpflichtet, bürgerliche Grundſtuͤcke auf einen 
Andern zw übertragen, find ſchon ohne Anmeldung güls 
tig. Segt man nun den Fall, daß jemand etwa ein 
bürgerliched Srunbflüd verkauft, mit dem Verkaufe aber 
‚ zugleich bie. Tradition verbindet '), fo ift doch ohne ge 
fihehene Anmeldung nur Iegtere ungültig, der Kaufcons 
track ift natuͤrlich gültig und Elagbar. Dieſes Nefultat 
kat um fo weniger Bedenken, als in der bier betrachtes 
ten Verordnung überall nicht der Gefichtöpunet obwaltet, 
diejenigen, welche über unbeweglihe Bürgergüter contra⸗ 
biren, von Staatöwegen zu bevormunden und fie gegen 
ihren eignen Leichtfinn zu fchügen, wie dies bei fo mans 
hen Verordnungen über die Contracte der Bauern der - 
Tal if, Auch würde ed Feine. geringe Inconfequenz 
fein, wenn Bürger, welche über die größten Summe | 
durch jeden bloß mündlichen Vertrag gültig Tontra⸗ 
hiren koͤnnen, bei Bürgergütern felbft vom geringften 
Werthe, obne befondere — ſich nicht gultig 





1) Es kommt ſehr bäuffe vor, daß bie Tradition in den 
Kaufcontract in der Art aufgenommen wird, baß der Be⸗ 
fig durch ein constitutum possessoriam übertragen wird. 
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verpflichten koͤnnten. Bu dem zur Zeit ber Erlaſſung ber 
Verordnung vom 6. October 4742 fchon allgemein gültig 
gewefenen Römifchen Rechte paßt meine Anfiht mehr, als 
die entgegengefeßte, dba immer im Zweifel diejenige Anficht 
vorzuziehen ifl, welche am wenigften von dem beftehenden 
Rechte” abweicht. Es hat allerdings viel für fich, dag 
die Anmeldung der Veräußerung bürgerlicher Grundftüde 
bereits vor Erlaffung der Verordnung vom 6. October 
4712 Herkommens war, wie died bie Einleitung biefer 
ı Verordnung ergiebt, welde es für einen Mißbrauch 
erflärt,; daß dieſe Anmeldung nicht Überall gehörig ers 
folge. Sodann möchte fi die Nothwendigkeit der Ans 
meldung an bie nad) dem Rechte des Mittelaiterd bei 
Veräußerung der Grundflüde flattgehabte gerichtliche 
Auflaſſung anfchliegen. Hier ift nun ‚für uns das bes 
fonders von Snterefie, dab ſchon nah dem Rechte bed 
Sachſenſpiegels ver bloße außergerichtliche Vertrag, durch 
welchen fi jemand zur Uebertragung eined Grundflüdes 
verpflichtete, rechtöverbindlich war, und daß daraus auf‘ 
- die Vollziehung der gerichtlichen Auflafiung geklagt wer⸗ 
den konnte '). | 
1. Wer ift zur Anmeldung verpflidtet? 
Die Verpflichtung trifft beide Theile, denjenigen, 
welcher dad Eigenthum überträgt, oder das dingliche 
Recht errichtet, und den Erwerber. Es folgt die uns 
umftößlic daraus, daß die bei nicht erfolgter Anmeldung . 
eintretende Strafe („die Hälfte ded Werths des alfo ver- 
Außerten Stuͤcks“) nah ausprüdlidher Vorſchrift 
ber Verordnung vom 6. October 4742 beide Theile trifft. 
Darum tft aber noch nicht gefagt, daß nun auch jedes Mal 
di. Gar ; 


" 1) Sachſenſp. Bd. 1. art. 9. 
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beide Theile die. Anmeldung vornehmen müflen, viel 
mehr glaube ih, daß wenn einer in. der gehörigen Art 
Cefr. weiter unten ad IV.) die Anmeldung vorgenommen 
bat, den Gefege ein Genüge geſchehen ift, und daß ſo⸗ 
dann weder eine Strafe noch Nichtigkeit der Veräußes 
rung eintritt. - Nur wenn weder einer der beiden Theile, 
noch irgend ein Dritter, Namens derfelben, auf gehörige 
Weiſe die Anmeldung vornimmt, trifft die Strafe beide, 
ben Veräußerer und den Erwerber. Es ergiebt fich die 
. Richtigkeit diefer Anfiht aus den Worten und aud ber 
Abficht der Verordnung vom 6. October 1712. 


Die betreffenden Worte Iauten dahin: 
„Daß von nun an überall Feine bürgerliche Haus 
„ſer ........ ohne Vorwiſſen und vorberges 
„gangene Anmeldung an die ordentliche Stadt» 
-zöbrigleit „u... „ veräußert... . » . werden 
„ſollen ꝛc. | 


Es wird alfo nicht gefordert, daß eine gewiffe Per- 
fon die Anmeldung vornehme, fondern fie wird, wie die 
Römer fagen würden, in rem gefordert, und ed ift alfo 
genügend, wenn von einem von beiden Xheilen die Anz 
meldung auf bie gehörige Weife vorgenommen wird. 
Auch geht der Zweck der Verordnung überall nur dahin, 
daß die Heimlichkeit der Veräußerungen vermieden werde, 
und zu diefem Zwede genügt die von irgend jemandem 
vorgenommene Anmeldung. | 

II. An welche Behörde gehört die vorges 
Ihriebene Anmeldung? 

Die Beantwortung diefer Frage hatte zur Zeit, der 
Erlaffung . der - fraglihen Verordnungen weit weniger 
- Schwierigkeiten, ald gegenwärtig. Die Verordnung vom 
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6. October 1712 Heime ald diejenige Behörde, bei wel⸗ 
er die Anmeldung erfolgen muß: 
„die ordentliche Stadt⸗Obrigkeit unter deren Ju⸗ 
„risdiction, oder in deren Feldmark dad zu vers 
„alienirende Stüd belegen.’‘ . 
Nach diefen Worten ift ed der flädtifche. Magiftrat 
bei welchem die Anmeldung erfolgen muß. | 
‚Su ber „renovatio‘“ vom 13. Januar 1733 und in 
ber Verordnung vom 17. Auguft 1739 wird denn nun 
auch der Magiftrat geradezu als diejenige Behörde ges 
nannt, bei welcher die Anmeldung erfolgen muß. Gleis 
ches gefchieht in der für das Lüneburgifhe im Jahre 
1736 erlaffenen Verordnung. Wenn ed in der Verords 
aung vom 6. October 4712 heißt: 
| unter deren Jurisdiction, oder in deren Feld 
mar? dad zu veralienirende Stud belegen, 
ſo Tollte hiewurh die Anmeldung auch für diejenigen 
Falle an den Magiftrat gewiefen werden, wo dem Magiftrate 
entweder gar Teine Surisdiction suftand, ) oder wo fie 
ihm doch nit über die ganze Feldmark zufland °). Im 


J 





1) In der Reuſtadt Hannover z. B. ſtand fruͤherhin dem 
Magiſtrate die Jurisdiction uͤberall nicht zu, ſondern dieſe 
ſtand dem Koͤniglichen Gerichts-Schulzen-Amte in Hans 
nover zu (Defterley Handbuch des buͤrgerl. und pein⸗ 
lichen Proc. fuͤr das Kgr. Hannvver. Bd. J. S. 268). 
In Pattenſen war das Amt Calenberg wenigſtens im 
Beſitze der Jurisdiction, wenn gleich uͤber das Recht 
geſtritten wurde (ibid. Bd. 1. ©. 282). Nach richtiger 
Theorie gehörte die in Frage feiende Anmeldung demnach 
in beiden Fällen an die Magiftrate. 

3) &n mandhen Städten hatte der Magiftrat zwar innerhalb 
der Stadt, nidt aud in der ſtaͤdtiſchen Feldmark Juris 

* Hiction, So in Münden (cfr. Sefterley. Br 1. 9. 400). 
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neueren Zeiten haben viele derjenigen Städte, auf welde 
die hier in Frage feienden Verordnungen anwendbar find, 
befannter Maaßen neue Verfaſſungsurkunden erhalten. 
Ueberall, wo den Städten die Gerichtöbarfeit blieb, wurde 
deren Verwaltung von ber fonfligen Abminiftration ges 
trennt und einem befondern Stadtgerichte überwies 
fen 1). Dadurch wurde ed zweifelhaft, ob die Unmels 
dung an den Magiftrat, oder an dad Stadtgericht gehöre. 
‚ Wie bedeutend - diefe Zweifel find, möge aus folgendem 
Beifpiele fih ergeben. In Göttingen, welde Stadt . 
unterm 8. April 4831 ein Verfaffungd-Reglement er⸗ 
hielt ?) erfolgt auch feit diefer Zeit, gerade fo wie früs 
berhin, die Anmeldung der Veräußerung ftädtifcher Grund⸗ 
ftüde bei dem Magiftrate. Dagegen ift ed durchaus 





1) Zn einigen größeren Städten fteht neben bem Stadtge⸗ 
sichte ein „verwaltender” Magiftrat, und bie Mit- 
glieder des Stadtgerichtes find nicht zugleih. Mitglieder 
des verwaltenden Magiſtrats. Das GStabtgeriht und ber 
verwaltende Magiftrat zufammen bilden jebod dad „all 
gemeine Magiftrats-Collegium’, welhem aber nur ganz 
einzelne, beſtimmt benannte Gefchäfte zugewieſen find. 
So ift e8 namentlih in Hannover, Göttingen und Has 
meln. In Eleineren Städten dagegen befteht das Stadt⸗ 
gericht häufig Lediglich aus dem Bürgermeifter. Der Bürs 
germeifter fteht jedoch zugleich an ter Spite des (verwal- 
.tenden) Magiftrates und ein von dem Stadtgerichte und 
dem (verwaltenden) Magiftrate verfhiebenes allgemeines 

Magiftratd:Collegium kommt bier nicht vor. 

2) Ebhardt Gefege . . . aus dem Zeitraume von 1813 bis 
1839. Bd. III. ©. 506 ff. Goͤttingen gehört zwar zu dens 
jenigen fünf Städten, für welche die Landesherrl. Verordn. 
vom 26. Januar 1753 erlaffen worden ift, indeffen durfte 
doch dieſes Beiſpiel gewählt werben, weil in Beziehung 
auf die Frage, bei welcher Behörde die Anmeldung erfol- 
gen muß, biefe Städte nichts Beſonderes haben, 
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nicht gebräudhlich, die Beſtellung der Hypotheken auf 
ſtaͤdtiſche Grundflüde dem Magiflrate anzuzeigen, viels 
mehr findet hier nur eine Anzeige bei dem Stadtgerichte 
behuf Eintragung in die Hypothekenbuͤcher flatt. Es 

bat offenbar feine Veranlaſſung in der 
Verordnung für die Provinzen, wo dad gemeine 
Recht gilt, über die Zuftändigleit der Gerichte zu 
Beſtellung der öffentlichen, die Abfchaffung der - 
gleichfam Öffentlichen und die Controverfe über den 
Rang der einfachen gefeglichen Hypotheten, d. d. 

43. Juni 1828, 

deßz die Anmeldung der Beſtellung der Hypotheken bei 


dem Stadtgerichte erfolgt; allein dieſe Verordnung betrifft 


nur die Beſtellung oͤffentlicher Hypotheken. Es iſt 
nun gewiß, daß eine Öffentliche Hypothek nothwendig 
bei dem ‚Stadtgerichte angemeldet und in defien Hypo⸗ 
hetenbücher eingetragen werden muß. Allein es ift eben 
fo ausgemacht, daß überhaupt gar Feine Hppothet an 


- bürgerlihen Grundftüden ohne die in den hier‘ betrachteten 


Verordnungen ded vorigen Sahrhundertd vorgefchriebene 
Anmeldung entitehen kann. Dad Gefeß vom 13. Juni 1828 


beſtimmt nur diejenigen Formen, welche beobachtet wers 


den müffen, bamit eine Hypothek eine Öffentliche werde, 
befeitigt aber keinesweges diejenigen Formen, welche be 


. vbachtet werben muͤſſen, damit eine Hypothek überhaupt 


entfiehen koͤnne. Es find alfo durch biefe Verordnung 
auch Diejenigen Vorſchriften nicht aufgeboben, welche in 
den hier in Frage ſeienden Verordnungen in Betreff der 
Verpfaͤndungen buͤrgerlicher Grundſtuͤcke enthalten! find. 
Wenn es nun theoretiſch richtig ſein ſollte, daß die An⸗ 
meldung der Veraͤußerung buͤrgerlicher Grundſtuͤcke und 
der Errichtung dinglicher Rechte an den Magiſtrat und 
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nur on den Magifirat nit auch an dad Stadtgeridy 
gehöre, fo würde hieraus nothwendig folgen: | 
1) daß die beabfihtigte Beſtellung einer Privathy— 
pothek an buͤrgerlichen Grundſtuͤcken bei dem Magiſtrate 
angemeldet werden muͤßte, und daß eine Anmeldung bei 
dem Stadtgerichte gar nichts fruchtete; 
2) daß die Beftelung. einer oͤffentlichen Hypo⸗ 
thek an bürgerlichen Grundftücden zwar nit von Stats 
ten gehen Eönne, ohne Anmeldung bei dem Stadtgerichte 
weil nur dadurch der Verordnung vom 413. Jun 1823 
Genüge geleiftet werben Tünnte, daß aber Daneben, Das 
mit überhaupt irgend eine Hypothek entſte⸗ 
hen tönne, die Anmeldung bei dem Magiftrate et» 
forderlich fein würde. 

In der Stadt Hannover it es dagegen feit 
der Zeit, wo dieſelbe eine neue Verfaffung erhielt, ges 
bräuchlich geworden, jede Anmeldung von Veraͤußerun⸗ 
gen nicht bei dem Magiftrate, jondern nur bei dem Stadt, 
gerichte vorzunehmen. Es ift mir nun auch aud neueren 
‚ Zeiten eine Entſcheidung des Stadtgerichts alldort bes 
kannt, welde in diefem Sinne erlaffen ifl, wogegen aber 
Königlihe Zuftiz-Eanzlei zu Hannover in einer Entfcheis 
dung in derfelben Sahe in der höhern Inſtanz 
angenommen hat, daß die in den betrachteten Verord⸗ 
nungen vorgefchriebene Anmeldung eben fo wohl be 
dem Magiftrate, ald auch bei dem Stadtgerichte gültig 
vorgenommen werden koͤnne, da beide Behörden als 
ftädtifhe Obrigkeit zu betrachten feien. 

Sehr wünfchendwerth wäre ed gewiß gewefen, wenn 
über diefe fo hoͤchſt zweifelhafte Frage eine gefegliche 
Entſcheidung erfolgt wäre. Dies ift jedoch nur in Ber 
treff einiger —— Staͤdte, denen keine Jurisdiction 
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zuſteht, in der Art geſchehen, daß die Anmeldung der 
Veraͤußerungen der Buͤrgerguͤter an die Magiſtrate 
gewieſen iſt!). Es iſt nun die Frage, an welche Bes 
hoͤrde nach richtiger Theorie die nach den hier in 


Frage felenden Verordnungen nothwendige Anmeldung 


ber Veräußerungen und Errichtung dinglicher Rechte an 
bürgerlihen Grundſtuͤcken gehöre. 

Ich möchte glauben, daß der Magiftrat die für die 
bier in Frage feienden Anmeldungen auf chließlich 
competente Behoͤrde iſt. 

IL.. Daß ber (verwaltende) Magiſtrat für dieſe Ans 
meldungen competent iſt, dafuͤr ſprechen folgende Um⸗ 


ſtaͤnde: 


a. paſſen die Worte unſerer Verordnungen auf den 


Magiſtrat vollkommen. In der Verordnung vom 6. Ocs 


tober 4742 wird die Behörde, bei welcher die —— 
erfolgen muß, mit den Worten: 
Nordentliche Stadtobrigkeit, unter deren 


Jurisdietion, oder in deren Feldmark das 


zu veralienirende Stuͤck belegen 


bezeichnet. Die ſpaͤteren Verordnungen nennen geradezu 


den Magiſtrat. Diefe Ausdruͤcke paſſen jedenfalls auf 
den. verwaltenden Magiftrat, da diefer, abgefehen von 
der von feinem Geſchaͤftskreiſe ausgenommenen Ju⸗ 


risdiction, für alle Fälle die Obrigkeit der Stadt in uns ' 


terfier Inſtanz if. 
b. Der Hauptzwed, welcher durch die fraglichen Ver⸗ 
ordnungen erreicht werben fol, it die Inordnunghaltung 


1) Fuͤr Burgdorf, Eltagfen, Pattenien, Elbingerode und 
Springe, C. Ebhardt, Geſetze Verordnungen und Aus- 
o ſchreiben 2c, Bd. III. ©. 548, 557, 479, 487, 588. 
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ber flädtifhen Cataſter. Da nun die Führung der 
ſtaͤdtiſchen Eatafter den verwaltenden Masgiftraten obliegt, 
fo weif’t auch dieſer Zwed auf die Competenz der Magis 
firate hin. | | 

e. Die übrigen Zwede der Verordnung, daß nems 
lich die Eigenthümer der Srundftäde nicht mit der Zeit 
unbefannt werden, daß nicht dafjelbe Grundſtuͤck an Mehr 
rere veräußert werde, daß kein Grundflüd über feinen 
Werth unterpfändlich verfchrieben werde, koͤnnen durch 
die Anmeldung bei dem Magiftrate eben fo gut gewahrt 
werden, al3 durch die Anmeldung bei dem Stabtgerichte ). 

I. Daß der Magiftrat aber auch ausfchlieglid 
competent fei, dürfte fih aus Folgendem ergeben: 

2. Man kann das Stadtgericht, welchem doch nur 
. ein einzelner Zweig ber Öffentlichen Verwaltung, die Ju⸗ 
risdiction überwiefen ift, nicht die ordentliche Stadt 
obrigkeit nennen, da biefer Ausdruck nur ‘auf diejenige 
Behörde paßt, weldhe die regelmäßige Behoͤrde un« 
terſter Inftuny if. Das iſt aber nur der Masiftrat. 

b. Es würde offenbar der Hauptzwed der Berords 
nung, bie Snorbnunghaltung der Gatafter, gänzlich vers 
fehlt werden, wenn es den Parteien frei fände, beliebig 
bei dem Magiftrate, oder bei dem Stadtgerichte die ig 
“ meldung vorrunchmen. 


— 





dan 


1) Bon felbft verftcht es ſich übrigens, daß die Anmeldung 
einer beftellten Hoppothek dei dem Magiftrate nur zur Ber 
gründung der Hypothek überhaupt genügt. Soll eine 
öffentliche Hypothek begründet werben, fo würden 
natürlih aud die Vorſchriften der Landesherrl. Verord⸗ 
nung vom 13. Juni 1828 zu beobachten ſein. Dieſe 
Verordnung verlangt aber die Eintragung der Hypothek 

in die Hypothekenbuͤcher bes competenten Gerich tes. 


—8 











— 31 — 


c. Auch die übrigen Zwecke koͤnnten nicht. gehörig 
erreicht werben, wenn bie Parteien wählen Tönnten, ob 
fie bei dem Magiftrate, oder bei dem Stadtgerichte Die 
Anmeldung vornehmen wollen. 

Zu dem hier auägefprochenen Reſultate paßt noch 
folgender mir bekannter Umſtand. 

In der Stadt Goͤttingen beſtand im Grunde genom⸗ 
men ſchon vor Einfuͤhrung der neuen Verfaſſung ein be⸗ 
ſonderes Stadtgericht unter dem Namen „Civilgericht.“ 
Dieſes beſtand aus den Mitgliedern des Magiſtrates unter 
Vorſitz des Koͤniglichen Gerichtsſchulzen. Zu dem Ma⸗ 
giſtrate gehoͤrte letzterer uͤberall nicht. Die vorſchrifts⸗ 
mäßige Anmeldung der Veräußerung ſtaͤdtiſcher Grund⸗ 
flüde fand nur bei dem Magiftrate und nie bei dem 
Civilgerichte ftatt. 

IV. Wie muß die Anmeldung erfolgen? 

Was die Art der vorzunehmenden Anmeldung ans 
langt, fo koͤnnen wir uns hier Darauf befchränten, die Bes 
ſtimmungen der verfchiedenen hier einfchlagenden Vers 
ordnungen hervorzuheben, und einige Bemerkungen daran 
anzuknuͤpfen. Zunaͤchſt wollen wir nur die Kinftenthüs 
mer Galenberg, Göttingen und Grubenhagen berüdjichti- 
gen und am Ende über die für dad Lüneburg’fche im 
Jahre 1736 befonders erlaffene Verordnung Einiges hins 
- zufügen. 

Sn der Verordnung vom 6. October-4712 heißt es: 

daß von nun an überall keine bürgerliche Häufer 
u. f. W . 0.0... ohne VBorwiffen und 
vorhergegangene Anmeldung an die or⸗ 
dentliche Stadtobrigkeit . . . . . veräußert u. f. w. 
In der „renovatio‘‘ vom 47. Sanuar 41733 kommt - 
in dieſer Rüdficht folgende Beſtimmung vor 


ut D-=22 


Wogegen dann aber unfer ernfler Wille und Mey⸗ 
nung ift, daß diefe unfere renovirte Verordnung 
zu Ueberſetz⸗ und Befchwerung berer Eontrahens 
ten mit Gerichtöfporteln in Feine wege gemißbraus 
het, fondern wenn ein Contract produciret und 
nicht expresse eine gerichtlihe Confirmation 
darüber geſuchet wird, als welde nah Maaßge⸗ 
bung der jeded Orts approbirte Taxe zu bezahlen 
ift, bei denen Schreibereien fofort ein 
Ertract davon, foviel, deffen zur Rich— 
tighaltung der Catastrorum und Di- 
rection derer bei den bürgerlihen Caſ⸗ 
fen beftellten Einnehmer nöthig, gemas 
het, über fothaner geſchehener Präfenr 
tation des Contracts unter gewöhnlis 
her Unterfhrift ded Rath ein Docu— 
ment, entweder auf den Contract ober 
befonderd gefchrieben, wie ed bie Eon» 
trahenten am Liebften feben, ertheilet 
und davor nit mehr ald vier Gutegros 
fhen dur die Bank, es mag dad Per» 
tinend, fo der Contract angehet, viel 
oder wenig betragen, genommen, aud 
der Contract fofort zurüdgegeben wer— 
den folle. 


(Schluß folgt.) 


Verlegt von Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 
Gedrudt bei A. Pockwitz in Stade. 
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j Abhandlungen uni und Nechtsfälle. 


I. Weber die bei ver Veräußerung und Verpfändung 


bürgerlicher Grundftüde in den althannoverfchen 
Provinzen. vorgefrpriebene Anmeldung bei 
‘der ftäbtifchen‘ Obrigfeit. 

(Vom Herrn Dr. jur. &. Benfey in Göttingen). 





 (Sälup) 


In der Verordnung vom 47. Auguſt 1739 heißt es 


endlich: 
„Die Magifrate in denen. Städten haben aber 
„hiermit Befehl, alle die ihnen gefchehende Ans 
„meldungen von bergleihen Veränderungen ges 
„hoͤrig ad acta zu. verzeichnen, damit, wenn jes 
„mand, dem ed zu wiflen gebühret, ſich darnach 
„erkundiget, das erforderliche obrigkeitliche - 
 ,miß ertheilet werden Fünne.‘ “ | 
An dieſe — knuͤpfen ſich or Bır 
merfungen an: 
I. Daß eine — der Beräußprungen nicht 


werlangt werde, ergiebt nicht bloß der Umfland, dag Feine 


ber: Verordnungen : fie vorſchreibt, ſondern auch. pafifiv 
die: aus der Verordnung vom 47. . 13 hervor⸗ 
gehobene Beſtimmung.u 

Sabre. XVII. Heft l. 3 
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I. Den Eontrahenten ift lediglih die Anmels 
bung ber Veräußerung oder der Errichtung bes dingli⸗ 
hen Rechtes vorgefchrieben, jedoch in der Art, daß bie 
Anmeldung der Veräußerung vorhergehen fol (et. die 
oben angezogenen Worte der Verordn. vom 6. October 
47412). Uebrigend dürfte es nicht zu bezweifeln fein, daß 
durch eine nachher .erfolgende Anmeldung die Veräußes 
rung convalefcire. 

HI. Den Masgiftraten wirb es zur Pflicht gemacht, 
über die gefchehene Anmeldung dad Nöthige zu den Acs 
‚ten zu bringen und über. die geſchehene Anmeldung eine 
Befcheinigung zu erfheilen. Regelmaͤßig wird der Magis 
ſtrat diefe Pflicht nicht unerfuͤllt laſſen und auch die Par⸗ 
teien, welde bei deren Erfüllung intereffirt find, werden 
über deren Erfüllung wachen. Allein gedentbar iſt der 
Ball, daß der Magiftrat, ungeachtet einer gefhehenen 
Anmeldung, das, was ihm obliegt, zu thun unterläßk, 
Diefe Unterlaffung Seitend des Magiftrats Tann num, 
wie ich glaube, auf den Rechtsbeſtand der WBeräußerung 
keinen nachtheiligen Einfluß: üben. Denn nur fuͤr ben 
Bau der nicht erfolgenden Anmeldung beflimmen: die frag, 
lien Verordnungen, daß die Weräußerungen und Er⸗ 
rihtungen binglicher Rechte nichtig fein follen,. wogegen 
von der Beobachtung oder Nichtbeobachtung besjenigen, 
wad den Magiftraten obliegt, nichts weiter abhängig ges 
macht worden iſt. 

IV. Es könnte die Frage entfteben,- ob 66 zum 
Wefen der von den Contrahenten vorzunehmenden Ane 
meldung gehört, daß dieſelben einen ſchriftlichen Gen. 
tract vorlegen. Man koͤnnte vielleicht geneigt fein, bie® 
nad) der hervorgehobenen Beſtimmung der renov aus 
vom 17. Januar 41733 anzunehmen, Allein da nicch 
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gemeinem Rechte eine Weräußerung unbeweglicher Sachen 
und die Errichtung dinglicher Rechte, an ſolchen auch ohne 
ſchriftlichen Contract güftig erfolgen Tann, da dad han⸗ 
noverſche Landesrecht in Betreff der hier in Frage ſeien⸗ 
den Zandestheile hieran nichts ändert, fo Tanıt-menigftens 
in dem Falle, wo ohne fihriftlihen Contract eine Were 
äußerung vorgenommen wird, die Vorlegung eines Gone 
tratted zum Mefen der Anmeldung‘ nicht gehören, viels 
mehr muß «6 genügen, wenn beide Theile 1) bas lad 
den Biveden der Verordnung Weſentliche 2) dem Magis 
fheate zur Anzeige bringen. Kann man hiernach nicht 
fägen, dag überhaupt die Ueberreichung eines Tchrifts 
lichen Contractes zum Weſen der Anmeldung gehöte, fo 
ift auch Fein Grund vorhanden, fie dann als weſentlich 
zu betrachten, wenn, wie dies freilich meiſtens ber Fall 
fein wird, uüͤber die Veräußerung eines unbeweglichen 
Bürgergutes ſchriftlich contrahirt worden iſt. Die her 
vorgehoberie ‚Stelle der „„Renmovatis' vom 47. Januar 
41733 enthält keinesweges die Vorſchriſt, daß ber ſchrift⸗ 
ne Summer — ——— Ba een die 


| y Die Anzeige des einen Theiles allein; würde Bei einem 
bloß muͤndlich abgertioffenen Aehnoeiwaſt⸗ bei dem Mer 
giſtrate keine genägende:Webrrzengung, ba die —— 

rung erfolgt ſei, hervorbrängen.. ser 
- 2) Bierzu genügf bei einer Eigentfumsübertragung” fon, 
5 wenn nor ber Obrigkeit angezeigt wird, welches Grund: 
ttuͤtk Übertvagen, von wen, und auf‘ wen es uͤbertragen 
„wein Es bürfte gar michts darauf ;anfommen,. ob auch 
dem Magiſtrate etwa der, Kaufpreis und jonfige Bedin⸗ 
gungen der Vebertragung angezeigt werben. Mei einer 
WVerpfuͤndung mitte ds dagegen nach dem Zwecke umferer 
Beiiorbnungen weſentilch ſetu, dal zugleich die Gchur 
fuͤtt; ppelche dad. Grondſzuͤck dorpfaͤndet worden if: ante 

gend bezeichnet werde. ge 


— .—- 
Beſtimmung, wie ber Magiſtrat zu verfahren habe, „wann 
ein Contract producirt‘ worden ift. | 

In der für das Fuͤrſtenthum Lüneburg befonders im 
Jahre 41736 erlaffenen : Verordnung wird zumaͤchſt die 
wörtlid wiederholte Werorbnung vom 6. Detober 1712 
auf dad Fuͤrſtenthum Lüneburg und die incorpprirten 


Sraffchaften extendirt, fodann aber Folgendes hinzugefügt: 


„So oronen und wollen Wir hiermit und in Kroft 
biefed, - daß gebinferirter Verordnung nicht allein von. jer 
dermaͤnniglich, welcher über bürgerliche Güter dergleichen 
Eontracte, die ein jus in re conferiren, ſchlie⸗ 
Bet, nicht weniger von Unfern Juſtiz⸗Collegiis, Beamten, 
Magifiraten und Gerichten, bei denen vorfallenden Pros 
ceffen im judicando, nadgegangen werbe, fondern wir 
gebieten auch denen fämmtlichen. Advocatis und Nots- 
riis, welde von denen Eontrahenten zu Auffegung- derer 
Contracte gebrauchet werden, ernflih und bey Sechs 
Rthaler Strafe, welche jebed Orts Obrigkeit, fo zur Per 
ception derer Strafen berechtiget if, heimfallen foll, daß 
fie die Eontrahenten ihrer Schuldigkeit, wegen Anmtel 
bung dieſes negotii bei denen Magiftraten erinnern und 
benen Gontracten die Claufel einfliegen laſſen, daß ſolche 


nicht ehender, ald nad) gefchehener folcher Anmeldung und 


erfolgter EConfirmation gültig fern follen. 

Und wie der Endzweck diefer Verordnung unter ans 
dern dahin gehet, bamit durch dergleichen heimliche an 
Fremde, fo keine Blirger fein, oder außerhalb ber Stadt, 


sder unter einem andern Geridtözwange wohnen, geg 


ſchehene Veräußerungen der WBürgergüter bie Buͤrger⸗ 
haft. und Caͤmmerei nicht geſchwaͤchet, noch bie das 
son gehörige Schoffe und andere onera publica denen 
Städten entzogen, - oder boch deren Erhebung ſchwer 
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gemacht werden moͤge: So wird denen ſaͤmmtlichen Magi⸗ 
ſtraten hiermit ernſtlich befohlen, in dergleichen Vers 
alienirung der unbeweglichen Bürgergüter, 
an ſolche Perſonen, fo keine Bürger ſeyn, 
Nnicht ehender zu willigen, bevor wegen kuͤnfti⸗ 
ger und richtiger Abfuͤhrung, der fammtlichen auf ſolche 
Bürgergüter haftender onerum: pahlicorum, hinreichende 
Caution ‚oder fonflige ‚Sicherheit der Stadt beftellet wors 
Den." 

Das Eigenthuͤmliche ik. hier, daß nach diefer Verord⸗ 
nung bie Confirmation der Veräußerungen nothwens 
dig feheint, dan allermindeflens, wenn die Veräußerung 
ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke an jemand geſchieht, — nicht 
ne ber: Stabt fl. 


11. Rechtsfall über die, im eilften Jahrgange die⸗ 
ſer Zeitung. Heft 1. pag. 134 aufgeſtellten 
beiden Fragen: 
1)5) Ras ift hinſichtlich der Befugniß, nach ab⸗ 
gelaufener Beweisfriſt neu aufgefundene Addi⸗ 
tional⸗Zeugen zu produciren, Rechtens? 

2) Iſt dabei nöthig, ausdrücklich um Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand, gegen die ab⸗ 
gelaufene Beweisfriſt zu. bitten? 

Bon dem DEN Ayopeaten Th. Beſte in Gele). 





& n 
G traten in einer bei. Königlicher AJuflizsGanzlei zu - 
Selle ventilirten Sache der Gemeinde Galberlah und Als _ 
lerbuͤttel, Klägerinnen, wider bean Anwalt des Jagdamts 
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Gifhorn, Beklagten, wegen Entſchaͤdigung für erlittenen 
Wildſchaden aus den Jahren 4833 und 4834, erſtere 
nach Erledigung Bas pom Beklagten gegen bad Interlocut 
vom 47. Maͤrz 1837 jur Hand genommenen Rechtsmit⸗ 
tels der Leuterung ihren Beweis durch mehrere Zeugen 
am 7. Mai 4838, und letzterer feinen Gegenbeweis ver⸗ 
mittelſt mehreren Zeugen und Urkunden am 26. Novem⸗ 
ber. deſſelhyn Jahres am, indem ihm bis zum 24. Decem⸗ 
ber deſſelben Jahres eine. Friſtverlaͤngerung bewilligt 
war. Naſch beiderſeits, resp. am 26. November. 1838 
und, 0. April: 4839 verhandelter Vernehmlaffung auf 
Biefe hejden Beweisantretungen murbe, laut Erfenntniffes 
vom 45. Januar 1840, ; den eine. Begenbeweidzeuge bed 
Beklagten ald gänzlich unzuläffig erfanut. - Gegen biefen 
Befcheid legte Beklagter die Leuterung ein, entjagte fols 
her aber wiederum unterm 18. März deſſelben Jahrs, 
und benannte zugleich für den als plane inhabilis ner» 
worfenen Zeugen ohne Weiteres zwei andere ald Additio⸗ 
nals Begenbeweiözeugen mit der Bitte, ben Klägerinnen 
biefes zur Erklärung mitzutheilen. Diefer Bitte wurde 
auch laut Decrets vom — deſſelben Jahres Statt 
gegeben. Hiergegen aber machten die Klaͤgerinnen eine 
Vorſtellung in vim leuterationis, und führten wegen 
Nichtſtattnehmigkelt der in gegenwärtiges Lage des Pro- 
ceſſes geſchehenen Probwtion jener Additional» Gegenbes 
weidzeugen folgerde Gruͤnde dahin an: 4) weil bier Der 
Gegenbeweistermin mittelſt Welcheided vom 417. Novem⸗ 
ber 4838 ſchon feit dem 21. December deffelben Jahrs 
alſo feit einem ganz⸗ und einem vierteljährigen Zeitraumes 

abgelaufen: feiz 2) vom Beklagten keine erhebliche Reſti⸗ 
tutiondgruͤnde angeführt ſeien; 3). biefer ſich zugleich 
nicht zur eiblichen Werfiherung, die Abditional⸗Zeugen 
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erft nach Ablauf des fraglichen Termins kennen gelernt 
zu baben, angeboten, und endlich 4) um Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand gegen die abgelaufene Bweibfeik 
ausdrüditch nicht gebeten habe. 

Denn ad 4) fehreibe der Art. XXII. der Celle'ſchen 
Sanzlei-Orbnung ausdruͤcklich vor, daß Beweißtermine 
praͤjudiciell feien, und alle ferneren dilationes probändi 
abgeſchnitten fein follen. Es würde alfo geradezu gegen 
dieſe pofitive Worfchrift gehandelt werben, wenn bier 
nah einem fo bedeutenden Ablaufe des Beweister⸗ 
‚mind ohne MWeitered die fraglichen - Zeugen zugelafien 
werben follten. 

ad 2) beflimme fowohl die Ober⸗Appellations⸗Ge⸗ 
richts⸗Ordnung, Thl. 2. Tit. 8. Sect. 1. 8. 15. als aud 
die Celle'ſche Hofgeriht6-Ordnung Tit. XIII. $.2., daß 
nad verfloffenem WBeweistermine dem Bewerdführer ohne 
Beibringung erheblicher Urfachen, andere ober - mehrere 
Beugen, ‚ob er ihm gleich ſolches vor Ablauf des termiai 
probatorii bedingt, anzugeben nicht zugelaffen wer 
den folle, es wäre. denn in causis minorum, univer- 
sitatam und dergleichen, da das beneficium restitwtio- 
nis in integrum- ftatt babe, wobei die Abmittirung ber 
neuen Zeugen der richterlichen Ermäßigung anheim geſtellt 
fein folle. 

Der Beklagte fei nun weder ein minor, nod einer, 
ber mit diefem gleiche Rechte habe, noch mache er eine 
. universitas aus, noch habe er irgend ein Moment ans 
- geführt, welche dad beneficium restitulionis etc. ges 
gen den obigen ſo bebeutenden Ahlen! ber — 
degruͤnden koͤnnte. 

Sage ferner zwar jene Hofgerichts⸗Ordnung 8. 8. 
deſſelben Titels, daß dem Probucenten, falls bemfelben 


« 
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vor oder waͤrenden examine die Zeugen alle oder 
etliche derfelben mit Tode abgingen, post lapsum 
terınini probatorii. novos testes in locum demortuo- 


rum anzugeben geftattet werden folle; ſo könne jedoch - 


dieſe Borfchrift auf den vorliegenten Fall gar keine Ans 
wendung finden. Denn dem Beklagten ei feiner ber 


von ihm vorgefchhlagenen Zeugen vor dem Verhoͤre geftors - 


ben, fonbern einer berfelben nur.ald ein plane inhabi- 
lis testis verworfen. . Ein ſolcher Zeuge Zönne einem 
mit Tode abgegangenen Zeugen nicht gleichgefiellt, mit⸗ 
bin dem Bellagten nicht erlaubt werben, für jenen zum 
Zeugniffe ald gänzlich unfähig verworfenen Zeugen zwei 
andere in Vorſchlag zu bringen. 

- ad 3). Sefegt nun der Fall, der Bellagte hätte er⸗ 
hebliche zur fraglichen Reſtitution ermaͤchtigende Urſachen 
dargethan, fo wie jener $. 3. würde analogiter auf den 
‚Ball, wo ein Zeuge vor. dem Verhoͤre als gänzlich unfaͤ⸗ 


«dig. verworfen fei, angewendet; fo müßte jedoch der Bes 


klagte auch noch hier, wo die. beiden vorgeſchlagenen Zeu⸗ 
gen ald testes hoviter reperti anzufehen fein ‚würden, 
-gueor eidlich zn erhärten haben, daß er vor dem Ablaufe 
des Beweistermins Feine Kenntniß und Wiſſenſchaft von 
jenen beiden Zeugen gehabt habe; mithin verpflichtet ge⸗ 
weſen fein, ſich zur Ausſchwoͤrung dieſes Eides zuvor 
anzubieten. — | 

of. Pufend. Pror. Civ. P. 3. Cap. 6. $. 19. 

Süd, Comment. Thl. 22. pag. 188. = 

ad 4) Stehe nach den Rechten ausdruͤcklich feft, def 

die Wiedereinſetzung in den nogigen Stand eine Wohl 

that fei, die Niemandem ipso jure zuflehe, fondern um 
‚Seren Erthtilung man bitten müffe, dieſe alfo von rich⸗ 
-terlichem Amts wegen nach der-Regel: „„beneflcia nemisi 


P\ ) 
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obtruduntgr,‘* nicht ertheilt werden duͤrfe und koͤnne; 
ſo ſei es auch erforderlich, daß der Beklagte ausdruͤcklich 
um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen bie 
bier abgelqufene Beweisfriſt zu bitten gehabt hätte. 
. Bellen: zwar von Bülow und Hagemann Bd. 4, 
- Erört, 44. ©. 241 die Vernachlaͤſſigung ded ausdruͤckli⸗ 
hen Gefuche um Reflitution verzeihen, wenn: zu biefem 
Zwecke paßliche Gründe vorhanden feien, d. h. wenn der 
Kichter ſich aus bie Sachlage Üüberzeuge, daß er die Res 
#itution ertheilen müffe, fobald die Partei dad Geſuch 
‚um, felbige nachhole, oder wie Slüd (Comment. $. 433.) 
ſich ausdrüde, wenn aus ben Acten Bar erhelle, daß die 
Partei,außer aller Schuld fei, und diefe au, um den 
Proceß fortfegen zu koͤnnen, wuͤnſchen müffe; fo würden 
jedoch dieſe Grundfäße, wenn fie bier ihre Anwendung 
finden ſollten, einen gewaltigen Anftoß gegen die oben 
erwähnten Proceßvorfchriften und Nechtöprincipien nebs 
men. Gegen gefeglihe Vorfchriften aber, fo lange biefe 
Mar und deutlich wie bier, das Wort reden, können und 
dürfen jene doctrinellen Grundfäge feinen Anklang finden. 
Aus diefen Gründen baten die Klägerinnen um Zus 
ruͤckweiſung der fraglichen. Additional-Gegenbemweiszeugen 
und um Verurtheilung ded Gegners in die Koften. 
Hierauf erkannte Königliche Juſtiz⸗Canzlei zu Celle 
unterm 16. Sept. 1840 dahin: | 2 
wie der Antrag auf Zulafjung ber denominirten 
Additional» Gegenbeweidzeugen nah laͤngſt abge 
laufenem Gegenbeweistermine fi als unzuläffig 
barftelt, fo wird Beklagter damit audgefchlofien, 
und in bie. dadurch .veranlaßten Koflen verurtheilt. 
Segen diefen Beſcheid ftellte der Beklagte in vim 
leuterationis vor. Es habe feine Richtigkeit: 


a. daB bie Begenbeweißfrift bei Einreihung feiner 
Entfagung ꝛc. x. . dom 48ten nn 4840 verfirichen en) 
und 

b. von ihm. nicht. auedruͤctüch um Einſetzung in den 
vorigen Stand nachgeſucht ſei. Dieſes ſchien ihm indeſ⸗ 
fen auch keinesweges erforderlich, weil die von ihm bes 
zeichnete und aus den Acten conſtirende Thatſache der 
Berwerfung des Gegenbeweiszeugen qu. einen genügens 
den Grund der Zulaſſung der dieſſeitigen Additional⸗Gegen⸗ 
beweiszeugen um fo mehr in ſich faßte, als zur Zeit 
noch keine ——— in dieſem Sept aa 
net feien. 

ef. von Bülow und Hagem. pract. Eroͤrt. Bo. a. 

Eroͤrt. XLIV. Ä | 

e. Imgleichen könne ihm aud nicht vorgeworfen 
werden, daß er durch Denomination ber AdditionalsGes 
— die Sache in die Laͤnge zu ziehen beab⸗ 
ſichtigt habe. Denn er habe bereits am 28. Januar 
1840 über den Inhalt des Beſchluſſes vom 33 ejusd. 
m. et a. an Königliche Domainens&ammer berichtet, und 
wenn er erft unterm 44. März deſſelben Jahrs inftruirt 
wurde, bie beiden Additionalzeugen zu denominiren, fo. 
konnte er feine Entfagung ıc. vom 48. ejusdem nicht 
wohl früher, ald gefchehen, einbringen. 


Er. bat um Zuruͤcnahme des heſchwerenden Beſcheides 


und um Zulaſſung der betreffenden Zeugen unter Verur⸗ 


tbeilung der Klägerinnen, in Die. Koſten. 

Eventuell ſuchte der Beklagte ein Geſuch um Wies 
dereinfegung :in ben ‚vorigen Stand: bahin zu begründen: 
4) daß die Werfäumung der Friſt keinesweges feiner. 
Nachlaͤſſigkeit, ſondern lediglich der unvorherzuſehenden 
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Verwerfung des Zeugen qu. als eines inhabilen Gegen⸗ 


beweiszeugen zuzuſchreiben ſei, und 2) daß der den Fis⸗ 
cus repraͤſentirenden Koͤniglichen Domainen⸗Cammer nad) 


riner bei allem. deutſchen Gerichtshoͤfen herſchenden Praxis 


. ef. Hofacker. in prineipiis juris eivilis. Tom. II. 
8. 882. | 
bie Rechte der Minderjährigen in der Materie über 
die Wiedereinfegung in den vorigen Stand zugeflanben 
werden, und eine folche Wiedereinfegung bed Domani 
in den vorigen Stand, ſich in Diefem Yale um fo mehr 
unbedenklicher darftelle, als die klagenden Gingefeffenen 
Teineöweges Rechte ber Gemeinden Galberlab und Alters 
baittel, fondern, bes. ihnen geflatteten cpnsertii litis uns 
geachtet, nur den angeblich von einzelnen Eingeſeſſenen 
durch Wilbfraß erlittenen Schaden, mithin jura sim 

gulorum durch die erhobene Klage verfolgen. 

Er bat praevia restitutione in integrum contra 
kapsum termini reprobatorialis die denominirten Ad» 
ditionalsGegenbeweiszeugen annoch zuzulaffen, und wegen 
deren Abhörung bie erforderlichen Werfügungen zu erlafs 
fen. Ä 
Hierauf ‚liegen fi) bie Kiägerinnen dahin vernehmen: 

A. hinſichtlich der angebrachten Seuterung der Be 
Hagten. | 

ad a. Es ſei unrichtig, daß die Gegenbeweisfrift 
erfi am 48. März 1840 ‚abgelaufen fei, vielmehr ſchon 
Saut. ded Beſcheides vom 45 Nov. 4838 mit dem 2%. 
Der. defielben Jahrs. Bis zu diefer Zeit fi dem Be 
BHagten die Gegenbeweisfrift verlängert, und nicht bis 
zum 48. März 4840, wo er der gegen. den Beſcheid 
vom 45. Januar befielben Jahre ergriffenen Leuterung 
entſagt habe. Auch dieſer Beſcheid habe keine Verlaͤngerung 
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der ke gewährt, ſondern nad laͤngſt abges 
== Gegenbeweistermine, ven BIRNEN 

. alö.gänzlich. unfähig verworfen, 

ad b. Es fei nach den bereit von Klägerimen in 
ihrer obigen Borftellung sub M 4. angegebenen Gruͤn⸗ 
den eine ausbrüdliche Bitte um Einfesung in den voris 
gen Stand, gegen die abgelaufene Beweisfriſt von Sei⸗ 
ten bed Beklagten hier erforderlich, und es könne ber 
Umfland, daß zur Zeit ber: Verwerfung jened Zeugen 
noch. Teine. Zeugenausfagen in dieſem Rechtsſtreite eröffs 
net feien, jene Bitte ald nicht nothwendig darfiellen. Im 
den. Geſetzen fei eine ſolche Ausnahme nicht begründet, 
und molle zwar ‚per gegenfeitd. citirte Schriftfieller eine 
felhe machen, ſo füge er jedoch hinzu, fall der. Ablauf 
des Bemeidtermind nicht. zu — ſei. Dieſer M aber, 
wie oben gezeigt, fehr. bedeutend. 

. ad c. Habe der betzeffende Bericht freilich nicht 
früher abgeſtattet werben. koͤnnen, fo fei jedoch die in dem 
Berichte: vom. Beklagten geſtellte Anfrage: „ob Königs 
Ude Domainens&ammer noch Gegenbeweiszeugen habe?“ 
viel zu fpät nach dem bereits fo lange abgelaufenen Bes 
meidtermine geſchehen. Dennein Beweisfuͤhrer ſei nad) 
den procefjualifchen Vorſchriften verbindlich, ſaͤmmtliche 
Beweismittel, die er in Haͤnden habe, und wovon er 
Kenntniß erlangen. koͤnne, vor dem Ablaufe der Beweis⸗ 
friſt, beim gaͤnzlichen Verluſte derſelben, anzuzeigen, und 
koͤnne ihm nicht das obige Erkenntniß vom 45. Januar 
AB4O. das Recht geben, nad einem Verlaufe vom. einem 
Jahre und. dreien Monaten: noch: Zeugen ohne. alten 
rechtlichen Grund zu produciren. Es müffe daher den 
Beklagten unbebingt der mn des — hi 


„tes treffen. 


j 
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Sie baten die Leuterung bed Bellagten zu verwer⸗ 
fen. R.E. 
B. Hinſichtlich des eventuellen Geſuches, um Wie⸗ 
dereinſetzung in den vorigen Stand, ſtellten die Klaͤgerin⸗ 
nen vor: 

ad 1. Wolle man:diefen vom Beklagten angegeber 

zen Grund annehmen, fo wärben dadurch die nachtheis 
ligſten Bolgen entfliehen, indem eined Theils Zeugen, 
wenn jedesmal neue, für. die vermorfenen wiederum .ans 
gegeben werben dürften, in infinitum benominirt. wers 
den, und andern Theils die Rechte, welche der, dem Be⸗ 
weisfuͤhrer gegenhberfiehende Theil per lapsum termini 
probatorii wohl erworben habe,. fletd wieder entriffen 
wuͤrden. Koͤnne ben. Beklagten alfo aus dieſen Gruͤnden 
die unvorherzuſehende Verwerfung des fraglichen Zeugen 
gegen die Verſaͤumniß der betreffenden Friſt nicht ſchuͤ⸗ 
gen, fo muͤſſe auch ſolche Verſaͤumniß feiner Nachlaͤffig⸗ 
keit zuzuſchreiben fen, und zwar um fo mehr, da er von 
beiben Zeugen, die von ihm nirgends in den. Acten. aid 
gegenwärtig erft neu aufgefunden angegeben, fihon vor 
dem Ablaufe der fraglichen Beweisfriſt durch die Königs 
liche Domainen-Bammer hätte. in Kenntniß gefegt wers 
ben Finnen, falls ‚er zu der Zeit angefragt haͤlte. Dies 
ſes fei unterlaffen, alſo muͤſſe angenommen werden, daß 
Beklagte auf alle übrigen. ——— finsweigene 
verzichtet habe. ee 

ad 2. Weder nach — römifchen Geſehen, Hoch 
nach der vaterlaͤndiſchen Prayid,;werbe ber, :. den Fiscus 
tepräfentirenden Koͤniglichen Domainens@ammer die Rechte 
ber Minderjaͤhrigkeit zugeſtanden. Auch. die vom Beklag⸗ 
ten- angeführte Stelle, bei, Hofacker ſchreibe dem Fiscus 
gar nicht die bezuͤglichen Rechte zu, ſondern nur ben 
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universitatibus, beren Angelegenheiten durch Vorſteher 
beforgt werden. 
ef. Thibaut, Pand.⸗Syſt. 8. 1009. in fine 7. Audg. 
v. Wening-Ingenheim III. 3b. 9. 556. m fine 
3. Ausg. 

Zwar geben die Sefete dem Fiscus viele NWorrechte 
und Privilegien bei verſchiedenen Rechtsverhaͤltniſſen und 
Sefchäften, allein Rechte, welche den Minderjährigen ges 
währt werben, nicht. Gefebt auch, es würden ihm ſolche 
beigelegt, fo koͤnnten fich biefe aber niemals auf die Dor 
mainensGammer erfireden, da dieſe nur eine verwaltende 
Dehoͤrde des Fiscus fei, und. jene Rechte dem Fiscus, 
als ſolchen nur allein an ſich ſelbſt zuſtehen wirden. 
Wollte man auch ſolches nicht annehmen, ſo wuͤrde ber 
Koͤniglichen Domainen⸗Tammer nur dann erſt die Refti⸗ 
tutions⸗Wohlthat zuertheilt werden koͤnnen, wenn die, 
durch die obige Verſaͤumniß der Beweisfriſt entſtandene 
LELäaͤſion nicht durch eigene Schuld derſelben veranlaßt fein 
würde. Di eſelbſt verſchuldete Laͤfion nun laſſe dem Ber⸗ 
legten die Reftitutions⸗Wohlthat nicht angedeihen. 

cf. fr. 9. D. IV. 4. und fr. 26. D. IV. 6. 

Wie fehr aber eine ſolche Schuld hier deutlich vor 
biege, fei in den obigen Ausfuͤhrungen genügend datge⸗ 
get. Sie baten: die vom Beklagten nachträglich erbetene 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand, wegen Unerhebs 
lichkeit der angeführten BOMBER: als unzulaſts 
zu erklaͤren. 


Unterm 8. Spende — wurde zum waggewe 


gegeben : Ä 
| "Denmad), wenn. u. — — ‚Die in vem 2% 
ſcheide vom 415. Jatmar 1846- erfölgte Berwer⸗ 


fung: be® als Gegendeweiszeugen in Borfchlug 
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gebrachten N. N., für den Beklagten das Beduͤrf⸗ 
niß entſtand, an defien Stelle einen oder mehrere 
andere Zeugen zu. benennen, ſolches aud ned 
‚vor Ablauf der zug Rechtfertigung der gegen. deu 
Beſcheid vom. 45: Jauuar 1840 eingewandten 
Leuterung erbetemen Friſt geſchah, dennoch megen 
des damals feit läugexer Zeit bereitd erfolgten Abs 
laufs der zu Antretung ded Gegenbeweifes fruͤher⸗ 
hin gaſteckten Friſt, die nachträglich erfolgte 
‚Benennung ‚zweier Gegenbeweiszeugen ald rechts 
lich unftatthaft erſcheint, indeſſen eventuell nach⸗ 
traͤglich um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand ‚gegen. ben Ablauf. ber. Beweisſxiſt gebeten 
worden; — 
fo wird zwar die gegen den Beſcheid vom 16. 
September 1840 eingewandte und gerechtfertigte 
Leuterung, unter Berurtheilung ded Beklagten und 
Leuteranten in die Koſten diefer Leuterungs⸗Inſtanz, 
als unerheblich damit verworfen, indeffen dem: ds 
gen den Ablauf der Gegenbeweisfriſt nachtraͤglich 
angebrachten Reſtitutions⸗Gefuche Statt gegeben; 
und wie nunmehr bie unterm 18. März 1840: in 
Vorſchlag gebrachten Additional» Gegenbeweidgeus 
gen N. N., unter in foweitiger Beifeitefehung bed 
Decrets vom 16. September 1840, zu Ablegung eines 
Zeugniffes annoch zugelaffen werden, ald hat jes 
doch Beklagter die durch die nachträgliche Benen⸗ 
,. Hang biefer Zeugen‘ bis jetzt erwachfenen Koften, 
in cl. der Koflen dieſer Leuterungs⸗JInflanz resp. 
ſelbſt zu tragen und zu erſtatten. | 
Gegen diefed Erkenntniß beruhigte ſich der Einſen⸗ 
ber Dieſes, indem ihm gerade in einer gleichzeitig 
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verhandelten andern Sache der Dorfſchaften Calderlah und 
Allerbuͤttel, jetzt verſchiedener Eingeſeſſenen zu Calber⸗ 
lah allein, Kläger, wider den Anwalt des Jagdamts 
Sifhorn, Beklagten, wegen Entfhädigung für erlittenen 
Wildſchaden in den Jahren 1834 und 1885, in weldher 
er mittelft der Leuterung- faft dieſelben obigen Gründe 
audgeführt hatte, ein Erkenntniß unterm 15: November 
4841 von demſelben Gerichte, des Inhalts wurde: 
Nachdemmalen die gegen die mediante restitutione 
gefchehene Zulaffung der Additional⸗Gegenbeweis⸗ 
zeugen wiederholt vorgebrachten Einwendungen 
ſſich als völlig unerheblich darftellen, fo behält es, 
uunter Werwerfung der erhobenen Beſchwerden, 
bei bem decreto contra au lebigü fein Bes 
wenden. | 


’ 


Sn erften Decennium biefed Jahrhunderts hatte ber 
Migenthämer eined Patrimonialgerichtö, bei welchem ein 
Juſtitiar angeftellt war, felbft Gericht gehalten. und dem 
sinen ber ſtreitenden Theile anbefohlen, ſofort fein Haus | 
| —— | 
Diefer ſuchte in einem Schriftſatze die Geſetzwidrig⸗ 
kit dieſes Verfahrens darzuthun; erhielt aber von dem 
Juſtitiar einen abſchlaͤgigen Beſcheid, welcher, ”) da» 
burdy;motivirt wurde, . 
daß der. Hr, N. N. mehrere Jahre in einem d 
hoͤhern Landes⸗Juſtiz⸗ Collegien geſeſſen, u 
wiffen müfle, was den Rechten gemäß fei: 
Das I ber — Re — — 
gungen. 5. —— 
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Abhandlungen und Nechtsfälle. 


* 1. Vergütung von Terminsgebiihren neben den Diäten 
für Advocaten bei auswärtigen Terminen im 
Bezirke der Juſtiz⸗Canzlei zu Hannover. 





In Betreff dieſes Gegenſtandes erließ die Juſtiz⸗Canzlei 
zu Hannover am 3. Nov. 4841 folgendes A an 
das Amt Wennigfen: 


Laut einer vom biejigen Advocaten Yugufl Rautens 
berg bei Und eingebrachten Beſchwerde hat das Königl. 
Amt ad acta ded Duerulanten, ald Adminiftratord des 
von Mündhaufen’fchen Guts Bettenfen, Imploranten, 
wider den Vollmeier Chriftoph Neddermeyer in Arges⸗ 
torf, Smploraten, wegen Wegegerechtigkeit, dem Befchwers 
deführer, mittelft Decretö vom 148. Juni 1844, die von 
bemfelben außer 3 4 Diäten noch berechneten 48 996 an 
Terminsgebuͤhren geftrihen. Da nun aber eine Belohs 
nung bed Sadhführerd für die Abhaltung ded Termins 
deshalb ald angemeffen barftellt, weil big zugebillig⸗ 
B Diäten nur als Entfchädigung für gehabte Zehrungss . 
fen und Zeitverluft anzufehen find, fo wird.dad Königs 
Ä Amt, falld die der Beſchwerde zum Grunde geleg⸗ 
ia ‚ten vorſtehenden Thatſachen richtig angegeben worben,- 
: Faber, . xXVII. Heft. 4 
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hierdurch angewieſen, dem Querulanten die fraglichen 
Terminsgebuͤhren, außer den erwaͤhnten Diaͤten, annoch 
zuzubilligen, im entgegengeſetzten Falle aber — 
Bericht anhero abzuſtatten. 
Hannover, den 6. Nov. 1844. 
| Königliche ıc. Juſtiz⸗Canzlei. 
An 
Königl. Amt Wennigfen. | | 
Das Amt Wennigfen nahm darauf durd) Beſcheid — 
vom 414. November 1841 die erkannte Moderatur zuruͤck. | 





11. Der Frachtbrief, in feiner rechtlichen Bedeu⸗ 
tung und feinen rechtlichen Folgen, . | 
‚beleuchtet vom Heren Advocaten Matthaei zu Harburg. 





Es iſt bekannt, daß der Frachtbrief, la lettrè de 
voiture, (bei den Schiffern, welche zur See fahren, das 
Connoſſement, Connoissement, Police de charge- 
ment, welches aber ganz anderer rechtliher Natur if), 

. dad einzige Document iſt, welches regelmäßig bei ber 
Spebition zwifhen Spediteur und Fuhrmann oder Schif⸗ | 
fer aufgenommen wird. Auch zwifchen dem Spediteur 
und deſſen Committenten oder anderen Zwiſchenhaͤnden 
bildet der Frachtbrief, wo nicht häufig das einzige, doch 
faft immer dad Hauptdocument, welches deren wechfels 
feitige Rechte und Pflichten beflimmt. Muͤndliche Viguy, . 
abredungen kommen bier, außer etwa wo Ligenägiier‘: 
als Vermittler eintreten, felten vor und es ift ſehtehe⸗ 
wöhnlich, daß die Güter mit directen, d. h. von — * 
ſendern ſelbſt ausgeſtellten Frachtbriefen begleitet werden · 
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wo bann ber, der Verſendung fich unterziehende, Spedis 
teur von felbft zur Erfüllung aller Bedingungen ber 
Frachtbriefe auch gegen die Abfender verpflichtet wird, 
wenn auch weder mündliche noch fchriftliche ADD 
gen flattgefunden haben. *) 

Der Srachtbrief bildet alfo die Grundlage aller Spes 
dition und ed wird daher nicht ohne Intereſſe fein, ihn 
von den’ hauptſaͤchlichſten Eeiten einer näheren Beleuch⸗ 
tung zu unterziehen. 

Es enthält nun diefed Document, welches zwar ſtets 
ſehr kurz if, dennoch den ganzen Fracht⸗Vertrag mit als 
Ien feinen Bedingungen, wefentlicy insbefondere 

4) ein’ Verzeichniß der Güter, welde, 

2) Angabe der Lieferzeit, worin, 

3) des Lohnes, wofür, und. 

4) ded Orts und Empfängers, wohin und an 
wen fie geliefert werden follen, **) und ed dient zugleich 


*) Bleiben in einem folhen Falle die Bebingunaen bes dis 
zecten Frachtbriefes unerfüllt, fo wird fih ohne. Zweifel 
der Abfender zunaͤchſt an den Spediteur halten koͤnnen 
und diefer wird ſich der Entſchaͤdigungs⸗Pflicht nur dann 
entgiehent, wenn er zu beweiſen vermag, baß er feiner 

Seits ſich alle möglihe Mühe gegeben, den höditen Fleiß 
angewandt habe, damit die Bedingungen bes Frachtbriefes 
erfüllt würden. 


*) Das franzöftfche Handelsreche fordert von dem Fracht⸗ 
, briefe daB er 1) batirt -fei, 2). die Ratur, das Gewid;t 
oder den Inhalt der zu verfendenden Gegenflände angebe, 
3) bie Zeit, innerhalb‘ welcher die Uebderlleferung geſche— 
ben folle, .4) den .Namen und Wohnsst ‚bes Berfenders, 
. 5) den Raten besjenigen,-an melden bie Waaren über- 
liefert werben foHen, o) ben: Mamen und Wohnort des 
Frachtfahrers, 7) ben: Fuhrlohn, 8) da Gntſchaͤdigung bei 

4* 
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die Aushaͤndigung und Annahme deſſelben old Zeichen 
des perfect gewordenen Contractes. 

Eigenthuͤmlich iſt dabei, daß dieſes Document nur 
einfach aufgenommen und dem Fuhrmanne oder Schiffer 
belaſſen wird, weshalb eben die Annahme dieſes offenen 
Frachtbriefes von Seiten des Fuhrmannes oder Schiffers 
die Stelle der Auswechſelung einer Empfangsbeſcheini⸗ 
gung der Guͤter und Gegenverpflichtung, ruͤckſichtlich de⸗ 
ven Transports, Ablieferung u. |. w. vertgitt, und daß 
dad Document in Form einer Anweifung auf oder auch 
einer Zufhrift an den befignirten Empfänger ber 
Ladung (welcher unter der Voraudfegung wenigftens, daß 
er nicht die Annahme der Güter überhaupt ablehnt, und 
abzulehnen befugt iſt) dadurch verpflichtet wird, ausge⸗ 
ſtellt zu werden pflegt. 

Da die Annahme bed Frachtbriefed für den Schiffer 
oder Fuhrmann von ber größten Wichtigkeit ifl, und ba 
‚bebeutfame Folgen für fie daraus erwachlen, fo erfheint 
ed wichtig, den Zeitpunct zu beflimmen, da diefelbe al& 
geſchehen zu betrachten ift. 

Man könnte, wenn in diefer Hinſicht die Sache auf die 
Spitze geſtellt werden follte, im Gebiete der Kaſuiſtik 
mancherlei Fragen aufwerfen, die jedoch nur anfcheinend 
pisfindig find. Man kann z. B. fragen, in weldem 





verfpäteter Ablieferung, 9) die Unterzeihnung vom Spe⸗ 
diteur, und 10) am Rande die Zeichen und Nummern der 
Frachtſtuͤcke. 

Die Elbſchifffahrts⸗Aete v. 23. Juni 1821 beftimmt 
im Art. 17.: „ein Schiffer fol nicht eher eine Waare 


einladen, als bis er darüber einen Frachtbrief vom Abs, 


fender erhalten Hat, woraus bie Gattung, die Menge und 
ber Empfänger der Waare erfihtlic iſt.“ 


En 
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‚Augenblide die Annahme des Frachtbriefes als gefchehen 
zu betrachten? ob durch die bloße Auswechfelung von 
Hand zu Hand? — Das würde vielleicht übertrieben 
fein; allein fobald der Fuhrmann nicht nur den Frachts 
brief felbft angenommen, fondern au — denn das wirb 
oder follte er wenigftend ungefäumt thun,. und fogar 
fon vorher gethan haben — die Webereinflimmung defs 
felben mit feiner Ladung verglichen, oder Doch Zeit genug 
dazu gehabt hat, und jedenfalld alfo, fobald er dem 
Transporte fich unterzogen, bdenfelben angefangen, wenn 
auch noch nicht vollendet hat, wird die Annahme des 
Frachtbriefes unftreitig als gefchehen zu betrachten und 
der Fuhrmann oder Schiffer werden alle Folgerungen 
daraus wider fi gelten zu laſſen, gehalten fein. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen wenden wir 
und zu den Eigenthümlichteiten des Trachtbriefes und 
den als wefentlich oben, angegebenen Erforberniffen defs 
felben, um im Einzelnen deren rechtlihe Bedeutung zu 
ertennen : 

4. Wenn ein ordnungsmäßiger Fradt- 
brief von dem Fuhrmanne oder Schiffer an» 
genommen ift, fo wird vor allen Dingen der 
Empfang der darauf verzeihneten Güter ald 
eingeflanden und Feined weiteren Beweifes 
bedürftig zu betrachten fein; fobald daher ber, 
wegen eines abhanden gelommenen, oder verloren gegan” 
genen Ballen Waare in Anfpruch genommene Schiffer 
oder Fuhrmann, eingeficht, daß er ‚bei der Ladung den 
fraglichen Frachtbrief, worauf der verloren gegangene 
Ballen ſich mit verzeichnet findet, empfangen und ange⸗ 
nommen und ſich des Transportes unterzogen habe, fo 
erkennt er damit auch an, daß er die auf jenem Frachtbriefe 
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verzeichneten Güter wirklich in Empfang genommen habe, 
und es würde ihm Nicht nügen, wenn er den Empfang 
jenes einzelnen Ballend leugnete; weil ja gerade die Anz 
nahme ded offenen Frachtbriefes von Seiten des Fuhr⸗ 
mannes oder Schiffers die Stelle der Auswechſelung ei⸗ 
ner Empfangs⸗Beſcheinigung der Güter vertritt. 
Gaͤnzlich falſch ifE dagegen die Anficht derer, welche 


dem Frachtbriefe alle Beweidtraft gegen ben Fuhrmann 


abſprechen und ihn als ein einſeitiges Privatdocument 
des Ausſtellers betrachten, eine ſo nackte Anſicht, welche 
nur bei den auf die Form ſehenden Juriſten vorkommen 
kann, die aber dennoch oft genug vorkommt, zeigt ledig⸗ 
lich. ein gaͤnzliches Verkennen der hier in Frage kommen⸗ 
den factifchen und rechtlichen Verhältniffe, 
Die richtige Anficht wurde von Königlicher Juſtiz⸗ 
Canzlei zu Celle m einem in Sachen H. H. 
et Comp. Appellanten,. wider $...ın1d8... ip 
pellaten, wegen: Entfhädigung in der Appellations » Ins 
ſtanz abgegebenen Erkenntniffe vom 6. November 41838 
audgefprochen und darin zu Recht erkannt: 
* dag durch die erwieſene Einhaͤndigung und Ars 
nahme ded Frachtbriefes' von Seiten der Schiffer 
: dad Anerkenntniß derfelben, fowie die übrigen im 
Frachtbriefe ‚verzeichneten Waaren, fo auch ein 
darin verzeichnetes Kiſtchen (welches den Gegen» 
ſtand des Proceſſes bildete und abhanden gekom⸗ 
men war) gehörig überliefert erhalten zu haben, 
völlig dargethan werde, ja, bag ſolches ſtillſchwei⸗ 


gende Anerkenntniß ſelbſt gegen dritte Perſonen 


gelten muͤſſen, und durch die von den Schiffen 
gethane eidliche und ausdruͤckliche Behauptung, 
dad Kiſtchen nicht erhalten zu haben, au beweiſender 
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Kraft nichtd verlieren koͤnne, indem fie, als beim 
Ausgange ded Proceffed felbft ———— testes 
plane inhabiles ſeien. 

Die Annahmedes Frachtbriefes muß ferner 
auch den Beweis liefern, daß die Darauf vers 
zeichneten Güter in einem zum Transporte 
geeigneten Buftande, wohlbeſchaffen, gewe— 
fen find. Die Frachtbriefe enthalten in der Regel den 
ausdruͤcklichen Zuſatz, daß die Güter 

wohlbefchaffen, 

troden und wohlbefchaffen, 

in untabelichem Zuftande, 
oder wie ed fonft heißt, übergeben worben fein. Es 
verfteht fich aber ohnehin von felbfl, oder ed wäre eine 
grobe culpa des Zuhrmannd- oder Schifferd, wenn er 
zum Transporte nicht geeignete Güter ohne Remonſtra⸗ 
tion aufs oder einladen wollte. Es darf daher dem Ab» 
fender, dem Auöfteller ded Frachtbriefes, ein Beweis auch 
der QDualification ded Gutes zum Rrandporte, daß ed 
wohlbefchaffen, daß ed troden befchaffen gewefen fei, nicht 
weiter aufgebuͤrdet werben. 

Ald daher in Sachen der Spediteure Fr. R 
umndK .. ., in Harburg, m. n. J. C. E... in Frank 
furt, Kläger, wider ben Fuhrmann DH... in Hornes 
burg, Beklagten, wegen Schaden⸗Erſatzes, die Königliche 
Juſtiz⸗Canzlei in Stade, mittelft Reſcripts vom 24. Der. 


41833 ber Beweis erfordert hatte, 


daß Appellant die in Rede flehenden Waaren in 
Twielenfleth troden zum Transporte empfangen, 
aber naß in Harburg wieder abgeliefert habe, 


. erkannte dad ObersAppellationd-Gericht in Celle unterm 


20, Nov. 1834 reformatorie: 


— 56 — 

wenn nun ....es des Beweiſes, daß die frag⸗ 
lichen Waaren in Twielenfleth trocken uͤbergeben 
worden, um fo minder noch beduͤrfen kann, als 
diefe Thatſache bereitd als zugeflanden betrachtet 
werden muß, dad Gegentheil davon durch den 
Imploraten nicht behauptet worben iſt, und mit 
dem Inhalte des offenen Frachtbriefes im Wider, 
fpruche fliehen würde... .. 

Denn nun die Annahme des offenen Frachtbriefes 
ben Beweis vertritt, daß ber Fuhrmann oder Schiffer 
bie Darauf verzeichneten Güter troden und wohlbeſchaffen 
empfangen habe, fo verfteht fi ganz von felbft, daß er 
fie eben fp wieber abliefern muß. Wo das nicht gefchieht 
wird ber: Kaufmann oder Spediteur vor Annahme ber 
Guͤter regelmäßig dem erforderlichen Beweis durch ein 
öffentliched Document, den Befund ber Sache und Pros 
teſt enthaltend fich. zu fihern wiſſen.“) Jedenfalls wird 
er ‘aber eben nur die naſſe, befchädigte, — überhaupt 
sontractwidrige — Ablieferung zu erweifen haben. 
Im Mitberfpruche mit dieſem Grundfage find baher 
die Interloeute, wenn der Beweis dahin geftellt wirb: 

daß der Fuhrmann bie Güter beſchaͤdigt habe, 
oder N 

daß die Güter durch feine oder feiner Leute Schuld 

befhädigt worden feien. | 
Sogar die Königliche Juſtiz⸗Canzlei zu Celle "hatte 
eine barlıber aufgeftellte Beſchwerde anfänglich überfehen, 





+) Die Aufnahme eines folden Documentes ift im Falle 
fehlerhafter Ablieferung der Güter durchaus erforderlich s 
denn es wird dadurch der Beweis derfelben geſichert, def- 
fen Herflelung ohne ein folches Document nah Ablauf 
einiger Zeit oft gar ſchwierig, ja unmöglih tft, 
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oder derſelben wenigſtens nur theilweiſe abgeholfen, ſie 

reformirte ſich aber vollſtaͤndig in dem in Sachen der 

Spediteure B... und X... ., Imploranten, Appels 

lanten, wider den Gaftwirtb H . . . Smploraten, Ap⸗ 

pellaten, in der Leuterungs⸗Inſtanz abgegebenen Refcripte 
vom 45. Februar 4834 wie folgt: 

wenn ferner... . es ald. genügend erfcheint, 

wenn die ISmploranten erweifen, daß die fraglichen 

Ballen mit Wolle duch Näffe befchädigt, vom 

Imploraten in Rigebüttel abgeliefert worben und 

. daher, da Implorat die Ballen ohne. Proteft. in 

Harburg in Empfang genommen, die Implorans 

ten keinesweges darzuthun verpflichtet find, daß 

die Beichädigung gerade auf dem vom Imploras 

ten beforgten Transporte und nicht etwa fchon 
früher eingetreten fei .. . » 

Ebenfo erkannte die Canzlei in Sachen des Spedi⸗ 
teurs E...et Comp. in Harburg, für ſich und in 
Vollmacht des Spediteurd DO... in Leipzig, Klägers, 
Appellanten, wider den Schiffer & . . . und Conforten, 


* Beklagten, Appellaten, wegen 2 Ballen Bücher unterm 


4. Sanuar 4840 rescriptum deemendando reigenden 
Inhalts: 
Nachdemmalen die Beklagten allerdings fuͤr ge⸗ 
ſtaͤndig anzunehmen ſind, den der Klage bei⸗ 
gelegten Frachtbrief angenommen zu haben, die⸗ 
ſer ſie aber verpflichtet, die bemerkten Guͤter bei 
Verluſt der Fracht und Schadens-⸗-Erſatz in trock⸗ 
ner, voͤllig tadelfreier Beſchaffenheit, in welcher 
ſolche ihnen uͤbergeben worden an den Addreſſaten 
abzuliefern, mithin der den Klaͤgern auferlegte 
Beweis darauf nicht beſchraͤnkt werden mag, daß 
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bie Ballen jene. Beihädigung im Ever ber Bes 
Hagten erhalten haben, um fo weniger ald bie 
unbejchädigte Ablieferung an ben Abbrefiaten. ſchon 
der Natur des abgeſchloſſenen Eontractes nach, 
auch ohne jene ausdruͤckliche Befimmung ben Ber 
klagten obgelegen haben würde, ‚old hat das Ge 
richt erfter Inflan; * *.. 2. . den Beweis das 
- hin zu normiren; 

geftalten .die beiden Ballen Bücher von dem 

‚Beklagten durch Naͤſſe beihäbigt, an dem 

Damburger Addreſſaten abgeliefert felen. 

(Bortfegung folgt.) 


III. Sm den bürgerlichen Streitigfeiten. ver Juden 

unter fi) bildet zwar das gemeine Recht Die 
Entjcheidungsnorm, es muß aber auch ein dem⸗ 
felben verogirendes Gewohnheitsrecht, wenn da⸗ 
durch Fein verbietennes Geſetz verlegt wird, 
rechtlich berlicfichtigt werben. 


Daß die Juden in ihren bürgerlichen Streitigkeiten in 
der Regel nach den gemeinen Rechten zu beurtheilen 
find, wird allgemein anerkannt; Pufendorf, Obs. 
jur. 7. L 0.195. Schlegel, Churhannoverſches Kirs 
chenrecht. 2. Th. ©. 187 ff.) und werm ben autonomis 
then Dispofitionen berfelben, in fofern die Grenzen ber 
ben Privatperfonen geftätteten Autonomie nicht überfchrits 
ten werben, Verbindlichkeit beigelegt wirb, fo. iſt dieſes 
eben fo wenig eine Ausnahme: von jener. Regel, ald wenn 
ihnen nicht verfagt wird, ihre Streitigkeiten. unter fi, 
durch den. Rabbiner nah den Grundfägen ihrer mo⸗ 
faiſchen und talmudiſchen Geſetze entſcheiden zu laſſen. 
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Der Rabbiner verhält fih in einem ſolchen Kalle ald ein 
‚bloßer Schiedsrichter, : von deffen Ausſpruche an bie or⸗ 
dentliche Obrigkeit provocirt werden Tann. *) 

Inzwiſchen fehlt es nicht an Rechtölehrern, welche 
‚Streitigkeiten der Juden unter fi oder wenigfiend Ehe⸗ 
fahens und Erbfolge-Streitigfeiten ald Ausnahme von 
jener Regel geltend maden wollen. 


Dagegen fagt Eihhorn in der euleran jun 


deutfchen Privatrechte, $. 82° 


daß die Anwendung der auf bürgerliche Verhaͤlt⸗ 
niffe Bezug habenden Beflimmungen des juͤdi⸗ 


ſchen Rechtd nicht nur dann audgefchloffen fei, 


wenn Streitigkeiten zwiſchen Chriflen und Juden 


E zu entfcheiden find, ed wäre denn, daß deren 


Nichtbeachtung einen bei jeber gebuldeten Relis 


gionspartei widerrechtlihen Zwang in Religions 


ſaachen enthalten würde, fondern aud bei Streitig⸗ 


keiten der Juden untereinander, wenn biefe vor 


dem ordentlichen Richter angebracht werben, und 


nicht etwa das bürgerliche Recht felbft einzelne 


Verhaͤltniſſe nach den Grundfägen jeder Religionds 


“partei beurtheilt (wie die Form der Ehe), oder 


durch autonomifhe Dispofition die Anwendbarkeit 


* 


= 


des jüdifchen Rechts befonderd begründet wird. 


Sn unferem Lande foll nach Schlegel, a. a. O. und 
Struben, rechtl. Bed. Ausg. v. Spangenberg, Bd. III. 
Bd. 639. nur die Abweichung ſtattfinden, daß dieſer 


Schiebsrichter kein wil kkuͤhrlicher iſt, ſondern der bes 


lanugte Jude, in gewiſſen durch hie betreffenden Privile⸗ 
gien beſtimmten Sachen, ihn als Schiedsrichter annehmen 


“ muß. Der Rabbiner ift daher in unferen Landen Fein 


eigemtliher Schiedsrichter, fondern ein judex sine imperio. 


. 
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Ausnahmsweiſe läßt er dann die Entfcheidung nad 
jüdifhem Rechte bei Streitigkeiten der Juden unter ſich 
in dem Falle zu, wenn diefe vor den Rabbiner. ald 
Schiedsrichter gebracht werden; — und. 

Pfeiffer, in den prac. Ausführungen, Br. I 
”% XI. ’ 

welcher Eichhorn allegirt, fügt hinzu: 

Dieß ift auch gewiß die ganz richtige Anfidht von 
der Sache, wogegen der für die unbedingte Aus⸗ 
nahme aller Streitigkeiten der Juden unter einans 
der vom gemeinen Rechte von den Vertheidigern 
derfelben angenommene Grund, daß in Anfehung 
ber privatrechtlichen Berhältniffe der Juden bie bes 
fonderen Geſetze und Gewohnheiten ded jübifchen 
Volles gleihfam ald Statuten oder Herlommen 
einer gewiffen Claſſe von Perfonen, dem gemeinen 
Rechte derogirten, offenbar aufeinem ganz unrich⸗ 
tigen Begriffe von den Geſellſchafts⸗Rechten der 
juͤdiſchen Gemeinheit beruhet, da mit dem Unters 
gange bed jüdiſchen Staates auch die Wirkfams 
keit der Geſetze diefes Volkes, in foweit fie fich 
nicht auf deffen Religion beziehen, ihr Ende fand, 
und wenn gleich die der Juden in den Staaten, 
worin fie leben, eine befondere Gemeinheit bilden, 
diefe jedoch nur eine Firchliche iſt, welche daher 
auch nur in Beziehung auf ihre Religion und des 
ten Ausübung ein ‚eigened Recht haben Tann. 


An dem nachfolgenden Erkenntniffe hat indeffen das 


Königl. Ober» Appellationd s Gericht zu Gele neuerdings 
angenommen, bag auch ein dem gemeinen Rechte derogi⸗ 
vended Gewohnheitsrecht, wenn nur dadurch fein 
verbietendes Geſetz verletzt werde, in den Streitigkeiten 
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der Juden unter einander eben fo wohl berüdfichtigt 
werden müffe, ald eine derartige vertragsmäßige autonoe 
mifche Beflimmung. ' 

Diefe auch in anderen Beziehungen nicht uninters - 
ejlante und ohne Proceßgefchichte an fi völlig ver 
fländliche Entfcheidung lautet dahin: 

Auf die, von dem Lotterie » Gollecteur Mofed Meyer 
zu Hannover, Imploranten, wider ein, in Sachen beffels 
ben, gegen den Banquier S. Sußmann daſelbſt, Im⸗ 
ploraten, wegen Exrbichaft und Heraudgabe der dos, von 
Unferer Zuftiz-Canzlei zu Hannover unterm 4. September. 
41838 abgegebenes Decret, zur Hand genommene und, nad 
gefchehener Einführung am 13. December d. a. gerecht 
fertigte Appellation, wird inspectis actis prioribus, von 
Und Ernft Augufi, von Gottes Gnaden Könige von 
Hannover, Königlichem Prinzen von Großbritannien und 
Irland, Herzoge von Cumberland, Herzoge zu Brauns 
fhweig und Lüneburg zc, zum Beſcheide ertheilt. 
Demnach bie erfte und zweite Beſchwerde betrefs 
fend: 
4) die vom SImploraten erhobene Klage darauf allein 

gegründet ifl, daß vermöge eined unter den Juden 
geltenden Gewohnheitsrechtes, ber Geber eined Heis 
rathöguted, welcher weder Vater noch väterlicher 
Ascendent iſt, zur Zurüdforderung der Hälfte deſſel⸗ 
‚ben in dem alle berechtigt fei, wenn bie Dotirte 
vor Ablauf des zweiten Jahres nach vollgogener Ehe 
kinderlos verflirbt; fobann 
2) wenn gleih bie bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten der 
Juden nach dem gemeinen Rechte und ben Gefeken 
des Landes, worin fie wohnen und Schuß genießen, 
zu. beurtheilen find, ohne Unterfchieb, ob die Rechts⸗ 


. 
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“ flreitigkeiten bloß unter Juden ober zwifchen Juden 
und Chriften Statt finden, dennodh bad vom Im⸗ 
ploraten behauptete, dem gemeinen Rechte derögis 
rende Gewohnheitsrecht rechtlich berüdfichtige werden 
muß, indem dadurd Fein verbietended Gefeß verlegt 
wird, und, fo wie ein ſolches Zuruͤckforderungsrecht 
der Hälfte det dos adventitia durch ausdrücklichen 
Vertrag hätte: fefigefeht werben Tonnen, auf gleiche 
Weile daffelbe durch ein guͤltiges Gewohnheitsrecht 
begründet werden Tann, ohne daß dadurch die Gren⸗ 
zen der, den Privat-Perfonen geflätteten Autonomie 
im Geringften überfchritten werden; hieraus aber 
3) folgt, daß eines Theils in dem Erkenntniffe vom 7. 
November 1837 dem Smploraten der. Beweid des 
von ihm behaupteten, vom Imploranten - in. Abrebe 
geftellten, Gewohnheitsrechts mit Recht auferlegt 
worden if, und andern Xheild die vom: Implorans 
ten jest beantragte fpeeiellere Normitung des Be⸗ 
weisfages als unftatthatt erfcheint, da es eitted aus⸗ 
druͤcklichen Vorbehalts wegen Rüdfals der Hälfte 
bed Heirathsgutes an den Geber aus dem Grunde 
nicht bedurfte, weil wenn Implorat das Vorhanden⸗ 
ſein des von ihm behaupteten Gewohnheitsrechtes zu 
erweiſen vermag, dieſes diefelbe rechtliche Wirkung 
hervorbringt, als ob bei Gebung des Heirathsgutes 
der Kuͤckfall der Haͤlfte deſſelben an den Geber vers 
tragsmaͤßig feſtgeſetzt worden wäre; hiernaͤchſt 
4) dad Ruͤckforderungsrecht des Imploraten, fals das 
bdeshalb behauptete Sewohndheitorecht bewieſen wer⸗ 
den kann, durch bie: zwiſchen dem Jmploranten und 
SE: verſtorbenen Ehefrau am 32.. December 1833 
— fein ſolende Eheſtiftung nicht ee 
. * . / 
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werben Tann, ba bie verflorbene Ehefrau keine Bes 
fugnig hatte, dad wohlerworbene Recht bed Implo⸗ 
raten auf die Rüdgabe oder Hälfte des Heirathögus 

tes durch eine einfeitige Dispofition aufzuheben; ” 
ferner die eventuelle dahin gerichtete dritte Bes 
ſchwerde ded Smploranten anlangend, daß ihm nicht 
noch alternativ ein Beweis nachgelaffen worden, Rlae 

ald unbegründet ſich darſtellt, da 
4) wenn auch die verftorbene Ehefrau des Imploranten 
ihm in der erwaͤhnten Eheſtiftung ihren ganzen 
Nachlaß auf den Fall ſollte zugeſichert haben, daß 
ſie nach dem erſten Jahre ihrer Ehe kinderlos ver⸗ 
ſterben wuͤrde, das durch Gewohnheit begruͤndete 
Forderungsrecht des Imploraten auf keine Weiſe 
wuͤrde aufgehoben werden, indem die Verpflichtung 
der Ruͤckgabe der Haͤlfte der Heirathsgutes als eine 
"auf dem Nachlaſſe ſelbſt haftende Schuld betrachtet 
werben muß, dergeftalt, daß ein Nachlaß nicht eher 
rechtlich angenommen werden kann, als bis daraus 
der wohlbegruͤndete Anſpruch auf Ruͤckgabe der Haͤlfte 
des Heirathsgutes vollſtaͤndig befriedigt worden iſt; 
daher denn auch das dem Imploranten zugeſichert 
ſein ſollende Erbrecht durch das Ruͤckforderungsrecht 
des Imploraten keinesweges beeintraͤchtigt wird, 
vielmehr beide Sachen vollkommen neben einander 
beſtehen, ſodann aber 

2) ein Verzicht des Imploraten auf fein Ruͤckforde— 
rungsrecht daraus nicht abzuleiten ſteht, daß er 
der Behauptung des Imploranten zufolge, ſeine Zu— 
ſtimmung zu vorgedachter Eheſtiftung ertheilt, oder 
diieſelbe ſelbſt verfaßt habe, oder daß fie auf feinem 
+ Befehl verfaßt worden fei, indem baraus meiter 
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nichts gefolgert werben kann, ald daß er feine Ein- 
willigung dazu gegeben habe, daß der Implorant 
in dem beflimmten $alle den Nachlaß feiner Ehefrau 

- erhalten folle, dadurch jedoch, gezeigtermaaßen, das 
Ruͤckforderungsrecht ded Imploraten nicht aufgehos 
ben wird, fonft aber nichts vorliegt, woraus auf 
einen Verzicht ded Imploraten ein irgend conclubens 
ter Schluß gemacht werben koͤnnte; hiernächft 

3) die vom Imploranten vorgefchüste Einrede, daß nach 
jüdifhem Herkommen dad vom Imploraten behaups 
tete und, ihm zum Beweife verftellte Gewohnheits⸗ 
recht in dem Falle nit zur Anwendung kommen 
fönne, wenn überhaupt eine Eheſtiftung errichtet 
worden, worin über dad Heirathsgut und fonfliges 
Bermögen ded verflorbenen Ehegatten verfügt wor⸗ 
den, als verfpätet betrachtet werden muß, auch Im⸗ 
plotant dad beneficium novorum deshalb nicht in 
Anfpruch zu nehmen vermag, weil durch die nova 
eine Veränderung ded Streitgegenflanded nicht her⸗ 
vorgebracht werben darf, vielmehr die, neuen That⸗ 
umflände immer auf die in erſter Inſtanz bereitö 
vorgeſchuͤtzten Einreden fich beziehen müffen, wenn 
fie mittelft ded gedachten beneficii in der Appellas 
tions s Iuftanz noch follen geltend gemacht werden 
koͤnnen; fo Tann dem Suchen ded Imploranten nicht 
Statt gegeben werden. 


Auch find remissoriales an dad judicium. a quo 
erfannt und hierneben abgelaffen. 


‚Gele, den 5. October 1844... 
(L.S.) Ad mandatum Sacrae Regiae Majestatis 
propium vr d. Often. 


Berlent von Deroit und Bahifab. in Lüneburg. 
Gedruckt bei A. Podwig in Stade. 
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Juriſtiſche Beitung 


für das Königreich Hannover. 








1842. XVII. Jahrgang. I. Sf. ME 5. 





Hbhaudlungen und Nechtsfälle. 





1. Beitrag zur Lehre von den Ritual-Gefegen der 
Juden ®). 
Bon dem Herrn Dr. jur. Freudentheil in Stade. 





Die Ritual⸗Geſetze der Juden, wie ſie in der Miſch⸗ 
nah zufammengetragen ?) und in ber Gemara erweitert 


1) cf.. Mofes Mendelſohn, Ritual⸗Geſetze ber Juden, betreffend 
Erbihaften, Vormundihaftsfachen, Zeflamente und Ehe⸗ 
ſachen in fo weit fie das Mein und Dein betreffen. cf: 
Hagemanns pract, Erört. Bd. 6 A 4. Bb. 7. M TI, 
Puffendorf Animadv. M 124 u. 1235. Gchröters verm. 
jurift. Abhandl. Tb. 1. S. 330. Mülleri prompt. V. 
Judaeus p. 386. Beyers suppl. ad. Müll, V. Judaeus 
p. 840. 

2) Der Verfaffer der Mifchnah iſt R. Jehada Hannefie. 
Sr teng das Wichtigſte von. allen Veabitionen, bis: auf 

feine Zeit, die Sprüche und Lehren der Weifen, ihre vers 

' Ihiebene Meinungen und Urtheile, wo fie getheilt find, 

zuweilen mit, zuweilen aud ohne Entſcheidung u. f. w. 

in’ 6 Büchern sufammen und: dieſes Werk heißt die Miſch⸗ 
nah. 

Die Verfaſſer der Gemara haben ihre Erklaͤrungen 

der Miſchnah, ihre Sehren, Satzungen, verſchiedene Mei⸗ 

- nungen, Zweifel und. Entſcheibungsgruͤnde nach Ordnung 

der Miſchnah zuſammengefaßt. Die: Miſchnah nebſt ber 
Gemara Heißt der. Talmud. cf. Moſes Mendelfohn. 1. c. 
Einleitung: S. V, VIL ER 
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ſind, enthalten nicht allein Vorſchriften uͤber den ritus 
oder die Ceremonial⸗Gebraͤuche bei dem Gottesdienſte, ſon⸗ 
dern auch civilrechtliche Beſtimmungen, welche in mehres 
ren Puncten mit dem gemeinen (dem roͤmiſchen und deut⸗ 
ſchen) Rechte zuſammen treffen, aber auch in einzdum, 

namentlich in dem Gapitel von den Erbfchaften und Vers 
trägen, wefentlih davon abweichen. Daß die-Erfigeburt 
bei dem Wolke Judas befonders begünftigt, iſt allgemein 
befannt. -Der Erfigeborne ‚erhält, wenn er männlichen 
Geſchlechts ift, einen doppelten Antheil ber ‚ganzen Vers 
laſſenſchaft, ſowohl der beweglichen, als der unbewegli⸗ 
chen ?a.). Die männlichen Perſonen ſchließen die weib⸗ 
lichen, welche dem Erblaſſer gleich nahe verwandt find, 
daher die Söhne die Töchter von der Erbſchaft aus 2). 
Sind auch die Töchter, fo lange männlihe Nachkommen 
ba find, erblos, To ift doch auf andere Weife für ihren 
Unterhalt und ihr Fortkommen geforgt. Sie follen, 
wenn fie den Vater nicht beerben, von dem väterlichen 
Bermögen verpflegt werben, fo lange fie. mimberjährig 
und unverheirathet find, auch haben fie Anſpruch, fobalb 


2a.) cf. Michaelis moſaiſch. Recht, Bd. 2. &. 79. Bud 
Mof. 5, 21,.17. I. Chrom. V,, 2. 
.3) Michaelis a. a. D.©. 71. B. Mol. I. 31, 14, 15. 
B. M.IV. 237, 2, 3, 4,8 sq. Hier wird die Inteſtat⸗ 
erbfolge, wie Moſes berichtet, als von Bott felbft ver” 
ordnet, näher beftimmt. 

Zuerſt erben die Söhne, fisbt Jemand und hat 
nit Söhne, fo fol das Orb den Töchtern zugewandt 
werben. (0.8) 

Dann folgen bie Behder, diefen die Vettern. Dat 

" der Verflorbene keine Vettern, fo Toll das Gebe den naͤch⸗ 
ſten Freunden in feinem GSeſchlecht sufallen., Das fol 
ben Kindern Israel — heißt es v. IL — ein Geſet und 
Recht fein, wie der Herr Mofe verorbnet hat. 
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fie fi verheiräthen, auf eine flanbesmäßige Ausſteuer. 
Will der Väter der Tochter gleiche Erbrechte mit den 
Söhnen, den f. g. männlichen Erbtheil zufiddern, fo muß 
das in einem befonderen nad dem jüdifchen Ritus abges 
faßten Vergleichungsbrief und zwar in der Form eine 
Schuldbefenntniffes geihehen * a. J. 

Noch beſtimmter, wie in der Lehre von den Erbſchaf, 
ten tritt dev Unterfchieb des Ritual⸗Geſetzes vom gemeis 
nen as in den Beſtimmungen über Verträge hervor. 

Das Ritual⸗Geſetz erkennt den Grundſatz: 

| ein Wort ein Mam 
nit an, weiß nichtd von ſ. g. paetis nudis ?). Es 
macht die Gültigkeit der Verträge von aͤngſtlichen Formen 
abhängig. Man gefteht die Anfechtung derfelben,. unter 


dem Vorwande des Scheine! und Scherzes, daß man 


nit an den im Contraete näher beflimmten Kal gedacht 
und wenn man biefen voraus gefehen, den Vertrag nicht 
geſchloſſen haben würde, ſehr — zu, ſobald nicht alle 
Formen genaw beachtet, | 
Aber auch in der Form glaubt man ber Sache nit 
immer genug gethan zu haben, wenn ‚man durch Außere 
Geremonien, ben A 8: —— den Vertrag beſtaͤrken 
‚3 a.) cf. Mofes Mendelfohn. S. F 7 
® Daher haben die Verträge, welche von ber ünftigen Zeit 
Tauten, inöbefondere die Berlöbnißacten. anſich keine Kraft, 
da ſolche nur durch die Strafen, Degen: fich ce weigernde 
: Cheil unterwirft, verbinden. 
ER . Man’ made alfe bet ber. Trauung, wenn bie Hand⸗ 
ie tung wirklich vollzogen wird, erft bie wahren, verbindli- 





den Pacten, und unterfcheibet fo zwiſchen ben erſten und 


Yan Verlobungspaeten und ben zwriten und Zirauungspacten. 
a Moe Mendelſohn. = 4, an: sg. Hagemann, 1- 
O.. 8: 7. M VI. a 
ge 
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laͤßt, oder an die Wortbruͤchigkeit buͤrgerliche Strafen, 
eine Geldbuße bindet, man glaubt vielmehr ſich dann erſt 
des gegebenen Worts verſichert, wenn man gegen die 
Verletzung deſſelben den Himmel gleichſam zu Huͤlfe ruft 
und die Heilighaltung des errichteten Contracts-Briefes, 
wie ſolcher in Israel gebraͤuchlich und nach Anordnung 
der Rabbinen verfertigt worden, bei ſchwerem Bann 
und Eid verſprechen, und im Voraus alle Rechtsverwah⸗ 
rungen und Rechtsverwahrungen der Rechtsverwahrun⸗ 
gen und alle Zeugniffe der Rechtöverwahrungen vers 
nichten läßt. Diefe Förmlichkeiten finden auch dadurch 
ihre Erklärung, daß in den RitualsGefeben das bürgers 
liche Recht, deſſen Verwalter und Traͤger ber Prieſter⸗ 
fland war, noch in innigerer Verbindung mit der Relis 
gion, dem Glauben der Väter, gehalten, dad Recht übers 
all ald ein Theil: der Religion angefehen ward, während 
bie neuere Zeit dad innige Band aufgelodert, von einer 
Rechts⸗ und Criminal⸗Politik träumt, und die Theorie 
ber Accommodation der Gerechtigkeit an bie f. g. Ver⸗ 
Hältniffe aufſtellt, die nicht immer zur Förderung ber 
wahren Gerechtigkeit, ded Rechts, dad mit und geboren 
ift, beigetragen. 
Huffendorf hat in den Obfervationen cFom. 1 

Obs. 96.) das Boemeuat eined TrauungdsPactd, Moſes 


58) Moſes Srenbelfohn, l. c, 8, 14 — 106, 108, 43, 235. 
Der Mantelgriff ift eine äußere Bormalität, welche die 
Stelle der Befisnchmung, bie traditio longa manu vertres 
ten und dadurch dem Vertrage eine um fo flärkere Kraft - 
geben fol, weil auch das Ritual⸗Geſetz wichtige Vortheile 
an den Beſitz knuͤpft. Er geſchieht gewoͤhnlicher eiſe 
vermittelſt eines Kleides, welches die Zeugen demjenigen 
anzufaſſen geben, von welchem fie in Beſitz nehmen und * 
wird dieſe Handlung der Mantelgriff genannt. 
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Mendelſohn in den Ritual⸗Geſetzen der Juden, Formu⸗ 
lare zu verſchiedenen Urkunden, wie ſolche von alten Zei⸗ 
ten her, im Gebrauche geweſen find, mitgetheilt. 

Ein Formular, in.weldem der Tochter ein voller 
männlicher Erbtheil zugefichert, findet ſich hier nicht. 
Wir glauben baher, daß die Mittheilung eined ſolchen 
Formulars, da die Kunde beflelben auch nicht ohne pracs 
tiſches Intereſſe if, den Lefern der. juriftifchen | 
willkommen fein ‚werde. 

Verſchreibung ded ganzen männlichen Erbtheild d. 

„Zum Andenken des Zeugniſſes, das vor uns unten 
unterſchriebenen Zeugen iſt abgelegt worden, am dritten 
Tage in der Woche, den 18. Tag im Monat Iſa, im 
Jahre 5573 nad Erſchaffung der Welt, Ci. e. den 48. 
Mai 1813) nach der Zahl die wir zählen hier in N. in 
der Landſchaft N. Es ift nämlih vor und gekommen, 
Herr N., Sohn des weilend Herrn N. N. aus N. ger 
genwärtig hier in vorgenannter Stadt N. wohnhaft und 


- 


bat zu und gefagt: feid ‚meine gültigen und glaubwürbis - 


gen Zeugen und fertigt ein. Document aus, mit allen 


Ausdrüden, wie ed zur Gültigkeit und Rechtskraft, in 


befter Form Rechtens erforderlich ift, alsdann unterfchreibt 





und übergebt ?) es meinem Schwiegerfohne, dem Herrn 


6) Mofes Mendelſohn theilt 1. c. p. 257 das Formular einer 
Verſchreibung des halben männlichen Erbtheils mit. Die 
Verfhreibung eines vollen männlihen Erbtheild ſcheint 
nicht zuläffig ‚oder nicht gewoͤhnlich geweſen zu fein. Nah 
Mofes Mendelſohn's Behauptung (S. 133, 63) muß bie 
Berihreibung In Form eines Schuldſcheins ausgefertigt 
ſein, eine Form, die in dem hier mitgetheilten Formulare 
nicht beachtet iſt. 

.H' Dee Contract, der vor einem angeſehenen Gerichte, d. h. 
vor dreien ber Rechte kundigen Männern errichtet, mußte, 
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N. genannten N. Sohn des Ham N. N. aus N. in 
gedachter Landſchaft und meiner Tochter Frau N., welche 
die Ehefrau ift, son dem ‚genannten Herrn N. N. daß 
03 ibnen.und den Defcendenten, die aus. ihrer Ehe ent> 
ſproſſen, diene ald Zeugnig, Grund und Beweis, daß 
ich dieſes will. mit gutem Willen meiner Seele, nicht 
usthgebrungen und aus Zwang, fonbern mit vollem Het- 
zen und. williger Seele, wiffentli ind wohl überlegt, 


und befenne ich heute vor Euch, ald einer der etwas var- 


einem anfebnlihen und competenten Gerichte bekennt e), 
mit einem volllommenen, feflen und ſtandhaften Bekennt⸗ 
niß, nicht zum Scherz ober zum Scheine ?) und unwi⸗ 
derruflich von diefem Tage an, bis in die Ewigkeit, daß 
mein Schwiegerfohn der ‚vorgenannte Herr R. mit meis 
ner Tochter N., Ehefrau deffelben, oder. die auß ihrer 
Che entfprofjenden leibliden Nachkommen, nach meinem 
Abfpheiden von biefer Welt, meine eben fo vollfländigen 
‚Erben fein follen, als meine Söhne, und fol ihnen ein 
eben gleicher Erbantheil von Allem zufallen, worin meine 
Werlaſſenſchaft beſtehen wird, an Silber, Gold, Büchern, 
liegenden Gründen, Mobilien '°) und ausſtehenden 


wenn er etwas Zukünftiges enthielte, ‚bei diefen bis zur 
Erfüllung der Bedingung bdeponirt werden. Wenn ber’ 
jenige, zu deſſen Gunften bie Urkunde, verfaßt iſt, ſofort 
in ben Beſitz berfelben gefegt wird, fo fol das zu ihrer 
mehreren PVerflärkung dienen, . Moſes Menbdelfohn 1. c 
©. 108. 

8) cf. not. 7. 
9) Auf diefe und bie nachſtehende Weife fuchte man ber Ein- 
rede bed Scheinvertrages zu begegnen. Den Begriff eines 
Scheinvertrags erläutert Mendelfohn 1. c. ©. 106. E 
... 2390): Unter bem Worte Mobilien wird nur Hausrath und 
Kleidung, nit aber Maare nerfianden. Der Ausbrud 


' 


En na, ER 
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Schulden, überhaupt an allen Gütern, die ich unter dem 
ganzen Himmel befite; an allen. diefen fol ihnen ein 


gleiches Erbtheil und Erbrecht zuſtehen, ald wie Jedem 
meiner Kinder und zwar, wie Jedem meiner Söhne. 


Es fol weder ich felbft, noch irgend ein Menſch in der 


Welt, jelbft unter einem fchweren Eide, Glauben finden, 
mit Einreden, wodurch die Rechtsguͤltigkeit dieſer Vers 
ſchreibung eines ganzen maͤnnlichen Erbtheils geſchwaͤcht 
werden koͤnnte; vielmehr ſoll mein genannter Schwieger⸗ 


ſohn und meine Tochter, oder die aus ihrer Ehe entſproſſenen 
Nachkommen und deren Bevollmaͤchtigte, auf ihr einfa⸗ 


ches Wort, ohne Eid und Schwur, fo wie ohne Erhärs 
tung und Uebernahme des Banned, gegen jebe Einwen⸗ 
dung, daß diefe Verfehreibung ungültig, unfräftig, ober 
Daß auf die darin enthaltenen Verpflichtungen, ganz ober 
zum heil verzichtet fei, — Glauben finden. . 


Auch babe ich Cder Ausſteller) mich unter einem 
harten Bann und mit einem Eide des Gefeßed, sub‘ 
stipulatu manu '!!), offentundig und befonderd in dem 
Sinne meined genannten Schwiegerfohned und meiner 


„ale Mobilien’’, ſchließt auch Waaren und alles, wag 
handbeweglich if, mit ein. Heißt e& aber, alles, was be- 
wegt werben kann; fo-wirb alles darunter verflanden, was 
von der Stelle bewegt werben Tann, und alfo, außer den 
liegenden Gründen, die ganze Verlaſſenſchaft. Heißt es 
‚endlich ale Güter überhaupt, fo werben barunter ſowohl 
"unbeweglide Güter, und überhaupt alles verflanden, was 
im Nothfalle verlaufbar ift, und verkauft zu werden pflegt, 
1) Die Worte stipulatu manu find offenbar ein fpäteres 
| Einfchiehfel, das die Uebernahme der Verpflihtung unter 
. einem harten Bann und bei dem Eide bed Gefebes mehr 
ſchwaͤcht als verſtaͤrkt. Sie finden fih in gnderen Formu⸗ 
laren nicht. 
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genannten Tochter, anheiſchig gemacht, daß ich durch 
‚Beinen Menſchen in ber Welt eine Verſchreibung ausfer⸗ 
tigen laſſen will, um dadurch auf eine liſtige Weiſe die 
Kraft der gegenwärtigen Verſchreibung zu vernichten 
oder zu verringern. Alle diefe Bedingungen find derges 
ſtalt verabredet worden, daß alle Fälle und. zwar der Bejas 
bende vor dem Verneinenden, die Bedingung zuerfi und 
alddann die Zufage ausgebrüdt worden, die Berpflich- 
tung ift auch der Art, dag fie erfüllt werben kann; nad 
allen Erforderniffen, wie bei dem Contratte mit den 
Rindern Sad und Ruben !?). Zu allem Obigen, habe 
ih mich und meine Erben, ald eine vollfommene. Schuld - 
‚verpflichtet, um. Alled zu halten und zu erfüllen, unter 
einem fchweren Banne, Eid ded Gefebed, sub stipulatu 
manu und . mittelft Abhaltung bed Mantelgriffes, wie 
oben gedacht if. Ich vernichte auch. alle Rechtsverwah⸗ 
tungen und Rechtöverwahrungen der Rechtöverwahruns 
gen, auch alle’ Zeugniffe der Rechtöverwahrungen, die ich 
: ‚etwa abgelegt haben mögte, oder noch ablegen werde, 
‚wider dieſe Verſchreibung eined ganzen männlichen Erb⸗ 
theiled. Alle diefe annullire und zerflöre ich hiermittelſt 
vollkommen vor Euch, (den Zeugen) in der FTräftigiten 
Formul, in welcher man nad ber Lehre der Rabbinen, 
Proteftationen vernichten Tann. Es fol die Gültigkeit 
der gegenwärtigen Verſchreibung eined ganzen männlichen 
Erbtheild, durch keinen etwanigen Mangel: Cin der Form) 
geſchwaͤcht werden können, vielmehr fol der ganze Inhalt 








12) D. 5. der Vertrag fol eben fo bänbig fein, als der, wels 
cher mit den Kindern oder den Stämmen Bad und Ruben 
von ben übrigen Stimmen Israels Aber die Abtretung 
des Landes Gilead gefchloffen worben, 

ch. 4 Mof. 32, 23, 29, 30, 
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derſelben zu Gunſten und zum Beſten der Beſitzerin, 
be urtheilt und auögelegt werben. Es fol der Documents⸗ 
Sinhaber ’°) ſtets die Oberhand haben und derjenige, 
der die Gültigkeit deſſelben anfechtet, fol unterliegeh und 
follen die Worte ded anfechtenden Theils, null und nic, 
tig fein und fo wenig- beachtet werden, ald wie ein zer» 
brochener Scherben, ber zu nichts taugt, und ald Ein« 
reden gegen Erkenntniffe eines anfehnlichen. Gerichtes, 
und follen folche Einreden, weder vor jübifchen noch vor 
chriſtlichen Berichten Gehör finden, Beſtaͤndig fol dieſe 
Verſchreibung ihre Kraft und Gültigkeit haben, fo lange 
fie nicht vom Gerichte caffirt, oder durch eine gehörige 
Quittung ungültig erflärt wird, ſo wie ed mit allen 
Schuldverfehreibungen und Bekenntniſſen gehalten wird, 
die in Israel gebräuchlich find und verfaßt worden, nad 
Anordnung der Rabbiner, nit ald ein ScheinsEontract, 
auch nicht als ein bloßer Aufſatz. 
Wir. (die Zeugen) haben im Beſitz genommen von 
dem Herrn N., Sohn des weiland Herrn N. N. us N., 
gegenwärtig bier in N. wohnhaft, zu Gunften feines 








13) Nach dem Kabbinifhen Rechte follte der Inhaber einer 
Sache flets das Vorreht haben, und die Oberhand behals 
ten, wenn nicht herausgebracht werben Eonnte, auf weſſen 
Seite bie Wahrheit fet. 

So wie die Rabbinen die Berufung auf den Beſit 
geſtattelen, fo ließen fie auch die Berufung auf eine wide 
tige Authorität zu, d. h. ber erhielt Recht, velger die 
gewichtigſten Authoritaͤten fuͤr ſich hatte 

ch. Mofes Menbelfohbn p. 170. sq. 

Den Präjudieien wurbe ein befonderer Bett EN 
den und mußte bei der Dürftigkeit des gefchriebenen Rechts 
und ba ſolches durch Authoritäten, die Opinion der Rechts⸗ 

kundigen fortgebildet ward, zugeſtanden werben. 
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genannten Schwiegerſohnes, Herrn N., genannt N., Sohn 
des Herrn N. N. and N, und. der Ehefrau deſſelben, 
.Mi. R., über Alles, was oben geſchrieben und erklaͤrt iſt, 
vermittelſt eines Zeuges, das tuͤchtig iſt, damit in Befitz 
zu nehmen. Alles ſoll beſtaͤtigt und bekraͤftigt werben. 
rg inigen bie 


IL. Der Frachtbrief, in feiner rechtlichen Beben; 
: tung und feinen rechtlichen Folgen, 
‚beleuchtet vom Herrn Advocaten Matthaei zu Harburg. 





(Boetfegung) 


2% In Beziehung auf die Lieferzeit iſt es 
vor allen Dingen Regel, daß dieſelbe bei Ver— 
luſt der Fracht innegehalten werden muß. 


Dieſe Regel folgt ſchon von ſelbſt aus der Natur 
des Fracht⸗Vertrages; denn der Fuhrmann, welcher die 
ihm in dem Fracht⸗Briefe vorgeſchriebene Liefer⸗Zeit nicht 
inne hält und zu fpätliefert, wird eben deshalb die Fracht 
zu fordern nicht berechtigt erfcheinen, weil er den Contract 
nicht erfüllt hat, feiner Klage auf Zahlung der Fracht, 
würde ja die Einrede des nicht oder nicht gehörig erfülls 
ten Contracted opponirt werben Tönnen. Das Berufeg 
auf die von Münter. im Srachtfahrers Rechte und von 
Bülow und Hagemann im den pracifchen Erdrteruns 
gen IV. 78, bezeugte allgemeine Fracht⸗- und Handels⸗ 
Obſervanz ift daher unnöthig und ed wird diefelbe nicht 
mehr bewigfen zu werben brauchen. Int Uebrigen kann 








N 
| 
“ 


f 
} 


— 75 — 


es auch nur ſelten darauf ankommen, weil regelmaͤßig 


das Praͤjudiz des Fracht⸗Verluſtes im Falle der verſpaͤ⸗ 
teten Ablieferung der Guͤter in den Frachtbriefen ſich aus⸗ 
druͤcklich bemerkt findet. Wo aber dies geſchehen iſt, wird 
uͤberall kein weiterer Beweis eines erlittenen Schadens 
erfordert werden koͤnnen; weshalb Koͤnigliche Juſtiz⸗Canz⸗ 
dei zu Celle, auch mittelſt Reſcripts vom 40. April 41829 
in Sachen der Kaufleute Johann K.. und Heinrich 
Chrifttian & . . in Hamburg, Imploranten, Appellanten, 
‚wiber ben Spediteur Friedrich . . in Harburg, Im⸗ 
‚ploraten, Appellaten, in ss debiti — rich⸗ 
tig erkannte: 
. ... nicht weniger das Anführen ber PRIOR 
dag Implorat fich zur ‚zeitigen Lieferung bei Ver⸗ 
luft der Fracht ausdruͤcklich verbindiih gemacht 
habe, fowohl relevant, ald auch mittelfl der vom 
Smploraten sub litt. B. & C. producirten Fracht⸗ 
briefe erwiefen iſt ... 
"und Gr | 
..... wobei jedoch zu beachten ift, daß ed auf 
bie Führung dieſes legten Theils des Beweisſatzes 
binfihtlich desjenigen Theils des Zuhrlohnd nit 
anfomme, welcher fich auf die, mittelfE *der vom 
Imploraten felbft sub litt. B. & C. producirten, 
den Verluſt bes Fuhrlohns bet unrichtiger Liefes 
: rung ausdruͤcklich androhende Frachtbriefe bes 
zieht ..... 

3. In Anſehung des Lohnes muß man 
‚zweierlei Frachtbriefe unterfcheiden, je nad 
dem Porto, oder in a 1 verladen 

wird. da, Pr 


— 26 — 


Der erſte Fall bildet die Regel und es iſt als Aus⸗ 
fluß aus der oben angedeuteten Eigenthuͤmlichkeit, wor⸗ 
nach der Frachtbrief in Form einer Anweiſung auf oder 
auch einer Zuſchrift an den’ deſignirten Empfänger der La⸗ 


dung ausgeſtellt zu werben pflegt, bekannt, daß der Zuhrs : 


‚mann feined verdienten: Lohnes wegen allein an ben Ems 
pfaͤnger fich. halten muß, ohne in ber Regel auf den 
Abſender zuruͤckkommen zu koͤmen; es ſei dann, daß ber 
Erſtere die Annahme der Guͤter uͤberhaupt ablehne. 
VUeberall aber, wo, wie allerdings häufig beim Trans⸗ 
porte auch per Achfe gefchteht, in Franco⸗Fracht verladen 
wird, d. h., nicht der Empfänger die Fracht zu bezahlen 
‚ braucht, iſt ed Selbfiverfland, daß derſelbe Dagegen einen 
‚richtigen Lieferfchein zu ertheilen, oder vielmehr, daß der 
- Suhrmann von ihm fich eine Befcheinigung der richtigen 
Ablieferung geben zu laſſen hat, Die Trachtbriefe übris 
gend in ‚ber gewöhnlichen Form 
„Sie erhalten hierbei unten beſchriebenes But..... 
aus geftellt, enthalten daher die ſtehende Klaufel, 
„wogegen Sie einen richtigen Kieferftein zu ertheis 
len belieben _. ...  . ur 
ſtatt deſſen eö bei der Porto-Verladung lautet: 
| ofür Sie P 3 P-SR Fracht zu bes 
. zahlen... ." 
"Man fieht auf den erften Blick, wie wichtig ja. uns 
erläßlich bei ber Franco» Fracht die angeführte Klaufel ift: 
Im gewöhnlichen Falle der Porto⸗Verladung ift ed des 


Empfängers Recht und Pflicht, wenn Güter befhäbigt; _ 
zu fpät oder fonft mangelhaft geliefert werden, ſich dieſer 


halb zunächft an.die zu bezahlenden Frachten zu. halle, 
Bei. der Franco⸗Verladung aber, fällt dieſe Befugniß 
von ſelbſt gänzlih hinweg, und ber Abfender, welchek 


+ 





— 


— — 


den Lohn zu bezahlen hat, iſt bei der Ablieferung gar 
nicht zugegen und hat alſo uͤberall nicht einmal die 
Mittel in der Hand, auf ſonſtige Weiſe für den Beweis 
der mangelhaften Ablieferung zu forgen. 

Hieraus entfliehen hauptlaͤchlich folgende zwei Ver⸗ 
haͤltniſſe: 

a. zwiſchen Fuhrmann oder Schiffer und Abſender, 
daß, wenn jene nicht einen richtigen Lieferſchein zuruͤck⸗ 
bringen, fie offenbar ihren Contract nicht erfüllt haben 
und biefer, der Abfender, daher mit dem Harften Rechte 
von der Welt, den Frachtlohn zurücpält, oder den etwa 
darauf ertheilten Vorſchuß condicht; 

b. zwifden Fuhrmann oder Schiffer und Empfänger, 
daß dieſer — wenn anders er nicht die Annahme ber 
Güter überhaupt verweigert, in weldhem Falle natürlich 
ber Lieferer auf den Abfender zurüd kommt — zur Ers 
theilung eines richtigen Lieferfcheined® verbunden iſt. 
Würde bdiefelbe ohne Grund verweigert werben,: fo hat 
der Zuhrmann nicht nur dad Recht der Klage darauf, 
welches freilich meiſt zu weitläuftig fein wird, fondern 
au das der Vorenthaltung ber Güter, ferner: des Pros 
tefted mit Beſichtigung u. f. w., wodurch er, wenn ber 


‚Baum denkbare Fall der grundlofen Verweigerung jenes 


Sceined vorkommen follte, vollkommen gefichert ifl, da 
fowohl die geladenen Güter als enentualiter aud ber 
Abfender ihm haften. 

Auf einen Fall aber m der Fuhrmann oder 


; Schiffer die Guͤter — beſchaͤdigt oder nicht — abliefern, 


ohne richtigen Lieferſchein zuruͤckkehren und nun vom Abs 
ſender Fracht verlangen. Der Abſender iſt nicht ſchuldig 
ihm die Fracht zu bezahlen; er iſt nicht ſchuldig, Be⸗ 
weiß zu führen, daß ber Fuhrmann beſchaͤdigt abgeliefert, 


dadurch einen Schaden und wie groß? veranlaßt Babe. 
Denn ed war ja gerabe der wohlverftandene Zwed und 
die ausdruͤckliche Abficht, dieſen Beweis zu vermeiden, 
weshalb dem Fuhrmanne die Production eines richtigen 
Lieferfcheines contractlich zur Bedinguug gemacht wurbe. 
Diefe gewiß allein richtigen Anfichten Tamen auch 
in der fon citirten Sache W... und A.. cir. D.. 
zur Erörterung; ihnen gemäß wurde jedoch. erft in 
letter. Inſtanz erbannt; das in erſter Inſtanz unterm 4. 
December 1881 abgegebene Erkenntniß lautete nämlich 
alfo: ar ; SR — 
Da der Implorat geleugnet, daß die fraglichen 
=. Ballen Wolle bei dem Tranusporte nach Rigebüts 
0 durchnäßt und beſchaͤdigt wiren ..... He 
bloße Annahme eines Brachtbriefes auf freie Jracht 
abber ihn, deb implorantiſchen Borbringens-'uners 
‘achtet, nicht: verpflichten kann, ‘eine Lieferungs⸗ 
Beſcheinigung von den Empfängern herbeizuſchaf⸗ 
J fen, ober. widrigenfalls den Imploranten bie Ih» 
nen vorenthaltene Fracht zu verguͤten, vielmehr 
nur dann ſchuldig fein kann, einen Schaden: zu 
. erfegen, wenn er überführt wird, "einen ſolchen 
verurſacht zu — —8 ſo nr 
‚ten zu erweifen: 
daß die — Ballen mit Wolle auf Senn 
Transporte nach Ritzebuͤttel durch feine, oder 
derjenigen Schuld, durch welche ee ben ' 
Traͤnspott beſchafft, durchnaßt md beſcha⸗ 
nuigt' worden und: daß der an denſelben ver⸗ 
u urfachte Schaden % . „si hetragen habe 7C" 
Wiber alles" Erwarten half auch Die Koͤnlgliche In⸗ 
ſiz⸗Tamlei zu Celle ver daruͤber in der Wppellttons Unftunz 


Y 
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aufgeſtellten Beſchwerde nicht. ab, indem fie unterm Zten 
Rovember 4832 refcribirte: . 


Demnach der. tlagbar gemachte Anſpruch auf 


Schadens⸗Erſatz darauf geſtuͤtzt iſt, bag Appellat 


zum Transporte nach Eurbafen 'übernommene 
Frachtguͤter durch Naͤſſe beſchaͤdigt abgeliefert... .. 
bei dem erfolgten Ableugnen der beſchaͤdigt erfolgs 
ten Ablieferung aber . . » . um fo mehr auf Bes 
weid zu inierloquiren war, ald geräbe ber Ums 
fiand, ob ein Lieferung» Schein. mit Rerht oder 
mit Unrecht verweigert werben konnte, ftreitig ges 
worden. - . » 


bis daffelbe Obergericht enblich in dem bereits angefuͤhr⸗ 
ten Reſcripte vom 45. Februar 4834 eben fo richtig als 
elegant erkannte· 


£ * 


Wenn nun im Zalle nicht richtiger — nicht tro⸗ 
cener Lieferung dem Imploraten und Reconve⸗ 
nienten der Verluſt ver Fracht in dem Frachtbriefe 
vom 4. Februar 1830 expreſſe angedrohd iſt, der⸗ 


ſelbe daher, falls die Lieferung nicht richtig und 


trocken geſchehen fein ſollte, nicht allem mit der 


auf Bezahlung der Reſt⸗Fracht gerichteten Wider⸗ 


klage abzuweiſen, ſondern auch zur Reſtitution des 


nur unter dieſer Vorausſetzung geſtaͤndigermaaßen 


erhaltenen Vorſchuſſes von 50 zu verurtheilen 


fein würde; nun aber, da Implorat einen richti⸗ 


gen Ablieferungs⸗Schein nicht probueink; bat, bie 


gehörige Erfüllung : der vom Imploraten übers 
nommenen Berbindlichkeiten von biefem nachgewie⸗ 
fen werden muß, nicht aber den Imploranten und 


 Reconventen obliegt, in dieſer Himſicht barzuthun, 
wie Imploxat ſelnen Werbindlichkeiten nicht 
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nachgekommen ſe ſo hat das Niedergericht 


N. ſo viel die Widerklage und den unter der 
libellitten Entſchaͤdigung mit einbegriffenen, auf 
die Fracht von Harburg an, vom Imploraten 
erhaltenen Vorſchuß von 50 4 betrifft, den Im⸗ 
ploraten mit feiner Widerklage, unter Berurtheis 

‚lung in die dadurch erwachfenen Koflen abzuwei⸗ 
fen und in ber Vorklage zur Rüdzahlung der 
ald Vorſchuß erhaltenen 50 c ſchuldig zu verur⸗ 
theilen.... 

(Bertfegung m 


Miscelte 





Vor an Jahren hatte — alte und > fat taube 
Frau in einem bei dem Magiſtrate zu X. gegen ſie an⸗ 

haͤngig gemachten Proceſſe einen ihr zugeſchobenen * 
angenommen. In dem zur Abſtattung des Eides ange⸗ 
ſetzten Termine erklärte fie ſich wiederholt zur Eideslei⸗ 
ſtung bereit. Nachdem ihr die Warnung vor dem Mein⸗ 
eide und die Eidesformul vorgeleſen, ſie auch aufgefor⸗ 
dert war, die uͤblichen Eidesworte nachzuſprechen, erwie⸗ 


derte ſie: Gott's Donnerstag und Frydag. Auf die 


Frage ˖des Gerichts, was fie damit ſagen wolle, entgeg⸗ 
nete fie, dab: ſei ein feierlicher ib; anders ſchwoͤre fie 
zu. zu 
Sie war auch — deine Borftekanigen von, ihrer 


Soee —— — — — m ſochſauig atiiet 


werden. 
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Juriftifche Beitung 
füt das Königreich Hanunver, 


1842. XVII. Sahrgang. I. Heft. N 6. 





Reſerint des K. Miniſterii des Innern, an die Ju⸗ 
ſtiz-Canzlei zu Stade, vom 2. December 1841, 
die Nichtanwendbarkeit der Verordnung über die 
verbeſſerte Verfaſſung der Patrimonialgerichte 
vom 13. März 1821 auf die Deichgerichte 
im Herzogthume Bremen, ſo wie die Compe⸗ 
ten; jener Gerichte in Civils Zuftiz: Sagen zu 
erfennen, betreffend. 





Mir Bezugnahme auf Unfere "vorläufige Eröffnung 
vom 6. Auguft v. J., dad Deichgericht der ** Güter ** 
und * * betreffend, theilen Wir der Königlichen Juſtiz⸗ 
Canzlei nunmehr ferner Folgendes mit: 

Auf die Deichgerichte im Herzogthume Bremen iſt 
die Verordnung uͤber die verbeſſerte Verfaſſung der Pa— 
trimonialgerichte vom 13. Maͤrz 1824, bisher vom Mi— 
niſterio nicht für anwendbar gehalten, und die neuerlich 
angeftellte Unterfuhung. über die Verhältniffe dieſer Ge; 
richte hat Unferd Erachtens die Richtigkeit jener Anficht 
Beftätigt. | | 

Es Tonnen daher die Vorfchriften der angeführten 
Verordnung, wie überhaupt, fo auch indbefondere auf bie 
Befegung der Deichrichterftellen nicht angewandt werben. 
Mir find demnach mit der im Schreiben der Landdroſtei 

Jahrg. XVII. Heft l. 6 
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zu Stade an die Königliche Juſtiz⸗Canzlei vom 26. Juni 
v. 3. enthaltenen Aeußerung einverflanden, taß der ** 
zu **, als Deichrichter für Die Deichgerichte der obenges 
nannten *** Güter, nicht als ein Gerichtöhalter, deſſen 
Berhältniffe nah den Beflimmungen der Verordnung 
vom 43. März 1824 zu beurtheilen feien, angefehen wers 
den könne; hingegen flimmen Wir mit derfelben darin 
nicht überein, daß die Competenz jener Deichgerichte in 
Civil⸗Juſtiz⸗Sachen, die denfelben vor 1824 etwa zuges 
ftanden habe, durch die Verordnung vom 13. März 1821 
aufgehoben ſei; vielmehr halten Wir dafür, daß ihnen 
diefe Competenz;, wenn und foweit fie vor Erlaß der ers 
wähnten Verordnung begründet und namentlid mit den 
Beftimmungen im $. 4. Cap. X. der Deidsrdnung vom 
29. Juli 4743 vereinbar war, auch noch jegt zuſtehe. 


Eine, nur im Wege der Gefebgebung ausführbare, 
vollfländige ‚neue Regelung der Verhältniffe der Deichges 
richte, feheint Und zur Zeit weder nothmwendig noch anges 
meifen, doch haben Wir die im Verwaltungswege zuläfs 
fige Abftelung einiger Mängel derfelben angeordnet. 
Was Wir nicht nur zu diefem Zwede, fondern auch wer 
gen der Deichgerichte überhaupt verfügt haben, ergiebt das 
Reſcript an die Landdroftei zu Stade vom heutigen Tage, 

von welchem Wir eine Abfchrift hieneben anfehließen laffen. 


Hannover, den 2. December 4841. 
Königlih-Hannoverfched Minifterium: des Innern. 


An v. d. Wiſch. 
die Koͤnigl. Juſtiz⸗Canzlei 
zu Stade. 
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Reſcript des K. Miniſterii des Innern an die Land⸗ 
droſtei zu Stade, vom 2. December 1841, vie 
Verhältniſſe der Deichgerichte in dem Verwal⸗ 
tungsbezirke der Landdroſtei betreffend. 





Wir haben die Verhaͤltniſſe der Deichgerichte im Ver⸗ 
waltungsbezirke der Koͤnigl. Landdroſtei, woruͤber dieſelbe 
unterm 6. Aug. d. 3. berichtet hat, in Erwägung gezo⸗ 
gen, und flimmen zuvoͤrderſt der Anficht bei, daß auf 
diefe Deichgerichte die Verordnung über die verbefferte 
Verfaffung der Patrimonialgericäte vom 13. März 18941 
feine Anwendung leide, da diefelben, wo nicht als wahre 
gennofjenifchaftliche Gerichte (Jurisdietisnes communit&- 
tum) doch auch nicht als folche Patrimonialgeriääte, die 
ben Gegenfland jenet Verordnung ausmachen, angefehen 
werden Fönnen. Died anzunehmen, finden Wir um fb 
weniger Bedenken, ald die Verordnung von 1821 auf 
die Deichgerichte auch bisher nicht angewandt, vielmehr, 
wenn Beſtimmungen über diefelben zit treffen waren oder 
getroffen find, 3. B. in der Verfaffungsurkfunde für die 
Stadt Burtehude von 18%, $. 28. in der Verordnung 
über die Reform der Gerichtöverfaffurig des Alten⸗Landes 
vom 9. Aug. 1832 und In der Werordn. über benfelben 
Gegenftand für dad Land Kehdingen⸗Freyburg, dom 3. 
Mai 4833, von dem Grundfage audgegangen iſt, daß 
eine befondere Regelung ihrer Verhältniffe nothwendig fei. 
a Die Deichgerichte ſind, auch nach Anſicht der Koͤnigl. 
Lauddroſtei, für unbedingt unzweckmaͤßig nidt zu Halten, 
Vielmehr finden fih bei denſelben aud gute Einrichtuns 
ten und auf ihre gänzliche Aufhebung oder Umgeftaltung 
braucht baher, “wenigften® iur ae a Bedacht genon- 
en zu ‚werden. — 
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Sie koͤnnte auch nur, entweder mit Einwilligung der 
Betheiligten, oder durch geſetzliche Vorſchriften geſchehen; 
jene aber iſt ſchwerlich zu erreichen, und dieſe ſcheinen 
jedenfalls bis zu gelegentlichen anderen Veranlaſſungen, 
namentlich bis zum Erlaſſe der Verordnung uͤber die Re⸗ 
form der Gerichtsverfaſſung im Lande Kehdingen⸗Buͤtz⸗ 
fleth, oder einer neuen Deihordnung, ohne Nachtheil: 
verichoben werden zu Fünnen, da nach dem Bezeugen ber 
K. Landdroſtei die Deichgerichte, felbft ungeachtet ihrer 
jegigen Mängel, practifch Feine wefentliche Störung ver, 
urfacht haben, und ein Gleiches daher ferner zu erwarten 
fein wird, zumal wenn einige ihrer Hauptmängel abge 
ftelt werben. Daß dies gefchehe, fo weit ed ohne neue 
geſetzliche Vorfchriften möglich ift, entfpricht völlig Unfern 
Abſichten. Als Hauptmängel find von der K. Landdro⸗ 
ſtei folgende hervorgehoben: 

4) Die Zuſtaͤndigkeit der meiſten Deichgerichte in Civil⸗ 
Sufliz- Sachen, felbft in folchen, die mit dem Deich» 
und Siehlwefen gar keinen Bufammenhang haben; . * 
fowie in einigen Berwaltungsangelegenheiten diefer * 
Art. Wir find mit der K. Landdroftei über die Uns, 
zwedmäßigfeit Diefer Competenz einverflanden, halten 
aber ihre Befeitigung nicht anderd ald im Wege der 
Gefeßgebung für zuläffig, da fie in der Deichorbn. 

‚ von 41743, Cap. X. $.4., wenngleich nicht gebilligt, 
dennoch beftätigt ift. 

2) Bas die Befehung der Deichgerichte betrifft, fo Tann, 
wo dad Deichrichteramt mit dem Befitze eines Guts 
verbunden, oder einer Familie erblich verliehen ift, 
oder durch Wahl der Intereffenten befest wird, Diefe 
Einrichtung im Verwaltungswege zwar nit abges 
flelt werden; doch ift dadurch nicht ausgefchloflen 








— 
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daß, ſoweit noͤthig, bei ben Mitgliedern der Deich⸗ 
gerichte eine gewiſſe Befaͤhigung und deren Nach⸗ 
weis gefordert werde. Bei dem Deichgerichten, die 
keine Zuſtaͤndigkeit in Juſtiz ſachen haben, ſcheint dies, 
wenigſtens eine beſondere Vorſchrift darüber, zur 
Zeit nicht erforderlich, da die Deichrichter von der 
K. Landdroſtei beſtaͤtigt werden muͤſſen, und hiebei 
darauf gehalten werden kann, daß nur befaͤhigte 
Perſonen dazu beſtellt werden. Wenn aber den Deich⸗ 
gerichten Competenz in Juſtizſachen zuſteht, moͤgen 
dieſe mit den Deich» und Siehlſachen zuſammenhan⸗ 
gen oder nicht: fo Tann vermöge der Juſtizhoheit 
und muß nad) dem bisher ſtets befolgten Srundfage 
verlangt werden, daß entweder ein rechtölundiger, 
geprüfter und beeidigter Juſtitiar angeftellt werde, 
oder daß in ſolchen Sachen ſtatt des Deichgerichtd 
das ordentliche Gericht eintrete. - Auf die an ben 
Deichgerihten als Beiſitzer u. f. w. Theil habenden 
Deihgefhmwornen, Deputirten u. f. w. braudt dies 
fer Grundfaß für jegt nicht angewandt zu werben; 
hingegen muß er bei dem Vorſtande der Deichges 
richte (Deichrichter, Deichgräfen u. ſ. w.) zur Ans 
wendung kommen. Da nun jet bei den Deichge⸗ 
richten, welche eine Competenz in Zuftizfachen haben, 
ber Vorſtand überall ein beeidigter und - geprüfter 
Rechtskundiger ift, (oder wie bei dem Baljer Deich⸗ 
gerichte) die Gompetenz in Juſtizſachen von dem ors 
dentlichen Gerichte geübt. wird: fo können Wir Und 
hier auf die Vorfihrift befchränten, daß kuͤnftig bei 
den Deichgerichten, welchen eine Competenz in Ju⸗ 
flizfachen gebührt, zum Vorſtande (Deichrichter ꝛc.) 


» ein Anderer ald ein Rectökundiger,- der feine 
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Befaͤhigung bei einer Pruͤfung nachgewieſen hat, an⸗ 
genommen werden ſoll. Daß derſelbe gerade das 
im 8. 34., der Verordnung vom 13. März 1821 
vorgefehriebene Richtereramen beftehe, wird jedoch 
nieht verlangt zu werben brauchen, da: dieſe Verord⸗ 
nung auf die Deichgerichte nicht anwendbar ifl. — 
Bei den Deichgerichten ded Landes Wurften fol e$ 
einflweilen bei dem Beſtehenden verbleiben, wenns 
gleich ed nicht ganz zweifellos erfcheint, zu welcher 
Claſſe von Deichgerichten fie gehören. 

3) Dem Mangel an feften Strafprincipien und Gebuͤh⸗ 
rentaxen wird ſich, wie die K. Landdroſtei ebenfalls 
dafuͤr haͤlt, auch ohne neue geſetzliche Vorſchriften ab⸗ 
helfen laſſen. Zu dieſem Zwecke hat daher die K. 
Landdroſtei von den Deichgerichten die bisher ange⸗ 
wandten Strafprincipien und Gebuͤhrenſaͤtze ſich 
nachweiſen zu laſſen, und wenn Aenderungen berfel- 
ben nöthig erfheinen, Uns darüber gutachtliche Vor⸗ 
Schläge zu machen, damit Wir nah Maaßgabe der 

Vorſchriften im Art. 24. des Waflerbau s Berwals 
tungdsReglementd vom 18. April 1823 und im Art. 
42, des Polizeiftrafgefebe® vom 24. Det. v. 3. bie 
erforderlihen Beftimmungen treffen können. 

4) Daß die Ötrafgelder regelmäßig den Mitgliedern 
des Deichgerichtd zufallen, halten Wir für unanges 
meffen; da ed aber auf der Vorfhrift im Cap, VII. 
$. 11. der Deichordnung von 4743 beruht, fo Tann 
ed obne Gefeß nicht abgeftellt werden; auch möchte 
ein Erfaß dafür fehwer zu finden fein. \ 

5) Als ein Mangel bei den Deihgerichten ift von der 
K. Landdroftei auch die Ungewißheit über das Ver⸗ 
baltniß Der Deichgeſchwornen, Interreffenten u. |. w» 


\ 
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zu den Deichgerichten bemerklich gemacht; daß Zwei⸗ 
fel hieruͤber entſtanden ſeien, wird dagegen nicht 
erwaͤhnt. Sollten aber dergl. eintreten, ſo wird die 
K. Landdroſtei, je nach Beſchaffenheit des Falles, 
daruͤber zu entſcheiden oder anher zu berichten haben. 
Die dem Berichte vom 6. Auguſt d. J., angeſchloſ⸗ 
ſenen, zur dortigen Regiſtratur gehoͤrigen Acten ſenden 
Wir hierneben zuruͤck und laſſen zugleich eine Abſchrift 
der Mittheilung, welche Wir der Juſtiz⸗Canzlei zu Stade 
über dieſen Gegenſtand, auf Anlaß des vom Deichrich⸗ 
ter ** zu ** erhobenen Anſpruches auf den Titel Ges 
richtsverwalter 2c., unterm heutigen age gemacht haben, 
der K. Landdroſtei im Anfchluffe zugeben. 


Hannover, den 2. Dec. 1841. 


Koͤnigl. ꝛc. Miniſterium ded Innern. 
An 
die K. Landdroſtei 
zu Stade. 


Abhandlungen und Nechtsfälle, 





J. Der Frachtbrief, in ſeiner rechtlichen Bedeu⸗ 
tung und ſeinen rechtlichen Folgen, 
beleuchtet vom Herrn Advocaten Matthaei zu Harburg. 


(Fortſetzung und Schluß.) 


In einer andren Sache, in welcher der Spediteur 
HD. . gegen bie Schiffer ©... und 9... auf die Her⸗ 
‚beifhaffung eines richtigen Lieferfcheined und nur even- 
tnel, falls Betlagie denfelben nicht herbeifchaffen Fönnten, 


auf Erflattung des ihm gemachten Decorted klagbar ges 

worban war, wurde vom Untergerichte folgender redhtlis 

Her Beſcheid abgegeben: 
„Demnach die Annahme ded producirten und zur 
„Anerkennung vorgelegten Schifferfsachtbriefes ab⸗ 
„feiten des Beklagten 9. . . ., da dieſer fort- 
„während und ungeachtet der ihm dieferhalb ges. 
„machten fpeciellen Auflage mit Nichtwiffen fich 
„darüber erklärt hat, in Gemäßheit bed $. 47. 
„der Proceß⸗Ordnung für zugeflanden —— 
aiſt, 
„demnach ferner * Inhalt des gedachken Fracht⸗ 
„briefes, durch deſſen Annahme Beklagte zur Er⸗ 
„fuͤllung der darin enthaltenen Bedingungen ſich 
„verbindlich gemacht haben, die eingeladenen Guͤter 
„nur gegen eine Beſcheinigung der richtig ges 

uſchehenen Ablieferung an den Hamburger Addrefs 

„faten auödgeliefert werben durften und hiernach 
„Bellagte, wenn fie die Güter in Hamburg an 
„den Abdreffaten audlieferten, aud zur Beibrin⸗ 
„gung einer foldhen Befcheinigung unbedingt und 
„ohne daß fie fich auf die etwaige Weigerung des 
„Abdreffaten, diefe Befcheinigung auszuftelen, dem. 
„Kläger gegenüber berufen koͤnnen, ſchuldig waren, | 
„in eventum aber, falls fie die LieferungdsBes 
nfcheinigung beizubringen nicht vermögen, zur Ers _ 
„ftattung des dem Kläger wegen fehlerhafter Lies 
„ferung vom Empfänger der Güter, gemachten 
„Decort3 für verpflichtet zu halten find, weil fie 
„durch Auslieferung der Guͤter ohne Rüdempfang 
„eines Kieferfcheined dem Kläger den Beweis der 
„richtigen Lieferung und damit die Möglichkeit 
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„feine Anfprüdhe wegen ded gemachten Decortö 
„gegen den Empfänger zu realifiren, contractdwis 
„drig abgefchnitten haben, fo werden Bellagte - 
„ſchuldig erkannt, eine Beſcheinigung uͤber bie 
„richtige Ablieferung der fragliden Güter dem 

. „Kläger binnen 44 Zagen zu liefern und falls fie 
„diefe Befcheinigung nicht beibringen würde, dem⸗ 
„felben den ihn vom Empfänger der gebachten 
„Waaren wegen fehlerhafter Lieferung derfelben 
„angeblih gemachten Decort, infoweit er folden 
„erweißlih machen wird, zu erfegen. 


Diefe in allen Puncten richtige Entfcheidung des 
Untergerichted wurde denn auch auf. Dagegen von den 
Verklagten -erhobene Appellation von der Juſtiz⸗Canzlei 


zu Celle, laut Beichluffes vom 1. Suli 4841 mit folgen» 
‚den. Vorten beftätigt: 


„Demnach die Beklagten durch Annahme bes 
„Srachtbriefes fih nicht allein verpflichteten, 
„eine Befcheinigung der richtig gefchehenen Liefes 
„rung der in Ladung erhaltenen Waaren beizus 
„bringen, fondern auch anerfannten, daß diefelben 
„ihnen troden und unbefchädigt behändigt feien, 
„unter diefen Umfländen aber fie bis zur Bei⸗ 
„bringung der gedachten Befcheinigung zum Ers 
„fage des dem Kläger geniachten Abzuged verbuns 
„den find, ohne daß ihnen ein Beweis über bie 
„bei ihnen nicht erfolgte Befhädigung der Waa⸗ 
„ren nachgelaſſen werden kann, da fie eines Theils 
„bei Aushändigung berfelben an den Güterbeflatter 
„ſich die nöthigen Beweiſe über die trodene Lies 
„ferung hätten verfchaffen müflen, theild aber bei 


ie 
„ihrer Empfangnahme durch den Kläger, fich von. 


„ihrer Trockenheit vorher haͤtten uͤberzeugen ſollen, 
„fo ſteht der Appellation nicht zu deferiren.“ 


4. Den Ort, wohin und den Empfänger, 
an ben die Güter abgeliefert werden follen, 
betreffend, fo dürfte in diefer Beziehung kaum noch 
etwas Befondered auszuführen fein; denn ed ift Selbſt⸗ 
verftand, daß fih der Fuhrmann oder Schiffer hinfichtlich 
bed AblieferungssDrted 2c. Iediglih nach den Vorſchriften 
bes ihm ertheilten Frachtbriefed zu richten hat, und daß 
er perfive handeln würde, wenn er ihnen nicht nachläme, 

Am Webrigen ift bereitö gezeigt, daß nach überall 
geltender, aus der Natur ded Gefchäfts von ſelbſt folgen⸗ 
der HandelssObfervanz, und feine wirb fo fitenge, wie 
Diefe befolgt, der Empfänger, ohne daß es auf den Bes 
weis eined Schadens antäme, zum Abzuge ber Sracht 
berechtigt ift, wenn bie Güter nicht puͤnctlich binnen ber 
vorgefchriebenen Lieferzeit geliefert werben, jo wie er die 
Fracht auch, im Falle die Güter durch Näffe oder fonft 
befchädigt geliefert werben, mit und aud bemfelben Rechte 
vorenthaͤlt. Ja diefe Handeld-Obfervanz fügt den Ems ' 
pfänger bei night richtiger Lieferung fo ficher und Fräftig, 
daß ed vom Lieferer Wahnfinn wäre, ihn wegen der 
Tracht zu belangen, da er nicht nur mit vielen Koften 
jämmerlich durchfallen, fondern auch fich einer Wider, 
Hage anf Schadens - Erfag ausſetzen IunEde, bie oftmals 
fehr bedeutend fein Tann. 


‚ Wie gleich. bevorwortet worden, fo finden bie im 
Vorſtehenden entwidelten Grunbfäge, auf den See⸗Fracht⸗ 
brief Feine Anwendung. 
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Eonnoffement*), 





Connoissement, auch Connaissement, Polizza di 
carica, Poliee de ehargement, heißt die Urkunde uͤber 





*) Das preußifhe Landrecht enthält hinfichtlich der 
See⸗Frachtbriefe folgende Vorſchriſten: 

„Nach geendigter Ladung muß jedem Befrachter ein 
Empfangſchein, oder ſogenanntes Connoſſement, unter 
des Schiffers Unterſchrift zugeſtellt werden. Darin müfs 
fen die Waaren und deren Qualität mit ihren Zeichen 
und Nummern, der Ort ihrer Beflimmung, ber Name 
des Befrachters und Empfängers, die bebungene Fracht, 
aub ob und was darauf ſchon bezahlt morden, ausge⸗ 
deüct fein, Bon jedem Gonnoffement muß der Schiffer 
brei Ercmplare, und wenn der Befraditer ed verlangt, 
auch das vierte unterzeichnen; zugleich aber dahin fehen, 
daß fie gleichlautend find, und daß in jebem die Zahl der 
ausgefertigten Exemplare bemerkt werde. Hat der Schifs 
fer diefe Vorfiht unterlaffen, fo bleibt er für den Scha⸗ 

- den, welder daraus in der Folge einem Dritten redlichen 
Inhaber ded Gonnoffements, oder auch bem Verſicherer 
Ä erntſteht, verantwortlih. Die Zahl ber Collis fol in dem 
Gonnoffement mit Buchſlaben geſchrieben, unb die leer 
gebliebenen Pläge follen durchſtrichen werden 

Das Eine befonders zu bezeichnende Eremplar behält 
dee Schiffer; die übrigen find bem Befrachter zum Ges 
braude zuzuſtellen. Werben dieſe Eremplare nachher nit: 
gleichlautend befunden: fo bemeif’t das dem Schiffer zus 
geftellte Eremplar fo lange wider ihn, his die Nichtigkeit 
der Abmeihung von einem ber übrigen Sremplare auf 
andere Art dargethan morben; zu feinem Bortheile aber 
nur in fo weit, als es mit den anderen unftreitig richtigen 
Exemplaren völlig übereinftimmt.’ 

Das franzöfifhe Handelsrecht enthält darüber 
folgende Beflimmungen; 

Das Sonnoffement muß die Art und bie Quantität, 

y fo wie die Beſchaffenheit der Frachtguͤter angeben. Es 
| muß barin angezeigt werden: der_ Name des Verſenders, 


ben. Fracht⸗Vertrag zwifchen den Abfender und dem Yes 
berlieferer der Waaren, welche zur See verfandt werden 
ſollen, alfo der Verladungsbrief, Frachtbrief über Vers 
fendungen zur See. Es werden gewöhnlich drei Erems 
plare davon angefertigt, von welchen eind der Verfender, 


der Name und die Addreſſe desjenigen, der fie empfangen 
hat, der Name und Wohnort des Capitains, der Name 
und bie Laftengröße (le tonnage) bes Schiffs, der Abs 
fahrtse und Beflimmungsort. Es muß ferner barin ent= 
halten fein: der Frachtpreis, am Rande die Zeichen und 
Nummern ber Fradtflüde Es Tann an Ordre, ober an 
den Inhaber (au porteur) oder an eine benannte Perfon 
lauten. Bon jedem möüffen wenigſtens vier Driginals 
Eremplare ausgefertigt werben: eind für den Abſender, 
eins für den Empfänger, eins für den Gapitain, eins für 
den Sciffsrheber. Diefe vier Driginale müfjfen in 24 
Stunden, nah erfolgter Ladung von dem Abfender und 
von den Capitain unterzeichnet werden. In eben die⸗ 
fer Bett ift dee Verfender verbunden den Gapitain bie 

Zollſcheine (les aquits) Über bie verlabenen Waaren zw 
übergeben. 

Dos in der angegebenen Form verfaßte Sonnoffement 
hat Beweis- Kraft (fait foi) unter allen bei ber Ladung 
intereffirten Parteien, zwifchen ihnen und ben Affecuras 
toren. Im Fall einer Verfchiedenheit unter den Connoſſe⸗ 
menten einer und derfelben Ladung hat dasjenige, welches 
fi in den Händen des Gapitains befindet, Beweis: Kraft, 
wenn ed von dem Verfender oder von feinem Commifs 
fionair ausgefertigt (rempli) iſtz und dasjenige, weldes 

der Verſender oder der Empfaͤnger (consignataire) vor⸗ 
zeigt, wenn es von der Hand des Capitains ausgefuͤllt 
worden iſt. 

Jeder Commiffionair oder Empfänger, der did in 
den Konnoffementen oder in den Sertepartieen verzeichne- 
ten Waaren erhalten hat, ift verbunden, ben Gapitain. 
auf fein Verlangen einen Empfangsfchein (recu) auszu⸗ 
ftellen,. bei Vermeidung bes BR aller Koſten und 
Schaͤden. 
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das andere der Schiffer und das dritte der Empfaͤnger 
erhaͤlt. Waͤhrend Frachtbriefe uͤber Verſendungen zu 
Lande vom Abſender allein unterzeichnet zu werden pfle⸗ 
gen, werden umgekehrt, die Connoſſemente haͤufig von 


dem Schiffer allein unterſchrieben, z. B. in Hamburg, 


Bremen, Oeſterreich und Preußen, und wird am Schluſſe 
die Clauſel hinzugefuͤgt: | 
„Snhalt und Gewicht unbekannt, frei von Be 
ſchaͤdigung.“ 

Dieſe Clauſel iſt aber fuͤr den Schiffer von der 
groͤßten Wichtigkeit; denn wie ohne dieſelbe das Connoſſe⸗ 
ment allein den vollſtaͤndigen Beweis der empfangenen 
Quantitaͤt liefern wuͤrde, ſo wird daſſelbe mit dieſer 
Clauſel dazu untauglich. Wie bereits gezeigt worden iſt, 


"fo muß beim gewöhnlichen Frachtbriefe die Annahme deſ⸗ 


felben den Beweis liefern, fowohl daß die darauf vers 


‚zeichneten Güter wirklich übergeben und empfangen, als 


auch daß fie in einem zum Transporte geeigneten Zus 
ftande, wohlbefhaffen gewefen find; dagegen fichert ſich 
jedoch der Schiffer, welcher die Clauſel hinzufügt: 
„Snhalt und Gewicht unbekannt, frei von Bes 
ſchaͤdigung.“ 
Die Entſtehung dieſer Clauſel erklaͤrt ſich aber ſehr 
leicht, und damit zugleich deren rechtliche Bedeutung. 
Wenn dem Schiffer in den Seefläbten eine Ladung 


‚gegeben wird, fo ift es fafl niemals möglich, fie ihm 


felbft zuzumefien, ober zuzumägen. Inzwiſchen berechnet 
fi die Fracht nach dem Gewichte und daher muß das 


‚Gewicht in dem Fracht⸗Contracte, dem Connoffemente, 
‚aufgeführt fein. Der zweite Grund der Anführung des 
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Gewichtes iſt aber auch ber, dem Empfänger die Verſi⸗ 
cherung zu geben, daß er die darin beſtimmte Quantität 
richtig erheiten werbe, und die Befugniß auf deren Abs 
lieferung gegen bie Schiffer zu dringen. 
| Der Schiffer muß aber das Connoffement unterneich⸗ 
nen und wuͤrde damit den Empfang des darin angege⸗ 
benen Gewichtes in voller Strenge anerkennen, - ohne ge 
nau zu wiflen, ob das in dem Connoffemente fpecificirte 
Gewicht auch wirklich das richtige fe. Dad würde bes 
denklich fein und deshalb verwahrt er ſich Dagegen durch 
die Erklärung: Inhalt und Gewicht mir unbefannt, eine 
Verwahrung lediglich dagegen, daß feine Unterfchrift des 
Connoffements nicht auch als Anerfenntniß ber Dftbes | 
zahl der Quantitaͤt angefehen werben folle. iR 7 


Sp allein hat die Elaufel Sinn; als daher in der 
Sache des Schiffers Burchard W..., Imploranten, 
wider ben Spediteur ® . . ., Imploraten, in pto. ſchul⸗ 
diger Fracht ad 196 m& 14 B Hamburger Courant, in 
erfter Inſtanz ein Erkenntniß abgegeben wurde, welches 
ber in allen Connoffementen ftehenden Claufel „Inhalt und 
‚ Gewicht unbekannt, frei von Beſchaͤdigung“ ein ſolches 
Gewicht beilegte, dag dadurch Abfender und Empfänger 
völlig rechtlos dem Schiffer gegenüber dargeftellt wurden, 
indem es ihnen, weder Beweis noch Gegenbeweid der Bes 
ſchaͤdigung der gelieferten Güter nachließ, und welches 
Erkenntniß wörtlich alſo lautete: 


„Der Implorat iſt ſchulbig, an den Supioranten 

..die Hagbar gemachten 496 m, 14:B Hambutger 
i - -Gonsänt, nebft den. gefürberten Verzugszinſen nud 
den: Poceß⸗Koſten zu bezahlen und zu. etftatten, 
weil ihm uach feines. eigenen Zugeſtaͤndniſſe bie: in 
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bem von ihm anerkannten Connoſſemente de dato 
Bremen, ben 2. December 1834, enthaltenen Kis 
fien der Anzahl nach von demfelben richtig und 
unbefchädigt abgeliefert: worden, und der Implorat 
fowohl nad der Natur des Geſchaͤfts überhaupt, 
als auch befonderd nad den am Schluffe des 
Connoſſements befindlien Worten „Inhalt und 
Gewicht unbekannt, frei von Befhädigung“, bloß 
für die Zahl der Kiften, nicht aber für deren Ins - 
halt und Gewicht zu baften braucht, folglih alle 
ihm obgelegenen Verbindlichkeiten: gehörig erfüllt 
bat, aus welden Stunde auch der von dem 
Smploranten angebrachte BETA fih als 
ganz unftatthaft darſtellt . . 
mieß die Koͤnigliche Juſtiz⸗Canzlei Rn — in ber Ap⸗ 
pellations⸗Inſtanz, unterm 2. Nat 1886 Ioidenpee re- 
scriptum de emendando: 
„Wenn nun in Ermangelung derogirender gefehti 
her Beflimmungen nah den gemeinredtlichen 
Grundfäßen über dad receptum der Schiffer, ab⸗ 
gefehen von einem von diefem hier nicht behaups 
‚ teten unabwendbaren Zufalle, zur Ablieferung ber 
in fein Sahrzeug aufgenommenen Sachen eventu- 
aliter zu der geforderten volftändigen Entſchaͤdi⸗ 
gung unbedingt verpflichtet ift, von diefer geſetzlichen 
Verpflichtung ihn deffen unter dem Connoiſſement ges 
machte Proteflation aber überall nicht liberiren, fols 
ches factum vielmehr nur den rechtlichen Sinn ha⸗ 
ben kann, daß die Inhalts⸗ und Gewichts⸗Angabe 
der recipirten Kiften nicht als richtig von ihm bes. 
reit3 anerkannt zu betrachten ſtehet; in Erwägung 
diefer Rüdfichten des Appellanten Einrede und erſt 
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mittelft der Dupfic erhobene Widerflage, mithin 
keinesweges definitiv zurhdkzumeifen . . . . als ift 
unter Wiederaufhebung des Erfenntnifjed erfter 
Inſtanz die Reconvention nur ad separatum zu 
verweifen, in ber Vorklage aber unter Ausfegung 
der Koften dem Beklagten und Appellanten der 
Beweis feiner Einrede aufzuerlegen: 
geftalten die von dem Kläger und Appellaten: 
recipirten Kiften bei deren Aufnahme in das 
Schiff zu Bremen, Zuder in größerer Quan⸗ 
‚ tität, als nach ber Ankunft indarburg abges 
liefert worden, enthalten haben, und wie hoch 
fih der Werth des erweislichen Untergewichts 
an Zuder ftelle? .....« 
und wieß bie dawider verfuchte Leuterung wegen nicht 
elidirter Entfcheidungss Gründe mittelſt Beſcheides vom 
9. Zebruar 4837 zuruͤck. 


Verlegt von Herold und BWahlftab in Lüneburg 
Gedruckt bei A. Pockwitz in Stade. 
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Iurif tische Beitung 


für das Kö nigreich Hannover. 





1842. XVII Zahrgang. L. Hefe. N 7. 








An Königlich » Hannoverfches Juſtiz-Miniſterium. 
Unterthänigfter Official-Bericht des Patrimonial: 
Gerichts Danfelshaufen vom 5. November 1841, 

die Derlaration eines Gefeßes betreffend. 





Es⸗ iſt hier der Fall vorgekommen, daß auf den Grund 
eines mündlichen Schuld- und Pfand-Vertrages der Schuld⸗ 
ner feinem Gläubiger auf deffen Verlangen dadurch eine 
öffentliche Hypothef an den verpfändeten Grundftüden con, 
ftituiren wollte, daß er ad protocollum. den Inhalt des | 
mündlich geſchloſſenen Schuld: und Pfand-Vertrages angab 
und um Ingroffation diefer Hypothek bat, und zwar un. 


- ter Bezugnahme auf die, diefen Gegenftand betreffende Kö⸗— 


nigliche Verordnung vom. 13. Juni 1828 (Gefeg-Samm- 
lung p- 69) wornach jet zum Wefen einer öffentlichen 
gerichtlichen Hypothef nur deren Ingroffation gehöre. 

Sch felbft habe nun zwar Fein Bedenfen gefunden, 
einem folchen Gefuche zu deferiren; allein andere dabei be= 
theiligte Perfonen ‚waren der: Meinung, daß folches nicht 
angehe, ober wenigftens der Vortrag ad protocollum als 
Contract ſelbſt angeſehen werden muͤſſe, und als ſolcher 
der Stempel: und Sportel-Taxe unterliege, auf dieſe Weiſe 
aber alsdann die Ingroſſation geſchehen könne. 

Letztere Anſicht ſcheint mir indeſſen etwas zu ängft: 
lich und namentlich dadurch hervorgerufen zu fein, daß. 
beſagte Verordnung gegen die frühere Procedur offenbar 
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etwas ganz Neues enthält, worin ſich Mancher nicht ſogleich 
finden kann. Denn früher war der gerichtliche ſchriftliche 
Pfand-Contract die Hauptfache, um das Alter der Hypo⸗ 


thek gewiß zu machen. Diefes ift aber durch Erfahrung : 


für nicht genügend erfannt, und deshalb nunmehr die In- 
groffation als das Wefentliche vorgefchrieben, wodurch 
mithin alles Uebrige, namentlich die Art der Hypothefen- 
Beftellung, wenn fie nur, wie durch eine deutliche Erflä- 
rung des Schuldners, außer Zweifel gefet wird, als uns 
weſentlich erfcheint. 

Eine foldhe Erklärung des Schuldners iſt dann na- 
tuͤrlich aber nicht der Contract felbft, fondern das Aner⸗ 
fenntniß des gefchlofienen Contracts und kann folglich nicht 
weiter der Stempel: und Sportels-Tare unterzogen werben. 

Diefes ift meine unvorgreifliche Meinung; allein die 
Wichtigkeit des Gegenftandes und die Möglichkeit dabei 
entftehender Zweifel, da die fragliche Verordnung dieſen 
Punct nicht ganz deutlich entfcheidet, läßt eine genauere Bes 
flimmung als wünfchenswerth erfcheinen, und ich wage daher 

um Hohe Derlaration der angezogenen Berorbnung 
in der angegebenen Beziehung 
unterthänigft zu bitten. 
- Münden ut supra. | Günther, Dr. 
An ꝛc. 
“Bericht der Juſtiz⸗Canzlei zu Göttingen vom 29, 
November 1841, betreffend einen Antrag bes 


Patrimonial:Gerihts Danfelshaufen auf Decla⸗ 


ration der Königlichen Verordnung vom 13. 
Juni 1828, richtiger die Sporteln-Zare für die 
Untergerichte vom 13. Dechr 1834. A 
Bei Ruͤckerwiederung des mittelſt Gurer Excellenz hoch; 


% 











- 


verehrlichen Refcripts vom I. d. Mis. uns mitgetheilten 


"Berichts des Patrimonialgerichts Dankelshauſen vom. 5. 


d. Mis. verfehlen wir nicht, den geforderten Bericht dahin 
gehorſamſt zu erftatten: 


- 


- daß wir an und für fich und abgefehen von der Vers 
ordnung vom 4. April 1620, die in der Anlage erhobenen 
Bedenken weder in ber Verordnung vom 13. Juni 1828, 
noch in der Sporteln:Tare vom 13. December 1834 be 
gründet ‚finden, vielmehr die Anficht des Bericht: Erftat- 
terd fir die richtige halten, da, fo viel die Verordnung 
von 4828 betrifft, Die dem Richter außer der Prüfung fe - 
ner Gompetenz (8 1—3.) im 8. A. zur Pflicht gemachte 
causae cognitio nur die rechtlichen Erforderniffe zur Guͤl⸗ 
tigfeit der Hypothek bezielt, und, die SportelnTare von 
1834, pos. 93, 114 und 118 unzmweideutig zu erfennen 
giebt, daß die Beftellung der gerichtlichen Hypothek gar 
wohl ohne gerichtliche Errichtung und Confirmation des 
Schuld⸗Contracts vorkommen kann; dennody aber wird fich 
die Sache in den meiften Fällen bei dem PBatrimonial-Gerichte 
Danfelshaufen anders geftalten, indem dort wohl nur fel 


‚ten ein ber gerichtlichen Anmeldung und Beftätigung, nad) 


Maaßgabe der Verordnung von 1620, nicht unterworfener 
Bontract der Art vorfommen dürfte. 


(gez.) Werlhof. 


„Refeript des Königl. Juſtiz-Miniſterii an Das Gericht 


Dankelshauſen, vom 9. December 1841, die 
Declaration der Verordnung vom 13. Juni 
1828 und der Sportelntaxe für die IRRE 
von 1834 betreffend. 

Madydem über den berichtlichen Antrag des 


om 5. v. Mts., die Declaration der Vorordnung vom 
* 7* 
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‘43. Juni 18238 und der SportelnsTare für die Untergerichte 
vom 13, December 1834 betr. der gutachtliche Bericht der 
Königlichen YuftizsCanzlei zu Göttingen erfordert und er- 


ftattet worden, und der Inhalt dieſes Berichts der Anſicht 


des Juſtiz-Miniſterii völlig. entfpricht, fo ſteht daſſelbe 
nicht an, dem Gerichte eine Abfchrift davon  hierneben zu, 
gehen zu laffen. Es wird dem Gerichte nicht entgehen, 
daß der Verſuch gemacht werden Tönnte, bei der Erwir⸗ 
fung von Ingroffationen die Sportel-Gefege zu umgehen, 
und wird daſſelbe, ohne die den Individuen gefetlich zuſte— 
hende Freiheit irgend zu befchränfen, derartige Mebertretun: 
gen zu verhindern. wiſſen. 
Hannover, den 9. December 1841. 


Koͤniglich⸗Hannoverſches Juſtiz⸗Miniſterium. 
A Stralenheim. 
das Gericht Dankelshauſen. 


Es fragt ſich nun, ob es ſchon als eine rechtswidrige 
Umgebung der Sportel-Geſetze zu betrachten iſt, wenn; Die 


Hypothek außergerichtlich zwar wirklich und mündlich, aber _ 


gerade zur Erfparung der Contracts- und Stempelfoften 
auf diefe Art conftituirt und nachgehenns ad protocollum 
behuf der Ingroffation nur angemeldet wurde; — ober 
nur dann, wenn die außergerichtliche mündliche Hypothek 
Beftellung nicht wirklich vor fid) gegangen und alfo bloß 


vorgegeben ift. Letztere Annahme ift aber wohl die richti⸗ 


gere, weil gegen Die erftere anfcheinend der Grundfag 
fpriht: qui jure suo utitur, nemini injuriam facit. * 


Üebrigens fcheint aus der Bemerfung im Berichte der . 


Königlichen Juſtiz⸗Canzlei, daß der fragliche Fall bei dem 


Patrimonialgerichte, wegen der Verordnung vom 4. Apclt 


1620 wohl nur felten vorkommen dürfte, zu fchließen zu 


7 
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fein, daß dabei die unlogifche Auslegung diefer Verord⸗ 
nung nicht befolgt tft, wornady nur dann eine gerichtliche 
Confirmation nöthig fein fol, wenn beide Contrahenten 
dem Bauernftande angehören. Denn fonft würde der Fall, 
wo ein Bauer die einem Nichtbauer conftituirte Hypothek, 
welche nach befagter Auslegung Feiner Eonfirmation bedarf, 
zur Ingroffation anmeldet, doch wohl fo gar felten nicht 


“fein fönnen. Günther, Dr. 


Abhandlungen und Nechtsfälle. 


I. Ein aus älteren Acten genommener Rechtsfall 
über die beiden Fragen: 

1) Bon welchem Zeitpuncte ift das, dem Fiscus an 
dem nad) dem ontracte erworbenen Vermögen 
feines Schuldners zuftehende generelle privilegirte 
Bfandrecht anzurechnen? 

2) Entfcheidet in dem Falle, wenn der Fiscus mit 
einem Gläubiger, weldyer ad emendam vel re- 
parandam rem creditirt hat, concurrirt, und 
zwar, wenn des Fiscus Forderung vor dem An 
faufe oder Ausbeſſern der Sache herrühre, Die 
prioritas temporis, oder werden beide Gläubiger 
pro rata ihrer Forderungen aus den aufgekom⸗ 
menen Kaufgeldern der in Concurs gerathenen 
Sache, auf welche zu dem obigen Zwede das 
Geld hergeliehen ift, befriedigt? 





Nach dem Tode des Keffelhändlers Gaftorf zu Elſtorf, 
Amts Moisburg, trieb deſſen Witwe den SKeffelhandel fort, 


nahm zum Betriebe ihres Handels einen gewiſſen Kroh—⸗ 


winkel, Keffelfnecht beim SKeffelhändler Huben zu Dah— 


lenburg in Dienft, beirathete biefen einige Zeit nachher, 
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und errichtete fogleich nach der Verheirathung mit ihrem 
Manne und Schwager, Franz Oaftorf, eine Handlungs = 
"Compagnie in Tupfernen und meſſingenen Keffelmaaren. 
Sie machte der Königlichen Berghandkungs-Adminiftration 
zu Hannover hierson Anzeige, und bat um Erebit für dies 
fen EompagniesHandel. Die Berghanblungs-Aminiftration 
gewährte ihr Die Bitte, indem fie Diefer Compagnie von 
einem Jahre zum andern bis auf die Summe von 900 „P 
Cafien:Mze. Eredit zu geben verfpradh, und fich Dagegen 
eine tüchtige Kaution von 1000 «PB derfelben Me. durch 
den Erbenzinsmann P. Schmidt und deffen Ehefrau beitel-. 
len, und zugleich von den drei obenbezeichneten Compag⸗ 
nons, weldye nur Häuslinge waren, folidarifch eine Hypo⸗ 
thef in deren nur aus Mobilien damals beftandenen Ver⸗ 
mögen beim Königl. Amte Moisburg, laut Cautions- 
Sceind de 12. Auguft 1799 conftituiren ‚ließ. 

Unter der Firma Gaftorf dauerte der Betrieb dieſes 
Gompagnie- Handeld bis zum Jahre 1806 fort. Dann 
hörte dieſe Compagnie, nach völliger Tilgung ihrer bis da— 
bin bei der Berghandlungs-Cafje gemachten Schuld und 
unter vollftändiger Entlaffung der Schmidt'ſchen Eheleute 
von ber betreffenden Gaution, gänzlich auf. 

In eben jenem Jahre erfaufte Krohwinkel aus dem 
Lüherfchen Concurfe eine Hofftelle zu Hittfeld, Amts Har⸗ 
burg, zog mit feiner Samilie dorthin, und lieh zum Baue 
und Anfaufe diefer Stelle unterm 28. Junius 1806 von 
dem Amtmanne Hüpeden in Harburg 400 mX Eaffen-Gelb, 
ſo wie von der Balmfchen Vormundſchaft, in deren Rechte 
nachher ber Kefielhändler Vincent Ihielen in Celle, per 
cessionem getreten, 500.9 in Piftolen. Zur Sicherheit 
feiner Gläubiger beftellte. Krohwinkel bei dem Königlichen 
Amte Harburg, unter Verbürgung feiner Chefrau, nicht 
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nur fein gefammted Vermögen zur Generalhypothek, fon 
dern auch den Hof nebft Allodio mit a 
und Ingroffation zur Special⸗Hypothek. 


Den Bau in Hittfeld vollendet, betrieb er nım für 
fi) den Kefjelhandel, und, um wieder neue Handelöverbin- 
dungen mit der Königlichen Berghandlungscaffe anzuknü⸗ 
pfen, ließ er fein ganzes Immobiltar- und Mobiliar-Ber- 
mögen gerichtlich tariren, und, als dieſes Tarat laut ge 
richtlicher Befcheinigung vom 43. Juli 1809, über 1600 «$ 
Caſſen⸗Mze. ausgefallen war, und er der Berghandlungs⸗ 
Gaffe einen auf 1000 «P Eaffen-Mze. gerichteten Cautions⸗ 
reverd vom 22. Januar 1810 unter Berbürgung feiner 
Frau ausgeftellt hatte, diefe Eaffe ihm wieder von Neuem 


“ Credit gab. 


Einige Zeit hindurch hatte fein Keffelhandel einen er- 
wünfchten Sortgang, allein bald wurde durch die damalige 


Nachbarſchaft des franzöfifchen Reiches der Handel gänzlich 


gelähmt, und nachher während der Blodade von Hamburg 
feine Meierftelle fo ruinirt und fein Vermögen fo zerrüttet, 
daß er in bedeutende Schulden gerieth. 


ALS er dem Andrange feiner Ereditoren endlich unterlag, 
cebirte er ihnen bona. Vom Königlichen. Amte Harburg 
wurden jest deſſen Creditoren gefordert, die Meierftelle für 
1000 «PB Eafjen:Mze. verfauft, und das Prioritäts-Erfennt- 
niß unterm 17. Mai 1819 gefprochen. 

Da nun nad diefem Urtheile die Königliche Berg- 
handlungs⸗Caſſe in Hannover mit einem aus den Jahren 
1814 und 4815 herrührenden Rechnungs:Saldo yon 899. 
20 936 10 4 alter Caſſen⸗Maize. nebit 5 pCt. Zinfen feit 
den 1. Januar 1818 der ‘obigen Forderung des Amtmanns _ 
Hüpeden und des Keflelhanblers Vincent Thielen vorgeſetzt 


[1 
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war, wandte letzterer gegen dieſe Entſcheidung die Appel- 


lation an Königliche Juſtiz⸗-Canzlei zu Celle ein. Dieſer 


abhaerirte der Amtmann Hüpeden, unter Entfagung der. 


Zeuterung, und bemerfte zur Begründung diefer Adhaefion, 


daß er mit V. Thielen gleiche Rechte und Vorzüge‘ habe, 


auch in sententia prioritatis eodem loco mit feiner hy: 
pothefariichen Forderung colloeirt,; und endlich aus zwei 
verfchiedenen Proceſſen jetzt nur einer werbe. 


In der Rechtfertigung diefer Appellation febten nun 
beide Appellanten außeinander, und zwar die erfte und 
Hauptbeſchwerde anbetreffend; 


1) Wenn zwar die Bergwerke und deren Intraden zu 
den Regalien zu rechnen ſeien, und der Adminiſtration der 
Bergwerke rüdfichtlich ihrer Adminiftration und der in Eid 
und Pflicht genommenen Bediente wegen Forderungen aus 


- dem mit ihnen gefchloffenen Contracte jura fisci beizülegen. 


fein möchte, fo könne diefe Behörde in der Eigenfchaft, wie 
fie mit Kunftfabrifaten, als mit Senfen, Schneiden, Mef 


fern, kupfernen Geſchirren u. dgl. in PBrivatgefchäfte 
einlaffe, nicht anders als ein Fabrik-Handelsweſen ange 


fehen werden. Schon die Bedeutung des Worts Fiscus, 
welches Berechtigungen und Nusungen begiehle, die dem 
prineipi, qua tali, ob summum imperium zuftehen, 
faffe eine Ausdehnung auf folche Gejchäfte, welche. ein je 
der Unterthan im Staate betreiben fönne, nicht zu. Zwar 
jet der Stoff zu ſolchen Senfen, Schneiden, Meffern, ır. 
aus den Bergwerken genommen; allein das Fabrif- und 
Debit:Wefen dieſer Anftalt feldft, fei in Anfehung folcher, 
welche Waaren: vorther. beziehen, bloß ‚merfantilifch, und 
es könne in dieſer Qualität Dem RU EN, 
fein jus fisci eingercumt werden. 


>6 
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Auch eriftire durchaus Fein Landesgeſetz, noch eine her: 
gebrachte Obfervanz, wornach jura fisci auch auf folche 
Handelsgeſchaͤfte erſtreckt feien, mithin müffe das gemeine 

Recht bloß zur Norm dienen. 

| Modestinus, non puto, inquit, — eum 
qui in dubiis quaestionibus contra Fiscum 
facile responderit. CL. 10 D. de jure fisci) 
aud) 
Boehmer in introd. in jus digest. pars II. 
pag. 515. M 8: Ceterum, ubi fisci jura singu- 
laria non possunt doceri, regulariter utitur 


jJure communi in causis privatis, in quibus ad . 


instar privati agit. Et optimi est principis, 
ob solum 'interesse fisci nemini suum detra- 
here, nec audire eos, qui pro fisco augendo 
impia consilia subministrant. 

Es würde auch, wenn dem Berghandlungs-Comtoire 
hinfichtlic der Privat: Handelsgefchäfte jura fisci geftattet 
würden, ein fonderbarer Conflict und eine Unficherheit der 
Hypotheken bei den übrigen Landes-Unterthanen im Staate, 
vermöge der Taufend und mehreren Individuum, die ſich 
im Staate mit Fabrifaten der Berghandlung befaffen, aber 
auch zugleich Ellenhandlung oder Aderbau, Krügerei, Bier: 
brauereien und Branntweinbrennereien u. f.. w. betrieben, 
entftehen.. 

Wolle man aber aud) die Berghandlung ald eine 
Section der Königlichen Domainen-Cammer anfehen, fo 
Tonne ihr, als foldher, doch Feine Statio fisei eingeräumt 
werden, wenigſtens nicht rüdfichtlich folcher Privat⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe. Sonft würde man auch eben dieſes den Cammer⸗ 


bau-, Forſt⸗ und anderen Sectionen geftatten müffen, was 


doch bislang der Fall nicht geweſen ſei. 
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Imgleichen ſei es controvers, ob dem prineipi ratione | 


feiner Domainen überall jura fisei zuftehen, wenigftens 
unterliege die Behauptung dafür mandherlei Limitationen. 
Ohnehin feien alle privilegia Strietae interpretatienis, 
alfo auch das privilegium fisei cum annexis; mithin 
fei auch, in Emangelung gefeglicher Beftimmung, die will- 
‚Führliche Ausdehnung des jus fisei auf die Handlungs: 
und Fabrif-Gefchäfte, die der Fürft treiben lafle, nicht zu⸗ 
laͤſſig. Königliche Domainen-Cammer laſſe ſich daher Hin- 
ſichtlich ſolcher Geſchaͤfte, ſelbſt von ihren Beamten toto 
die hypothecas speciales und uͤberdem Caution beſtel⸗ 
len; wie dies denn auch urſpruͤnglich bei dem vormaligen 
Falle von der Gaſtorf'ſchen Compagnie, auch fpäterhin von 
dem Eridar Krohwinkel gefchehen fei. 

Geſetzt nun aber auch den Fall, man wolle en Berg: 
hanblungs » Büreau. hinfichtlich des fimplen Handels mit 
Waaren, wegen ihres Waaren:Saldo’s jura are geben, 
wie doch nicht; fo 

2) certire bie jenfeitige Forderung mit einer Forderung 
de prioritate, die wegen eines Darlehns zum Ankaufe, 
Reparatur und Ausbau einer Hofftelle entftand, und wer 
gen welcher fofort beim Darlehn eine gerichtliche Sperial- 
Hypothef bei dem competenten Gerichte conftituirt ſei; und 
finde ohnehin dieſer Prioritäts-Streit bei einer Gütermaffe 
Statt, welche einzig und allein durch den Verkauf der mit 
dem Gelde der Appellanten erfauften und ausgebaueten 
Hofftelle entftand. Eben daher müßte denn wohl der For⸗ 
derung der Apnellanten, durch welche bie jet vorhandenz 
Maſſe nur ihre Entftehung habe, dei Borzug vor ber jen⸗ 
feitigen erteilt werben. 

Ratio legis ac privilegii weshalb denen, welche 
ad emendum ac eonstituendum hergelicehen und . fich 





gg: 
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jofort eine ‘gerichtliche Special⸗Hypothek bedungen, fo wie 
beftellt Iaffen haben, liege ja darin: daß die übrigen Eres 
ditoren fi fonft auf Koften desjenigen bereichern würden, 
ohne deſſen Vorſchuß das Grundſtück und die Gebäude 
nicht in der Mafle fein würden. Aus veelchem Grunde 
denn nad) der Prarid summi tribunalis einer foldyen Kor: 
derung der Vorzug vor dem debito primipilari ertheilt 
fei, - 

efr. 9. Ramdohr, jurift. &f. Th. 1. pag. 214. 

zweiter Abfab. 

gleichfalls vor dem Fiscus 

ibidem pag. 214. fünfter Abſatz, 
endlich auch fogar vor dem Brautfchage, welcher. doch fonft 
vor allen Gläubigern den Borzug habe, 

ibidem pag. 224. zweiter Abſatz. 
Auch Claproth pflichte dieſer Anficht bei 

efr. denfelben über Concurs-Proceß. Litt. D. 5. 

pag. 149. 

und ftüge fi auf L. 7. C. qui potiores in pignore; 
Licet — priores habeantur potieres, tamen eum, 
cujus pecunia praedium comparatum probetur, quod 
ei pignori esse specialiter obligatum statim con- 
venit, omnibus anteferri juris autoritate declaratur. 

In der That übe nur dem Scheine nach, eine foldhe 
jüngere Forderung - vor der früheren einen Vorzug aus, 
denn genau betrachtet, fei fie in gewiſſer Hinficht Alter als 
die der Appellatin. Freilich feien die jenfeitigen Ans 
“fprüdhe, wenn man ihren Urſprung bis auf den Gau 
tions⸗Revers de 12. Auguft 1799 retrotrahire, Alter als 
die appellantifchen; allein dieſes Alterfein, fei nur rüdfichte 
Ich der Perſon des Grivars und defien damaligen DBermö: 
gens, zu welchen die jept verkaufte. Hofflelle überall noch 
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nicht gehörte, vorhanden. Zwar würde von dem Zeitpuncte 
an, daß das Grundflüd tradirt worden, folches auch der 
Appellatin habe. verpflichtet werden müflen; allein wie 
dies bei der Anleihe zum Ankaufe und Baue der Fall ſei, 
"war das Grundftüd bereits mit der appellantifchen Forbes 
rung befchwert, ald es in den Befitz des Cridars gelangte, 
alfo ſei auch der: Dieffeitige Anfprudy auf die Hofftelle felbft 
und deren allodium, wozu ohnehin eine ausgebauete, faft 
neue Scheure gehöre, Alter, ald die. übrigen von dem Eri- 
dar eontrahirten früheren Schulden. Es könne daher aud) 
aus diefem Grunde der ganze Ertrag der mit dem 
appellantifchen Gelde erfauften und ausgebaueten Hofftelle 
die Güter des Cridars nur zum Beſten der Appella 
tin nicht vermehren follen, fondern nur der freiele 
berreft, welcher nad) Abzuge der dieffeitigen darauf: haf- 
tenden Schuld übrig bleiben werde. bona intelliguntur 
cujusque, quae deductoe aere alieno supersunt. 
L. 39. 8. 1. D. de verb. sign. | 
L. 28. D.. de negot. gest. 4 
3) Geſetzt aber auch den fehlimmften Ball, der jenfeitis _ 
gen Forderung würden jura fisci und ihr, da fie fih auf { 
eine gerichtliche Hypothek ftüße, mit den appelantifchen 
Forderungen ein gleich bevorzugtes privilegium gegeben, 
fo daß alsdann die Priorität nad) dem Grundſatze »prior 
tempore potior jure« zu entfcheiven wäre, welches jedoch 
aus ben oben voraus gefchieten Gründen nicht gefchehen 
- werdes fo werbe dennoch ben dieffeitigen Forderungen ber 
Vorzug in der durch das. appellantifche Gelb entftandenen- 
Maſſe gebühren müflen, und zwar a. weil die gegenfeitige - 
Forderung nicht auf den Bautiond:Reverd de 1799 zu 
fügen fe, und b. weil, wenn auch der Bautiond-Res 
werd de 1799 der jenfeitigen Forderung zum Grunde zu 
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legen fein mögte, das initium der Forderung nicht auf dem 
‚Zeitpunct des Cautions-Reverfes retrotrahiet werden möge. 
ad a. Wie dies aus dem bei den Arten befindlichen 


hypothekariſchen Gautiond-Reverfe de 1799 bei genauer Pruͤ 
fung Har zu Tage gehe, enthalte diefe Urkunde nichts an- 


ders, ald daß, nach dem Ableben des Keffelführers H. €. 


Gaſtorf, 1) die hinterhliebene Wittwe, 2) deren successor 


in thoro der Eridar, und 3) der Bruder des defunctä 
antecessoris, ſich alle drei zufammen ald eine Handlungs⸗ 
Compagnie der Berghandlung verpflichteten, und singuli 


in solidum für den — der Compagnie — von einem 


Sabre zum andern zu gebenden Credit mit ihrem Vermö— 
gen zu haften verfprachen. Dieſes wurde beim Königl. 
Amte Moisburg gerichtlich vollzogen, und ‘galt, fo lange 
die Handlungs-Compagnie währte, ald eine öffentliche Hy: 
pothef. Alle drei Compagnons, von denen M 2 und 3, 
nur ald Knechte mit den Waaren herumliefen, waren je 
doch nur Häusler und mit Grundftüden überall nicht ans 
gefeffen. Die alte Firma hieß: »Gaſtorf.« Sechs Jahre 
in Compagnie gehandelt, verließ jedoch der Cridar Kroh⸗ 
winfel die CompggniesBerhältniffe zu Elftorf, Amts Mei: 
burg, etablirte fi) ganz von Neuem zu Hitifeld, Amts 
"Harburg, indem er mit appellantifchen Gelde eine Hofftelle 
faufte und nad) Einrichtung feines Gehöftes mit der Ap⸗ 
pellatin feine eigenen Gefchäfte machte. Auch habe er 
der Berghandlung dort neue Bürgfchaft und Hypothek, 


‚ laut Cautions-Reverfed vom 22. Januar 1810, foviel man 


wiſſe, beftellt. Wenn indeß dieſes Legtere auch nicht der 
Fall fein follte, fo könne die von der Handeld-Kompagnie, 
unter der Firma Gaftorf, übernommene Solidar-Berbind- 
lichfeit fih nur auf den Borg und den Grebit der Com⸗ 
pagnie erſtrecken, fo lange fie exiſtirte; keinesweges könne 
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aber diefe Verpflichtung für denjenigen Handel und Gre- 
dit noch bindende Kraft haben, den in der Folge, nad) 
aufgelöfeter Compagnie, ein einzelner aus der Compagnie 
für fi) führte. Es entſtaͤnde alfo nicht allein, nach fauf- 
maͤnniſchem Ausdrucke, eine neue Firma, fondern was die 
Hauptfache fei, es träten eine neue Handelsperſon, neue 
Verhältniffe, ein neuer Debitor ıc. der Berghandlung ein. 
Es fei alfo die Ao. 1799 von der Compagnie Gaftsrf 
übernommene Berpflichtung auf den jeßigen Alleinhanvel 
des Krohwinkel nicht zu erftreden, um fo mehr, da die Ap⸗ 
pellanten es hiermittelft ausdruͤcklich widerfprechen, daß der 
Cridar Krohwinkel jenen Compagnie-Handel zur Zeit fei- 
ned @tabliffements in Hittfeld noch ferner getrieben und 
fortgeſetzt habe. 

Krohwinkel handelte zu Hittfelb für fih ganz al 
fein mit der Berghandlung, wie dies auch aus dem 
von der Appellatim felbft aufgeftellten unb eingereichten, 
dem professo zum Grunde gelegten Conto-curant flar 
und woͤrtlich in fronte am Tage liege. 

‚ Imgleichen der jehige Mitappellant, Amtmann Hü- 
peden, war in ber Zeit felbft Beamte zu Harburg, kannte 
bie Verhältniffe des jebigen Cridars fehr gut, als er ihm, 
nicht ohne vorherige Umfrage nad) allen Umftänden, kheils 
für fich, theils in der Eigenfchaft als Palm'ſcher Vormund 
das apital zum Baue und Ankaufe der Wohnftelle in 
Hittfeld lieh. — Damals ftand Cridar in der frühern 
Gaftorffchen Handels-Compagnie nicht mehr, er Taufte 
aus dem Lühtrfchen Concurſe, weicher fo .eben gefchloffen 
und weswegen decretum praetlusivum erlaffen war, 
mit dem: geliehenen Gelde den fragfichen Hof und heftellte 
in felbigem den Appelanten die allererfte und emzigfte 
Hypothel. Mehr Sicherheit und Vorficht koͤnne gewiß 
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Niemand bei einer Hypotheken⸗Beſtellung anwenden. ' Wie 
traurig würde e8 nun aber um alle zeitig und öffentlich 
beftellten Hypotheken ftehen, wenn ein Handlungsbuͤreau 
— denn für ein Mehreres gelte die Berghandlungs > Sees 


‚ton in der hier in Frage kommenden Qualität in ber 


ganzen Welt nicht — mit ihrem fimplen Waaren-credite einem 
Herleiher, der ad emendam et Constituendam villam 
hergeliehen habe, fo leicht vorangehen follte. 

Es fomme noch Hinzu, daß in den Jahren der weit 
phälifchen und franzöftfchen Occupation die Hannoverſche 
Berghandlung einige Jahre lang ganz aufgehört habez 
wenigftend wäre mit ‚dem Grivar aller Handels⸗Verkeht 
Jahre lang gefchloffen und abgebrohen. Wenn nun, nach⸗ 
dem der Feind das Land verlaffen, die Berghandlung wie 
der zu wirthfchaften angefangen habe; fo wäre es doch 
wohl natürlich, daß diefelbe ihre alten Rüdflände einfors 
berte, und wiederum_neue Bücher führte, neue Gontracte 
einginge, neue Hypoihelen und neue Bürgen fich beftellen 
ließe, zumalen da, wo die ſo viele Jahre zuvor beſtande⸗ 
nen Compagnien inmittelft aufgehött hätten. 

Es habe auch, wie die jenſeits producirte Rechnung 


zeige, die Berghandlung dem jetzigen Grivar, nicht ber 


Gaſtorf'ſchen Compagnie, in den Jahren 1824 und 1815 


von Neuem eveditirt und fich mit ihm in Handel eingelafs 
jen. . Hierdurch fönne ihr die alten-Hinfichtlich deB Gar 
ftorf’jchen Compagnie » Handels im Jahre 1799 .ertheilten 
hypothekariſchen Rechte nicht wieder aufleben, noch erhalten 
werden. 

Diefem nad) könne der Appellatin die alte Gaſtorf⸗ 
ſche Caution vom 12. Auguft 1799, die hauptſaͤchlich ir 
einer Buͤrgſchaft der Schmidtſchen Eheleute zur Pulver⸗ 
mühle beſtand, welche fie unlängft aufgab, nicht mehr zu 
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Statten kommen; ſondern koͤnne ihr nur von dem Tage 
an, da fie ſich von dem Cridar, als Alleinhändler eine | 
neue Hypothek. habe beftellen Iafjen, eine Hypothek zuftee 
ben. So lange fle aber dies nicht docirt und zugleich, 
dargethan habe, daß diefe neue Hypothek älter und vor 
züglicher fei, al8 bie appellantifhe, fo dürfte wohl mur © | 
Iegterer in prioritate der Vorzug zu geben und bie gra- 
virende Elaffification in. foweit abzuändern fein. | 
ad b. Selbft aber auch, wenn die hypothekariſche 
Tängft erlofchene Kaution de 12. Auguft 1799 nod ihre: 
volle Kraft äußere und der jenfeitigen Forderung zu 
Grunde gelegt werden vürfe, gebühre dennoch den appek 
_ Yantifchen fo privilegirten .bypothefartfchen Forderungen der 
Vorzug. Denn: die jenfeitige Hypothek erfcheine offenbar - 
als hypotheca conditione suspensa, d. h. die dann erft 
eintrete, falls wirklich eine Schulb einft vorhanden, und 
wobei e8 in der Macht der Bartheien .geftanden, bie 
Schuld. auch nicht entftehen zu laffenz und werde. in folk . 
chem ‘Falle das initium hypothecae nicht ad tempus "| 
constitutionis reteotrahirt, fondern :erft a tempore sus- | 
ceptae obligationis angerechnet. Mithin würde Hinfiht: , | 
lich des vorliegenden. Falles Der Anfang. der Hypothek der x. 
= 








Appellatin nur erft. von dem Jahre 1814 und 1815, begin- 
nen, da nach: Ausweifung des jenfeits producirten Conto- 
curant ſich der Waarenfaldo, alfo Die ne 
lichkeit, aus jenen Jahren herſchreibe. = 

of, v. Ramdohr's jur. Erf. Thl. 2. pag. 349. 
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f 
Abhandlungen und Nechtsfälle. 


| - I. Sinvet das Senatusconsultum Libonianum 

Ä auch auf folhe Zeftamente Anwendung, welde 

| bei einem Gerichte verfchloffen eingereicht wor: 
den? 





M evius hatte ſein Teſtament ſeinem Diener dictirt und 
darin ſeinen Neffen zum Erben eingeſetzt, zugleich aber 
auch mehrere Legate, namentlich zum Vortheile des Scri⸗ 
benten, verordnet. 


Das Teſtament beſchloß mit den Worten: 
»Vorſtehendes habe ich zwar nicht ſelbſt eigenhändig 
»geſchrieben, aber dictirt, mehrere Male wohlbedächt⸗ 
»lich durchgeleſen, für richtig befunden und unter 
»jeder Seite eigenhändig —— und ſelbſt 
»verfiegelt.« . 


Der Teftiver hatte es verfiegelt einem Gerichte über- 
reicht, von welchem es nach feinem Ableben eröffnet wurde. 
Als der Diener das ihm darin ausgefehte Legat verlangte, 
iopponirte ihm der eingefehte Erbe die Einrede des Sena- 
tusconsulti Liboniani, indem der Kläger das Teſtament, 
anamentlich auch die zu feinem Vortheile darin enthaltenen 
"Verfügungen, eigenhändig gefchrieben: habe, ohne daß der 
Teſtirer diefe dem Kläger: günftigen Dispofltionen ſpeciell 
genehmigt habe. 

Sabre, XVIL Het l. 8 
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L. l. 8. 8. L. 15. 8. 1. D. ad Leg. Corn. de 
falsis. 

L. 2. C. ‘de his, qui sibi adscr. in test. 

Der Kläger fuchte, theild nachzuweiſen, daß in den. 

Schlußworten des Teftaments eine fperiele Genehmigung -. 
des‘ Tefftrerö Tiege, theils berief er fich darauf, daß bei ge⸗ 
richtlichen Teftamenten die öffentliche Beglaubigung jeden 
Zweifel über die wahre Willens: Meinung des Teſtirers 
entferne. | 

L. 19. C. de testamentis. / 

In erfter Inftanz wurde für den Legatar erkannt, 
weil dad Scetum. Libonianum auf Teftamente, | 
welche dem Richter übergeben worden, feine An- | 
wendung finde. 

Allein öffentliche Teftamente im Sinne des ſpaͤ⸗ | 

tern Römifchen Rechts find. nur diejenigen, melde vor 
einer gerichtlichen Behörde von dem Teſtirer mündlich zu 


den Acten ausgefprocdhen wurden. a 
Securus erit, qui actis cuiuscunque judieis-“ 
3 


aut municipum, aut auribus privatorum men- 
tis suae postremum publicavit judicium. _ 
L. 19. C. de testam. 

Die claffifchen Juriften, aus deren Schriften bie Ban: 
decten entnommen find, Tannten zwar die Teftamente, durch 
welche der Teftirer auribus privatorum feinen leßten- 
Pillen offenbart hatte, nicht aber diefenigen, welche ad acta 
judicialia publicitt d. i. vernehmlidy ausgefprochen twurbenk 

Wann Die letztere Art der Teſtamente aufgekommen 
ift, laͤßt fich fchmwerlich nachweifen, wenn gleich ald gewiß. 
anzunehmen ift, daß fie nicht erft durch die erwähnte Con⸗ 
ftitution der Kaifer Honorius und Theopofius (L. 19. eit.) 
eingeführt worden if. Sie wird vielmehr als längft 
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beftanden darin anerfaunt, und neu beſtimmt, daß auch folche 
| ZTeftamente, welche von den Teſtirern mündlich zur Kunde 
| des Kaiferd gebracht würden, — voluntates hominum 
Audire volumus — eben fo gut zu Recht beſtehen folt- 
| ten, ald diejenigen, welche von Zeugen oder den Gerich: 

ten vernommen wären. N 
| Bei Teftamenten dieſer Art und bei anderen nuncupa 

tiven Teftamenten konnte von der Anwendbarkeit des Seti 
| Liboniani möglicherweife feine Rede fein. 

_ Freilich mußte von dem Gerichte über die Erflärung 

des Teſtirers eine Regiftratur aufgenommen werden, wie 

- die Worte: actis — publicavit judicium ergeben, allein . 

wenn auch der Tall nicht ungebenfbar fein möchte, Daß 

dem PBrotocolfführer felbft von dem Teftirer etwas zugewen⸗ 

bet wurde, fo würde von dem erwähnten Senatus-Confulte 

doch ſchon deswegen feine Anwendung haben gemacht wer: 

| ben koͤnnen, weil die Willensmeinung des Teftirerd vor 

| den Gerichtöperfonen deutlich ausgefprochen, aljo die ap- 

*. probatione specialis beffelben vorhanden war. | 

Ganz anders verhält es fich aber mit ven, den Rb- 

miſchen Rechtsgelehrten gang unbefannten, Veftamenten, 

;* welche fchriftlich, aber verfchloffen, bei den Gerichten einge 
‘- reicht werden. 

Der Richter erfährt den Inhalt derfelben nicht, weiß 
| ‚alfo eben fo wenig, als die Zeugen, vor denen ein fchrift: 
liches Teſtament errichtet wird, ob der Teſtirer das Te: 

Mwassıt felbft gefchrieben oder einen fremden Schreiber ge: 
| braucht, ob er im letztern Halle dem Schreiber etwas zu: 
gewendet, ob er dieſe Zuwendung fperiell genehmigt hat 
aber nicht. 

\, ‚So wie bei nuncupativen Teftamenten die Gerichte die 
| Sielle der — vertreten (aetis judicio aut auribus 
| g* 
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privatorum — publicavit judieium), fo verhält es 
ſich auch bei den fchriftlichen Teſtamenten; die Teſtirer 
‚können folche vor Zeugen vollziehen oder fie bei einem ı Ge: 
richte einreichen. 

Wenn nun ohne Zweifel bei ſchriftlichen Teſta— 
menten, welche von Zeugen unterſchrieben ſind, das Sctum 
Libonianum feine Anwendung findet, "fo fehlt es an ei⸗— 
nem zureichenden Grunde, die Anwendung des Gefeges 
auszufchließen, wenn fatt ber Zeugen die gerichtliche Be 
glaubigung in Anſpruch genommen if, ‚ohne daß der Ins | 
halt des Teftaments sur Kunde des. Gerichts gefommen ' 
wäre. 

Der Grund des Kibonianifchen Geſetzes war ohnftreis, 
tig der, daß allen fo Teicht möglichen Betrügereien berjeni- 
gen,. welche auf Geheiß des Teſtirers deffen Teftament nie: 
‚ derfchrieben, vorgebeugt werben folle. (v. Ende, juriſt. 
Abhandlungen. M XL) N 

Die Göttinger Yuriftenfacultät und das Königlich 
Ober = Appellations = Gericht in Celle haben aus dieſen 


Gründen die Anwendbarkeit des Geſetzes auf ein Dem 
Berichte verfhloffen eingereichtes Teftament ı 
erfannt (©. 8. Böhmer’ R. 8. B. 1. Th. 1. M 3. Ha: 
gemann’d Erört. Th. 6. M 54.) 


Auch in dem vorliegenden Falle referibirte das Koͤ⸗ { 
nigliche Ober-Appellations-Gericht am 11. Dec. 1840: 


»Nachdem die der Klage entgegengefehte Einrche 

»aus dem Libontanifchen Senatus-Conſulte betreffend, 
ves nad biefem Römifchen Geſetze keinem rechtliähen 
»Zweifel unterliegt, . daß der Schreiber des Testen | 
»Willend eined Andern, Keine ihm vortheilhafte Ber | 
»fügung ſchreiben darf, und daß, wenn es geſchehen, 















in 
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»das Gefchriebene, foweit es jenen Vortheil enthält, 


nichtig fein fol; — nun zwar ausnahmsweiſe Die 


‚»Dispofition gültig wird, wenn der Teſtirer dad Ge⸗ 


»fchriebene im Teftamente genehmigt, hierzu. auch bei 
»Descendenten eine allgemeine eigenhändige 
»Genehmigung genügt, dagegen bei fremden Per: 
vfonen, wozu der Kläger, falld er der Schreiber des 
»Teſtaments ift, gerechnet werden muß, eine fpecielle 
»Genehmigung mit ausdrüdliden Worten 
»(subscriptio specialis) geſetzlich erforderlich fällt; 
»als eine folche jedoch weder Die Unterzeichnung des Na- 
»mens des Teftirerd auf jener Seite des Teftaments, noch 
»die nad) dem Schluffe des F. 16., und die auf dem Um⸗ 
»ſchlage des Teftaments hinzugefügten Worte gelten 
»können, indem insbefondere diefe beiden Zufäge fich 
nicht ſpeciell auf diejenige Beftimmung beziehen, 
»weldye vermöge des Libonianifchen Senatus = Eonful- 
tes nichtig fein muß, überdem nicht einft conftict, 
»daß der Teſtirer fie felbft gefchrieben habe; hiernächft 
»auch ebenwenig die Qualität eines öffentlichen Te- 
»ftaments in dem Sinne, wie es hier in Frage fte- 
»het, zur Befeitigung ber fraglichen Einrede geeignet 
»erfcheinen kann, weil durch ein dem Gerichte ver: 
»ſchloſſen eingereichtes fchriftliches Teſtament zwar 


v»wohl die Zuverläffigfeit des legten Willens im Al: 


»gemeinen beurfundbet, und äußere Formgerechtigfeit 
»begründet wird, keinesweges aber der innere Nich- 
»tigfeit8-Grund, welcher in dem Schreiben einer drit- 
»ten Perſon liegt, dadurch hinweggehoben werben 
»fann, und allerdings auch ein folches öffentliches - 
»Zeftament, eben fo gut als ein fhriftliches Privat: 
»Zeftament einer möglichen Berfälfchung vor feiner 
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»Ueberreichung ausgeſetzt iſt, mithin die ratio legis 
»auf daſſelbe ohne Zweifel erſcheint; 

»dieſem nach die gedachte Einrede rechtlich begruͤn⸗ 
»det, und zur Eliſion der Klage geeignet iſt ꝛc. fo ıc. 
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II. Ein aus älteren Acten genommener Rechtsfall 
über die beiden Fragen: 

1) Von welchem Zeitpuncte iſt das, dem Fiscus an 
dem nach dem Contracte erworbenen Vermoͤgen 
ſeines Schuldners zuſtehende generelle privilegirte 
Pfandrecht anzurechnen? 

2) Entſcheidet in dem Falle, wenn der Fiscus mit 
einem Gläubiger, welcher ad emendam vel re- 

parandam rem creditirt hat, coneurrirt, und 
war, wenn des Fiscus Forderung vor dem An: 
faufe oder Ausbeffern der Sache herrühre, die 
prioritas temporis, ober werden beide Gläubiger 
pro rata ihrer Korderungen aus den aufgekom⸗ 











menen Kaufgeldern der in Coneurs gerathenen - » 


Sache, auf welche zu dem obigen Zwede das 
Geld hergelichen ift, befriedigt? F 


(Fortſetzung.) J 
Der Cautionsſchein de 12. Aug. 1799 ſage aber 7 ſelbſt 
und ausdrüuͤcklich in der Einleitung, daß die Appellatin beliebt 
habe, den Erevit bi8 auf die Summe von 900 4 nur 
von einem Jahre zum andern zu geben; es fönne 
mithin auch der Anfang der Hypothek nach dieſer aus- 
drüdlichen Verabredung, nur mit dem Jahre des gegebe- 
nen Credits beginnen. 
Es werde alfo auch aus dieſem Grunde die jenfeitige 
Hypothek, wenn man fie auch auf das probueirte 
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Document de 1799. fügen wolle, den dieffeitigen nachgefegt 
werden. 

4) Aus den fo eben herausgehobenen Worten des 
mehrerwähnten Documents dürfte dann auch noch fließen, 
daß. Appellatin nur immer von einem Jahre zum andern 
hätte creditiren dürfen, fowie daß nur für den jedesmal 
einjährigen Credit die Kaution beftellt worden. Es müffe 
Appellatin daher hinfichtlich eines größern Credits ihre 
eigene Schuld büßen, wenn auf felbige die Kaution nicht 
erftredfet werde, weshalb Appellanten in durissimum even- 
tum der Hoffnung leben, wenigftens theilweiſe vor ber 
jenfeitigen Sorderung den Vorzug zu erhalten. 

5) Endlich wolle e8 fcheinen, daß das Cautions⸗In⸗ 
ftrument ded Amts Moisburg auf eine im Amte Harburg 
belegene meierpflichtige Stelle keine hypothekariſche Rechte, 
wenigftend feine gerichtlich hypothekariſche Rechte, äußern 
dürfe. Denn nad der Meier-Verordnung de 1. Zuli 
1699, ſei jede Veräußerung und Verpfändung eines 
Meiergutes ohne vorgängige causae cognitione und 
ohne Amtsgenehmigung unzuläffig und ungültig; mit 
bin könne auch eine, von einem Häuslinge im Amte Mois- 
burg audgeftellte gerichtliche Hypothek eine ſechs Jahre nach: 
ber von ihm als colono eriworbene, meierpflichtige, im 
Amte Harburg belegene Hofitelle ohne vorgängige causae 
cognitione des Amts Harburg und Amtsgenehmigung 
nicht affieiren. Wenigftens müffe fie der dieſſeitigen fo böchft 
privilegirten Special-Hypothef, die praevia causae cogni- 
tione den appellantiihen Forderungen vom Amte Harburg 
confentirt, ertheilt und ingroſſirt fei, in prioritate nad): 
ftehen. 

ef. analogen Fall in Struben’s rechtl. Bed., Thl. V. 

Ber. 96. pag. 198. | 
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Die zweite vom Mitappellanten Vincent Thielen al 
lein aufgeftellte Befchwerde anbelangend, fo ging folche da⸗ 
hin, daß ihm in dem Prioritäts-Erfenntniffe vom 17. Mai 
1819 die gehörig angemeldeten und in dem Decrete des 
Königlichen Amts Harburg de 11. Febr. 1819 ald gänz- 
lich liquide anerfannten 55 Zinſen ſeit Johannis 1816, 
nicht zuerkannt ſeien. 

Sie baten 1) daß der von der Appellatin angemeldete 
Rechnungsſaldo den dieſſeitigen Forderungen nachzuſetzen 
ſei, und 2) daß auch ihm, dem Mitappellanten Vincent 
Thielen, die liquidirten Zinſen ſeit Johannis 1816 zuzu= 
ſprechen ſeien, neben Verurtheilung der Appellatin in die 
Koſten dieſer Inſtanz. 

In dem auf dieſen Appellationslibell am 3. Januar 
1820 eingebrachten Gegenſchluſſe ließ ſich der Anwalt Kö- 
niglichee Domainen-Cammer dahin vernehmen: ' 

Es habe fi in dieſe Sache auch der Amtmann Hü- 
peden, als Adhärent gemifcht, um in dieſer Qualität mit 
dem Appellanten V. Thielen gemeinfchaftlihe Sache zu 
machen. Diefes dürfte aber wohl nicht ftattnehmig fein, 
da aus dem Appellationglibelle jelbft hervorgehe, daß eines 
Theild die Adhäſion nicht innerhalb 10 Tagen a die no- 
titiae gefchehen, wie fich gebühre, 

Ob.⸗App.⸗Gr.O., P. 2. Tit. 2. 8. 4. 

von Bülow, über die Berfaffung des Ob.:Appell.-Gr. 

2 Thl. S. 191. | 

Pufendorf, Tom. 4. obs. 34. 
fondern aud, daß der Amtmann Hüpeden bei dem judicio 
a quo die 2euterung eingelegt, und folche nachher aufge: 
geben habe, als wodurch derjelbe auf die Appellation Ber: 
- -zicht geleiftet, und das Prisritätd:&rfenntniß anerkannt habe. 
Ob⸗App.⸗G.⸗Ord. P. 2. Tit. 1.8.6. — 
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Deer. :Cancell. cominun. den 8. Febr. 1712. 

Juſtiz⸗Reglement, 8. 8. 

Er bat daher- die anmaaßliche Adhaͤſion als unftatthaft 
zu verwerfen, und das Prioritäts-Erkenntniß vom 17. Mai 
1819 in Hinficht des Anhärenten für rechtskraͤftig zu er⸗ 
tlären. 

Die Hauptfache betreffend, fo fei die Berghandlung 
als eine statio fisci, ald eine Section ber Königlichen 
Cammer anzufehen, die fich lediglich mit dem Vertrieb ge 
wiſſer Gegenftände, die zu den Cammergütern und Cam⸗ 
mer-Intraden gehören, beichäftige. Sie müſſe alſo in al 
fen diefen Gefchäften gleiche Rechte mit Königlicher Cam⸗ 
mer genießen, befonderd wenn es auf Sicherheit ihrer in 
jolhen Geſchäften gefchloffenen Eontracte anlomme, was 
denn auch bislang von Niemandem bezweifelt fei, auch uns 
ter andern von Pufendorf Tom. 3. obs. 79. > 5. be 
ftätigt werde. 

Königliche Kammer babe aber bekanntlich jura fisei, 
vermöge deren fie eine tacitam hypothecam än den Gü— 
tern derjenigen habe, womit fie ſich im Contracte eingelaf: 
fen. Gleiche Rechte habe auch die Berghandlung, ald eine 
Section der Königlichen Cammer. Diefe Hypothek jet in 
Hinficht der Güter, welche der Contrahent vor dem Con⸗ 
tracte befefien, eine hypotheca tacita simplex, in Hin 
fiht der Güter hingegen, die er nach dem Contracte er 
worben, eine hypotheca privilegiata. 

Um dieſe Hypothek noch mehr zu: fichern, befonders 
auch in Hinficht der, vor dem Contracte erworbenen Gü- 
ter und der etwaigen illatorum der Stau, habe man es 
für gerathen gehalten, ſich eine ausdrückliche Hypothek ge⸗ 
ben, und dabei die Ehefrau auf ihre weiblichen beneficia 
Berzicht Teiften zu laſſen, wie dieſes die Urkunde vom 12. 
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Auguft 1799 ausweife — hierdurch ſei die gefehliche Hy⸗ 
pothef nicht aufgehoben, fondern noch mehr gefichert wor: 
den. — Cautio, quam contrahens fisco praestitit, 
non tollit generalem tacitam hypothecam. — Wern- 
her, T. 1. P. 2, obs. 418. | 
Beide Hypotheken affieiren gegenwärtige und zufünf- 
tige Güter. Bon der ausbrüdlichen fei diefes in dem Do- 
eumente vom 12. Auguft 1799 gejagt; und von der geſetz⸗ 
lichen hezeuge dieſes: 

L. fin C. quae res pig. oblig. und Hellfeld 

in diss. de hypotheca fisei, praesertim in 

bonis post contractum quaesitis (in opuscu- 

lis) diss. 9. 8. 5. 

Darnac) wäre denn von dem Augenblicke an, als der’ 
cridarius das Gut zu Hittfeld erwarb, die Hypothek dar⸗ 
auf erfiredt, und die Berghandlung bliebe vor allen denen, 
die an demfelben Gute Realrechte verlangten, bevorzugt. 

L. 28, D. de jure fisci. 
Hellfeld, c. 1. 8. 22. 

Entftünde in der Folge über diefes Gut Concurs, fo 
müßte prioritas temporis entfcheiden, und die Berghand- 
fung allen Gläubigern, die nicht vor der Acquifition des 
Guts, fondern feit der Acquifition Rechte erlangt haben 
wollen, vorgehen; denn dem privilegio fisei müffen die 
anderen Greditoren, wenn dieſe gleich privilegirte Forderun⸗ 
gen haben, nachftehen, felbft auch alddann, wenn fie ad 
emendam vel reparandam rem crebitirt haben, wie 
folches im 
| L. 34. D. de reh. auct. judic. possid. 
ausprüdlich geordnet ſei. Diefes werde hier um fo mehr 
Statt finden, da die Hypothek der Berghandlung wirklich 
älter ſei, ald die des Gegners, indem biefe, wie fie anhob, 
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ſchon die Hypothek der Berghandlung vorfand, dag mithin 
fo wenig ratione privilegii ac temporis ein Grund ob: 


walte, weshalb ſich Appellant einen Vorzug vor der Berg- 


handlung anmaagen fönntezs wie denn auch überall der 
Fiscus unmittelbar nad) der Ehefrau und vor denen, qui 
ad emendum vel reparandum crebitiet haben, collocirt 
zu werden pflege. | ; z 

Das Prioritäts-Erkenntniß fei demnach) in fo weit, 
als dafielbe die Berghandlung dem Gegner als einen ſpaͤ⸗ 
teren Oläubiger vorgefeßt habe, den Rechten und den bier 
vorfeienden Umftänden ganz angemeffen. Die Berghands 
lung fünnte al3 privilegirte ältere Gläubigerin feinen ans 
dern Bla, ald den angewiefenen, den Rechten nach, be: 
fommen. — 


Was gegenſeits dawider vorgebracht ſei, duͤrfte in 
mehrfacher Ruͤckſicht nicht von der Art fein, daß in der 
Glaffification eine Aenderung eintreten müßte. Denn 


1) könne man dieſſeits zwar nicht beurtheilen, ob Ap⸗ 
pellant die Gelder zum Anfaufe und Ausbefferung wirklich 
vorgefchoffen, da man die Documente, worauf er fich be⸗ 
ziehe, nicht mitgetheilt erhalten habe, Die bloßen Worte 
in der Obligation werden, als Fein Beweis anzufehen fein. 
Mürde es aber auch erwiefen, fo könne dies doch, wie vor: 
hin bemerkt, der gegenfeitigen Hypothek vor ber Diefjeitigen 
gar Keinen Vorzug geben. 


‚2) Erhelle aus der Gautionsurkunde, daß die Drei dar⸗ 
in benannten Berfonen fi in solidum verpflichtet, und 


- alle gegenwärtige und zufünftige, beweg- und unbemwegliche 


Güter coram judice competente zur Hypothek geſetzt 
haben. Bon diefer Hypothek-Beſtellung ſei in ber Folge 
der Zeit, als Krohwinfel, der immer bie Hauptperion 


blieb, den Handel zu Hittfelo allein fortfegte, nichts abge 
ändert; wenigftens wiffe man vieffeitS nichts davon, daß 
nachher bei dem Amte Harburg eine neue Caution in Bes 
ziehung auf den Alleinhandel beftellt worden wäre. Und 
wenn die gefegliche wie die ausdrüdliche Hypothek fich auf 
jeden Nichtzahlungsfall erftredez fo müfle es wohl eis 
nerlei fein, ob der cridarius aus dem Alleinhandel oder 


aus früheren Zeiten fchuldig geblieben feiz zumal da er. 
mit dem Alleinhandel nichts Neues angefangen, fondern 


nur das fortgefegt habe, was er vorhin in Gemeinfchaft 
mit feinem Schwager that, weshalb er denn auch Fein 
neuer Contrahent, fondern ein alter wäre. Auch beweife die 
dieffeitige Abrechnung keinesweges, daß die Berghandlung 
mit demfelben von neuem angefangen habe zu contrahiren, 
vielmehr bliebe der, im Jahre 1799 mit ihm wegen Ber: 


abfolgung von Berghandlungswaaren eingegangene Con 


tract, und die dadurch begründete Eriftenz, einer contracts- 
mäßigen und gefeglichen Sicherheit die Grundlage, auf 
welche ihm Waaren von Seiten der Berghandlung verab- 
folgt, und die in ber fraglichen Abrechnung aufgeführten 
Pöfte ereditirt worden, wie denn auch in der quaest. 
Abrechnung ein Saldo aus früheren Zeiten von 931 «P 
22 9. 6 A aufgeführt fei, und von ſolchem, ohnehin der, 
von dem Cridario im Jahre 1815 geleifteten Zahlungen, 
899 «P 22 996 10 S in Reit verblieben feien. Und ob: 
gleich der Umftand, daß dem Gegner an dem Gute Hittfeld 
bei deſſen Ankaufe eine Hypothek beftellt fei, bewirken 
möge, daß er vor den hypothecariis simplicibus einen 
Vorzug habe, fo könne er doch der Altern privilegirten 
Hypothel der Berghandlung nicht vorgehen. Auch nicht 
aus der Ürfache, daß nad) der Meinung Einiger, die ge: 
tichtlichen Hypothefen den tacitis vorgezogen werden follen, 
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indem fich. diefe nur auf die hypothecas simplices 
in der dritten Elaffe befchränfe, hier aber von privilegirten 
Hypotheken in der zweiten Claffe die Rede fei, wobei es 
auf ein privilegium fisei anfomme, quod inter omnes 
primum locum tenet, felbft intuitu antiquiorum cre- 
ditorum privilegiatorum. 


cf. Godefred, ad L. 34. D. de reb. auct. ind, 
possid.- 


3) Es fünne aud) in der Sache nichts ändern, daß 
die ausprüdliche Hypothet bei dem Amte Moisburg conſti⸗ 
tuirt fei, indem es nicht allein auf diefe, fondern auf die 
hypothecam tacitam anfomme. Und wenn glei) nad 
den Landesconftitutionen die Hypothefen auf Bauergüter 
nicht anders Kraft haben follen, als wenn fie angemelbet 
und ingroffirt feien, fo nehme man doch die hypothecas 
tacitas davon aus. Es werde daher niemals 3. B. die 
des Pupillen an den Gütern des Vormundes, fowie bie 
der Ehefrau an den Gütern des Mannes in das Hypo- 
thefenbud) eingetragen, und demungeachtet ihre Gültigkeit 
anerfannt. Don den privilegirten Hypotheken dürfte. fol 
ches außer Zweifel fein, da ſolche ihre eigene Claſſe be 
haupten, und denen in der dritten Claffe, wenngleich öffent- 
lichen und privilegirten Hypothefen, vorgehen. Auch fehle 
ed nicht an vaterländifchen Schriftftellern, bie beftimmt 
behaupten, daß folche Hypothefen ohne Ingrofiation gül- 
tig felen, und, der hypothecae publicae posteriori vor- 


. gehen, wie 


Strube, TH. 1. Ber. 19. 


in Beziehung auf die Conftitutlon von 1712 folches aus: 
führlich gezeigt habe, dem aud) 
* Pufend. T. 3. obs. 180. 8. 4. 
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beipflichte. Sie babe alfo eben die Gültigkeit, wie eine 
conventionelle, die ingroſfirt fei, und müfle, da fie a me- 
mento acquisitionis anhebe, der gegenfeitigen vorgezogen 
werden. Anberergeftalt würde auch die Sicherheit der Glaͤu⸗ 
biger, wofür die Geſetze geforgt, Außerft gefährdet fein. 


Diefem fünne auch nicht entgegen ftehen, daß des Gegners 
Cedent die Palmſche Bormundfchaft geweien ſei, indem 


daraus Fein beſonderes Vorzugsrecht erwachfe, und Die 
Pormundfchaft, wenn fie auch felbft llagte, dem juri 
communi würde folgen müffen. 

4) Es könnte der Appellant ſich vor der Berghand- 
lung feine Hypothek beitellen laſſen, da der cridarius 
fie nicht eher zu geben vermögend wäre, als bis er das 
fraglihe Gut acquirirt hätte. In demfelben Momente 
aber, da er das But erwürbe, würde daſſelbe von der 
Hypothek ver Königlichen Berghandlung afficirt. Praevenit 
igitur causam pignoris fiscus, wie e8 im L. 28. D. 
de jure fisei, heiße. 

5) Der Einwand, daß man nad) dem professo erft 
im Jahre 1815 mit dem Gridar contrahirt und bemfelben 
geborgt hätte, widerlege ſich ſchon aus dem Obenangeführ- 
ten. Der Contract ſei nicht über einzelne Pöſte geſchloſ— 


jen, fondern auf die ganze Zeit, während welcher ber. 
Verkehr dauern würde. Einzelne Poͤfte ſeien bloß eine 


Continuation und kein Anfang. 

Er bat die gegenſeitige Appellation als unerheblich zu 
verwerfen, und das in Frage ſtehende Prioritäts - Erfennt: 
niß des Amts Harburg de 17. Mai 1819 lediglich zu 
beftätigen, auch den Appellanten i in bir Koſten dieſer In⸗ 
ftanz zu verurtheilen. 

Königliche Juſtiz⸗-Canzlei zu Gede — unterm 27. 
October 1820 zum See: 


—J gei 





—— 
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Daß zuvörberft die vor der Appellatin der Ad⸗ 
häftonszuläffigfeit entgegengefehten Gründe, als 
völlig unerheblich zu verwerfen. 


Die Hauptfache hiernächft anlangend : 


Alldieweil die Berghandlung, weldher die Leitung 
des Vertriebs verfchiedener aus den Berg: und Hüt- 
tenErzeugniflen gewonnenen Fabrikate, zum Bor: 
theil der landesherrlichen Domainen»Eaffe, befon- 
ders anvertrauet worden, ald eine bloße Abtheilung. 
der Domainen-Sammer des Landesherrn zu betradh- 
ten ift, und derfelben in diefer Eigenfchaft die jura 
fisei allerdingd competiren; bei ber privilegirten 
allgemeinen Hypothek des Fiscus, wegen der For⸗ 
derungen aus einem Gontracte erworbener Güter - 
des Schuldners — wenn das bem Fisch ertheilte 
allgemeine gefegliche Pfandrecht auch nicht für be: 
ſonders bevorzugt zu achten fein möchte — falls fie 
mit anderen privilegirten Hypothefen, und nament- 
li mit der privilegirten fpeciellen Conventions⸗ 
Hypothek desjenigen zufammentrifft, mit deſſen 
Gelde eine Sache erfauft ift, Doch allemal die Brio: 
rität der Zeit zwiſchen beiden ben Vorgang ent: 
fcheibet, die prioritas temporis aber ber Forde⸗ 
rung der Appellatin allhier unftreitig darum zur 
Seite fteht, weil’ fie bereits im Sahte 1799 mit 
dem cridario, ded Keffelhandeld wegen, contrahirt 


hat, die befragliche Meierftelle zu Hittfeld hinge⸗ 


gen allererfi im Jahre 1806 von demfelben ange: 


fauft; mithin nicht anders anzunehmen ift, als daß 


diefelbe nach dem mit der Berghandlung abgefchlof: 
fenen Eontracte von dem Gemeinjchuldner erwor⸗ 


ben fei, daß daher, "hinfichtlich der erſten Beſchwerde 
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wohlgefprochen und übel appellirt, mithin das Er⸗ 


ſtigkeits⸗Erkenntniß vom 17. Mai 1819 zu beftäti- 
gen feiz 


Könnte und wollte inveffen der Appellant und 


Adhaärent die von ihnen aufgeftellte und von der 


Appellatin geleugnete Behauptung: 


geftalten zwifchen der Berghandlung und dem 
‘ eridario, nad) Auflöfung der im Jahre 1799 
zwifchen ihm, feiner Ehefrau und deren Schwa⸗ 
ger Gaſtorf beftandenen Kefjelyandel3:Sorietät 


ein neuer Contract gefchloffen, von der erftern 


eine neue Gaution mit Aufhebung der vori- 
gen, vom Eridario angenommen, und ſolchem⸗ 
nad) der Meierhof zu Hittfeld cum allodio 
vor Eingehung diefed neuen Contracts von 
dem Gemeinfchuldner erworben fei, 


. binnen einer Präjudicial-Frift von 6 Wochen mit 


Borbehalt des Gegenbeweiſes rechtlich darthun; fo 
erginge alddann ferner was Rechtens. 
Rüdfichtlic der 2ten Beſchwerde hingegen ift Die 


. gedachte Privritäts-Sentenz dahin abzuändern, daß 
der Mitappellant Thielen mit den rückſtaͤndigen 
Binfen feines professi zu 5 pCt. und zwar ſeit 
Sohannis 1816 zugleich mit iu Hauptftuhlsfor: 


derung zu “colfociren ſei. 
Wie Wir denn alfo hiemit erfennen, theild con>, 


theils reformiren, Beweis auflegen und vorbehalten, 


die Koften Diefer Inſtanz aber gegen einander 
vergleichen. 

Von Rechtswegen. 

(Schuß folgt.) 


BVerlegt von Herold und Bahlfieh in IT 


Gedruckt bei A. Podwig in Stade. 
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Abhandlungen: und Rechtsfä ilſe. 











I. Die geſehliche Beſtimmung der Verordnung vom 
20. Julius 1821, nad welcher alle Injurien⸗ 
Sachen gegen Ehefrauen derjenigen Militair: 
perfonen, denen der militairifche Gerichtsfland 
zufteht, lediglich den Militairgerichten zugemies 
fen find, fann weder durch Die, der betreffen; 
den Militairperfon etwa gleichzeitig zuſtehenden 
Eigenfchaft eines eidlich in Pflicht genommenen 
Stabtbürgers, noch durch eine freiwillige Pro- 
rogation deffelben over feiner Ehefrau befeitigt 
werben. : 

Die Ehefrau eines in activem. Dienfte ſtehenden Regi— 

ments⸗Tambours, welcher aber zugleich in feiner Garnifon: 

ſtadt das Bürgerrecht erlangt hatte und dort ein bürger: 
liches Gewerbe trieb, war von einem andern Bürger, wer 
gen Beleidigung mit der aeftimatorifchen Klage bei dem 

Stadtgerichte jener Stadt in Anfpruch genommen, hatte 

fi, unter Beiftand eines Advocaten auf diefe Klage, ohne 

allen. Widerfpruch gegen die Competenz des Gerichts ein: 
gelaffen, und es follte,' nachdem fie den Broceß verloren, ge: 
gen fie die Erecution verfügt werden, zu welchem Zwede 


das Stadtgericht Das betreffende RE EN requirirte. 
Jahrg. XVII. Heft l. 
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Das Regiments⸗Gericht hielt jedoch dafuͤr, daß das Siadt⸗ 
„gericht feine Competenz überſchritten habe und ba in Folge & 
‚der deshalb zwifchen ihm und dem requirirenden Stadtge 

richte entſtandenen Differenz die Sache an das Generct⸗ 
Kriegsgericht zu Hannover gelangt war, ſo ſah ſich a J 
Letztere veranlaßt, in einem Schreiben vom 19. März 1841, . 
an bie betreffende, dem Stadtgerichte vorgeſetzte Juſtiz⸗ 
Ganzlei feine Anficht über Die ftreitige Frage in Folgendem 
mitzutheilen: 
Indem Wir der Königlichen Juſtiz⸗Canzlei hierne- 
ben die bei dem Stadtgerichte zu * * in Sachen des 
* * gegen die Ehefrau des Bürgers und Kürſchners 
* * beide zu * *, wegen Beleidigung in 24 Nums- 
mern und die zu berfelben Sache bei dem Gerichte 
des * *ten Infanterie-Regiments ftattgefundenen Ver⸗ | 
handlungen in 7 Nummern überfenden, erfuchen Wir 
das verehrliche Gollegium, zunächſt aus den Lebteren 
das Nähere über die verfchiedenen Anfichten entneh- 
‘men zu wollen, welche in Hinſicht auf die Erledigung 
einer Requifition des Stabtgerichts vom 13. Februar 
diefes Jahrs um Beitreibung der darin fpecificirten 
Haupt-Forderung, Koften und Strafgelder von der Be 
klagten entftanden find. * | 
N 








Sn Gemäßheit der Beſtimmungen in der Berord- 
nung vom 20. Julius 1821, SS. 77. bis 82., glaw 
ben Wir über diefe Differenz hierduckh in Communi⸗ 
catton mit der Königlichen Juftiz-Eanzlei treten und 
wohlderſelben Unfere Anficht in Folgendem vorlegen 
zu müſſen. 

Es ift nämlich) zuvoͤrderſt nach dem 88. 12. ußb 
45. der fchon citirten Verordnung Teinem Zweifel un: 

‚ terworfen, daß die fraglichen Injurien-Saden gegen 








° > Bürgenlichen Gerichten nad) 8..94. der allegirten Ber 
ordnuug evantuell zur Laſt fallen, befreiet bleiben, deß 
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die Ehefrau einer in activem Dienfte ſtehenden Mit: : 
tair⸗Perſon urfpringlich nur und ausfchließlic zu der * 
Gompetenz der Militair-Gerichte gehört hätte. | 

Run ift zwar eine desfallfige Incompetenz des von 
dem Kläger angezogenen Stadtgerichtd biäher in dem 
Verlaufe des. Verfahrens, fo wenig von dieſem Ge 
richte felbft, wie auch von der Beklagten urgirt wor- 
den, und es koͤnnte Daher fcheinen, als ob baburd) 


‚eine freiwillige Prorogation des Gerichtöftandes ein 


getreten wäre. 

Wir glauben jedoch ſolches nicht annchmen zu koͤn⸗ 
nen, hauptfächlic) au dem Grunde, meil durch den 
8. 15. cit. ausdrüdlich beftimmt ift, daß Die Injurien⸗ 
Sachen gegen MilitairsBerfonen den eigentlichen 
Straf⸗Sachen gleichgeacdhtet ıind lediglich den Militair: 
Berichten zugewiefen werben follen, aus diefer Be 
flimmung aber folgt, daß die civilgerichtliche Gerichtd- 
barkeit für Sachen diefer Art ganz und in der Maaße 
ausgeichloffen ift, Daß guch eine desfallfige äusdruͤck⸗ 


liche oder ftillfchweigend anzumehmenbe Vereinbarung 


der Barteien ein Anderes uicht zu beftimmen vermag, 
und daß fomit dabei die fogenannte prorogatio fori 
voluntaria felbft nad) der Untergerichts⸗ Ordnung 


von 1827 88. 1. und 4. gänzlich ceffiren muß. 


Als Rebengrund dürfte noch hinzukommen, daß 
bei den Militair-Gerichten befanntlich überall feine 
Gerichiögebühren erhoben werben, und daß Daher die 
betreffenden Militair:Berfonen nicht allein von den 
genen, fondern auch von denen, Durch den Begner 
gu erlegenden berartigen Koſten, die ihnen bei den 
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‚aber die weit größere Kofifpieligfeit des civilgerichtli 
chen Verfahrens — auch bei Proceſſen der Ehefrauen 
von Militair-Perſonen, beſonders der niederen Grade, 


deren Refultate doch am Ende in der Regel auf ven 


Ehemann zurüdfallen — felbft für den Dienft nur _ 


als nachtheilig erfcheinen Tann. 

Bon diefen Grundfäben ausgegangen, hätte Unfers 
Dafürhaltens das dortige Stadtgericht ſich von Amts⸗ 
wegen für incompetent. erklären und die fragliche 
Sache lediglich an das allein zuftändige Militair-Ge- 
richt verweifen follen. 

Da Letzteres bisher nicht gefchehen ift, fo hat fuͤr 
das Gericht des * *ten Infanterie⸗Regiments nichts 
anders übrig bleiben fönnen, als die auf Vollſtreckung 
der incompetenter Wetfe von dem Givil-Gerichte ab⸗ 
gegebenen Entſcheidung gerichtete Requiſition abzuleh- 


nen, und wie dieſe Maaßregel von Unferer Geite, 


-vermöge vorſtehend auseinandergefegter Gründe mur 
gebilliget: werden kanuͤ, fo glauben Wir demgemäß ber 
. Königlichen Juſtiz⸗Canzlei hierdurch ergebenft anheim 


« 


= 
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geben ‚zu müflen, das dortige Stabtgericht zur Zuruͤck⸗ 


nahme der Eingangs gedachten Requiſttion anweiſen 


zu wollen, und werden Wir ſodann demnaͤchſt ange⸗ 
meſſene Berfügung zur Erledigung des Flägerifchen ' 


Antrages bei dem Gerichte des *ten Infanterie⸗Regi⸗ 
ments treffen. 
: Sn dem hierauf von der Juſtiz⸗Canzlei erforderten Ber 


cite bes Stadtgerichts, erklärte daſſelbe, daß es fi von. 


der Richtigkeit der Anficht des K. General: Kriegsgerichts, 
daß feinerfeits Die gedachte Injurien⸗Sache, als kediglich 
zur Eognition des Militairgerichts gehörig, *oon Ahktäype- 
gen hätte zuruͤckgewieſen werden müflen, nicht zu übergengen 
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vermöge, weil der Beklagte, neben feiner Qualität als Re⸗ 
giments⸗Tambour zugleich auch Bürger dafiger Stadt und 
‚ als folcher verpflichtet und‘ beeidigt fei._ Stehe demfelben 
in erfter Hinficht auch ein forum privilegatum zu, fo habe 
das Stadtgericht doch dadurch nicht veranlaßt werden koͤn⸗ 
nen, eine gegen deſſen Ehefrau, wegen Beleidigung gerich⸗ 
tete aeflimatorifche Klage zurüdzuweifen, da felbige, als 
eine wirkliche Bürgersfrau dem foro civitatis untergeben. 
fei, und wenn auch ein forum duplex nicht concurrirte 
— doch der Regel nach auch felbft ein, dem privilegirten 
Gerichtöftande unterworfener Bellagter fein forum privi- 
legiatum prorogiren Fönne, 
L. 51. C. de episcop. et cler. 
zumal in einer Sache, wo das Object der Klage eine 
Seld-Entfihädigung für eine erlittene Ehrenverleßung, ober 
Gemüuͤthskraͤnkung und Feine Gefängniß: oder fonftige koͤr⸗ 
perliche Strafe betreffe. 
Der Anfprud auf Ehre und deren Vertheidigung ge 
- "Höre unzweifelhaft zu eines jeden Menfchen Eigenthums: 
| rechten und fo gut ein’ darüber entftandener Rechtöftreit 
. zwifchen den Parteien, durch ein Kompromiß oder einen Ber: 
gleich beigelegt und der gerichtlichen Dijudicatur entzogen 
werden konne, jo werde auch die vom Beklagten, zumal 
unter der Affiftenz eines erfahrnen Rechtsbeiftandes, ohne 
alten Widerſpruch vorgenommene Prorogation, deren Vor⸗ 
nahme den Parteien geſetzlich nicht unterfagt, vielmehr 
nad) dem 8. 4. der Untergerichts-Ordnung geftattet fei — 
bewandten Umftänden nad) nicht für ungültig zu halten 
.jein. 
Die Königliche Juſtiz-Canzlei entfchied fich jedoch für 
ie Anſicht des K. General-Kriegögerichts und referibirte 
wuterm 15. Rogember 1841 an das Stadtgericht: 
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— Wenn nun, nad Maaßgabe der SS. 12. und 
43. der Königl. Verorbnung vom 20. Julius 1824, 
alle Injurien-Sachen gegen &hefrauen derjenigen ” 
Militairperfonen, denen der. militairiſche Gerichts: 
fand in Strafſachen zufteht, nicht nur lediglich ben 
Militairgerichten zugewieſen find, ſondern auch den 
eigentlichen Strafſachen gleichgeachtet werben follen, 
dutch dieſe befondere gefehliche Vorfchrift aber ſo⸗ 
wohl die auf allgemeinen Grundfägen berubenbe 
gleichzeitige Zuftändigfert des hiefigen Stabigerich- 
tes, als die gemeinrechtliche Prorogations⸗Befugniß 
des Beklagten befeitigt wird; fo geben Wir dem 
hiefigen Stadtgerichte Hierdurch auf, das unter dem 
13. Febr. d. J. an das Königl, Garniſon⸗Gericht 
des *.ten Infanterie-Regiments gerichtete Hülfds 
Vollſtreckungsgeſuch wiederum zurüdzunehmen. 


II. Rechtsfall über die Frage: Gehören diejenigen 
Güter, welche ein Cridar nach Ausbruche des 
Concurſes, jedoch vor vollſtändiger Beendigung 
veffelben erwirbt, felbft dann zur Concursmaſſe, 
wenn auch der Erwerbstitel aus der Zeit nach 
Ausbruche des Concurſes ſich herſchreibt, kann 
und muß alſo der Curator dieſelben zur Maſſe 
ziehen? 
(Von dem Herrn Advocaten Th. Beſte in Celle.) 





Ars beim Magiſtrate zu C. der Kaufmann T.. für 
inſolvent erklaͤrte, wurde ein Curator bonoram eb. 
litem beſtellt, das ganze vorhandene Berıgbaen ob Ceidats 


‚pP 
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inventirt und verfilbert, ein PBrofeffions: Tetmin angefept, 
das Liquidations-DBerfahren gegen die Gläubiger eingelels 
set, und nad) defien Beendigung das Prioritäts-Erfenntniß 
geiprochen. 

Bevor jedoch der Curator feine erfte und Schluß⸗Cu⸗ 
ratel-Rechnung abgelegt hatte, und die etwa überfchüffige 
Maffe noch nicht vertheilt war, trat die Handlung 2. zu 
@., welche ihre angemeldete Wechfelforderungen von resp. 
29 58 Grote und 29 „P 33 Grote Gold, aus dieſem 
Concurſe, bei der fehr geringfügigen Maffe, nicht zu hoffen 
hatte, vom Neuem gegen den Erivar T. Elagend bei dem 
Magiſtrate zu C. auf, und trug vor, daß, da der Eridar 
3. vor Kurzem ein neued Waarenlager unter feiner Firma 
wiederum etablirt habe, ihr aus, diefem ihre Befriedigung 
werden müfle. . 

In einem zur weitern Verhandlung dieſer Sache an- 
geſetzten Termine leugnete Cridar T., Eigenthümer des 
fraglichen Waarenlagers zu fein, und der zu diefem Rechts⸗ 
ftreite adcitirte Curator brachte dagegen ein, daß, da bie 
neue Handlung unter der Firma des Cridars gehe, diefer 
fonah aud) Eigenthümer der in jener Handlung befindli- 


hen Waaren fein müffe, fowie auch, daß Alles dasjenige 


Vermögen, welches der Cridar während des noch anhän- 
bigen Eoncurfes neu eriwerbe, zur Concursmaſſe gehörend 
angefehen werden müffe, diefes fonach nur ihm, dem Con⸗ 


curs⸗Curator, ausgeantwortet werden fünne, und nicht den 


einzelnen ®läubigern, welche während des Concurfes auf 
folches neu erworbene Vermögen Erecution zu erwirfen 
fuchten, indem diefe nur nad) dem gefprodyenen Prioritäts: 
Erkenntniffe der Reihe nad ihre Befriedigung erhalten 


‚nnten. Er bat daher um gerichtliche Verfiegelung und 


Inventkung des betreffenden Waarenlagers. 
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Hiergegen erklärte fowohl die Hanblang 8. als der 


Cridar T. einftimmig, daß fie dem Concurs-Curator ein 
jedes Recht auf das fragliche Waarenlager beitreiten müfs 


fen, indem der Gurator feinen Anſpruch huf das nad) Aus: 
bruche des Concurſes erworbene Vermögen habe. 

Der Magiftrat der Stadt C. erkannte unterm 15: 
Januar 1838 dahin: 


Demnady ed einem rechtlich EIER Zweifel: 


nicht unterliegen fann, daß das Waarenlager qu., 
wenn folches dem Cridario %. eigenthümlich gehös 
ren follte, ad massaın coneursus herbei zu ziehen 
fein würde, nun aber ber Gemeinfchuldner jenen 
factifchen Umftand geleugnet hat, mithin der T.ſche 
Concurs⸗Curator folchen . zu erweifen verbunden ift, 
fo wird demfelben hierdurch aufgegeben, binnen 14⸗ 
tägiger Frift, reprobatione salva, rechtögebühr- 
lich darzuthun: 
daß jened Waarenlager dem Cridario 2. 
wirklich als Eigenthum zuftehe; 
worauf alddann weitere Entſcheidung erfolgen fol. 
Uebrigens verfteht es fich bei dieſer Sache von 
felbft, daß die Handlung 8. ihre Befriedigung le⸗ 
biglich nad) Ordnung des T.fchen Prioritaͤts⸗Urtheils, 
worin aud ihre Forderung colloeirt worden iſt, ab⸗ 
warten muß. ' 

Gegen dieſes Erkenntniß appellicte die Handlung 2. 
zu C. an Königliche Juſtiz⸗-Canzlei zu Celle, und erwirfte 
unterm 8. März beffelben Jahrs ein rejectorium dahin: 
| Demnady feinem Concurs-Gläubiger die Befugniß 
zufteht, vor beendigtem Concurſe felbftftändig im 
Eonflicte mit dem Curator feine Befriedigung an 
den, vom Gurator zur Mafle gezogenen tern zu 


\ 
® 
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> verlangen, er vielmehr wur auf prioritätsmäßige 

Zu Zahlung Anſpruch machen Tann, unter diefen Um: 
fländen aber die Handlung 2. zu einer Vindication 
eines Theils der gemeinfchaftlichen Concursmaſſe 
gegen ihren eigenen DBertreter im Concurſe nicht 
für legitimiert zu erachten ift, fo kann der Appella- 
tion, unter Berurtheilung der Appellantin in die 
Koften, nicht deferiet werden. 

: Gegen diefen Befcheid Ieuterirte die Wppellantin, und 
erhielt nad) eingeholter Bernehmlaffung des Curators un⸗ 
term 25. Januar 1839 ein rescriptum ge emendando 
Dahin: 

Demnad) dem Gonaurs-Euzator nicht das Recht 
zufteht, Das vom Cridar, nach gefchehener Güterab- 
tretung an die @rebitoren, neu erworbene Vermoͤ⸗ 
gen zur Maſſe zu ziehen, und da bei dem nicht 
vorhandenen Rechte des @urators ein Conflict deſ⸗ 
felben mit dem jelbftftändig fein Recht gegen den 
Eridar verfolgenden Gläubiger nicht eintreten Tann, 
fo wird der Befcheid vom 8. März v. J. wiederum 
aufgehoben, der T.fche Concurs⸗Curator in Die Ko- 
ſten der Appellationg- und Leuterungs-Önftanz vers 
urtheilt; 

Ab daneben referibirte Königliche Juſtiz⸗Canzlei zu Eelle 
an den Magiftrat zu E.: 

Wenn nun, nad) Maßgabe des obigen Beſchei⸗ 
des dem T.ſchen Curator die Befugniß abgefpro: 
chen ift, das von dem Cridar neu erworbene Ver: 
mögen zur Maſſe ziehen zu ‚können, fo hat der 
Magiftrat unter Befeitigung feines. Exrfenntniffes 
vom 15. Januar v. J., in foweit daffelbe den Rech⸗ 
ten der Handlung 2. entgegen fteht, den T.fchen 
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Curator mit ſeinen Anſpruͤchen an das von dein ' 


Cridar befeffene Waarenlager in foweit zurüdzus: 
weilen, als derſelbe einer abgefonderten Befriedi- 


gung der Handlung &. entgegen iſt, und ſodann 
... Über die Anfprüche der Handlung 2% gegen ben 
Kaufmann T. — zu erkennen, was — 








In. Leber Das Verhalmiß des Beſitzers einer Zwang. 
Mühle zu fremden Müllern. — 

Dr Befiger einer Zwangmühle denunciirte einen benach- 

barten Müller, welcher aus dem Banndiftricte Korn abge: 

holt und foldyes für die Zwangpflichtigen auf: feiner Mühle 

verarbeitet hatte, wegen Verlegung feines Bannrechts. 


— 


Der benachbarte Muͤller wurde ſolcherhalb in Strafe 


genommen, in weiterer Inſtanz aber davon liberirt, weil 


der Mahizwang der Regel nach nur gegen die Zwangs⸗ 


pflichtigen ſelbſt ein Recht gewähre, fie an der Benu⸗ 
gung fremder Mühlen zu hindern, Feinesweges aber einen 
Zwang für auswärtige Müller enthalte, für bie 
gwangpflichtigen Eingefefienen ihr Gewerbe us zu betrei= 
den. 


Diefe Anficht dürfte jedoch in jurinif der Sina 


manchem Zweifel unterworfen fein. 
| Die Rechtsgelehrten fehen die Bannrechte, namentlich 
auch den Muͤhlenzwang als ein Onus reale an. 
Reinhardt diss. de eo, quod circa molendin. 
exstr. et bannum, inprimis in terris Br. Lu- 
neb. justumn est. (Göttingae 1740) 8. 55. 
Runde, deutfches Privatrecht. 8. 274. 
Pfeiffers vermiſchte Aufſaͤtze, S. 223. 


u. a m. + — 











— 18 — 
Run fchließt Freilich die Mühlengerechtigkeit allein 


‚ty 


"die Concurrenz anderer Müller nicht aus, 


Leyser Spec. 462..med. 34., 
wenn aber mit berfelben ein Bannrecht verbunden if, fo 
it auch ein. Verbietungsrecht gegen fremde Müller darin 
enthalten. 

Diefes unter dem Schube des Staats fiehende Recht 
würde verlegt werden, wenn jeder andere Müller das Ge 
teaide. der Zwangpflichtigen aus dem Bannbezirfe abholen 
und dadurch dem Zmangsberechtigten feine Nahrung ent 
ziehen duͤrfte. 

Moͤgen dergleichen Bannrechte auch nicht als Servi⸗ 
tuten nach den ſtrengen Begriffen des Römifchen Rechts 
anzuſehen ſein, ſo laͤßt ſich doch eine große Aehnlichkeit 
beider, eine Beſchraͤnkung der natuͤrlichen Freiheit bezielen⸗ 
den, Inſtitute nicht verkennen; auch auf die Bannrechte 
laffen fich die im Römifchen Rechte enthaltenen, aus ver 
Natur der Sache gefchöpften, Grundfähe der actionis 


‚ tonfessoriae & negatoriae mit Sicherheit anwenden. 


In 
L. 10. 8. 1. si serv. vind. 
„beißt 68: 

»Agi autem hac actione (confessoria) poterit 
non tantum cum €o, in cujus agro aqua oritur (dem 
Befiter des dienenden Grundſtücks), verum etiam cum 
omnibus, quicungue aquam non ducere impedi- 
unt. Et generaliter quicungue ayuam ducere im- 
pedist, hac actione cum eo experiri potero.« 

Wenn die confefforifche Klage nicht: allein gegen den 
Befiter des dienenden Grundſtücks, Tondern gegen alle bie 
jenigen Statt finden foll, welche ben Berechtigten in ber 
Ausuͤbung feiner Servitut fiieen, fo witd man. gewiß 
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4 
annehmen dürfen, daß auch der Zmangberechtigte nicht - 
bloß gegen die Zwangspflichtigen, fondern gegen alle die⸗ 
jenigen ein Recht zu Klagen hat, welche ihn in ber Aus: 
übung und Benugung feines Vannrechts hindern. 

Referent hat von der endlichen Entſcheiduns der 
Sache keine Kunde ——— 


IV. Ein aus älteren Acten genommener Rechtsfall 
über die beiden Fragen: 

1) Von welchem Zeitpuncte iſt das, dem Fiscus an 
dem nad) dem Contracte erworbenen Vermögen“ 
feines Schuldners zuftehende generelle privilegirte 
Pfandrecht anzurechnen ? 

” Entfcheidet in dem Falle, wenn ber Fiscus mit | 

einem Gläubiger, welcher ad emendam vel re- 
parandam rem crebitirt hat, concurrirt, und 
zwar, wenn des Fiscus Forderung vor dem Anz 
kaufe oder Ausbeffern ver Sache herrühre, die, " 
prioritas temporis, ober werben beide Gläubiger * | 
pro rata ihrer Forderungen aus den aufgefom= 
i menen Kaufgelvern der in Concurs gerathenen ' 
E Sache, auf welche zu dem obigen Zwede das * 
Geld hergeliehen ift, befriedigt? 
| _—— \ 


(Schluß) 


Segen dieſe Sentenz verſuchten die Appellanten die Ap⸗ 
pellation beim Ober» Appellations= Gerichte zu Gele, und | 
waren fo glüdlich folgendes rescriptum de emendande | 
"unterm 4. Sept. 1821 zu erhalten: 
—- Nachdem nun das der Imploratin an dem nad) 
“." dem Gontraste erworbenen Bermögen des Cridars 
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zuftehende generelle privilegirte Bfandrecht, nicht 
von dem Zeitpuncte anzurechnen ift, wo jene dieſem 
einen Credit zugefichert und von, felbigem fich eine 
Caution hat leiften laflen, fondern nur von dem Zeit: 
puncte an, wo diejenigen Rüdftände, welche Implora⸗ 
tin gegenwärtig profitirt hat, entftanden find, einfolg- 
lich durch den producirten Cautionsſchein vom 12. 
Auguft 1799 noch keinesweges dargethan ift, Daß bie 
vom Gridario im Jahre 1806 erfaufte Meierftelle zu 
Hittfeld, zu dem, nad dem mit der Imploratin 
abgeſchloſſenen Eontracte erworbenen Vermögen def- 
felben zu rechnen fei, und daher, laut des in be 
glaubigter Abfchrift mit beigefügtem heutigen Bes 
fcheides, gegenmwärtiges rescriptum emendatorium 
junctis remissorialibus an euch erkannt iſt; 


Sp Habt ihr unter Abänderung eurer Sentenz 
vom 27. October 1820, die Prioritäts » Sentenz 
vom 17. Mai 1819 dahin zu veformiren, daß die 
Smploranten, hinſichtlich ihrer in gedachter Priori⸗ 
taͤts⸗Sentenz claffifieirten Forderungen, fo wie ber 
Mitimplorant, Vincent Thielen, in Anfehung der 
ihm in neuerer Sentenz vom 27. October v. J. 
zugefprochenen Zinfen, von den für des Cridarii 
Stelle zu Hittfelb aufgefommenen Kaufgeldern, ihre 
Befriedigung vor der Imploratin zu gemärtigen 
haben, diefe wollte oder koönnte denn, binnen einer 
ihr zu ſetzenden Friſt, salva reprobatione er: 
weiſen; 


geftalten ber von ihr profttirte Saldo ad 899 „P 
22 996 10% alter. Caſſenmuͤnze, entweder ganz ober bis 
«", zu weldher Summe, aus Rüdfländen herruͤhre, welche 
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bereits yor dem im Jahre 1806 von, Dem Gemein - 


ſchuldner Krohwinkel geichehenen Anfaufe der. vor: 
maligen Lüherfchen Meierſtelle zu Hittfeld entſtan⸗ 
den ſei — 
in welchem Falle dann die ſtreitenden Theile aus jenen 
Kaufgeldern pro rata ihrer Forderungen zu befriedigen 
ſind) die bei euch aufgelaufenen Proceßkoſten aber gegen 
einander zu compenſtren, und demnaͤchſt allenthalben zu er 
kennen was Rechtens. Die eingeſandten Acten erfolgen 
anſchluͤſſig zuruͤck: Hieran, ır. 
(Mitgetheilt vom Herrn Advocaten Th. Beſte in Celle.) 





V. Präjudiz über die Fragen: 
1) Wen fteht das Recht zu pfanden zu? 
2) Wie kann es verloren gehen? 


Eitzeihein vom Herrn Advocaten Th. — in Celle.) 





Konigliche Juſtiz⸗ Canzlei zu Celle erkannte unterm 17° 


November 1815 auf die gegen ben Befcheid der Koͤnigli⸗ 
chen Amtsvoigtei Hermannsburg, de 5. October deſſelben 
Jahrs, ergriffene Appellation des Johann Hr. Rißmann 
aus Baven und die Gemeinde Baven, Kläger, wider den 
Einwohner Peter Hr. Hiftermann, Beflagter, .in puncto 
abgenommener Pfandgebühren, folgendermaaßen: 

Wenn nun zufolge eines allgemeinen alten beutfchen 

Herkommens einem jeden Eigenthümer das Recht 


zufteht, fich gegen unbefugte Anmaaßungen, Schaz: 


denszufügungen und Beeinträchtigungen durch Pfän- 
dunßg zu fichern, und die gepfändete Sache fo lange 
., Mi Verwahrung zu behalten, bis ihm nicht nur 
wegen Schaden und Kofben, ſondern aud "wegen 
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des hergebrachten Pfandgeldes Genugthuung gelei- 
ſtet worden, dieſe Berechtigung, Pfandgebuͤhren zu 
nehmen, alſo keinesweges bloß den Voigten, Geſchwor⸗ 
nen, Pfaͤndern ober dergleichen beſonders verpflichteten 
Verfonen, vielmehr einer jeden, auf ihrem Eigens 
thume pfändenden Privatperfon zufommen muß, 
das in dem vorliegenden Falle vom Bellagten- ges 
forderte Pfandgeld aber vom Kläger freiwillig und 
ohne Widerſpruch, gegen Herausgabe des gepfän- 
deten Stüdes Hornvieh bezahlt worden, bei dieſer 
vom Kläger mit.Beflagten, ald Pfänder, getroffe: 
nen freiwilligen Abfindung es jedoch um fo mehr 
fein Bewenden behalten muß, ald Kläger nicht einf 
in Abrede zu flellen vermag, daß die Baver an bie 
Hermannsburger gleichfalls für jedes Stück Horw 
vieh 3 3x Pfand-Gebühren haben entrichten muͤſ⸗ 
fen, und daher Beflagter bei dem ihm zuſtehenden 
Rechte, ein Gleiches zu fordern, wohl befugt war, 
außerdem auch Beklagter, auf befondern Erſatz der 
ihm zugefügten, Schäden und Koften ausdrücklich 
verzichtet hatz dieſem nad) alfo die wider den Be 
Hagten erhobene Klage als unangemeffen, der dem⸗ 
felben in Eurem Beſcheide vom 5. October 1815 
auferlegte Beweis aber als unftatthaft erfcheint, 
noch weniger auch, bei noch nicht erfolgter. vefiniti= 
ven Entfcheivung der Sache, mit Grunde Rechtens 
eine Koften-Compenfation erkannt werden mogte, 
und nun laut copeilic anliegenden Beſcheides ge: 
genwärtiges Referiptum an Euch erkannt werben, 
als Habt Ihre, mit gänzlicher Beifeitefehung Eures: 

Protocollar⸗Beſcheides de 5. Octeber 1316 Klde 
ger niit feiner unftatthaften Klage gänzlich ab- und 





zur Ruhe zu verweifen, auch fchuldig zu verurthei⸗ 
Ien, dem Beklagten die dadurch veranlaßten Proceß⸗ 
Koften zu erftatten. | 





Summum tribunal Cellense erfannte in causae der 
Gemeinde Obbershagen gegen die Gemeinde Hänigfen, 
in puncto Pfandung, unterm 27. Juni 1792: 
Demnach das Recht zu pfanden eine res merae 
facultatis ift, fo kann folches nicht ftillfchweigend 
per non usum, fondern nur per praescriptio- 
nem qualificatam verloren gehen ır. 


Miscelle. 


Borfiht bei Juden-Eiden. 


In einem bei dem Magiſtrate zu &£. zwiſchen einem Ju⸗ 
den und einem Troͤdler anhängigen Rechtöftreite hatte je⸗ 
ner zu befchwören übernommen, daß in der Partei Betten, 
welche er dem ZTröbler verkauft, Feine Hühnerfedern befinds 
lich gewefen. Bei der Eidesleiftung wurden bie geiestich 
vorgefchriebenen Förmlichkeiten auf das Genauefte beobach⸗ 
tet. ALS dem Juden die Eidesformel zum Nachfprechen in 
einzelnen Sägen vorgelefen wurde und die Stelle vorkam, 
feine Hühnerfevern befindlich geweſen,« 
fchien e8 dem entfernt ſitzenden Richterperfonale, daß der 
Jude die Worte richtig nachſpreche; allein der in feiner 
unmittelbaren Nähe figende Prediger machte dad Gericht 
aufmerffam darauf, daß der Jude nicht befindlich, fon- 
dern findlich ausfpreche, wobei irgend eine Mentalrefer: 
vation zum Grunde liegen fönne. 

Auf die Bemerkung des Gerichts, daß die Worte: 
befindlich gewefen — nicht findlich geweſen — Tauteten 
und der Jude fo den Eid abjtatten müffe, entgegnete derfelbe: 

Findlich gewefen, Tann ich mit dem beften Gewiffen 
befchwören, befindlich geweſen aber nicht. 





Verlegt von Herold und Wahlftab. in. Lüneburg. 
Gedrudt hei A. Podwig in Stade 
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Des alten Landes, Hertzogthumbs Bremen, wohl; 
hergebrachtes uhr⸗altes Teich⸗Recht. ) 





Articulus 1. 
In wie viel Teichbande das alte Land getheilet. 


In drey Teichbanden: Davon ſtredet ſich der erſte von 


der Mohrfchleuffe vor Stade, biß zur Steinensstirchen, und 





9 Die fortdauernde Guͤltigkeit dieſes alten Deichrechts, ſo⸗ 
weit daſſelbe nicht durch neuere Deichgeſetze abgeaͤndert iſt, 
leidet keinen Zweifel. (ſ,. Mascov, notit. juris, Br, 
Lün. p. 125. ſ. — v. Duve, Zeitſchrift für Geſetge⸗ 
bung u. ſ. w. im K. Hannover, Bd. 1. Heft 1. ©. 85. 
— Schlüter, Beiträge für das Hannov. Landesrecht 

Bb. 1. ©, 85. — Deich-Ordnung für das Herzogthum 

Bremen v. 1743. Cap. 18. $.1. ,‚‚Alldieweilen durch heu⸗ 
‚ tiges allgemeines und durdgehendes Deich⸗Recht und Ge⸗ 
wohnheit, dem Juri Romano in vielen Wegen berogirt 
worden; fo verorbnen Wir gnäbdigft, daß, wann noch ei- 
nige Gaſus, fo bierinnen nit begriffen, vorfallen wuͤr⸗ 
den, barinnen jederzeit zuerfi denen, in diefen Unfern- 
‚und benadbarten Marſch-Landen vorhandenen, 
üblihen Spade:Lanbes:Rehten und Gewohn— 
heiten, foweit felbige in dieſem Lande pro varietate 
fifminum et locorum aplicabel, befländig nachgegangen, 
in Ermangelung deſſen aber alsdann denen gemeinen 
Rechten gefolget werden folle.’) Die Rebaction dieſer 


Sabo. XVII. Heft I. 10 
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da an der gäbe hinauff, biß nach Horneburg, an den Har⸗ 
feelder Neuenhoff; und wird nie Erſte Meile genandt. 

Der ander Teichband vom Hoffe zur Oſten vor Hor⸗ 
neburg an, die Luͤhe hinunter, den Elb⸗Teich ind Oſten, 
big Crantz entlang, und weiter den Wefter Eſte-Teich 
nad) Burtehude hinauff, biß an des Vogelſangs Höde, 
Rätfenburg genandt, bey dem lütfen Neuen Lande. Wird 
fonften die Andere und Mittel Meile genandt. 

Der dritte Teichband gehet vom alten Büurtehuber 
Mohr an die Efte uffs Often herunter, und den Elb:Teich 
entlang, biß an das Hamburger Gebiethe, die Mohrburg 
geheiffen. Wird die Ofter oder lebte Meile genandt. 

Articulus II. 
Wie in ſolchen dreyen Meilen der Teich dire 
denen Eingefeffenen verthetlet. 

Regulariter Ijat ein Stüd Landes in einer Teich 
Richters oder Schwarenfchaft gleich viel Teiches, es wäre 
dann, daß ein Hoff deöwegen vor einem andern befchiwes 
tet wäre, daß ein Theil feined Landes außgeteichet wor: 
ber. Soviel man auß der Haupt-Theilung judiciren 
koͤnnen; fo haben die Teich-Richterfchaften, die mit ihrem 
Sande vor dem. Leiche her belegen, mehr Teiches, als Die 
oberwerts liegen. Ob nun foldhe8 wegen bonität, und 
Unterfcheid des Landes, in alten Zeiten gefchehen, Tan 


— ⸗ 


alten Gewohnheiten kann nad Inhalt der Ark. B. 10. m, 
15. erft unter Koͤnigl. Schwebifher Hoheit erfolgt fein. » - 

Abgedruckt ift dieſes Deichrecht bisher nur in dem, nie 
in den Buchhandel gelommenen und nur auf BüdhersAucs 
tionen ober bei Antiquaren zu befommenden Werke: Jod. 
Hackmanni tract, de jareaggerum, Stadae 2690. wes- 
halb die Aufnahme deffelben in diefe Zeitſchrift nicht un⸗ 
gern geſehen werben dürfte. 


ug vr 
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man nicht wiffen: Unterdeſſen hat regulariter jeder feinen 
Leich nicht vor ſeinem Hoffe liegen, ſondern iſt vertheilet 
in gut und böfen: weil der Umbkreiß des Teiches ſolches 
auch mit fich führet. u 7) 
Artieul. Ir. 


Bon‘ ber Lei ⸗Erde, ut Unterhaltung ven 
EEE 777.77 
Bermöge des Teich⸗Rechts⸗Urtheile, gehören bazu Kin: 
nen Teiches 8 Ruthen, ind: buten Teichs 12 Ruthen: Und 
auf dem fall Butenteichs fo viel. Erde iſt, muß die Binen- 
Teichs⸗Erde verſchonet werden, wann auch ſchon 20 Ru- 
‚en Butenteichs zunehmen ſolten noöͤthig ſeyn: Und mo . 
Feine. Erde binnen oder buthen iſt, muͤſſen alsdann die 23 
Deich⸗ Richter und Geſchworne auff der Meile, da der 
Ihabhaffte Teich lieget, den Stk befichtigen, und Die Erde 
wor fie nöthig iſt, zuweilen, etwa auß einer nechftdeleger 
nen Gemeine, oder auß der Länderey, die über die 8 Ru— 
then, Teich-Erde am neihftert tendeſt pro quota belegen. 
Soldye Etde aber muß von dem, der ſie begehret, nach 
der Creutz⸗Ruthe, (das iſt, In! vie Ka und a Die 
— vor 46 Bl. Peanhles: werden. | F 


Ariel. w. 
‚Bon den uber⸗ ober Sqhab e⸗ Teichen. 


Sm, Lande: if allezeit fittlich gewefen, daß, wann ek 
nem in feinem Teiche eine Brake gangen, und bie wieder 


RR 


aupegreiffen, und zumachen, Det Teich etwas länger in bie 


Runde. geleget- werden. muß. Denſelben Uber⸗Teich muß 
det, Bradmann, erſtlich gedoppelt: annehmen :. Was aber 
daruber, muß. die. Gemeine: der. Meilen ——— und 
wdir ale ein gemein Werd davon. 

10* 
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Articul. V. 

Bon Hülffe au den Braden. a 

Die Brade wieder zu begreiffen, muß die Gemeine 

der Meilen, dem Brackmann fo lange daran belffen, biß 
daß der Teich wieder auffer Gefahr: Und da.der Schade 
fo groß, und die Gemeine in der Meile zu ſchwach, fol | 
hen Schaden wieder zubegreiffen, werden die andern 2 ug 
Meile auch dazu beruffen. X 


Articul. VI. 
Von Sielen und Schleuſſen-Teichen. 


Wor gemeine Pfeiffen, Sielen und Schleuſſen, im 
Teiche liegen, muͤſſen dieſelbige machen, Die dazu waſſern. 1 
Wann ſie aber wieder außgenommen werden, muß der 
Teich Jahr und Tag in gemein gehalten, und dem vori⸗ 
gen possessori mit der Erde wieder HDERAIEDDERER wer: 
den. * 
Articut. VII. | “ 


ne Teich-Richtere und Gefhworne erkohren 
werden, und wieder abkieſen.— i 


Diefelbe kieſen alle Jahr, und zwar theild auf Oftern, 
theils aber auf Maytag ab, und wehlen diefelbe neue wieber X: 
in ihrer Stelle, bey Ehren und Enden zufolgen, wie ſie 
ſolches das Jahr gethan haben. Halten darüber ein el= 
gen Buch, damit fie wiffen koͤnnen, wer das Altefte Gut 
zur Köhre hat. Dabei aber dieſes befunden wird, daß 
folche Teich-Richter und Schwarenfchaft nicht gleich auf 
Stuck oder Morgen Zahlen getheilet, ſondern offters 2. 5. 
10 Morgen, gleich 20. 25. 30. Morgen, eine Teich: Rid- 
ters und Schwarenſchaft abhalten muß: welches ung 
ſcheinet. 


— 





s 
4 





Articul. VIII. 
wie viel Teich-Richtere und Schwaren auff 
jeder Meile feyn. 

Auff der erften Meile vor Stade, feynd 6 Teich-Richtere 
und 19 Schwaren, alfo zufammen 25 Berfohnen; und ift unter 
“ benfelben fein obrifter Teich-Richter: derohalben auch, wann 
einer unter den Teich-Richtern vorhanden, der vorhin nicht 
in der Köhre, alfo Fein Geſchworner geweſen, berfelbe - 
muß bey denen Gräffen, ald von wegen Ihrer Königl. 
Majeft. obriften Teich» Richtern, feinen Eyd ablegen: die 
unbeeidigte Schwaren aber, legen ihren Eyd, ein jeder bet 
feinen TeichRichter ab. Auff der andern oder mitteln 
Meile ſeynd 5 Teich-Richter und 20 Schwaren, alſo auch 
25 PBerfohnen zufammen: und da wird unter ihnen ein obri- 
fier Teich-Richter erwehlet in ihrer erften Haupt-Schauung 
wie hiernechft ſolches angeführet wird. Auff der dritten 
Meile feynd 6 Teich-Richter und 49 Schwaren, zufammen 
auh 25 Perfohnen: Und da wird bei der erften großen 
Schauung unter ihnen auch ein obrifter TeichRichter er⸗ 
ohren. 

Articul. IX. 
Bon denen Shauungen überdie Haupt-Teichez 
wo die ans und aufgehen. 

Uff der erften Meile gebet die Schauung auff der 
Mohr:Schleuffe vor Stade, den Schwinger: und EIlb-Teich 
entlang, die Lühe hinauff, biß an den neuen Hoff. Uff der 
‚andern oder mittelften Meile, vom Hoffe zur Often für 
Horneburg an, die Lühe herunter, den Elb-Teich bis Crantz 
entlang; Und von dar den MWefter-Efte-Teich hinauff big 
Dogelfandd Hede, fürm Tütden neuen Lande. Uff der 
dritten oder Dften-Meile über der Efte, vom alten Burte- 
huder Mohr-Thor an, die Efte herunter, bis zum range 


t 


und denn ferner den Elb-Teich entlang, biß an das Ham: 
burger Gebiethe, die Mohr⸗Burg genannt. Was derer Ach: 
ter-Teiche und Wetten, auch einiger Schleuſſen Schauung 
betrifft, iſt ſolches unterſchiedlich: da ‚in: eslichen Schauun⸗ 
gen folches: die Teich⸗Richter und Geſchworne mit verrich⸗ 
ten; in etzlichen aber. else: er und 
en Darüber * 


Arxticul. x. | 

Bu welcher Beit hie S haaungen geihehen. ; 
Uff der erften Meile vor Stade wird die Haupt 
Schauung . dreymal verrichtet, ald (1) umb Pfingſten; (2) 
Jacobiz und (3) nah Michaelis: jedoch jedweder Teich 
Richter mit feinen Schwaren allein, als zu Wörden in den 
5: Dörffern, zu Ditterfbop, zu Huttfleth, und Stebenhoͤ— 
sen, im Steinern: und Guderhand⸗Viertel. Es gefchehen 
gleichwol auch inzwifchen oder vorhero, fo offt es die Roth 
erfodert, noch andere Feine Schauunge, den Teich zu ma 
chen oder zu repariren. Wird. ihnen das erfte mahl bei 
Strafe 10. Schilling, und darnach auff verfpührten. Unge⸗ 
horfam, allgemach höher biß auff-eine Tonne Bier gebo: 
then, und müflen die Ungehorfame bei denen Teich-Rich⸗ 
tern und Schwaren darauff abhandlen. Wann aber fol 
ches noch nicht helffen wilz:.So können Teich⸗Richter und 
Geſchworne bie Widerfegliche wol endlich in Hafft ber 
Miſt Forcke ſchlagen: Welche Beſtraffung alfe beſchaffon, 
daß ein Stuͤck Holtz auff die Erde geleget wird, woſelbſt 
derjenige fih auff die Erde ſetzen, und bie Fuͤſſe auff 
das Holtz legen, und alsdann eine-Korde mit drey Tinnen 
über deſſen Beine in das Holtz geſchlagen; jo auch ſon⸗ 
ſten bey ander gemeinen an ws Sale: ꝛt. ER 
brauchet wird. er 
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uff der andern oder mitteln Meile, wird bie Haupt 
Schauung dreymal geritten, ald (1) Montags nad) Bng- 
fen; (2) Montags nad) Jacobi; und (3) Montags nad) 
Michaelis, von der ganzen Seeburg, das tft, allen 25, 
Teich⸗Richtern und Schwaren zugleich: Inzwiſchen aber 
ſchauet auch ein jeder Teich-Richter mit feinen Schwaren 
in ſeiner Burgſchaft zu Pferde oder Fuß, ſo offt ſolches 


noͤthig iſt: Und haben ſie die ungehorſamen eben ſo zu 


beſtraffen, wie bei der erften Melle gedacht. 
Uff der dritten oder DOftenMeile, wird die Haupt 


en gleichfalls dreymal geritten, als in der Mittel: 


Meile: auch alles dabei observiret, was bei berfelben 
annotiret. Che fie aber foldhe Schauungen anfahen, müf: 
fen fie allemahl ein ordentliches Teich-Gericht, welches 
nach den formalien faſt gleich dem, wenn das Greffting 
oder Boͤttings⸗Recht geheget wird, im Nahmen Ihrer Kö⸗— 


nigl. Majeſt. hegen und halten, und nach Vollendung 


deſſen, daſſelbe mit einem ordentlichen Teich⸗Gericht endi⸗ 


gen und auffgeben. Wann ſolche drey Haupt-Schauunge 


verrichtet; So müflen Teich-Richter und Geſchworne, bey 
ihren Eyden, etliche auff den Böttingen, und etliche für 
den Greffen, in denen Saffefchen Gerichten, die Teich 
Mröge einbringen, ob fie Teich und Damm wol zuſammen 


‚gefehauet: Und fo dann jemandes Teich gewroͤget wird, 


muß er auff 60. Mark abhandlen. 
Articul. XI. 


Bon Erwählung des obriſten Teich— Richters, 


auff Der andern und dritten Meile. 
Wann bie Seeburg, als die 25 Teich-Richter und Schwa- 


en, das erfiemal die Haupt-Schauung reiten wollen, nem: 
lich Montags nad Piingften, kommen fie an dem Tage, 


Morgens Bode 5, auffm Hoffe zur Often für Horneburg 
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zufammen: Allda bereden ſich dann die 5 Teich⸗Richter mit 
einander: und kieſet ein jeder, aus ſeinen Schwaren, ei⸗ 
nen Vorſchauer: Dieſelben Vorſchauer bereden ſich auch 
wieder und kieſen aus den Teich⸗Richtern einen obriſten 
Feich⸗Nichter, und der kieſet dann wieder aus den Vor⸗ 
aa einen obriften Vorfchauer.: or 

-  SBortfegung folgt.) - 


u Abhandlungen u und Nechtsfälle. 


I. Aud bei einem Streuzehnten find die Pflichti- 
gen nad ber Bremen: um Verdenſchen 
Zehntordnung vom 2. Auguſt 1743 nicht von 
einer vorherigen einmaligen Anmeldung bei dem. 
Zehntherrn, ehe fie die Früchte einfahren, ent⸗ 
bunden; und es kann eine Liberirung von die⸗ 

ſer Verbindlichkeit nicht durch die gewöhnliche 
Adquiſitiv⸗Verjährung, wohl aber durch quälis 
ficirte und unvordenkliche Verjahrung erworben 
werden. 





Rechtsfall. 
Der Baumann N. R. zu * * deſſen Ländereien dem Gute 
B* zehntpflichtig find, Hatte im Jahre 1837 einige. Aeder 
mit Flachs beftellt, und ben lebtern, als er aufgezogen 
war, unter Zurüdlaffung des von ihm ſelbſt ausgeſetzten 
Zehntens, eingefahren, ohne. dem. Zehntherrn oder. deffen 
Zehntzieher davon vorher eine Anzeige gemadst zu’ haben. 
.Dieferhalb wurde er von dem Zehntheren - verklagt. Dex 
Kläger berief ſich auf die Bremen: und Verdenſche Zehnt⸗ 
Ordnung von 1743, wornach die Zehntpflichtigen verhun- 
‚ven feien, die gehörige, Anzeige zu machen, und worin bie 
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Unterlaſſung dieſer Anzeige mit dem Verluſte der ſaͤmmtlichen, 
von dem zehntpflichtigen Acker geerndteten Früchte bedroht 
ſei. Gebeten wurde, die Verbindlichkeit des Beklagten vor 
Einerndtung ſeiner Fruͤchte eine gehoͤrige Anzeige zu ma⸗ 
chen anzuerkennen, und ihm zur Herausgabe Des. geernd⸗ 
teten Flachſes, nad) Abzug des ausgeſetzten Zehntens, 

fhuldig zu verurtheilen ref. exp. 

In feiner Vernehmlaffung geftand der Beflagte zwar 
ein, daß fein Hof dem Gute des Klägers zehntpflichtig 
fei, und daß er den auf zehntpflichtigem Lande gebaueten 
Flachs, ohne zuvorige Anzeige an den Zehntheren einge: 
erndtet habe; er behauptete aber, daß folches mit gutem 
Rechte und zivar nicht allein in Betreff des Flachſes und 
yon ihm allein, fondern in Betreff aller Früchte und 
yon fammtlichen Zehntpflichtigen gefchehen fei, indem fie 
nicht fchuldig feien, mit dem Einfahren zu warten, bis ber 
Zehntfammler den Zehnten bezeichnet und ausgefeht habe, 
weil feit länger als 30 Jahren die Gutsherrfchaft durch 
ihren Zehntfammler nur einen Streuzehnten, ohne- 
vorherige Anfage und ohne, daß die Pflichtigen vor dem 
Einfahren das Auszehnten abgemwartet, gezogen habe. 

Außerdem wurde noch die exceptio plus petitionis 
opponirt, welche indeſſen für die gegenwärtige Mittheilung 
fein weiteres Intereffe gewährt und daher übergangen wird. 

Replicando leugnete Kläger, daß der Zehnten ein 
Streuzehnten und fo, wie behauptet, gezogen fei, und be⸗ 
merfte daneben, daß aus dieſem Umſtande nichts hergelei- 
tet werben Tönne, indem hier; ein Prohibitiv⸗Geſetz vorliege, 
gegen welches überall Feine und. am wenigften eine prae- 
seriptio definitiva zuläffig ſei, die allein behauptet wor: 
ven; auch müffe eine etwa enigegengefehte Gewohnheit ald 
unvernünftig' erfcheinen und die, Einrede der Berjährung 


⸗ 
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fe auch um deſfentwillen nicht einſt gehörig ſubſtantiirt, 
weil leine dem gutoherrlichen Rechte auf die fragliche An⸗ 


zeige widerſtreitende Handlung behauptet ſei, hier aber 
—— lihbertatis erfordert werde. 


‚In. Ber: Duplik wurde dagegen bemerkt: wenn — 
die Zehntoronung im Zweifel Die Verbindlichkeit zur Anzeige 


. für die Pflichtigen enthalte, fo -fei damit doch die Statt⸗ 
nehmigfeit eines fogenannten Streuzehntens keinesweges 
-Ausgefchloffen, vielmehr ein. folcher ausdruͤcklich im art. 27. 
‚der Zehntsrbnung erwähnt, weshalb die fragliche Gewohn⸗ 
heit nicht für unvernünftig erklärt werben fönne, da ber 
Streuzehnten eben. bie Pflichtigen von der Berbindlichkeit 
zur vorgängigen Anfage frei erhalte und fie zur eigenmäch- 
tigen Zehntausfeßung und Einerndtung der Früchte berech⸗ 
tige. Zur Begründung diefer. Gewohnheit müſſe ein Zeit- 
raum von'30 Jahren genügen, da nad) art. 1. der Zehnt- 
ordnung ‚das ganze Zehntrecht durch 3Ojährige Nichtausu- 


bung exlöfche, und das, was vom ganzen Zehntrechte gelte,. 


- auch von den einzelnen Beftandtheilen deſſelben ftattneh- 
mig fein muͤſſe, übrigens fei in den gebrauchten Worten : 
länger als 30 Jahre« jeder größere Zeitraum, folglich 
auch ein unvordenklicher mit begriffen, und bebürfe es hier 


feines facti contradietoril, da in dem Einfahren der. 


Früchte. ohne. vorherige Anfage sder ER Contra⸗ 
diction genug: befinplicy ſei. 

Das: — erfannter 

| - Daß, da Beklagter eingeräumt, daß: die zu fi 

nem Hofe ‚gehörenden Ländereien dem Kläger, ald 

Beflger. des Gutes: DB *.* zehntpflichtig,: desgkei- 

dien, daß er im- Isgten Sommer einige Landereien 

mit Flachs beſtellt und: den Tlachs mit. Zuͤruͤdlaſ⸗ 

fung des won hm ſelbſt ausgeſetzten Zehntens, ohne 


A. 
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dem Kläger ober deſſen Zehntzither vorher Anzeige 


davon zu machen, eingefahren, übrigens aber be⸗ 


hauptet, daß er hierzu befugt ſei, weil dieſer frag⸗ 
liche Zehnte ein ſ. g. Streuzehnten ſei, ſo wie ſeit 


laͤnger als 30 Jahren ſtets ohne Anſage eingefahren 


worden, und eventmaliter bie Einrede der plus 


petitio opponirtt — — — — nmunmehro aber der 


8:27. der fitt die Biefigen Herzogthümer geltenden 


Zehntordnung ausbrüdlich fagt, daß die Zehntpflich- 
tigen nicht eher ihre Kom und Früchte einfahren 


ſollen, bis der Zehnte gezogen, wenn nicht Bei ib: 


nen der ſ. g. Streuzehnten mittelft: beftändtger Ge- 


wohnheit hergebracht, oder fie denfelben Kraft 
techtöfräftigen Urtheils erhalten Kabel. 


Des gleichen der 8. 28., daß der Uebertreter 


der im 8. 27. enthaltenen Beſtimmung mit Verluſt 


des weggefahrenen Korns, nach Abzug des Zehntens 


beſtraft werden, das weggefahrene Korn aber dem 
Zehntherrn zufallen ſolle; uͤbrigens in Betracht — 


— — — und endlich Kläger die behauptete Qua— 


lität des Streuzehntens in Abrede ſtellt, deſſen in 
der Replit enthaltenen Interpretation des 8. 28. 
aber ganz unhaltbar iſt. 


Beklagter salva reprobatione et sub poena 
praeclusionis. binnen 3 Wochen ab ins. hujus 
zu eripeifen ſchuldig ſei: 


daß in der fraglichen B * * ner Zehntftur 
va ſ. g. Streuzehnten entweber mittelſt be⸗ 
ſtaͤndiger Gewohnheit." hergebracht, oder daß 
die Zehntpflichtigen vdenſelben Kraft rechtskraͤf⸗ 
tigen Urtheils erhalten hakan. 


—2 
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Worauf denn, forwohl in der Haupiſache, als auch 
der Koften halber, weiter ergehen fol was Rechten. 
Hiergegen appellirte der Kläger: an die Yuftiz-Eanzlei 
zu Stade, indem er ſich Darüber befchwerte, Daß 
1) dem Kläger noch überall ein Beweis nachgelaffen und 
derfelbe nicht vielmehr in Gemäßheit der Klagebitte 
| verurtheilt fei, - 
2) eventuell, daß ber Beweis fo, wie gefchehen, —— 
worden, (indem die nicht behauptete zweite Alterna⸗ 
tive wegbleiben und die erſtere auf unvordenkliche 
Verjährung der behaupteten Befreiung gerichtet wer⸗ 
den mülfe), 
3) daß Beflagter nicht zur Erſtattung der Proceßkoſten 
verurtheilt ſei. | 
Die Juſtiz⸗Canzlei erfannte am 5. October 1838: 
Da die nad 8. 25. der Zehntorbnung vorge 
fchriebene Anzeige an den Zehntheren nur den Zwed 
‚ bat, denfelben zur zeitigen Ausfegung des Zehntens 
in Stand zu ſetzen, hieraus aber folgt, daß ſolche 
bei. dem Streuzehnten deshalb nicht erforderlich fei, 
weil bei diefem die Ausfegung des Zehntens ohne 
Mitwirkung des Zehntheren ftattfindet, auch der 
dem Appellaten nadhgelaffene Beweis einer beſtaͤn⸗ 
digen Gewohnheit den geſeblichen Vorſchriften voöl⸗ 
lig gemaͤß iſt; 

So hat der Beſchwerde des Appellaten nicht in 
ihrem ganzen Umfange Statt gegeben werden koͤn⸗ 

nen. 

Da jedoch von dem Appellaten die Einrede des 
rechtskraͤftigen Urtheils bisher nicht vorgefchügt if, 
und demfelben: daher deren — Bi auferlegt 
werden durfte, | 
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So wird, unter in foweitiger Abänderung des 
Befcheides des ** vom 19. Decbr. 1837, die darin 
enthaltene Beftimmung, vermöge welcher dem Ap⸗ 
pellaten auch der Beweis nachgelaffen iſt, daß Die 
dortigen Zehntpflichtigen den Zehnten mittelſt rechts⸗ 
kraͤftigen Urtheils analten hätten, wieder aufgeho: 

‚ ben. 
Die Koften diefer Inftanz werden damit compen⸗ 
fit u. ſ. w. 
Der Kläger wandte ſich munmehr, mittelft bes 
Rechtsmittels der Appellation, .an das K. Ober-Appella- 
tions-Gericht zw Celle, wiederholte feine früheren Befchwers 
den, foweit folche von der Juftiz-Banzlei verworfen wor⸗ 
den, und berief fi) zur Rechtfertigung feiner Hauptbe⸗ 
ſchwerde infonderheit auf folgende Gründe: 

Möge auch die Anfage an den Zehntheren den Zweck 


haben, denſelben zur zeitigen Ausſetzung des Zehntens in 


den Stand zu ſetzen; ſo folge daraus doch noch nicht, daß 
ſelbige, beim Streuzehnten nicht erforderlich ſei, indem es 
keinesweges in der rechtlichen Beſchaffenheit des Streuzehn⸗ 
tens liege, daß die dazu Verpflichteten von jeglicher An⸗ 
zeige befreiet ſeien. 

Nach gemeinem Rechte liege den Pflichtigen beim 


| Zehnten die Verbindlichkeit ob, dem Zehntherrn die gehoͤ⸗ 


rige Anzeige zu machen, daß das Koın zur Ausſetzung des 
Zehntend bereitet ſei. Stehe dieſes als Regel feft, fo 
müfle, wenn der Streuzehnten hiervon eine Ausnahme 
machen folle, erwieſen werben, Daß deffen rechtliche Natur 
fo beftimmt ausgebildet fei, daß er von jeglicher Anfage 
befreie, ein Beweis, der fich nicht erbringen laffe, indem: im 
Gegentheile ziemlich allgemein angenommen werbe, daß der 
Streuzehnten von jeglicher Anfage nicht befreie. 
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: Hagemann, Landwirthſchafts-Recht, S 497. 

Hiergegen lafie ſich nicht einwenden, daß fiih alddann 
der Streugehnten wenig vom gewöhnlichen Zehnten unters 
ſcheide, denn unverkennbar ſeien Die Vortheile auch außer⸗ 
dem noch ſehr erheblich, indem die Pflichtigen von den laͤ⸗ 
ſtigen Beſtimmungen befreiet ſeien, nach geſchehener An- 
ſage, die dem Zehntherrn zur Vornahme des Zehntzuges 
regelmaͤßig geſetzten, ziemlich beſchwerlichen Frifſten abwar⸗ 
ten und bei eingetretenen Hinderniſſen nochmals eine An⸗ 
fage machen zu müſſen. Namentlich aber unterſcheide fich 
der. Streuzehnten dadurch, — und dieſes ſcheine, wenn 
man die eigentliche Bedeutung des Wortes berüdfichtige, 
das Weſen deſſelben auszumachen — daß jeder einzelne 
Pflichtige den Zehntzug verlangen koͤnne, ſobald feine. Brüche 
reif feien und nicht, wie es fünft Regel fein,  .. ....- : 

rn! ch. Zehntordnung v. 174318 3, in ſine, 

verpflichtet ·¶ ſei, fo lange zu warten, bis Die gleichen. · 
Venchtarten in der. gefammtem Zehntflur zur Erndte reif 
ſeien. Muth fei beim Streuzehnten keinesweges jngliche 
KGonrurrenz des Zehntherrn hei Ausſetzung: bed. Zehntens 
ausgefchloffen,. vielmehr zeichwe Mic: derſelbe nur dudurch 
aus, daß hier Die Concurrenz blos als eine Erlaubniß 5; 
scheine, fo daß der Zehntpflichtige hier,. ſofern ver Zehrtte , 
here: von dieſer Exlaubrdß. mich: ſafort Gebrauch ‚marke, 
unbedingt felbft dem. Zehnten ausſetzen duͤrfe, waͤhrend, er 
heim ‚gewöhnlichen Zehnten unbedingt: den: Zehnszugi mon 
Seiten: des Zehntherrn abwarten muͤſſe, vder wenigſtens 


zur eigenmaͤchtigen Zehntausſeßzung doch nur inter jeher 


erheblichen Beichrimkungen . befigtinfet.;. Daß dem Zehnp 
‚bern “eine ſolcheConeurreng auch · brim Strenehnten sims 
ſtehe/ werde; felbft: non dem Beklagten eingeraͤucnt umd ge⸗ 
rade zur Auaibung dieſer Bonsateng ſeies. erfrhenkich, 
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daß dem Zehntheren eine Anfage gemacht werde, Indem er. 
in wiffen könne, zu Inekher Zeit Die auf den eins 
zelnen Aeckern der ganzenzehntflur befindlichen Früchte Die zum: 
Einerndten erforderliche Reife und Trockenheit erlangt hätten. 
Jedenfalls müfje der Umftand enticheivend jein, daß 
rticular-⸗Geſetze auch die Streuzehntpflichtigen zur An⸗ 
age verpflichteten. Im 8. 28. der —— ſei nem⸗ 
ki) ganz allgemein allen Zehntpflichtigen ohne Unterſchied 
die hier in Frage ſtehende Anſage auferlegt, und die Un- 
terlaſſung derſelben mit dem Verluſte des Korns bedrohet. 
Die Allgemeinheit der Worte geſtatteten keine Ausnahme 
ſoſern ſich letztere nicht beſtimmt nachweiſen laſſe. Zwar. 
meine der vorige Richter, der 8. 28. bedrohe nur die Ue⸗ 
bertreter der im 8. 27. ſanctionirten Beſtimmungen und 
treffe daher die Streuzehntpflichtigen nicht, weil dieſe von 
den Vorſchriften des 8. 27. eximirt ſeien. Allein eine Vers 
gleihung der beiden 88. ergebe, daß der 8. 28. nicht al⸗ 
lein die Nichtabwartung der zum Zehntzuge dem Zehnts 
— geſetzten Friſt, wovon im 8. 27. lediglich die Rede 
ei, ſondern auch und vornehmlich die Unterlaſſung der 


her hier entſcheidend fein müſſen, daß es unerweislich 
leibe, daß der 8. 27., wo allein von dem Streuzehnt⸗ 
pflichtigen die Rede, von der Verpflichtung zur Anfage frei 
nee Die Worte fagten folches nicht im Entfernteften, 

em dafelbft die Streugeäntpflichtigen lediglich von dem 
Verbote erimirt würden, das Korn einzufahren, bevor der 
Zehnten gezogen fel, Barin liege aber noch keinesweges 


der ftreitigen Anfage mit Strafe bedrohe. Es werde da⸗ 


ohne Weiteres auch die Befreiung von der Anfage, im 
‚ @egentheil erhelle ſchon aus einer Vergleichung Des vors 
hergehenden 8. 25., daß eine ſolche Befreiung bier nicht 


gemeint fein könne. Werde nemlich in letztern 8. geſagt, 
Daß, nachdem dem Zehntheren Die Anzeige gemacht, das 
Korn ſtehe in Hoden und fei troden, diefer am nächften 
Tage vor 12 Uhr mit dem: Zehntzuge beginnen follte,- fo 
werde hier — wie biefes auch in der Natur ber: Sarbe 
liege, — die Anfage von Seiten ber -Pflichtigen als Die 
Bedingung der Möglichkeit des Zehntzuges ‚bezeichnet, "und 
Bde es ferner im x 27.,. daß vor. dem: wirklich erſolgten 

ehntzuge Niemand fein Korn. einfahren fofle,. gusgenon⸗ 
men, wenn der Zehnten ein Streugehnten fei, oder der 
Zehntherr die ihm zut Vornahme: des Zehntzuges geiehte 
Stift habe. verftreichen laſſen; ‘fo .werbe Bier: offenbar nur 
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das Berhältnig regulirt, wie es nad) geſchehener Anfage 
mit dem Einfahren der Früchte zu halten fei, Darüber 
aber, ob eine folche Anzeige unterlaffen werden dürfe, oder 
nicht, fei nichts beftimmt worden. ES ergebe fih alfo 
hieraus durchaus Fein Grund, welcher die Streuzehntpflidy- 
tigen von der im 8. 28. vorgefchriebenen Verbindlichkeit der 
Anfage befreien könne, im Gegentheil laffe fih aus den Wor- 
. tem: »ohne vorgängige Anfage, oder vor Ablauf beftimmter 
Zeit zum 5 eu. ſ. w.« 
mit Gewißheit folgern, daß der Gefeggeber bei feinem all 
gemeinen Gebote auch insbeſondere die Streuzehntpflichtis 
gen vor Augen gehabt habe. Denn wolle man den 8.28. 
08 auf die nicht Streuzehntpflichtigen beziehen, fo würde 
das Verbot, daß nicht ohne vorherige Anſage eingefahren 
werben folle, ohne Alle Bedeutung fein, indem dieſe nach 
dem ferneren Inhalte des 8. nicht allein nicht vor gefches 
hener Anfage, fondern fogar nicht vor dem Ablaufe Der 
dem Zehntheren zur Zehntziehung gefeßten Friſt, welche ja 
nach 8. 25.. überall erſt nach geichehener Anfage zu laufen 
anfange, einfahren follten, fo daß bei.diefer Annahme das 
viel weiter gehende zweite: Gebot gänzlich das erftere, bie 
Anfage betreffende, in fich fchlöffe, alfo das erſte, da Feine 
zwiefache over erhöhete Strafe für das zweite beſonders 
angebrohet fei, ohne Bedeutung fein würde; welches be- 
kauntlich nicht mermuthet werden dürfe und im vorliegen= 
den Falle insbefondere um deswillen nicht, weil das in 
dem allegirten Sage gebrauchte Wort: »o der« ausdrüd- 
lich ergebe, daß hier zwei verfchievene Fälle mit Strafe 


bedrobet werben follten. Es müffe daher. das Verbot um. ., 


fo mehr auf.:beive Fälle bezogen werden, da Die vorherge= . 
? beiden. Fälle Deutlich ‚unters *" 


henden 88. 25. und 27. Die 
cheiven ließen. Demnach dürfte es ſich ‚vollfommen. recht: 


ertigen, das erfte Gebot, audy auf die nur zu einer Anzeige: 


feineswens aber auch zur Abwartung der zum Zehntzuge 


gefegten Friſt Verpflichteten, alfo auf; die Streuzehntpflide. 
tigen mit zu beziehen, da das Geſetz nad) dem jo eben 


Grörterten wohl die. Bedeutung habe, ſämmtliche Zehnt— 
pflichtige follten nicht vor geichehener Anfage und fofern fie 


nicht lediglich ftreugehntpflichtig find, auch nicht por Ablauf: 


der zum Zehntjuge beftimmten Zeit ihr Korn einfahren. 
(Schluß folat) 


Berlegt von Herold und Wahlftab in Lüneburg: 


u 


Gedrudt bei A. Pockwitz in Stade, 


* 














Inciftiy che Beitung 


für das Königreich Sannover. 
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Des alten Landes, Herkogthumbs Bremen, wohl: 
hergebrachtes uhr⸗altes Teich⸗Recht. 





(Gortſetzung.) 
Articul. XII. 
Von Mißverſtändniß bey dem eingebrochenem 
—— Teiche. 

Wann unter denen, die in einem eingebrochenem Teiche 
gehören, Mißverſtaͤndniß entſtehet, muß ein ſolcher Teich 
mit der Schauung zumeffen . angefangen werden, und ber 
Vorſchauer die Meffung thun. 

Artieul. XIM. 
Bon den Appellationen. 


Vom Teich: Gericht fan feine Apellation, von wegen 
Bermuthung täglichen Ungewitters, und großen Sturmwin: 
den, zugelaſſen werden. 

Articul. XIV. 
Ob einig Guth von Teich und Dammen feey. 

Kein Gut im Lande, es fen geift oder mweltlich, ift 
von Teichen und Dämmen, und für Teih-Richter und 
Schwaren, darauff zu gehen und zu pfanden, frey, wann 
Mangel am Teich befunden wird. 

Dem Teiche, ſo geflecket werden muß, muͤſſen 3 Fle⸗ 
cken, oder zum wenigſten 2 Flecken dick untergeleget, und 

Jabrg. XVII. Set J. 11 


l 


re 10. ober zum — 8. Pfaͤle, von 6 T. und 
8. Fuß lang gefchlagen werben. 
Articul. XV. 
Bom gefpadetem Guth, oder der legten Execution, 
j über einen nadhläffigen Teidher.. 

.* Wann einer if, der aus Nadjläffigfeit gar nicht tei⸗ 
chen wolte, oder aus Armuth nicht mehr konnte: und ba 
mit dennoch Bas Land, fo viel möglich, für Einbrüche be 
wahret werden möge, ſchauen Teich-Richter und Schwaren, 
deren Teich, Ebbe und Fluth, acht mal auff .und nieder, 


bis für Die neundte Schauung: Alsdenn melden fie daffelbe 


ben Greffen, als Ihrer Königl. Majeft. obriften Teich⸗ 
Richtern, an, und geben denen die gute Schauung über. 
Diefelbe verrichten dann, nebft Teich-Richter und Schwa⸗ 


ren, ſothane neundte Schauung, und warn die gefchehen 


fegen die Greffen deswegen ein oberft Teich Gericht auff 
dem Teiche an, und werden alßdenn des nadjläfligen Tei⸗ 
chers, oder armen Mannes Freundſchafft, Mageichaft, 
Pacht- und Zehendheren, Guldener, Schulvdener, und alle, 
fo am Guthe was haben, nebft der ganzen Meile, darinn 


das Guth Tieget, für daſſelbe oberfte Teich-Gericht, welches 
von wegen Ihrer Königl. Majeft. gehalten werden fol, . 
vorhero eitiret, und alda nad) gehegtem Gerichte von den 


Greffen gefraget: Ob jemand fei, der das Guth annehmen, 
entfegen und beteichen wolle; Und ob auch der, fo ſich 


Dazu erbeut, der Meile tüchtig oder genughafft fei anzu⸗ 


nehmen; Und wann fid) dann Niemand von benfelben dazu, 
wann fie dreymahl geefchet find, finden laͤſſet, werden fie 
alle, nicht allein ihres Rechtes und darin gehabten For⸗ 
derung verluſtig, ſondern wird auch auff vorhergehende der 


Seeburg Erkaͤndniß, von den Greffen, wegen Ihrer Kö—⸗ 


nigl. Majeſt. in dem Teich der Spade geſtochen, auch 














wider gezogen, und. darnechſt fo fort die ganke Meile in 
den Teich, welcher von einander in die Schauung, Mor: 
gen für Morgen zuvertheilen, berfelben zumachen, gewie— 
fen: Die dann wiederumb den Teich-Richtern und Schwa⸗ 
ren zur Zehrung, was. vom geipabetem Guth fommen tan, 
zuoronen: babei ed dann aljo im alten Lande, fittlichen 
Gebrauche nach, bleiben thut. 


II. 
ARTICULI SPADELANDICT, 
cum Notis practicis Heimrichiü. 


Articul I. 


Au das Land, unter einem Koge belegen, da die groſſe 
Fluth übergegangen ift, fol deimath deimaths gleich, in 
Zeihen und Dammen, in argen und guben, gemadjet und 


gehalten werden. 
Not. Heimrieh.. 


Diefe, bey Hertzog Adolphs, des letzten aus dem Schau⸗ 


enburgiſchen Stamme, Zeiten, von 18 Männern aus dem 


Strande ımd Eyperftett, getroffene Bergleihung, ift Anno 


4517. von den Fümffhardes-Räthen, bey volle Macht ge- 


fimden: Und ift auch dergleichen Außſpruch, Anno 1520. 


von J. 9. Gn. Räthen geſchehen; damit auch der Dreyer, 
als Pilworner, Lithbulling, und Edomsharde-Räthe, uͤber⸗ 


eingekommen: wie auch Anno 1534. darnach if verabſchie⸗ 
det und erkannt worden. 

Articul. TI. | 

Die Spätungen ze Noihburfft: der — ſollen 

auſßerhalb dem Teiche, achtzehen Ruthen lang, zum Teiche 

geheget werben; Binnen Teiches zwölf Ruthen, jo bie 


— ſolches ‚erfordert. Se hierinnen Aenderung 
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PREREN OS fol ftehen bey N und IR NEN der 


ſechzehen Teich-Richter. 
Not. Heimrich. 
Demnach Streit vorgefallenz; Ob Späteland zubezah⸗ 


len? Als iſt darauff Anno 1534, von den Fümffharden 
erfand: Welcher Kog die Wehlen hat in feinen Erb-Tei— 


chen, derfelbe fol das Späte-Land mit gefampter Hand be= 


zalen zu feinen Wehlen. Ind ift aud Anno 1625. den 


31. Maji gleihmäfftg decretiret worden; wie auch Anno 
1536. und 37. gleichfald erfand: Nachdem das Land zu 


bes Koges Beſten geſpaͤtet iſt, fo finden wir, daß fie das 


Spaͤte⸗Land bezahlen ſollen. | 
Articul. IH. 


Wo ein jeder feine Teichmafſſe hat, fol- des Späte: _ 


Landes mit der Gräfung, binnen und ln Teiche 
mächtig feyn. 
Articul. IV. 

Sp ein Kog wegen Teiches-Laſt Beſchwerung hat, 
der er nicht. allein Fan vorkommen, follen die Benachbarte, 
nach Erfäntniß der. ſechzehen Teich-Richter, vorbefcheiblich 
mit Wiffen und Willen der Obrigkeit, ein Stüd Teiches 
nechft ihrem eigenem Teiche, fertigen, machen und Halıen. 


Articeul. V: 


Alle diejenigen, die gegen ihres Rachbarn Teich, 
Erde aufffpäten, dad glaubwürdig zubeweifen, follen in 
ber Obrigfeit Straffe verfallen feyn. 


/ Articul. VI. 


So jemand befunden, oder mit Wahrheit außgefraget, 
doer Lahnen - binnen ober außerhalb Teiches aufgegraben, 


| (ed ſey denn, Daß es bie unumbgängliche Roth erfordert, 


’ r 
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- oder.verurfachet,) und nicht mit Erlaubniß der Teich-⸗Rich⸗ 
ter geſchicht, dieſewie ſollen in der Teich-Richter Straffe 
verfallen. 
Articul. vu. 

Wenn es ſich zutragen wuͤrde, daß ein Kog oder mehr 
durch Uberſtürtzung des Waſſers verfüllet würde, (daß die 
göttliche Allmächtigkeit gnädiglich verhüte) und Wehlen 
einbrechen; Sol das gantze Land dem Koge wiederumb 
zum Beſtande zu verhelffen, verpflichtet ſeyn. So . aber 
wegen Strauche, Pfahlen, und was des mehr ſeyn wird, 
zur Nothdurfft des Koges zuverjchaffen, Belöftung vorgele: 
get wird; Sollen die Koges-Leute, ohne Entgeltniß deren, 
die ihre hülffliche Hand darftreden, auff des Koges und 
| berfelben Land beföften, felbft verfchaffen und bezahlen. 

Not. Heimrich. 

Wie einige, ungeachtet der: Fümffharde Beliebung, des 
Stallerd und Fürftl. Gn. Gebothes, fich nicht auff der zu 
Borhever eingerifienen Wehle Iaffen finden; da feynd fie 
Anno 1533. alle zu den Hälfen gefället, und ift ihnen: 
aufferlegt, daß fie noch ftrads folten auff der Wehlen fahs 
. ren, und denfelben machen. Sonften ift Anno 1522. den 
24. Julii veroronet, daß auff die See-Teiche follen, da es‘ 
die Nothdurfft erfodert, Stade gefeßet werden, von 10 Ru⸗ 
then zu 10. Ruthen, und daß die dazwiſchen liegende Fa— 
hen nad) advenant die Unfoftung follen ſtehen. Son- 
ften- ift auch Anno 1560 decretiret worden, daß niemand 
die Staden auff dem Teiche folle zubrechen oder abwerffen, 
oder er folle zum Halfe gefället ſeyn. 

Articul. VIII. 

Wenn ſich das zutragen würde, daß einer oder mehr 
mit Zeichen verfäumlich befunden, und gleich feinen Be— 
nachbarten mit ber Arbeit nicht fort wil, und die Straffe 
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der Teich⸗Nichter nichts achtet, und dem Koge, durch ſolche 
Verſäumniß und Unfleiß Schaden begegnet, oder auch zu⸗ 
befahren, ‚follen die TeichRichter, nad) altem Spabe-Lan= 
des-⸗Rechte, den Spaden auf den Teich feßen, und die 
Säumigen ihres Landes dadurch entſetzet feyn: Die Teich- 
Richter deffelbigen Koges follen das Land den nechiten 
Freunden zubeteichen anbiethen; Wollen die nicht, fol es 
den nechften Nachbarn auff beyden Seiten angebothen 
werden, daffelbige zubeteichen; Wollen die nicht, dem gan⸗ 
ten Kirchſpiel; im Mangel die auch nicht wollen, fol ver 
ganpe Kog das Land beteichen, und für Erbe behalten. 
Not. Heimrich. | 
Alſo iſt Anno 1525. von den günffharden beliebet, 
daß ein jeder ſolle ſeinen Teich machen, da er ſein Land hat: 
Und ſo jemand iſt, der ſeinen Teich nicht machen wil oder 
- Tan, wo er Land hat, der fol den Ruffel (Spaden) auf 
den Teich fteden: Und wollen feine Freunde den Ruffel 
nicht ziehen, fo fol den Ruffel die Herrfchaft ziehen. Da⸗ 
hero dann auch Anno 1526. von den Fünffharden ift er 
fand, daß, nachdem der Staller den Kogesleuten, bei Ber 
luft des Landes, den Teich wol. außzumadjen, gebothen, 
als werde das Land desjenigen, der feinen Teich verfäu- 
met, der Herrſchaft zugefunden. | 
Anno 1613. den 9. Octobr. hat Hertzog Johann 
Adolff constituiret, daß die fäumigen Teicher mit Gefäng⸗ 
niß und fonften zu ftraffen: Imgleichen, daß bie jenigen, 
bie ihren Nachbarn, wegen fäumiger Teichung, ihre gefärs 
tigte Teiche weglappen laſſen, ſchuldig feyn follen, folche 
Sache eben fo gut, als dieſelben geweſen, wieder zuverfer⸗ 
tigen. - 
Anno 1625. den 31. May, hat Hertzog Friedrich com- 
stituiret, daß nach. befchehener Außbietung, fo einmahl 
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insgemein zuthun, welcher von EUR ‚Benachbarten, 
ober Frembden, fich bei Säumung des Eigeners erft ange: 
ben, zum Teiche verftattet werden, und dafür das Land 
erblich haben follen. 

Anno 1652. den 8. Julii, hat Hertzog Friederich den 
Participanten der neuen Nordftrandifchen Beteichung, in 
deren Octroy art; 19. cokediret, daß, ob die von ih: 
nen beteichete Ländereien wiederumb möchten inumdiren, 


oder fie genothfachet werden, mit Spabesftechen zuverlaflen, 


gleichwol dieffelbige Ländereyen, mit ihren Gerechtigkeiten 
folten den Participanten eigenihumlic verbleiben, und 
daß fie in währenden Zluth-Iahren nicht follen gehalten 
feyn, davon einige Demth-Gelder zubezahlen. 

(Schuß folgt.) | 


Abhandlungen und Nechtsfälle. 


1. Aud bei einem Streuzehnten find die Pflichti- 
gen nah der Bremen: und Verdenſchen 
Zehntordnung vom 2. Auguft 1743 nicht von 
einer vorherigen einmaligen Anmelvung bei. dem 
Zehntheren, ehe ſie die Früchte einfahren, ent: 

bunden; und es kann eine Liberirung von bie: 
fer Verbindlichkeit nicht durch vie gewöhnliche 
Aoquifitiv-Verjährung, wohl aber Durch quali: 
ficirte und unvordenfliche Verjährung ertworben | 
werden, 





(Schluß) 
Du nun ferner ‚gegen ein Prohibitiv-Gefeg Feine Verjäh: 
rung Statt finde, fo koͤnne dieſes im vorliegenden Halle um fo 
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weniger geftattet werben, als hier dieſes Geſetz nicht als 
befonderes privilegium, fondern des gemeinen Rechts 
wegen gegeben jet und die Verjährung als irrationabel 
erfcheine, Letzteres weil, wenn die Zehntpflichtigen überall 
zu "feiner Anzeige verpflichtet. feien, dieſes zu erheblichen 
Unorbnungen und ‚Beeinträchtigungen. des Zehntheren füh- 
ren würde, indem ed dann — in der Willkühr des 
Pflichtigen ſtehen wuͤrde, wie viel er dem, der Controle 
beraubten Zehntherrn, geben wolle. Zugleich berief ſich 
Appellant darauf, daß K. Ober-Appellationd-Gericht ſchon 
früher die hier vertheidigten Anſichten gebilligt habe. 


Juriſt. Zeitung, Jahrg. XII. 1837. Heft I. MA. 


| Sollte indeffen auch angenommen werden, daß gegen 
Prohibitiv-⸗Geſetze mindeſtens eine unvorbenfliche BVerjäh- 
rung zuläffig fei, fo werde dadurch dennoch der Beweis: 
nachlaß nicht. gerechtfertigt, de ber Appellat feine Einrede 
der Verjährung in facto nad) Ausweis der Vernehmlaf- 
fung lebiglid darauf füge, - daß der Zehnten von der 
Zehntherrſchaft feit länger ald 30 Jahren nur als ein 
Streuzehnten erhoben ſei; wodurch die Eintede einer durch 
unvorbenfliche Verjährung. erlangten Freiheit von Der 
fraglichen Anfage nicht fubftantürt werde. 


Summum' tribunal erfannte am 17. Februar 1849, 
mittelft rescripti de emendando : 


Wenn nun die. Behauptung des Imploraten, 
daß der B *. *ner Feldzehnte ein bloßer Streuzehn⸗ 
ten fei, falls fie auch erwiefen werden könnte, für 
fi) allein demfelben noch feinesweges das Recht 
verleihet, feine diefem Zehntzuge unterworfenen Früchte 
ohne alle vorherige Anmeldung bei dem Zehncher⸗ 
ven, unter Zurüdlaffung des Zehntens, einzufahren, 
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- indem die von ihm zur Begründung der entgegen: 
ftehenden Anficht in Bezug genommenen Beftim- 
- mungen: Unferer Bremenfchen Zehntorbnung, nad 
richtiger Interpretation derfelben, allerdings auch bet 
diefer Art des Zehntens, den Pflichtigen zu einer 
einmaligen vorherigen Anmeldung bei dem Zehnt. 
herrn verbinden; wenn ferner eine Liberirung die. 
ſer Verbindlichkeit zwar wohl durch qualificitte und 
unvordenfliche Verjährung, nicht aber durch ge 
wöhnliche Adquifitivverjährung erworben werben 
kann, Implorat aber eine qualifieirte Verjährung 
überall nicht in. Bezug genommen, und eine unvor⸗ 
benfliche Verjährung, da die in exceptionibus 
vorkommenden Worte: in länger ald 30 Jahren 
auf fie nicht bezogen werben fönnen, erft in: der 
Duplik-Schrift, mithin zu fpät vorgefchüißt hat; und 
dann in Erwägung dieſer Gründe, laut u. ſ. mw. 


So habt ihr, unter gänzlicher Wiederaufhe⸗ 
bung eures Beſcheides vom 5. Octbr. 1838, im⸗ 
gleichen der unterrichterlichen interlorutorifchen Ent: 
ſcheidung vom 19. Decbr. 1837, und unter Verur⸗ 
theilung des Imploraten in die vor euch erwachfe- 
nen Koften, die Einreden des Imploraten zu ver 
werfen, und die weitere Entſcheidung Unferem **,* 
(Name des Untergericht8) zu überlafien. — — — 


Diefes emendatorifche Reſcript des K. Oberappella- 
tionsgerichtö iſt insbefondere auch deshalb merkwürdig, 
weil aus deffen Entfheinungsgründen hervorgeht, daß dies ' 
ſes hoͤchſte Gericht feine frühere Anficht, wornach felbft 
eine unvordenkliche Verjährung der Befreiung von ber 
Anmeldung, den Streuzehntpflichtigen. nicht ‘zu Statten 
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fommen follte, weil-eine ſolche geſetzwidrig und irrationa⸗ 
bel fei, (Vergl. Zur. Zeit. XII. (1837) Hft. 2. ©. 57. u. 
58) wieder aufgegeben hat, und fowohl die unvordenkliche 
als eine qualificitte Berjährung ausdrudlich für zulaͤſſig 
erklärt. 


11. Rechtsfall, und darin die Beantwortung ber 

Srage 1., liegt eine Abficht zu beleidigen an und 
für fi darin, daß man eine Handlung Anderer 
bem zufländigen Gerichte zur etwaigen 
Criminal-Unterfuhung anzeigt? 

Frage 2. Darf ver Ehemann, wenn feine 
Frau wegen Injurien belangt wird, verfelben 
in ihrer Rechtövertheivigung als Beiſtand 
fih zugefellen? 

Trage 3. Iſt das gegen jemand ausgeftoßene 
Wort: „Furie“ für ein Schimpfwort 
oder mythologiſch zu nehmen? 

(Bom Herrn Dr. d. R. W. Meier zu Clausthal.) 


Vorſtehende Fragen ſind in einem Rechtsſtreite der G. 
M., Klägerin, wider die D. K., Beklagte, zur Entſchei⸗ 
dung des höchften Gerichts unferd hannoverfchen Vater: 
landes gebracht; diefe mit ihren Gründen wird für mehrere 
meiner Herren Fachgenofien anziehend fein. Dream 
theile ich hier den Ball im Auszuge mit. 

Die D. 8. erfhin am 31. Mat 1839, Abends ſpat, 
in Begleitung ihres Ehemannes D. K., vor dem ne 
Amte * * * * und trug vor: 
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»jo eben fei die G. M. über den Hof biefiger D. 
nad) dem Blumengarten gegangen, ohne daß ihre, Compa⸗ 
rentin, befannt gewefen, was biefelbe in jenem Garten 
habe thun wollen, -da diefe Frau mit ihr und ihrem Ches 
manne fo wenig in Geichäfts: als fonftigen Verbindun⸗ 
gen ftehe. Sie, Comparentin, fei berfelben daher nachge⸗ 
gangen, habe fie aber bereits in dem Garten getroffen und 
bier fogleich befragt: 

»was fie da wuͤnſche oder wolle,a 


worauf die G. M. erwiebert: 

»fie wolle ihre Myrte holen.« 

Nun habe Comparentin geantwortet: 

»Die ©. M. Habe hier feine Myrten; alle biefe 
»Myrten und Blumen gehörten ihr, (der D. K.) u. d. gl. 
m.« Dagegen habe jedoch die G. M. darauf beftanden, 


daß fie einen der im Garten fiehenden Mürtenftöde mits 


nehmen wolle; wodurch fie (Comp.) ſich dann veranlaßt 
gefehen, der genannten Frau ernftlich anzubeuten, daß fie 
fofort den Garten verlafien und vom Hofe gehen folle ıc. 
x. 2c. — und als fie, die D. K. bei dem fortwährenden 
Beftreben der G. M. fich dennoch eines der Blumentöpfe 
zu bemädtigen, um Hülfe gerufen, habe ſich dieſelbe 
allmaͤlig zurückgezogen ⁊c. ⁊c. 


Da ſie nun aus dem Benehmen der G. M. nicht an⸗ 
»ders folgern koͤnne, als daß dieſe entweder beabſichti⸗ 
vet, ihr Blumen aus dem Garten zu entwenden, ober 
»wenigftend fie auf die bezeichnete Weife Darum zu betrik. 
vgen ic.: fo wolle fie folches zur Anzeige bringen und 
»dem Könige. Amte überlaffen, das etwa erforder— 
»lich und angemefjen erfcheinende Unterfuchungs:Berfahren 
vgegen die Denunciatin einzuleiten.« 
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.. Der Ehemann der D. K. trat in Vortrage ſeiner 
eran beſtaͤtigend bei. 


Das Koͤnigl. Amt * * * * wollte hierauf die Unter: 
ſuchung beginnen und lud die Denunciatin vor, vwegen 
intendirten Diebftahls und Störung des Hausfriedens,« 
als aber die G. M. wider das inquifitorifche Verfahren 
proteftirte und. fih an Königl. Juſtiz-Canzlei zu * * * 
wandte, wurde von dieſer verfügt, daß unter dem von ber 
Denunciatin glaubhaft vorgelegten Umftänden von der Un- 
terfuchung zu abftrahiren fei. 

Nun trat am 19. Septbr. 1839 die bisherige Denun- 
ciatin ald Klägerin gegen Stau D. K. unter Bezug auf 
das Denunciations-Protocoll, bei Königl. Juſtiz⸗Canzlei zu 


\ 


* * * auf, wegen ber in jener Anzeige, die zum Verſuche 


der GriminalsUinterfuchung geführt habe, angeblich liegen- 


den Injurie und forderte dafür 600 «PB »zu ihrer Sa⸗ 


»tisfaction und zur gebührenden Demüthigung der Denuns 


»elantin,« wie es in der Klagefchrift hieß. 


In der Bernehmlaffung wurde das Factum eingeftan- | 


ben, jedody die Abficht zu beleidigen, geleugnet und 
hervorgehoben : 


a. Man habe beflagter Seits bloß die Thatfache, 


wie fie vorgefallen, erzählt, und "dann hinzugefügt, man 
müffe hieraus folgern, d. i. e8 fei nad). den der Beflag- 
ten vorliegenden Thatſachen auf ‚andere Vermuthung ver- 
nünftiger Weife nicht zu fchließen gewelenz denn wenn man 
am -fpäten Abend eine ganz unbefannte Perfon im Hof 
und Garten treffe, gebe Died einem Argwohne Raum. 
Man habe alfo .ein intendirtes Vergehen zwar nicht wif- 
fen oder behaupten fönnen,.aber es doch aus ben Um⸗ 
fländen als wahrſcheinlich folgern müflen. 


— 








En — — — —— — — — — — — 
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b. Deshalb habe Beklagte auch die Sache lediglich 
zur Anftellung des etwa erforlichen oder für angemef 
fen eracdhteten Verfahrens dem Königl. Amte anheim gege- 
ben und überlaffen. ‘ 

Die Klägerin vermeinte dagegen in der Replifenver- 
handlung, es liege die Abficht zu beleidigen Har vor; mas 
Beklagte wiederum in der Schlußfchrift beftritt und unter 
weiterer Auseinanderfegung der vorftehenden beiden Säpe 
zu widerlegen fuchte. . 

Die Bellagte*) hatte in dieſer Injurien⸗ Klage alle 
Schritte unter Beitritt ihres Ehemannes« gethan 


*%) Im Voruͤbergehen ein Wort über den Ausdruck „Bes 
klagter“ gegenüber dem Worte Verklagter. Bers 
klagen ift im Ausbrud des gemeinen Lebens und 

« : tann in allen ernfihaften und fherzhaften Vers 
hältniffen gebraucht werden, in denen jemand mit einer 
Beihuldigung gegen den andern auftritt, ohne eine be⸗ 
flimmte ParteisRolle zu bedeuten. In der Rechtewiſſen⸗ 
ſchaft iſt es nicht techniſch, ſondern bloß das ben weiteren 
Sinn enthaltende Wort, fo daß aud der Kläger wegen 
mander Puncte wieder verllagt fein kann, 3.8. in 

- Einreden, in EontumacialeAnträgen u. d. gl. m. Aber 
„Beklagter“ ift techniſch, im genauen Sinne der Pros 
ceß⸗Wiſſenſchaft derjenige, gegen welden ein Kläger mits 
telft gerihtlihen Antrages fein Recht zuerfannt begehrt 
und beffen Verurtheilung ex beantragt. Das Wort, „Ver⸗ 
klagter“ wenn es flatt, bes technifhen „Beklagter“ ges 
braucht wird, ift erſt von neuerungsfühtigen Sprachver⸗ 
derbern eingeführt, welche damit etwas Richtigeres zu fagen 
meinten, während fie bloß dadurch vertiethen, wie ihnen 
bie Geſchichte unferer deutihen Gerichtsſprache und des 
ren tehnifhe Feſtigkeit fremd geblieben fei. Vergleiche 
Srimm, beutfhe Nedts-Alterth. & 855 und die Pros 

seßstehrbüder von Slaprotb, Martin, Linde, Rus 

- borff u. a. — Daß es im Kemininum Bellagte und 
nicht Bellagtin heiße, lehrt die Sprache, die auch Feine 
Geliebtin und Feine Gerufenin oder Verehrtin Tennt. 
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. und —— hatte ſelbſt die Proceßvollmacht fuͤr een Sach⸗ 


fuͤhrer der Beklagten mit vollzogen. 

Das Gericht erſter Inſtanz, Koͤnigl. Juſtix Canzlei zu 
* * *, erfannte nun: 

„Demnach Die angeftellte Injurien-Rlage, foweit ſolche 
auf die gegen Ende des DenunciationdsProtocolles vom 
31. Mai. 1839 vorgelommenen beleidigenden Aeußerungen 
ver Beklagten geftüpt ift, ald begründet und erwie- 


ſen erfcheint, — die von der Beklagten vorgebrachte Eins 


s 





rede der unbegrändeten Klage (unter welcher die Einrede 
der mangelnden Beleidigungs⸗Abſicht mitverftanden zu fein 
fheint) dagegen verworfen wird, u. f. w. Endlich — 
wird — auch der mitaufgetretene Ehemann der Beflogten 
aus diefem Berfahren zurüdgewiefen und zum Erfate der, 
der Klägerin (durch fein Mitauftreten) etwa verurfachten 
Koften ſchuldig verurtheilt.« (18. März 1840) 

Die Beflagte appellirte Dagegen an hoͤch ſtes Tribu: 
nal und feßte in obigem Betracht beſonders auseinander: 

1) daß fie neben ber Anzeige zu Protocoll bei Königl. 
Amte * * * * vom 31. Mai d. I. als Rechtsunkundige 
Der Behörde die Einleitung einer Unterſuchung buchaus 
überlaffen habe, | 

2) keine Behauptung des intendirten Diebſtahls übe 
Betruges aufgeftellt, fondern bloß eine ſubjective Tol: 
gerung ausgeſproche, | 
- 3) in der Form aber ſchlechthin jedes beleidigenden 
Wortes ſich enthalten habe, 

4. daß der Ehemann son Rechtswegen Beſchuͤtzer ſei⸗ 
ner Frau vor- Gericht ſei, wo er fie fogar vertreten, 
alfo noch — ſe einen Beitritt unege nl gen 
duͤrfe. | 
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Das, diefe Puncte betreffende, Erkenntniß des hoͤch⸗ 
ften Gerichtshofs vom 8. ar 1841 lautete nun dahin: 
Da: 

»die Abficht zu beleidigen weſentlich zum Grunde & 
ner jeden Injurien-Klage. gehört, aus ber von der Implo⸗ 


rantin (D. K.) wider die Imploratin am 31. Mai 1839 


beim Amte * * * * angebrachten Denunciation dieſe Abe 
ficht aber feineswegs mit genügender Gewißheit erhellet, 


-weil der Vorgang, welcher die Veranlafiung zur Denuncia⸗ 
tion gegeben hat, bis jegt nicht hinreichend aufgeklärt ift, 


und alfo fich nicht beurtheilen läßt, ob Implorantin Grund 
zum Verdachte wieder die Imploratin hatte, oder nicht; — 
auch — die Gefehe dem Ehemanne zur Pflicht machen, 
feiner Ehefrau befonderd in ihren Rechtsangelegenheiten 
Schu und Beiftand zu leiften, und aus diefer Pflicht 
auch deffen Befugniß folgt, ihr im Proceſſe beizutreten, — 
und dann aus biefen Gründen gegenwärtiges rescriptum 
de emendando an euch erfannt iſt: fo habt ihr die Im: 
ploratin (G. M.) mit der erhobenen Klage abzufeifen, fie 
fönnte und wollte denn, Gegenbeweis BO, bewei⸗ 
fen: 

daß Implorantin bei der —— vom 31. Mat 
71839 die Worte: fie habe aus dem Benehmen ber. Im: 
ploratin nichts Anderes folgern Tönnen, ald daß fie entwes 
der beabfichtiget habe, ihr Blumentöpfe aus dem Garten zu 
entwenden, oder wenigſtens fie anf die bezeichnete Weife 
darum zu betrügen, — — in der Abfiht, um Implora⸗ 
tin zu beleidigen, geſprochen habe; — und dem Ehe: 
mann der Implorantin zu geftatten, ihr in dieſem Proceſſe 
beizutreten.« (8. December 1841), — 

Auf allen Fall hatte die D. K. der Klägerin auch die 
Einrede der Compenfation entgegengeftellt, weil lebtere bei 
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jenem Vorfalle zu ihr ‚gefagt, die D. K. fei eine Furie. 
Diefe Einrede ließ zwar Königl: Juſtiz-Canzlei zu * * + * 
allerdings zu, machte aber die beöfallfige Beweisauflage 
mit dem.Zufage, daß Beklagte die Beleivigungs-Abficht der 
Klägern neben diefem Worte beweifen folle. 

Hierauf erftredte die D. K. ihre Appellation an hödy: 
fted Tribunal ebenfalls, und in an: in diefer Be⸗ 
siehung: Da — 

»aus der angeblichen Aeußerung der Imploratin, Im⸗ 
plorantin ſei eine Furie, die Abſicht zu beleidigen, von 
ſelbſt hervorleuchtet, weil ſie eine offenbare Schimpfrede 
enthaͤlt: J 

ſo habt ihr — | 

aus dem der Implorantin —— Veweiſe, — 


Imploratin in der Abſicht, die Implorantin zu kraͤnken, 
geäußert habe, letztere ſei eine Furie, — die Worte — in 
., ber Abficht, Implorantin zu kraͤnken — zu ſtreichen. « 


Die Klägerin hatte unter andern ihre Meinung, Sur 
tie fei fein Schimpfwort, damit unterftügt, daß, wie ſie 
fi) ausprüdte, »Furie in der Mythologie eine Rache goͤt⸗ 
tin beveute.«e Darnach würde der Zuruf Furie, an eine 


Sterbliche gerichtet, freilich ſtets eine Schmeichelei fein.” . 
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| Il. 
' ARTICULI SPADELANDICI, 
cum Notis practicis Heimrichii. 
| (Schluß.) 
Articul. IX. 
Wenn es ſich begiebt, daß ein Stuͤck Landes nothwendig 


wird außgeworffen, ſollen die Koges-Eigener deſſelbigen 


Koges, denen das Land abgehet, was ihnen davon eignet, 


Erſtattung bekommen. 


Not. Heimrich. 

Hiergegen befinde ich, daß, wie einer begehret zuer: 
kennen; Ob feine Nachbarn und Landleute nicht pflichtig 
fein, ihm fein Land zubezahlen, daß ihm auffer Teichs ges 
worffen, nachdem fie ihr Land binnen Teiches damit betei- 
chet, und ihren Teich von dem außgeworfenen Lande ge: 
machet? Darauff Anno, 1534. von den Fümffharbes-Räthen 
fei gejprochen: daß in dieſem Lande niemahls gefchehen 
fey, daß man außgeworffen Land hätte bezahlet. Jedoch 
hat Hertzog Friedrich Anno 1625. den 31. Maji, bey der 
neuen Einfede in dem Fleinem Koge zu Pelmorm verorbnet, 
daß obftehenden Articul zufolge, das außgeworffene Land 
folte bezahlet werden. Wie dann auch hochermeldete 3. 


F. Durchl. den 8. Deceinbr. Anno 1632. gnädigft gewil- 


liget, daß außgeworffen und ausgefpätet Land, Fein Land- 
geld folle geben. 


Jahrg. XVII. Heft I. 12. 
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Artieul. X 

Wenn ein Stüd Landes eingeteichet wird, ſol geſche⸗ 
hen mit Hülffe und Zuthun des gantzen Landes, demath 
demaths gleid: Und wann der Kog durch göttl. Hülffe 
erobert, fol. das neue Land im argen und guten, einem 
jeden auff fein Störtewerf zugetheilet werben, alles mit 
gnädigen Borwiffen und Willen der hohen Obrigkeit, und 
derfelben jährliche Pflicht vorbehältlich, zu rechter Zeit, ent- 
richtet zunverden. 

| Articul. XI. 

Wenn der neue Teich des eroberten neuen Koged, zu 
einem vollen See-Teich gemachet, (a) follen diejenigen, 
denen ihre Teiche abgeteichet, .fo viel in dem neuen Teich 
außfaffen, daß fie, gleich dem Neuen Lande, volle Maße 
befommen, nach Erfäntniß der fechözehn Teichrichter. Es 
follen diejenige, die im neuen Teich werden außgemeffen, 
ihren See-Teich oder Mittel⸗Teich vor Erbe behalten, und 
des mächtig fein. ° 

——— Not. Heimrich. 
(a) Solches pfleget erflih angenommen zumerden, 


. wenn der neue Teich drey Jahr in Beſtand iſt gewefen. 


8 


- Sonften befinde ich, daß, wie die Nordftrandiger Anno 1624. 


angehalten, daß die Landſchafft mit Außfaffung in die neu: 
geſchlagene Teiche möchte verfchonet werden; Solches Her- 
tzog Friederich den 24. Augusti, als Spade Landes-Recht 
ſchnurſtracks entgegen, und wider die natuͤrliche Billigkeit 
lauffende, ihnen gaͤntzlich habe verwegert: Und daß S. F. 
Durchl. den 26. Septembr. Anno 1651. habe decretixet, 
daß es mit Verfeftung der Haff= Teiche, bey dem Spade 
Landes-Rechten allerdings ſolle gelefien, und was dawider 
mit Deren — vworgegangen, ſolle aungehoben wer⸗ 
den. | 
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Artieul. XII. 

Die See⸗Teiche follen von des Teiches Kamm anzu⸗ 
rechnen und zumeſſen, biß gegen des Teiches Schott, vier 
Ruthen breit fein, und binnen Teich eine Ruthe. Ein 
jeder fol, wo feine Teichmaffe kompt, das Teichichott gras 
ben und verfertigen, und die Erde gegen den Teich‘ auff- 
fehiefien, worauf die Teich-Richtere ein Reifliged —. 
haben jollen. 

* Articul. XIII. 

In den Kögen follen die Teich-Richter mit dem erſten 
und beften ihre Zeiche fertigen, bey Vermeidung 9. F. 
Gn. fchwere Straffe und IUngnade. So aber unter den 
Teich⸗Richtern einer oder mehr befunden, die aus Rachläfs 
figfeit ihrem Ampte nicht treulich vorftehen, und durch ihre 
Perfäumniß dem Koge Schäden wiererführe und begegnete, 
befielben Güter follen an 3. F. On. verbrochen feyn, und 
er a ein Meineydiger geftraffet werden. 

Not. Heimrich. 

Wie die vier und zwantzig Anno 1534. vom Staller 
ſeynd beſchuldiget worden, daß ſie umb des Wehles willen 
in Weſterwald nicht einſt ſeyn aus der Thüren geritten, da 
es doch ein Hauptſturm geweſen, ſo daß dieſelbe billig von 
einem Ende zum andern follen umbgerliten, und Fleiß das 
zu gethan haben, daß, wo Schaden ag dafelbft der 
Teich wäre wieder gemachet worden, da ſeynd fie nehen 
denen, fo die Wehle einlauffen laſſen, in M. H. Gnade 
gefället worden. 

m. , Artienl. XIV. 

So zween Radie umb ein Stüd Teiches unfried⸗ 
lich, und. ein. Stück Teich auffworffen, ſollen beeberfeits , 
Perſohnen durch Die. Teich⸗ Richter gepfaͤndet werden, und 
ſtracks die Maſſe ergehen laſſen, und weme das Gtüd 
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- auffgeworffenen Teiches beyfompt, fol dem Unſchuldigen 


fein Pfand wieder einfreyen, an der Obrigkeit gehen Gul⸗ 
den, und an die Teich-Nichter ſechs Mark verbrodyen ha⸗ 
Not. Heimrich. 

Anno 1534. ift decretiret worden von den fünff Har- 
des-Räthen, daß, wo die Noth am gröfleften fey, da folle 
die Hülffe erft geichehen, bis auff fernern Beſcheid. Auch 
ift Anno 1535. publiciret, daß der ftreitige Teich erftlich 
folte zum vollen See⸗-Teich gemachet werben, und benn 
die Mafle gehen. 

Articul XV. 

Derjenige, fo muthwillig Lanb unterfhläget in Teiche 
und Damme, das ihme durch des Koges Regiſter kan 
überzeuget werden, des Land ſol an der Obrigkeit Ben: 
hen feyn. 

Articul. xvi. 
Wo die Teich? Richtere und Eidige zupfänden befugi, 
und das Pfand binnen Jahr und Tag nicht wieder einge⸗ 
loͤſet wird, fol das Pfand verfallen ſeyn. 
Not. Heimrich.. 

Anno 1602. den 10. Junii, {ft wegen der Hauptleute 
verordnet, daß in Edoms und Biltrings⸗Harde ein Haupt⸗ 
mann oder Eidiger, fo vom Teich⸗Richter zu ſolchem Ampte 
verordnet, demfelben vier Jahr folle vorſtehen, und alßdenn 


‘ein ander vom Teich Richter folle verordnet werben; We 


Pelwormer aber feynd bey voriger Verordnung geblieben. 

Anno 1622. den 235. Julii, iſt von den Sechßzehn 
verabfthiebet, daß der Eidiger Hauptmann folle ‚künfftig- 
continue bey feinen Ampte, zum- wenigften drey Jahr 
bleiben, und davon nicht erlafles werben: Wegen des 
ſchlechten Eidigen, fol es bey altem Gebrauch bleiben: 








) 
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In Pelworin aber fol ein fchlechter Eidiger 3 Jahr, und 
der Haupt-Eidiger 10. Fahr im Ampte feyn. 
Articulus XVII. 

Niemand ſol den Teich-Richtern oder Eidigen Pfand 
wegern, ſondern dieſelbigen ohne Wiederrede auff ein Recht 
folgen laſſen, bey Vermeidung der Herren Straffe und Un: | 
gnade. 

Articul. XVIII. 

Alle Einwohner im Strande, die Land gebrauchen, 
ſollen im Gebiethen und Verbiethen allezeit unter dem ge⸗ 
bührlichen Gehorſam der Teich-Richter ſich treulich finden 
laſſen: So eine oder mehr muthwillige ungehorſame zube⸗ 
fragen, und überzeuget, ſollen zum Halſe gefället ſeyn. 

Not. Heimrich. 

Wie Anno 1516. über egliche ift geflaget worden, daß 
fie den Vier und zwangigen Gegenftand gethan, und fie 
vom Pferde gejaget, da fie umb Teich und Dämme wollen 
richten, und der damahlige Staller bezeuget, daß er den 


‚Vier und zwantzigen Teiche und Dämme, von ©. ©. H. 


wegen in Händen gepflichtet, wie vorzeiten über hundert 
Jahren ein Recht im Strande gewefen, da fennd fie nad) 
Land⸗Recht und offenbahren Gezeugniß, zum Halie gefället. 

Anno 1534. ift von den Fümffharden beliebet, dab 
bie Eidigen und alle Mann, jung und alt, den Teich-Rich— 
tern follen gehorfam feyn, bey Leib und Guth, in allem, 
was fie ihnen heiffen, das ziemlich. und müglich ift zutun: 
Und wenn die Teich-Richtere Hagen, fo fol man die Ins ° 
gehorfamen ohne- Gnade ftraffenz; Und wenn die Teich— 
Richtere diß Regiment verfaumen, fo fol die Straffe und 
Schuld bey ihnen bleiben; Und welcher Teich: Richter an 
den Eidigen nicht vergnüget, die follen Eidigen fegen, bie 
nuͤtze ſeyn, und gebrauchen ihr Recht gegen die Ungehorfamen. 
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* Articul. XIX. 

Was hiebevorn von Teichen, Dammen, Teich-Richtern 
und Eidigen angezeiget, daſſelbige ſol auch gleichmäſſig 
von Sielen, Schleuſſen, Wegen und Stegen verſtanden, 
und mit hochſtem Fleiſſe damit auch alſo gehalten werben, 
bey Leib und Guth, und ohne alle Gnade, die. Ohngehor⸗ 
Bl Articul. XX. | 


Wann die Haff» Teiche nad) aller Nothdurfft auf das 
fleiffigfte gefertiget, follen alle Mittel-Teiche verhöhet und 
verbeffert werden, und niemand felbige unter den Pflug 
legen ober befäenz (a) Diejenigen, die ſich hierentgegen 
verdrieſten, follen zum Halſe gefället feyn. Be 

Not. Heimrich. 
| (a) Bey Straffe ver Gefängniß, und Verluft des Korns, 
wie den 2. Junii Anno 1619. von den Sechszehenden ift 
perabjchiedet: Worbey zufehen, was Hertzog Friedrich deß⸗ 
fald den 28. Augusti Anno 1622. in befchehener Consti- 
tution verordnet. Ä 





Die bier mitgetheilten Articuli Spadelandici find (wie aus 
Heimrichii chron. Nordfris. Libr. III. c. 5. ſich ergiebt), im . 
3. 1557 auf einer von König Shriftian III. ray Hufum berur 
fenen Berfammlung der in Teichfachen erfahrenften Männer, aus 
allen Marihlänbern, verfaffet und Ao, 1572 dem Norodftrandi- 
hen Ländrechte hinzugefügt. Aus welchem Grunde biefelben 
. aber von Scharnhorft in deſſen Manufer. über die Bremens 
und Verdenſchen Gefege (f. Schlüter’s Beiträge f. d. Hannov, 
kandes-Recht, Bd. IL. S. 183) und nah ihm von Mevius,'not, 
‚jur, Br, Lüneb. p, 125 not. * und Spangenberg in det von 
Duveſchen Zeitſchrift für Gefeßgebung u. |. w. im K. Hannover, 
Bb. 1. ©. 85, als ein zum Teich-Rechte des Alten-Landes gehös 
vender Anhang betrachtet. werden, darüber vermag ich Keine Aus⸗ 
Zunft zu geben, i 

Anmerkung der Rebaction. 


—— — ——— — 


— 
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Abhandlungen und Rechtsfälle. 


J. Die Annahme einer allgemeinen provinciellen 
Praxis in den Herzogthümern Bremen und 
Verden, welcher zufolge in der Regel einer Ger 
fhwäcdten nur 100 m& Caſſen-⸗Münze ald Sa; 
tisfactionsquantum zugebilligt werben dürften, 
ift zu verwerfen und kann das gemeinrechtliche 
Prineip zur Ermittelung dieſes quanti nur durch 
den Beweis eines wirflihen Gemwohnheitsrechts 
befeitigt werben. 


Ueber das Quantum der Satisfaction einer Geſchwaͤch⸗ 
ten und das Princip, wornach ſolches zu ermitteln iſt, 
herrſchen unter den Rechtslehrern ſehr verſchiedene Anfich: 
ten. Struben in den rechtlichen Bedenken, Th. 1. 
N 163. (ed. v. Spangenberg, T. I. nr. XXII.) 
will die Satisfaction nad) dem Heirathögute beftimmt wif- 
jen, welches die Gefchwächte im. Falle der Heirat, ihrem 
Schmwängerer zubringen koͤnne; und wenn e8 daran fehle, 
nad ihrem Stande, wohingegen die Geringfügigfeit des 
Vermögens des Schwängeres gar nicht in Betracht fomme. 
Derfelben Anficht find au Mevius ad Jus Lubec. 
P. IV. T. 5. Art. 1. nr. 23. und Voet ad L. Juli- 
am de adulteriis S. 3. 

Bon Ramdohr in den juriftifchen Erfahrungen, 





Th. 3. ©. 765 bemerft indeffen, daß er gegen diefe Mei: 


nung einige Zweifel hege, die auch durch die vom D.4. ©. 
in neiteren Zeiten befolgte Meinung unterftügt würden. 
Die Gefchwächte follte entfchädigt werden. Aber daß ge: 
trade dazu die Crlegung Alles‘ desfenigen gehöre, was fie 
zur Zeit der Niederkunft dem Stupratori hätte zubringen 
können, fcheine ihm durchaus nicht zu folgen. Vielmehr 
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duͤnke ihm, daß bei Beflimmung des Abfindungs-Quanti 
allemal ‚nur darauf gejehen werben müßte, was die Ges 
ſchwaͤchte dadurch aufopfere, daß fie nicht einen Menfchen 
von dem Stande des Stupratoris oder ihn felbft heicathe. 
Denn da diefer das Recht habe, fie zu heirathen, ſo Tönne 
fie, wenn er fich deſſen weigere, auch nicht mehr vetlan- 
gen, ald was die Weigerung ihr an Nachtheil zubringe. 
Mithin müfle auf das Vermögen, — ſowohl des Stupra- 
toris als der Stupratae — gejehen werben. 

Auf ähnliche Meife Außert fih au Spangenberg, 
in den Noten zu den allegirten Struben’fchen Bedenken, 
— II. or. XXII. not. * *) wenn er fagt: 

— — Die Praxis iſt zwar darin einverftanden, 
daß die Satisfactionsfumme nach demjenigen zu be⸗ 
ſtimmen fei, was die Gefchwächte dem Stuprator 
ald Brautſchatz zugebracht haben wurde, und dieſes 
läßt fi in fofern vertheidigen, ald das cap. 1. 
X. cit. (de adult. et stupro. V. 16.) ausbrüd- 
lich verfügt: reddet pecuniam juxta modum 
dotis, quam virgines accipere consueverunt. 
Bedenkt man aber, daß das canonifche Recht die 
Dotation nur ald poena deflorationis betrachtet, 
und daß Dagegen die Praris, derfelben einen an- 
dern Grund, nämlich) den der Entfchädigung für 
entzogene SHetrathögelegenheit fubftituirt hat, fo 
wäre ed weit, confequenter, bei Beftimmung ver 
Abfindungsfumme Iediglih darauf zu fehen, was 
die Gefchwächte dadurch verliert, daß fie nicht den 
Stuprator, oder wenigftens einen Mann feines 
Standes heirathen Tann. Es müßte daher nicht _ 
bloß auf das Vermögen der Geſchwächten, ſondern 
auch des Stuprators gefehen und demgemaͤß ausge⸗ 
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mittelt werden, was in jebem einzelnen Falle den per: 
fönlichen und den VBermögend-Berhältniffen gemäß, als 
Abfindungsfumme billiger Weife verlangt werben 
fönnte. — 

cf. ferner für die Alteften Provinzen die Ehever⸗ 
Iobungs=Gonftitution vom 5. San. 1733, (wor: - 
nad) die Gefchwächte »einen ihrem, wie aud) 
. des Ehren-Schänders, Stande und Mitteln 
proportionirten Brautfchaß,« zu fordern berech⸗ 

tigt fein fol.) 

Diefe und andere Anfichten find bereits in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift, in einem vortrefflichen Aufſatze des Herrn Syndicus 
Dr. Rolte in Diepholz. (Juriſt. Zeitung v. 1831 Hft. 1. 
©. 161 und 477) ſehr gründlich geprüft und theils als 
irrig, theils ald ungenau nachgewiefen, wohingegen als, 
das richtigere, auch mit der Analogie der a. Cheverlo: 
bungs-Gonftitution im Einflange ftehende Princip folgen- 
des näher begründet und feftgeftellt wird: 

daß der Stuprata der, nach den beiderfeits perfönli: 
chen und Lebensverhältniffen auszumittelnde Werth 
derjenigen Vortheile zu erftatten fei, welche fie, 
für ihre künftige Subfiftenz und Berforgung aus der 

„Eheverbindung mit dem Stuprator zu erwarten gehabt. 

Auf diefe Abhandlung darf der Einfender der vorlie⸗ 
genden Mittheilung um fo mehr verweifen, weil darin bie 
Frage fehr gründlich erſchöpft wird. Was aber nidjt 
darin erwähnt und, ſoviel dem Einſender befannt ift, aud) 
noch von feinem vaterländifchen Rechtslchrer angeführt 
worden, ift Die angebliche durch mehrere Präfubicten, feit 
einer langen Reihe von Jahren als beflätigt angenommene 
Obfervanz, daß in der Regel in den Herzogthümern Bremen 
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und Verden die Satisfactionsſumme einer Geſchwaͤch— 
ten, 100 mX Saffen- Münze betrage; ohne daß es dabei 


anf den : Stand und das WBermögen der beiderfeitigen. 


Theile weiter anfomme, und daß diefe Regel nur da ihre 
Anwendung verliere, wo eine entgegenftehende locale Ob- 
fervanz dargethan werde. Dem Einfender find nun aud) 
allerdings mehrere Fälle befannt, in welchen dieſe angeb- 
liche Obfervang von einzelnen Gerichten und befonders von 
der 8. Juſtiz-Canzlei zu Stade, ihren Entfheidungen zum 
runde gelegt worden find, aber eine beftändige Gleichför- 
‚ migfeit ift darunter nicht beobachtet, und er hat Gelegen= 
heit gehabt, auch abweichende Entfcheidungen der Brenten- 
und Verdenfchen Gerichte und der K. Juſtiz⸗Canzlei zu 
Stade fennen zu lernen. “ 

In dem mitzutheilenden alle ift die Entfcheivung 
fürzlich zur Gognition des K. Ober⸗Appellations⸗Gerichts 
zu Celle gelangt und von diefem hödhften Landesgerichte 
der angeblichen Obfervanz das Anerfenntniß verfagt wor: 
den. Hinführo wird man alfo nicht mehr, wie bisher 
wohl gefchehen, behaupten können, daß eine Bremenfche 
Jungfraufchaft 100 mX Eaffen: Münze fofte. | 


In einem, gegen die Erben des Schwängerers im Al: 


ten= Lande erhobenen Procefie, - wurden unter anderen For⸗ 
derungen 400 4 .pro defloratione gefordert. Die Bes 
klagten wollten dagegen, abgefehen. von anderen, hier nicht 
weiter intereffirenden Einrevden nur 10 Cafſſ.-⸗Mʒe. für 
die Ehre zugeftehen, weil dieſes einem dortigen Herkom⸗ 
. men und Gerichtögebrauche in Ähnlichen Fällen gemäß fei. 
Rad) verhandelten Sägen erkannte das Gräfengericht zu Jork: 
— — endlich über die Größe der geftellten 
Anfprüche ein entſcheidendes Herfommen oder ein 








vJ 
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Gerichtsgebrauch nicht feſtſteht, und insbeſondere mehr 
denn 10 “PB Caſſ.⸗Mze. der Klägerin als eine Ent: 
ſchädigung für. die Ehre alddann, Einwendens 
ungeachtet, zuzubilligen fein würde, wenn fie nachzu⸗ 
weifen vermöchte, daß fie nach den beiderfeitigen 
Vermögensverhältniffen, namentlich nad) dem ihrer: 
feitö in die Ehe zu dringenden Brautfchaße, durch 
‘ daß Stuprum, bei nicht erfotgter Ehe, einen Scha= 
den von 400 4 erlebe; 
fo werden — — — die nachfolgenden Beweis: 
auflagen hiermit geftellt, und zwar: 
A. ber Klägerin: — — — 


auch Hinfichtlich der Deflorationsforderung : 
geftalten nach ihrem und des weil. * * Des 
Näheren nadjzuweifenden Vermögensverhältnif- 
fen, namentlih auch nach der anzugebenden 
Größe des von ihrer Seite in die Ehe zu 
bringen gewejenen Brautfchages, der durch die 
geraubte Ehre ihr verurfacdhte Schaden auf 

400 «PB anzufchlagen fei. — — — 
— — — und bleibt zugleich hinfichtlich det 
Deflorationsforderung die richterliche Ermä- 

- Bigung reſervirt. — — 

——— appellirten bie Beklagten an bie Juſtiz⸗ 
Canzlei zu Stade und ſtellten als Beſchwerden auf: 1) daß 


die Klägerin mit ihrer Deflorationsforderung nicht pure 


abgewieſen fei, 2) eventuell, daß nicht das Herfommen für 
begründet erklärt und demgemäß erfamnt und nicht die 
Klägerin fofort mit ihren Anfprüchen auf eine größere De= 
florationsfumme ohne weiteren Vorbehalt eines Beweiſes 
zurüdgewiefen, daß ihr mithin bieferhalb ein Beweis nad: 
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gelaffen kei, 3) daß nicht jevenfalls ihnen zur Eliflon bes 
der Klaͤgerin nachgelaffenen Beweiſes, der Beweis des 
Herkommens vorbehalten worben fei. 
Die Juftiz: Canzlei zu Stade gab hierauf am 12ten 
Septbr. 1840 zum Befcheide: 
Wenn zwar die Hauptbefchwerde als unerfindlich 
fi darftellt, indem die Stattnehmigfeit der Satis⸗ 
fartionsflage gegen die Erben des Schwängerers 
nicht zu beftreiten if, nachdem jedoch die zweite und 
dritte Befchwerde anlangend, nach der für die hie 
fige Provinz conftanten Praxis der Geichwängerten 
ohne Rüdficht auf ihre, fo wie des Schwaͤngerers 
Vermögens = Berhältniffe eine Entſchädigung von 
100 mX& Eafien- Geld gebührt und hievon nur da, 
wo erweislich ein anderes fperielles Herfommen bes 
fteht, abgewichen werben kann, als wird, unter fo= 
weitiger Abänderung des Urtheild. des Gräfen-Ge- 
richts York, vom 28 März d. J., und unter Com⸗ 
penfation der Koften dieſer Inſtanz, der der Ap⸗ 
pellatin behuf Erftreitung eines höhern Satisfac⸗ 
tionsquantums nachgelaffene Beweis ihres fo wie 
ihres Schmängerers Vermögen für unerheblich er= 
fannt, der Appellatin Satisfactiong=-Forderung viel 
mehr für den Fall, daß fie den Beweis der Schwän- 
gerung überhaupt führen follte, ohne Weiteres auf 
100 mX Caſſen⸗Geld feftgefeßt, hiergegen den Ap⸗ 
pellanten, in einer vor dem Untergerichte zu ſetzen⸗ 
den Friſt, Gegenbeweis. vorbehältlich, der Beweis 
nachgelaffen, daß nach einem im Alten⸗Lande übli- 
chen. Herfommen die Satisfartiond = Forderung der 
Geſchwaͤchten ‚ohne Unterfchien auf “u SU von 
10 feſtzuſetzen fei. 3 











— 19 — 


«Auf die, gegen diefe Entfcheidung von der Klägerin, 
an das Königl. Ober = Appellationd = Gericht zu Celle, 
gerichteten Appellation erfolgte jedoch unterm 17. November 
1841, folgendes emendatorifches Reſcript: 
Nachdem nun, in Bezug auf die von Seiten der - 
Smploraten opponirte exceptio pluris petitionis, 
eine allgemeine provinzielle Praris, welcher zufolge 
in der Regel ein Satisfactiond:Quantum. von nur 
100 mX Caſſengeld zuzubilligen wäre, theils weil 
Diefelbe nicht erwiefen vorliegt, theild deshalb Feine 
Beachtung verdient, weil zur Begründung einer 
berartigen Regel und zur Befeitigung bes implo⸗ 
tantifchen auf die Verhältnifle der Implorantin und 
des angeblichen Erblafjerd der Imploraten, wie dies 
felbe in dem Erfenntniffe Unferes Gräfen = Gerichts 
Sort vom 28. März 1840 zum Beweife verftellt 
worden find, geflügten Anfpruches, nur ein wirfli- 
ches Gewohnheitsrecht geeignet fein würde, ein fol 
ched allgemeines provinzielles Gewohnheitsrecht je 
doch überall nicht, fondern nur ein, von euch be 
reits zum Peweiſe verftelltes, Iocales Gewohnheitd- 
recht behauptet worden ift, foldhem nach alfo das 
Urtheil des Gräfen: Gerichts Jork vom 28. März 
1840 in jener Hinficht nicht hätte abgeändert, und 
der Satisfactiond-Anfprucd) der Implorantin ohne 
weiteres auf eine Summe von 100 mX hätte be 
ſchraͤnkt werden dürfen; und denn, laut u. f. w. 
jo habt. ihr, mit in foweitiger Beifeitefegung eu: 
cees reformatoriſchen Decretes vom 12, September 
1840, die von euch verfügte Beichränfung des Ans 
fpruche8 der Implorantin auf eine Summe von 
100 mX Caſſen⸗Muͤnze zu befeitigen, demgemaͤß das 





re =: 1) — 
* 


Urtheit Unfenes Gräfen- Berichts vom 28. März 
1840, - jedoch mit der von euch verfügten Beweis⸗ 
auflage — — — — wieder herzuftellen. — — — 





II. Kann ein auf vie Leibzucht gegangener Inter: 
imswirth gänzlih abziehen, und feine Alten- 
theild- Wohnung, feine ihm als Altentheiler - vers 
fhriebenen Feld: und Gartenländereien vermie- 


tben und verpachten ? 
Mitgehet von dent Herrn Advoc Advocaten Th. Beſte in Gele) 


In Sachen des Altenthellers Ohlrogge⸗ zu Celle, Implo⸗ 


ranten 


und Appellanten, wider den Hauswirth und Kruͤ⸗ 


ger Rehfeld zu Radenbeck, Imploraten und Appellaten, 
wegen Verpachtung won Altentheilsparcelen, publicte Ju⸗ 
ſtiz⸗-Canzlei zu Celle unterm 12. März 1823 folgendes Er⸗ 


kenntniß: 


Alldieweil, bei dem Mangel geſetzlicher Beſtim⸗ 


mungen. und beſonderer Verabredungen, Die Ber: 


pflichtung eines auf bie. Leibzucht gegangenen Ins . 
terimswirths, zum: Beften der Golsnie nady Kräften 
mitzuarbeiten, überall nicht zu der Natur und dem 
Weſen des Altentheild gerechnet, ever für eine ftill- 
ſchweigende Bedingung ber ‚verfchriebenen Leibzucht 
erachtet werben magz indem dieſelbe gar wicht wer 


.gen zu leiflender, ſondern zuk Belohnung und Ber 


guͤtung der, zum Bortheile des Celonais und mit 
Verwendung und Zurücklaſſung ſeines Eingebrach⸗ 
ten, im ⸗Hofe bereits geleiſteten Arbeiten und 
Dienſte, als ruhige Verſorgung, dem abgehenden 


Intetimswirthe bewilliget und zugeſtanden wird; 
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das bloße Wegziehen deflelben vom Hofe des Wirths 
mithin der Negel nach, den Verluſt der. ftipulirten 
Leibzuchtsvortheile keinesweges rechtlich zu begrün- 
den vermagz der Keibzüchter hiernächft, nach allge: 
meinen meterrechtlichen Brincipien, und Fraft des’ 
an den verfchriebenen Leibzuchtsgrumdftüden ihm 
zuftehenden, mit einem wahren Civilbeſitz verfmüpf- 
ten, lebenslänglichen Nießbrauchsrechts, auch aller- 
dings wohl befugt ift, Diefelben art einen Dritten, 
falls er fie nicht unmittelbar felbft benuten kann 
oder will, padjt ober miethweife in ſoweit zu über 
laffen, ald dem Hofbefiger dadurch Feine neue 
Laft auferlegt, oder die übernommene befchmerlicher 
und drüdender gemacht ‘wird, leßtered aber bei der 
Bermiethung der dem Altentheiler eingeräumten 
Wohnung, mag fie blos in einem Inſitze, oder in 
einer befonderen Leibzuchtsfothe, Speicher und ber 
gleichen beftehen, allerdings in mehreren Hinfichten 
ber Fall fein würde, weil bei der eingeräumten 
Wohnung, auf die befonderen Eigenfchaften des 
Leibzüchters, und deſſen individuelles Bedürfniß alle— 
‚mal vorzüglich gefehen wird, und bie ſtillſchwei⸗ 
gende Abficht der Contrahenten dabei vorauszufen 
ben ift, daß der geweſene Interimswirth die Vor— 
theile der Leibzuchtswohnung in Berfon nuben und 
gebrauchen folle; die Verpachtung der, dem Alten 
theiler verfchriebenen Feld: und Gartenländerei hin⸗ 
gegen dem Hauswirthe überall feine neue oder be— 
ſchwerlichere Laft auflegtz indem ed ihm völlig 
gleichgültig fein kann, ob der Leibzüchter folhe Al: 
tentheilsftüde felbft, oder duch Verpachtung an etz 
nen Dritten benugen will, und wobei es überhin 
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dem Colono unbenommen bleibt, durch Entrichtung 
des, von dem Dritten gebotenen, Pachtpreiſes Die 
Altentheildgrundftüde felbft in Pacht zu nehmen; 
daß ſolchem nach, und in Erwägung der vorſtehen⸗ 
den Rüdfichten zwar der Antrag des Klägers und 
Appellanten die Keibzuchtswohnung an. einen Drits 
‚ ten zu vermiethen, ald unftatthaft zu verwerfen, 
dahingegen aber derfelbe wohl befugt fei, das zum 
Altentheile verfchriebene Feld» und Gartenland an 
Andere zu verpadhtenz; es Fönnte und wollte denn 
der Bellagte und Appellat binnen einer jechöwöchent- 
lichen Prajudicial⸗Friſt, und vorbehältlich des Ge⸗ 
genbeweifes, rechtlicher Gebühr nach, darthun: 


geftalten es in der dortigen Gegend, und 
namentlich in dem Dorfe Radenbeck, durch 
rechtliche Gewohnheit und Obfervanz, herge— 
bracht fei, daß die auf die Xeibzucht gegangenen 
Interimswirthe, wenn fie fi auch Dazu nicht 
befonder8 verbindlid gemacht haben, nad) 
Kräften im Hofe und zu. deffen Beften mitzus 
arbeiten verbunden find, und durch ihr Weg- 
ziehen von der Stelle den ganzen ihnen ver: 
fchriebenen Altentheil verlieren, 


fo erginge andergeftalt weiter was Rechten. Com- 
pensatis expensis hujus instantiae. Ä 


Berlegt von Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 
 Gedrudt bei A. Pocwitz in Stabe. 














für das Königreich Sannover. 


1842. XVII Jahrgang. IL. Sf. NE 1. 





Abhandlungen und Nechtsfälle. 


I. Abhandlung auf Beranfaffung eines Rechtsfalles, 
betreffend die Accerefcenz eines Legats im 
Zeftamente weil. — J. W. J. B. 
zu E. 

(Mitgetheilt vom Hrn. Dr. d. R. W. Mejer zu Clausthal.) 


8. 1. 
Rechtsfall. 
Der Bürgermeifter B. zu €. hat am 23. Mai 1829 ein 


Teſtament gemacht, welches nach feinem Tode publicirt und 
2000: XVII. Heft IL 
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unangefochten geblieben if, foweit es bie darin gemachten * 


Erbeseinfegungen und Legate betrifft. In demfelben ift 
in Bezug auf andere legtwillige Verfügungen ein Nachtrag 


eonfirmirt, der, von demjelben Datum, fich unter den wich . 


tigften Papieren des Erblafferd vorgefunden hat und eben: 
fall8 von allen Betheiligten anerkannt worden if. In 
diefem Nachtrage findet ſich folgende Stelle zwiſchen ver 
Beitimmung unter dem Buchftaben c., durch die eine indivi⸗ 
duelle Sache zum Legat ausgefegt, und ber Beftimmung 
unter dem Buchftaben e., durch welche eine Fleine Summe 
Geldes als Legat vergabt ift: 

„d. den beiden Kindern des verftorbenen Bruders 

Ludwig in 2. prälegire ich 1200 «PB, wovon der 


- Cohn irf Amerika 500.$ und die Schwefter 700 .$ 


erhält, in vollwichtigem Golde.« 

Bon diefen bedachten Perjonen ift Die Lebtgenannte 
(die Tochter des verftorbenen Bruders Ludwig) vor dem 
Zeftator verftorben, hat aljo ven Anfall des Legates nicht —— 

Es entſteht nun die Frage: 

Accreſciret Die Summe von 700 «B Gold, welche der 





vor dem Teftator verftorbenen Legatarin zugebadht war, 


dem Gollegatar zu den ihm ausgefekten 500 «PB Gold? 


oder fällt das der a zugedadhte in die Maffe der 


Erbſchaſt zuruͤck? 
Die Beantwortung dieſer Frage iſt der Gegenſtand 
dieſer ————— 

8. 2. — 


Vorlaͤufige Anſicht. 


| Es iſt natuͤrlich und angemeſſen, daß auch der Richt 
jurift fich eine vorläufige, vernünftige Anficht von dem 


Falle zu bilden fuche, und aus ihr geht gemeiniglich die 


Differenz zwifchen dem pofitiven Rechte und der lebendigen 


t 


—— 


Rechtsbildung in ber Nation am ſicherſten hervor. Im. 
vorliegender Sache aber. macht fie die Nothwendigkeit po⸗ 
fitiver Legislation fühlbar. 

- Das Teftament felbft giebt an feiner Stelle irgend 
eine Aushülfe bei jenen Fragen. Es findet fi in demſel⸗ 
ben und dem Nachtrage feine Yeußerung über den Wall, 
daß ein Legatar oder daß ein Gollegatar vor dem Erblaf- 
fer mit Tode abgehen werde; der Teſtator hat weder feine 
Worte interpretirt, noch durch Subftitution geholfen. 

Der Ausdrud »Prälegat« giebt eben fo wenig, 
wozu er auch ohnehin Faum geeignet fein, könnte, einen 
Bingerzeig über die Meinung des Teftators in jenem Falle. 
Denn er hat alle Xegate an Erben überhaupt PBrälegate 
genannt und das Wort offenbar in dem Sinne genom: 
men, daß fie von der Maffe vorweg abgezogen und feinem 
der einzelnen Erben zur Laſt gelegt werden follen. 
Diefen Sinn hat aud) wohl ein befonderer deshalb hinzu: 
gefügter Sat, welcher übrigens in der Dispofition tiber: 
flüffig erſcheint. Es ift. nämlid in dem Nachtrage sub 
Litera k. noch beſonders gefagt worden : 

„K. diefe Legate verändern die in dem Teftamente 
beftimmte Erbportion nicht, vielmehr gehet das Ber 

- machte der Erbportion hinzu.« 

In dem VBermächtniffe unter d., welches den Gegen: 
ftand diefes Aufſatzes bildet, find nun zuvörderit Die beiden 
Geſchwiſter-Kinder des Ludwig, zufammengefafit, mit 
41200 „P Gold Legat genannt worden. Hiernach wird 
man, abgefehen von Rechtsregeln, auf den Gedanken ge: 
leitet, daß der Erblafler die vollen 1200 „PB Gold als Le: 
gat den beiden Gefchwiftern zufammen und, falls eind da: 
von vorwegfterben follte,. dem Ueberlebenden vermacht habe. 
' Ein außer dem Teftamente liegender Grund von bloß 

| j* 


q 
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moralifchem Gewichte möchte auch darin befunden werden, | 
daß der Teſtator ſich bei feinen Lebzeiten dieſer Bruders⸗ 


finder vorzugsweile angenommen und den Sohn (jet in 
Amerika) viele Jahre in feinem Haufe erhalten und: erzo⸗ 
gen hat. Bei folchen Borausfegungen erichiene‘ dann ber 
bloß natürlichen Anficht die Vertheilung zwiſchen dem 
Bruderd:Sohne und der Bruders-Tochter zu 500 und 
700 Gold als eine auf den Fall getroffene Theilung, 
daß beide Legatare den Anfall überleben würden. Da zur 
Zeit der Teſtaments⸗-Errichtung die Collegatarin angeblich 
fchon fehr Fränflic und an einer unheilbaren Auszehrung 
leidend war; ihr ein anderer gleich naher oder näherer In- 
teſtat⸗ Erbe, als ihr Bruder, auch nicht zur Seite ftand, 


deögleichen ihr Ableben unverehelicht und ohne Defcendenz 


mit großer Wahrfcheinlichfeit vorauszufegen ftand, und der 
Zeftator alle diefe Umſtände kannte: fo dürfte für feine 
Meinung wohl am Natürlichften Die angenommen werben, 
daß im Falle des Borverfterbeng feiner unter d. genannten 


Bruders-Tochter der dadurch vacant werdende Theil jener- 


4200 Gold dem Bruder derfelben in — ceie 
ren ſolle. 

Dagegen redet wiederum die beſtimmte A ————— 
in 300 und 700 «P, wenngleich anſcheinend mit wenigerm 


Gewichte. Allein alle obigen. Gründe laffen, wie man ſich 


nicht verbergen fann, die Sache fehr fchwanfend, da man 
Immer nicht. gewiß weiß, welche Abfiht der Teftator 
gebegt habe; und es erjcheint daher eine Prüfung ber 
Rechte in dieſem Falle auch dem Laien unentbehrlid. 
8. 3. 
' Bweifele-Gründe. 
Geht man von dieſer vorläufigen, unwiſſenſchaftlichen 
Anſicht zu der Frage über, was darüber entweder in 


* 


I 
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ausdruͤcklichen Geſetzen oder in feſtſtehender Confequenz ber 
Rechtswiſſenſchaft beftimmt ſei: fo ‘trifft man auf eine 
der ftreitigften Fragen des gemeinen Rechts, über welche 
auch in unferer vaterländifchen Geſetzgebung Feine Entfcheiz . 
dung, felbft bei unferen Braftifeen (von PBufendorf, 
Strube, Hagemann ıc.) fein Präjubiz, das ein fiche: 


red Anhalten darböte, zu finden if. Es bleibt daher 


nichts übrig, als fi) in diefe Streitfrage einzulaf- 
fen, und derfelben hier zum Zwede der Ueberzeugung eine 


umfängliche Auseinanderfegung zu widmen. 


Sie ift eine von den Streitfragen, welche in älterer 
und auch in neuefter Kit viel behandelt ift. 


- Diejenigen wichtigeren Säge, welche hier vorangefchidt 
werden müflen, find folgende: Collegatare haben unter ein= 
ander ein Accrefcenz:Recht; wenn fie, ohne Verbindung zu 


- einem Redeſatze im -Teftamente, auf einen und benfelben 


Gegenftand, ungetheilt, angewiefen find. Diefer Fall Tiegt 


hier nicht vor und ift bei Gelpfummen, welche legirt find, 


überhaupt nicht anders zu erwarten, als wenn der Tefta- 
tor mittelft genauen Ausdruds Died anorbnet. Berner 
accrefeiet, ein vacanted Legat dem Collegatar, wenn dieſer 


und ber mwegfallende Legatar ſowohl durch den ungetheil 
“ten Öegenftand, als durch ‚ein und denjelben Rede: 


fa im Teftamente verbunden find, 3. B. Eajus und Se 
jus follen mein Haus haben. Diefer Fall würde eingetre: 
ten, fein im Borliegenden, wenn der Teftator die Theilung 
unter feinen Legataren nicht vorgenommen hätte. Der 
Sat: »den beiden Kindern des verftorbenen Bruders Lud- 
wig in Zautenthal prälegive ich 1200 «PB» — vereinigt Die 
felben re et verbis; aber die Theilung in 500 und 700 «P 
macht dann wieder eine Menderung. 


Er 


Es bleiben nämlich diejenigen Gollegatare noch zu bes 


trachten übrig, welche zwar mittelft deſſelben Redeſatzes vers 
bunden, aber auf verfchienene Dinge, die ihnen legirt wor⸗ 
den, angemiefen find, und zu dieſen verfchiedenen Dins 
gen zählen nun die römifchen Rechtsquellen auch die Theile, 


welche der Teftator bei Nennung einer Cache over Summe 


des Legats, ausgefprohen hat. Don folchen Bollegas 
taren fagt man, fie feien bloß wörtlich mit einander ver 
bunden, d. i. fie feien im Weſen der Sache gar nicht, fons 
dern bloß, etwa der Kürze wegen, in einem Redeſatze mit 
einander genannt (verbis tantum). Der Teſtator bat 
nämlich) das ſcheinbare Band unter ihnen mittelft der Thei- 
lung ausdrüdlich zerfchnitten. | 
Die bloß wörtlid) mit einander verbundenen Legatare 
werben nun von vielen Rechtögelehrten zur Accreſcenz nicht 
berufen; wohl aber von anderen, Die der entgegengefeßten 
Meinung find. .Diefe Art der Collegatare zur gegenfeltis 
gen Accreſcenz zuzulaffen, werden befonders folgende wife 
fenfchaftliche Beweisführungen angewandt: 
vgl. hierbei J. A. Bach, de jure accresc. (opuse. 
VIII. p. 323. seqq.) 8. 15. 
‘ Heisler, de jure accrescendi in legat. $. 1. 
seq. 


J 


Baumeiſter, Anwachſ. R. d. M. €. 8. 25. S. 226. ffı. 


Mayer, das Recht der A ©. 179. ff. bis 
©. 230. 
desgl. Mühlenbrud, Band. 8. 790.) | 
1. Es ift, nach der Meinung diefer Juriften, der Na⸗ 


tur der Sache überhaupt angemeffen, daß ein Teſtator 


ſich dieienigen Perfonen in einer nähern Verbindung zus 
ſammen denkt, welche er in einem Redeſatze angeführt; 
wenn alſo Perſonen, die auf eine und dieſelbe Sache in 





Be 


verſchiedenen Redeſaͤtzen mit einem Bermädhtniffe begabt 
find, ald verbumdene und zur Anwachfung berechtigte an- 
gefehen werben: fo muß dies ebenfo bei bloß wörtlich ver⸗ 


bundenen der Fall fein; umfomehr aber bei folchen bloß 


wörtlich verbundenen Collegataren, deren Realverbindung 
lediglich durch eine Theilung der Summe oder Sache 
aufgehoben iſt. Diefen Grund fcheint Juftinian felbft zu 
unterftügen, indem er in der bei diefer Xehre als umge ' 
ftaltendeö Geſetz geltenden 
l. un. Cod. de caducis toll. 6. 51. 

un 8. 10. fagt: »conjuncti quidem propter unitatem 
serinnnis quasi in unum corpus redacti sunt et 
parte: ı conjunctorum sibi heredem quasi suam prae- 
occupant.« (Verbundene find durch vereinten Rebefaß 
gleichfam in ein Wefen gebracht und nehmen den Theil 
der ihnen verbundenen Erben wie ihnen gehörig, vor- 
weg»). Alſo hat der Kaifer der Einheit des Redeſatzes 
bier ein ungemeines Gewicht eingeräumt; und es dürfte 
diefer von Erben redende Satz wohl eben fo natürlich 
von Zegataren gebraucht werben. 

I. Es ift anzunehmen, meinen jene Rechtögelehr: 
ten ferner daß das papifche Geſetz, welches befanntlich zur 
Zeit der klaſſiſchen Juriſten einen integrirenden Theil der 
l. Julia et Papia Poppaea ausmachte, im Augenblicke 
der Bandekten-Publication, im December 533, in’ Rüdficht 
der caduca noch galt. Denn es tft und außer der be 
rühmten 1. un. C. de caducis toll. 6. 51. durch welche 
die caduca und in causa caduci aufgehoben, die Wir: 
ungen des papifchen Geſetzes Damit auch bei der Accre— 
ſcenz der Legate befeitiget wurden, feine Thatfache der 
Aufhebung oder des. Abgangs dieſer Folge jenes zur Zeit 
ber klaſſtſchen Juriſten fo wichtigen Geſetzes befannt. Iſt 


Fo 


u 


"aber erft mittelft der eben citirten Verordnung Juſtinians 
vom 1. Sun. 534 die 1. Papia in Rüdfiht der caduca 
aufgehoben, hat fie noch zur Zeit der. Pandecten-Concep⸗ 

tion und Promulgation gegolten: fo brauchet man ſich auch 
gar nicht bei der Interpretation und etwanigen Wiberle- 
gung derjenigen Stellen der Pandecten aufzuhalten, 
welche nunmehr nach der ausdrücklichen Anordnung jener 
Eonftitution 1. un. C. eit. nicht mehr gelten. : 

Denn Juſtinian redet im 8. 11 1. un. C. cit. ganz 
allgemein von den Folgen der Conjunction bei Legataren 
und Fidei-Commiffaren. Wird ihnen, fagt er, etwas con- 
junctim hinterlaffen: fo follen fie alle daran Theil neh> 
men nad) der ihnen beftimmten Portion, und fällt ein 

Theil aus: fo fol diefer den übrigen angeboten werben: 
fo daß er mit feinen etwanigen Verbindlichkeiten ihnen 
accrefeirt. 

Juftinian unterfcheivet bei Diefem conjunctim ſchlecht⸗ 
bin feine Art der Conjunction; folglich muß er alle Ber 
bindungs=Acten gemeint haben, fowohl die in einer Sache, 
als in einem Redeſatze, als in beiden. Diefe Meinung 
hat beſonders Mayer, a. a.,D. mit einem großen Auf: 
ande interpretirender Gelehrfamfeit auszuführen geſucht. 

. III Dazu kommt, fagen die Anhänger biefer Mei⸗ 
nung, daß die Abtheilung einer Summe oder eines an- 

* dern Gegenftanded, der mehreren Gollegataren vermadht 
worden iſt, aldein gar unbedeutender, oft HOCLHUINLdee 
Zuſatz erfcheint. 

Wer z. B. zweien eine Summe vermacht und 7 
ſetzt zzur Hälfte« oder »zu gleichen Theilen«, hätte dies 
auch weglaſſen können; die Collegatare wuͤrden dennoch 
jeder die Hälfte erhalten haben. Selbſt wenn ein anderes 
TheilungsMerhältnig vom Leftator beliebt worden tft: 
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fo geſchieht dies mit einer Kürze, bei welcher in der 
That das Zufammen-Berbundenfein der Collegatare noch 


‚Immer viel: bedeutender erfcheint, als deren Trennung mit 


telft der Theil-Angabe. Man Tann daher auf eine foldhe 
Theilung fein jo großes Gewicht legen. — Es tft offen- 
bar, daß ſich Diefe Meinung an bie erfte (NE 1.) anfchließt. — 

Aber es giebt eine Stelle führt man fernerweit an, 
welche ohnehin die Unbedeutenheit einer folchen Theilung 
nachweijet. Dies ift die 1. 16. 8. 2. D. de legatis I. 
(30). Pomponius führt dafelbft in feinem Commentar 


„zum Sabinus ein Beifpiel vor: 


»MWenn dem Titius und Ungebornen etwas vermacht 
»ift, ein Ungeborner, : welchen der Teftator gemeint hat, 
vaber gar nicht geboren wird: fo wird Titius das Ganze 
erhalten. Aber felbft wenn der Teftator dem Titius und 
»dem Ungebornen Kopftheile hatte geben wollen, ja Dies 
»ausgedrüdt hatte: fo muß dennoch Titius das Ganze 
»haben, falls ein folcher Ungeborner nicht geboren wird.« 

Hier jagt man ift der Fall geſetzt, daß der Erblafler 
zwifchen dem Titius und den noch ungebornen- Collegata⸗ 
ven Kopftheile ausgedrückt hätte; aber, dennoch ſoll 
diefe Abtheilung nicht eine Trennung zwifchen Titius 
und den Pofthumen fein, fondern wenn fie gar nicht geboren. 


‚werben, fol Titius das Ganze haben. 


Mithin fchließt die Theilangabe unter den Berbundenen 
die Accreſcenz nicht aus. Es ift dies folglich fogar eine 
Pandeftenftele, welche für Diefe erfte Meinung ftreitets 

IV. Endlich wird für diefelbe auch noch eine Ställe 
des Paulus aus den Pandekten angeführt: — J. 89. D. 
de legatis III. (32.) die auch mit 1. 142. D. de V. 5. 
vielleicht unmittelbar zufammenhängt. Paulus hat in je 


. ner Stelle gefagt: 
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»Gegenſtaͤndlich verbunden, nicht auch woͤrtlich, find 
»zwei, denen getrennt die ſelbe Sache vermacht wird. Fer⸗ 
»ner wörtlich, nicht gegenftändlich: »»Dem Titius und Se⸗ 
»vjus vermache ich das Grundſtück zu gleichen Theilen««, 
weil fortwährend die Legatare dann nur ihre Theile ha⸗ 
ben. Borgezogen wird nun allerdings den übrigen der ge⸗ 
genftändlich und auch zugleich wörtlich Verbundene; ift ei⸗ 
„ner bloß gegenftändlich. verbunden, fo geht er ficherlich 
nicht vor. Wenn Jemand aber zwar wörtlich, jedoch 
nicht gegenftändlich verbunden ift, ſo frägt es fi, ober 
»vorgehe? Doch richtiger ift, er gehe vor.« 

Hier fagt Paulus Har, der blos wörtlich Verbundene, 
alfo namentlich durch Theil-Angabe von der RealiBerbin- 
dung Abgefchnittene, werde für verbunden gehalten und 
„gehe in dem erlebigten Theile des Collegatard vor. Mit: 
hin bebarf es Feines weitern Beweiſes dafür, daß die 
verbis tantum conjuncti auf die Accreſcenz haben. 

Mindeftens müffen aber hieraus die erheblichften Zwei⸗ 
fel gegen den Accreſcenz⸗Ausfchluß bei Dich wörtlich ver 
bundenen Legataren entfichen. 

(Fortſetzung folgt.) 


— — 








11. Heimgefallene Meiergüter dürfen von den Guts⸗ 

‚ herren, insbefondere in dem Herzogthume Bres 

men und Verden, nicht eingezogen, auch bei 

» Verleihung an einen neuen Riegemann bemfel- 

: ben Feine härtere Bedingungen ober Dayee 
Praeftationen auferlegt werden, 





Son nach gemeinen Rechten und der Natur des Meyer 
weſens darf der Gutsherr ein Meyergut felbft nad) dem 
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Ausgange der Familie des erſten Erwerbers des Meyerrechts 
nicht einziehen, ja nicht einmal verringern. Er darf auch 
dem neuen Riegemann keine härtere Bedingungen auflegen 
als dem früheren. 

Im F. Calenberg ift zwar in dem Gandersheimſchen 
Landtages Abfchiene von 1601, Art. 24. die Einziehung ded 
Colonats »zu feiner felbft eigenem Behuf« geftattet, allein 
Bufendorf bezeugt im vierten Theile feiner Obſerva⸗ 
tionen, Obf. 186, daß K. Ober: Appellationg= Gericht jene 
Stelle des Landtags-Abſchieds dahin auslege, daß die Bes 
fugniß auf den casum necessitatis befchränft fei. 

In dem Herzogthume Bremen und Verden kann es 
noch viel weniger bezweifelt werden, daß heimgefallene 
Meiergüter von den Gutsherren nicht eingezogen werben 
dürfen, weil ausdrückliche Vorfchriften in den Landes⸗Re⸗ 
cefien, weit entfernt, das gemeine Recht aufzuheben oder 
zu beſchränken, daſſelbe vielmehr nur noch mehr beftätigen, 

Ss heißt es namentlich in dem Verdenfchen Landtags⸗ 
Abſchiede vom 30. Iuli 1593: in Bezug auf die dem 
Gutsherrn geftattete SEID Ieaon ee — 
nenzien: 

jedoch mit dieſer ausdruͤcklichen Veſcheidenheit, bob 
ed wiederum in PBauerpflicht gebracht, auch dem 
gnädigen Landes⸗-⸗Herrn, Gutgherren und gemeinem 
Stifte das ihre davon begegnen und wieberfahren 
möge. 

Diefe Beftimmung ift auch auf den Ball angewandt, 
wenn ein Gutsherr gewiſſe Meyerhöfe mit feinem Gute 
vereinigen wollte. 

Deinde — bezeugt Pufendorf, Obs. jur. 
°- T. IH. 0.38. — a0 1614 in com! itiis Provin- 
cialibus Status aegre tulerunt, quod quidam 





Se 


‘praedii nobilis possessor curias nonnullas co- 
lonarias cum praedio suo conjunxisset, quod 
quoniam ob functiones publicas et tributa in 
commune incommodum tenderet, negarunt 
sine suo et Capituli consensu fieri posse. 
Sed quanquam tum possessor paratus esset, 
ut quaecunque reip. et Capitulo deberentur, 
praestaret, tamen Status eo non acquieve- 
runt, sed postularunt ex Recessu a 1593 
agros in pristinum statuın restitui. 

In dem Bremenſchen Commiſſtions-⸗Receß v. 3. 1692 

heißt es 8. 17.: 

Gleich auch zum 17ten laut des 28. Punkts der 
Inſtruction die vielen unbefegten Höfe, jo der Adel 
hie und da im Lande hat, und von welchen bie- 
felben nur 6 Thl. jährlicdy contribuiren, im übrigen. 
aber folche beide von Einquartirung und andern 
Oneribus bisher frei geweſen, eine Mit: Urfache 
ſeyn, daß die Eontribution theild Drten im Nach⸗ 
ftande verblieben, weil die Laft dadurch fo viel mehr 
auf die übrige befegte Höfe ankommt, höchft gedachte 
Ihro Koͤnigl? Majeftät aber auch foldhen Mißbrauch 
gern remedirt wiſſen wollen, zumalen durch deren 
Wiederbeſetzung nicht allein denen annoch beſetzten 
Höfen die Laft -erleichtert, fondern auch das Land 
jo viel mehr peuplirt wird; Als ift nach genauer 
lleberlegung des Werks für dienlich befunden wor: 
ben, denem Eigenthümern folcher unbefegter Höfe 
eine gewiffe Zeit, und zwar von 3 Jahren zu präs 
figiren, in welchen alle diejenigen, fo des VBermö- 
gend ſeyn, daß fie es thun Können, dieſelben wie⸗ 
der bemeyern follen, geftalt denn folcher Terminus 
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hiedurch verordnet wird, mit der ausdruͤcklichen 
Commination, daß, wer in bemeldeter Zeit, welche 
a dato dieſes Receſſes anzurechnen iſt, ſeine unbe⸗ 
ſetzten Höfe nicht wiederum bemeyern wüͤrde, her⸗ 
nach davon denen beſetzten gleich beides die voͤllige 
Contribution und Einquartirung, auch ander Onera 
davon abzutragen haben ſolle. Wie denn zu der 
Königl. Regierung Vorſorge verſtellet wird, daß 
folcher fürgefegter Terminus stricte obſervirt 
werde, welcher jedoch nach höchſt ermeldeter J. K. 
M. gnädigſten Reſolution daneben frey verbleibet, 
denen revera unvermoͤgenden vorkommenden Um⸗ 
ſtaͤnden nach einige bedürfende Verlängerung des 
Termini zu gönnen und nachgugeben; wobey denn 
J. K. M. auch der gnädigften Meinung feyn, da 
einige unbemeyerte Höfe in dero Aemtern und 
Klöftern fich befinden mögten, bey dero Cammer bie 
Anftalt verfügen zu laſſen, daß aud) auf deren Wie: 
derbeſetzung mit Ernft gedacht werben folle. 

Die Regel wird noch mehr beftärkt durch die fpecielle 
Ausnahme und die Art und Weife, wie foldhe vom 
Landesherrn befchränft ift, in dem privilegio special. . 
VD. u. ver K. Erläuterung v. 20. Mai 1663. 

In dem privilegio special. VII. heißt es: 

Daß einem vom Abel, der fonit im Lande 
feinen Sit und Wohnung hat, jedoch ein 
Land⸗Stand ift, frei ftehen folle, von feinen Gütern . 
einen Meyerhof zur Wohnung aptiren zu laffen, 
und folden mit Dach und Sad, fammt dazu gehös' 
tigen Ländereyen ohne Schag und Befchwerung zu 

beſitzen, er dagegen aber ſchuldig feyn, drey neue Kä- 
ther an felbigemOrte in den Schatz hinwieder zu bringen. 
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Dieſes wird in der Kintgl. Erläuterung: vom 20. Mai 
1663, jedody mit der Einfchränfung beftätigt, daß derſelbe 
(sel. der Meterhof,) wenn der vom Adel ohne Erben ver: 
ftürbe, feiner Wittwen nur allein, und zwar wenn er der— 
felben folchergeftalt verfchrieben zum Wittibthum gelaffen, 
oder auch neben feinen Sitz einen Meyerhof für. feine Che: 
frau; zum Wohnhofe anrichten laffen, um daß fie auf fei- 
nen Todes-Falle denfelben nachgehends als einen Wittwen⸗ 
Sitz ad dies vitae bewohnen möge, nach deren Tod 
aber wieder zum Meierhofe gemadht, imgleichen, 
wann ein Rittere-Mann, der allſchon einen adelichen Sitz 
hätte, dergleichen frengemachte Meyerhöfe Fünftig erbte, er⸗ 
faufte oder fonft an fich brächte, und foldje dennoch zum 
Sitze nicht nöthig hätte, oder gebrauchen könnte, dieſelbe 
. Höfe alddann wieder zu ihrer vorigen Condition 
gezogen werden, und dasjenige was andere Meyergü- 
ter tragen, nad) wie vor zu präftiren gehalten ſeyn, und 
alfo der vorhin gehabten Freiheit ſich keinerley Weiſe zu 
erfreuen haben ſollen. 


Endlich ertheilt auch die ältere Untergerichte Ordnung 


vom 5. Novbr. 1753, deren Beſtimmungen in ſoweit ſie 
das materielle Recht betreffen, nach Emanirung der neuen 
Proceß⸗Ordnung für die Untergerichte, ihre Gültigkeit. nicht 
verloren haben; wenn gleich nur für den Bau dee durch 
Goncurs herbeigeführten Abmeierung, - Cap. XII. S 4, 
dem Gutsheren vor der Ermiflion des Cridars nur die al: 
ternative Befugniß: 

ob er ralione des Meyer⸗Guts, einen andern 


Wirth fofort beftellen, oder den zeitigen Cridarum 


dabei belafien — — — — wolle. | 
Megen der Gebäude giebt fie dem Gutsheren zwar 
das Recht, folche, in foweit fle dem Cridar gehören erga 
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taxatum anzunehmen oder auf deren Abbruch zu beftehen. 
Dadurch ift dem Gutöheren aber im erften Balle durchaus 
nicht die Befugniß beigelegt, den Hof mit feinem Gute 
zu vereinigen, oder auf andere Weife, als durch abermalige 
Verleihung zu Meierrechte an einen neuen Riegemann zu 
benuten. Die Regel des gemeinen Meierrechts, daß es 
nicht geftattet fei, dem neuen Meter härtere Bedingungen, 
höhere Laften und Präftätionen ald dem früheren Colono 
aufzuerlegen, (cf. Hagemann, Landwirthfchaftsrecht, 8. 278. 
S. 531) ift: durch die ProvinzialsGefeßgebung eben fo 
"wenig befchränft und findet vielmehr eine unterftügende 
Anerfennung darin, daß es in ber 
Berordnung vom 2. Juni 1693 (Pol.⸗Ordn. I. ©. 322. 

| generet heißet: 

— — So wird im Namen allerhoͤchſtgemeldeter 

Ihr. Königl. Majeſt. Unſers allergnädigften Königs 
und Herrn, ein vor allemal hiemit alles Ernſtes 
verboten, daß der Guts⸗-Herrn Meyer mit feines an⸗ 
dernvon Alters ihnen nit ineumbirenden 
noch gewöhnlichen onere und praestationen von. 
niemand follen beleget werben. — — — — 


ill. Praejudicrum ‚des vormaligen K. Weftphäs 
liſchen Appellationghofes zu Celle, wornad nur 
eine fchwanger zurlidgelaffene Braut, nicht aber 
eine bios unzüchtig gelebte umd den concu- 
bitum antisipirte Perfon ihren verftorbenen 
Bräutigam beerben Fann. 

Ä (Mitgetheilt von dem Herrn Advocaten Th. Befte in Celle.) 


+‘; 


Dieter Appellationshof oder gegenwärtig das Königliche 
Ober⸗Appellations⸗Gericht zu Celle entſchied unterm 30. 


— 16 — 
Januar 1811, in Sachen des Hauswirths Schutte Ehe: 
frau, Appellantin, wider die Witwe Schuls, nachmals vers 
ehelichte Borgers, Appellatin, in puncto fraternae he- 
reditatis, folgender Maaße: 
Alldieweilen der in dem rescripto a quo der 
Appellatin auferlegte Erfiilungseid fi in allem 
Betrachte ald völlig unzuläffig darftellt, angefehen 
die Appellatin durch die einliche Beftärkung einer 
von ihr unternommenen unerlaubten und ftrafbaren 
Handlung fich Feine Succeffions-Rechte hat erwer⸗ 
ben fönnen, mithin es zur Entfcheidung der Sache 
überall nicht beiträgt, ob der angeblich anticipirte 
concubitus mit dem defuncto in Gewißheit ge 
feßt worden oder nicht; hiernächſt aber der Appel 
latin an fich irgend ein Inteſtat-Erbrecht vor der 
‚Appellantin, der leiblichen Schwefter des weil. 3. H. 
Meyer, ihres Bräutigamd nicht beigelegt werben 
fann, die in der Eheftiftung vom 14. Ian. 1808 
enthaltene Clauſel: Längft Leib längft Gut, auch 
nur in Bezug auf die Fünftig noch zu vollziehende 
Ehe verabredet worden; mithin in fofern ein be 
dingtes pactum successionis involvirt, deſſen 
Bedingung gleichwohl durch den Tod des Bräuti- 
gams hat unerfüllt bleiben müffen, als ift in allen 
diefen Rüchfihten vom Richter voriger Inftanz übel 
gefprochen und, wohl appellitt, und wird Daher mit 
gänzlicher Beifeitefegung de8 rescripti a quo viel 
mehr das Erfenntniß erfter Inftanz wieder hergeſtellt. 


Berlegt von Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 
Gedruckt bei A, Podwig in Stade. | 





Juriſtiſche Beitung 


für das Königreich Sannover. 
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1. Refeript der Königlichen Landdroſtei zu Stade, 
vom 1. Februar 1841, an das Kirchſpielsge⸗ 
richt zu **; die Gebühren der Kirchfpielfchreis 
ber in Official» Sachen, namentlich in Steuer, 
und Militair⸗Sachen betreffend. 





Wir eroͤffnen den Richfpielögerichten auf die Remonſtra⸗ 
tion des Kirchfpieldgerichtd zu Ofter-Ihlienworth, gegen 
unfere Verfügung vom 16. Juli 1839, die Erhebung von 
Gebühren in Officialſachen betr., daß nach den hier vor: 
handenen Acten fämmtliche Officialgefchäfte in Verwal⸗ 
tungsfachen, nicht allein von den Gerichtsmitgliedern, ſon⸗ 
bern auch von den Kicchfpielöfchreibern gebührenfrei und - 
nur gegen Erfah der Eopialien früher haben beforgt wer: 
den müffen, und daher bie Berechnung von Gebühren da- 
für nicht anders als unzuläffig angefehen werden kann. 
Hievon aber auch abgefehen, fo können Wir die vom meh- 
teren der dortigen Kirchfpielögerichte ausgejprochene An— 
ficht keinesweges billigen, nach welcher der Kirchſpielsſchrei— 
ber, weil berfelbe Feine fefte Befoldung bezieht, jede Arbeit 
fol vergütet verlangen können, womit man Die amalogtiche 
‘ Anwendung von Sägen der Sportelntare oder gar bie 
wilfführliche Annahme von Säten,. welche fi) gar nicht 
in der Tare finden, wie foldhes von den mehrften für Die 
* bezeichneten DOfficialgefchäfte erhobenen Gebühren hat 

Sabeg. XVII. Heft II. 2 
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- eingeräumt werben müflen, zu rechtfertigen gefucht hat. Der 
Kirchfpielsfchreiber ift ganz in derfelben Lage, wie jeber 
auf Sporteln Angeftellte und hat demgemäß fämmtliche 
- Gefchäfte gegen den Genuß der nach der Sportelntare für 
einzelne Gefchäfte zuläffigen Vergütungen zu beforgen. Es 
fteht ihm aber nicht das Recht zu, die Sportelnfäbe beliebig 
audzudehnen, oder gar neue zu bilden, vielmehr kann ein 
Zuwachs neuer durch die Sportelntare nicht getroffener 
Geſchäfte mur aus Gründen der Billigfeit einen Grund 
abgeben, die Sportelntare unter höherer Genehmigung zu 
verbollftändigen oder eine Entſchaͤdigung in Pauſch und 
Bogen dafür zu verwilligen. * 


Wenn wir hiernach alſo die Erhebung von Gebuͤhren 
für die zur öffentlichen Verwaltung gehörigen Gegenſtaͤnde, 
namentlich für Steuer: und Militairfachen, nad) Sägen, welche 
fih in der Sportelntare gar nicht finden, oder für ganz 
andere Gefchäfte beftimmt find, für unzuläffig und ftraf- 
bar erklären, wollen Wir doch in Berüdfichtigung, daß 
- folches bisher geichehen, geftatten, daß der Kirchſpiels⸗ 
fehreiber für die Beforgung jener Gefchäfte, infofern ein 
Kirchfpiel e8 nicht vorziehen follte, dafür eine Entſchaͤdigung 
im Ganzen auszuſetzen, die auf der Anlage verzeichneten 
Gebühren bis auf Weiteres aus der Kirchfpielscafie bezieht, 
unter der Vorausfegung jedoch, daß die Gemeinde damit 
einverftanden if. Dagegen machen wir ben dortigen 
Kirchfpielögerichten zur Pflicht, die Sportelntaren nicht 
nur felbft genau zu beachten, fondern auch auf deren Be: 
adıtung von den Kirchfpieldfchreibern ſtreng zu halten, na- 
mentlic aber nicht zuzulafien, daß Säbe der Sportelntare 
auf andere al8 bie darin bezeichneten Gefchäfte ausgedehnt 
oder Gebühren nad) Sägen erhoben werben, welche gar 


’ 
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nicht im den im Jahre 1834 — Sportelntaren 
ftehen. 
Stade, den 1. — 1841. 


Königliche Landdroſtei. 
: v. Marſchalck. 


das Kirchipiels-Gericht * * 


2. Sportelntare für die Kirchfpielsfchreiber bei den 
Kirchfpielsgerichten im Lande Hadeln bei ©e- 
genftänven der. öffentlichen Verwaltung, nament: 
lich bei Steuer: und Militairfachen. 


| | IH \«P 

1. Für einen einfachen Ueberfendungsbericht 6 
2. Für einen Bericht in welchem ein Gegenftand 
ausführlich erläutert und begutachtet wird 

6 8 bis |16 
3. Für ein einfaches Requiſitions⸗ oder Ueber 

fendungsfhreiten — — — — — 6 
E. Tür ein weitläuftiges Requifitiond- oder Ue⸗ 

berfendungsfchreiben — .— — 6 3 bie | 12 


5. Für Aufftelung der Liſten der Perfonen-, Ein 
fommen= und ©ewerbefteuer bei Haupt und 
Mutationshefchreibungen für jenen Bogen 6 

Die Vergütungen an Prosenten fallen in 
die Gemeinde:Eaffe. 

6. Für Aufftelung der Militairliſten nur die Co⸗ 
pialien vid. M 183. . | 

7. Für die Aufſtellung der Liſten für Vergütung 

der Bavalleriebequartierung, für den Bogen 4 
8. Fuͤr den Termin bei Yufnahme der Hauptbe | 
ſchreibung ‚der -Berfonenfleuer-Rollen u. f. w. 
(45 — — — — — |-lı 
2 


— 


HP. 
9. Für den Termin bei der Borumterfuchung fo 
wie bei der Militaie-Loofung — — — —|1 
10. Für die Bekanntmachung des Vorunterſuchungs⸗ 
termins — — — — — — — 6 


41. Für die Aufſtellung von Criminal⸗, Depoſital⸗ 
Concurs⸗, Vormundſchafts⸗ und ähnlichen Ta⸗ 
bellen, für den Bogen — — — — 4 

12. Für die Beiwohnung eines Termins in öffent: 
lichen Angelegenheiten foweit nicht dafür ein 
befonderer Satz beſtimmt RD — se —|n 

43. An Copialien ohne Unterfchied für den Bogen 121 

Stade, den 1. Februar 1841. 


Königliche Landdroſtei. 


Abhandlungen und Nechtsfälle. 


I. Abhandlung auf Veranlaffung eines — 
betreffend die Accrefcenz eines Legats 
Zeftamente weil. Bürgermeifters 3. W. 3. B. 
ue 

(Mitgetheilt vom Hrn. Dr. d. R. W. Mejer zu Clausthal.) 

(Bortfegung.) 
S. 4. 
Widerlegung der Zweifelsgruͤnde. 

Zul. Wenn Gründe aus der Natur der Sache herge⸗ 

nommen werben follen: fo muß biefe fo deutlich vorliegen, 

daß über die wahre Befchaffenheit verfelben gar Fein Zwei⸗ 
fel gehegt werden kann. Dies ift hier nicht der Fall. 

Der Teftator Tann die wörtliche Zufammenfaffung Mehre 

zer in einen Satz bloß aus Beſtreben nad) Kürze, ober 
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weil diefe Mehreren irgend wie fich feinen Gedanken zu⸗ 
fammen dargeftellt haben, beliebt haben. Daß er an eine 
Subftitution des Einen auf den Abgangsfall des Andern 
babei gedacht, ift keineswegs daraus mit Sicherheit herzus 
leiten. Die Real⸗Verbindung ohne Theilung giebt dagegen 
einen andern rund der Acerefcenz ab; denn fie verleiht 
ja jevem Eollegatare eine und biefelbe Sache, ganz; mit 
hin wird jeder von ihnen nur durch das Dafein eines ober. 
mehrerer Mittheilnehmer hierin gehemmt, und feine Rechte 
erweitern fich von felbft, fobald ein Collegatar wegfällt. 
Es ift hier ein ganz analoges Verhältnig, wie beim Erben 
der ſtets ex asse heres ift, wenn fein coheres ihn ein⸗ 
ſchraͤnkt. 

Die Worte Juſtinians in J. un. 8. 10. C. de cad. 
toll. 6. 51. reven von Erben, nicht von Legataren eines 
Teftatord. Bon jenen ein Schluß auf dieſe ift aber bei 
dem Accrefcenz= Rechte ein wefentlicher Sehler. Denn Er- 
ben find, fchon in der Erben-Qunlität, ſtets als re con- 
juncti zu betrachten, da file immer (wo nicht befondere : 
Ausnahmen eintreten) als auf die ganze Erbſchaft eventuell 
angewiefen erfcheinen und dieſe beim Wegfallen Anbrer 
ganz an fich ziehen können und müflen. Der verbis con- 
junctus heres ift alfo dem verbis tantum conjunctus 
legatarius gar nicht zu vergleichen. Juſtinian hat in 
Bezug auf die Legatare eine folche Neußerung nicht gemacht, 
welche ohnehin eine etwas Neues gebende Verordnung —, 
in feiner breiten und pomphaften Weife ganz anders ans 
. gefündiget fein würde. Nah 8. 8. J. 2, 205 desgl. 
l. 66. D. 28. 5; und 1. 80. D. 32. ift auch mit großer 
Mahrfcheinlichfeit anzunehmen, daß Suftintan bei den con- 
junctis immer nur an foldye denkt, welche nicht Durch 
teftgtorhiche Theilung wieder fepariet find. — Es ift mithin 


\ 
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jener Satz der 1. un. C. cit. gänzlich nicht auf bie 


Legatare und am wenigften bie verbis tantum conjunc- 


tos zu beziehen, fo wenig, wie die Ratur der Sade 
für den erften der obigen Gründe redet. 


Zu II. Suftinian gab die 1. un. C. de cad. tell. 


die natürlich bloß im Codex repetitae lectionis aufge 
nomnten {ft und alfo in den Pandecten noch nicht wirken 
tonnte, — am 1. Sun. 534, nicht volle 6 Monate 
nah Publication der Bandecten. Es iſt ſchon 
an ſich die hoͤchſte Unwahrſcheinlichkeit vorhanden, daß die 
übrigens im Laufe der Jahrhunderte von Auguſtus bie 
auf Suftinian immermehr in Abnahme kommende, dem 
Geifte des Chriftenthums, wie man Died damals und oft 
mißverftand, widerfprechende und auch fonft der Zeit uns 
" angemefiene 1. Julia et Papia Poppaea noch follte in 
demjenigen heile, der auf die Caducität und dabei auf 
die Legate fich bezog wirflich practifch geblieben fein. Ein 
fünfhundertjähriges, der Sitten nicht mehr entfprechenves 
und ftüdweife ſchon ausdruͤcklich abgefchafftes Geſetz wurde 
gewiß felbft nicht in Italien und Conftantinopel, nody we: 
niger in den Provinzen beobachtet; auch wenn es formell 
noch zum Theil unangerührt beftanden hätte. 

Hätte es aber noch practifche Kraft gehabt, fo wäre 
geradezu unerklärlich, warum Suftinian aus feinen im De: 
sember 533 publicirten Pandecten die Lehre von den ca- 
dueis und allen daran ſich fnüpfenden Lehren ausgelaffen 
hat. Diefe Gapitel des Privat: und zum Theil des öffent: 
lichen Rechts hätten gar nicht ausgelaffen werden fönnen 
nod dürfen, wenn der Gefehgeber fie nicht als unpraf- 
tiſch, als Theil des alten, von ihm abſichtlich aus: 
gelaffenen Rechts angefehen hätte. Diefe Aufllpt- in 
det nicht nur in Ihrem Innern’ Wefen und pielgmfäu 
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' Spuren ihre Beftätigung, fondern aud in Juftinians 
Worten 1. un. princ. c. 1. c. felöfl, da er die lex Pa- 
pia ſchon »von Borgängern verbefiert und durch Ge— 
wohnheit abgefchafft« nennt. Es kann ſich alfo de 
ten caducorum observatio x. nur auf Refte der In: 
terpretation von Seiten der Gerichte und Gelehrten beze- 
gen haben. Um diefe Refte aufzuheben, erließ Juſtinian 
die umfaflende Eonftitution de cadueis tollendis (Cod. 
6. 51.) 

Abgefehen hiervon müßte aber, auch wenn man dieſe Con⸗ 
ftitution als die erfte Urfache der förmlichen Abjchaf- 
fung der caduca und ald die Aufhebung alled damit di⸗ 
rect Zufammenhängenden betrachten wollte, dennoch alles . 
Dasjenige in den PBandeften gelten, was nicht in der ge- 
dachten 1. un. C. cit. abgeändert if. Denn es ift nicht 
bloß den allgemeinen Grundſätzen gemäß, fondern ded Ge: 
ſetzgebers ausdruͤcklich erflärter Wille, daß neben dem Co- 
dex repet. lect. die anderen Theile feiner Geſetz— 
gebung gelten follen, fofern nicht_ausdrüdlich durch eine 
fpätere Berordnung frühere Beftimmungen aufgehoben 
feien. | 

Aus allem diefen folgt nothwendig, daß die Pandek—⸗ 

ten-Stellen, welche im vorliegenden Falle wegen Conjunc: 

tion der Legatare und Accreſcenz von Wichtigkeit fein wer: 
den, durch die 1. un. C. eit. nicht abgeichafft find. 
Es tritt aber dazu noch etwas Befonderes. | 
Die einzige aus der 1. un. C. cit. hierher zu ziehende 

Stelle (8. 1) welche eben berührt iſt, (mo nämlich das 

„conjunctim“‘ fcheinbar auf alle Arten der Conjunction 

bezogen wird,) redet ganz allgemein und ohne irgend einen 

früheren Unterſchied per verfchiedenen Conjunctionen auf- 
zuheben. Ohnehin iſt zu vermuthen, daß Juftinian be 


Fa 
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diefem Conjunctim den Sinn dieſes Wortes aus den 


von ihm publicirten mftitutionen 8. 8. J. de lega- 
tis (2. 20.) meinte, in denen conjunctim bloß für re et 
“ verbis conjunctis gebraucht iſt, die verbis tantum 
conjuneti aber bei diefem Worte gar nicht vorkommen.) 


Dan kann alfo nicht erfennen, an welche Arten der Ver⸗ 


bundenheit der Kaiſer gedacht habe. Man fteht jedenfalls, 
daß er feine derfelben befonders berührt und daß er des 
halb die dahin gehörigen Lehren beim Alten gelaſſen hat. 
Man erinnere ſich auch, daß jede allgemeine lex correc- 
toria die fpeciellen Beftimmungen des vorhergehenden 
Rechts nicht aufhebt. — Der aus dem lIegislatorifchen 
Berhältniffe zwifhen der 1. un. C. de caducis toll und 
den Pandecten hergenommene Grund für die Accrefcenz 
unter den bloß wörtlich verbundenen Collegataren erfcheint 
daher völlig unhaltbar. ! 

Zu III. Die Ausprüde »zu gleichen Theilen« . ober 
»zur Hälfte« find bei fonftigen Conjunctionen der Colle⸗ 
gatare freilich fehr Furz, und es kann etwas auffallend 
ſcheinen, daß ihnen das rom. Recht eine fo beträchtliche 


Wirkung beigelegt hat. Allein daß dieſe nun einmal bei 


gelegt worden und die fonft re et verbis conjunctos zu 


verbis tantum conjunctis madıt, ift durch zahlreiche - 


Stellen der Rechtsquellen außer allem Zweifel. Es ift 
mithin in foweit dieſe Meinung ohne alle rechtliche Be 
deutung. Ohnehin ift der Satz nicht zu bezweifeln, daß 
oft eXpressa nocent, non eXpressa non nocent, d. i. 


mag der Disponent gevaht haben, was er will, fo hat 


dies feine Wirkung, falls er e8 nicht geäußert Hat. — 
Ohnehin ift im vorliegenden Fälle eine gar nicht Furze, 
fondern ganz ins Einzelne gehende Abtheilung der 
beiden Legate vom Teftator ausgefprochen, nämlich in 500 


4 
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— — 


| 


- 3 — 


und 700 «9; fo daß alfo jenes Argument bier nicht paf- 


fen würde, auch wenn es fonft irgend Gewicht Hätte. 

Das Beifpiel aber, welches die Anhänger der erften 
Meinung für diefelbe in 1. 16. S. 2. D. de legatis I. 
(30.) finden wollen, wiberlegt ſich von ſelbſt. Es ift darin 
nämlich als Legatar Titius erwähnt und daneben Unge 
borne oder Postumi im engern Sinne. Die Zahl diefer 
postumi ift unbefannt; erft wenn ein postumus gebo= 
ren wurde, oder mehrere: fo fonnte gewußt werben, wie 
man theilte und ob man theilte; erft dann fonnten partes 
fieri. Es waren hier alfo in der That nicht vom Anfange 
an (ab initio oder semper) partes, fondern erft nad) 
des ungebornen Collegatard Eriftenz; Deöwegen mußte 
man auch hier fagen: erft durch den Eintritt des Poftu- 
mus werden die Theile, concursu partes fiunt; und 
deswegen tritt die Accreſcenz nothwendig ein, d. i. ges 
nauer: es tritt feine Decrefcenz ein. 

Zu IV. Die 1. 89. D, de legatis III. (32.) ift 
unftreitig eine der wichtigften Stellen in der Lehre von 
der Verbundenheit der Collegatare. Es kommt aber dar: 
auf an, daß man fie recht verftehe. Ob fie mit 1. 142. 
D. deV.S. zufammenhänge oder nicht, wird ganz gleich 


"gültig fein. Die oben gelieferte Ueberſetzung ijt nicht ges 


trade unrichtig, aber fie ift undeutlih. Es kommt nämlich 


vor allen Dingen darauf an, was unter 


»den übrigen (ceteris)« 
in dieſer Stelle zu verftchen fe. Die Anhänger der obi— 
gen erſten Meinung wollen darunter die Kinder habenden 
Erben und Legatare deſſelben Teftaments, die dem fiscus 
in caducis nad) der -l. Papia vorgingen, verftehen. 
Dann hieße die Stelle freilich etwas "ganz anders, als 
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wenn man darunter andere collivirende Legatare des neue- 
ften Rechts verftehet. Ich will beide Anfichten neben ein- 
ander ftellen und danach die Stelle interpretiren: ° 


A. 
Meinung der obigen 
Ausleger. 

Vorgezogen wird nun 
allerdings den Kinder ha⸗ 
benden 2egataren oder Er- 
ben deſſelben Teftaments 
der gegenftänplich und auch 
augleich wörtlich Berbundene; 
it er bloß gegenftänblich 
verbunden: fo geht er ft 
cherlich nicht vor, weil er 
deffen nicht bedarf, da ihm 
nicht8 decreſcirt; wenn 
Jemand aber zwar wörtlich, 
jedoch nicht gegenftändlich 
‚verbunden ift: fo fragt es 
fih, ob er den Kinder ba: 
benden Erben und Legata- 
ren deſſelben Teftamentes 
vorgehe? Doc, richtiger ifl, 
er gehe vor. 


B. 
Richtigeres Berftänd- 
niß Anderer: 

Vorgezogen wird num 
allerdings allen übrigen 
Gollegataren der gegenftänd: 
lih und zugleich wörtlich 
Berbundene; ift er bloß ge⸗ 
genftändlich verbunden: fo 
geht er ficherlich nicht an⸗ 
deren Eollegataren vorz wenn 
Jemand aber zwar wörtlich, 
jedoch nicht gegenftändlid) 
verbunden ift: fo fragt fich 
ob er den anderen Eollegata- 
ren, die es bloß gegen- 
ftändlich find, vorgehe? Doc) 


richtiger ift, er gehe vor. 


Die Meinung der Ausleger unter A. Habe ich fhon 











damit widerlegt, daß ich gezeigt habe, wie Die Grundſaͤtze 
der 1. Papia, nad) welcher die ceteri diejenigen Erben 
oder Legatare, qui in eo testamenio liberos habent, 
fein fönnten, in den Pandecten durchaus nicht mehr zu 
erwarten find; auch von uns darin nicht mehr erwartet 
werben ſollen. Wenn aber auch diefe Grundſaͤtze noch ei- 
nigen @influß. auf 1.89. D. cit. gehabt hätten, was ich 


J 
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verneine: ſo wuͤrde doch dieſe Stelle fuͤr die obige Meinung 
nichts beweiſen, denn fie zeigte bloß, daß ber ver- 
bis tanfum conjunctus nad der lex Papia ben 
altberechtigten Legataren und Erben deſſelben Teftaments 
noch vorgegangen ſei; woraus ſich ein. Schluß auf unfere 
Gollegatare nicht rechtfertigen ließe. 


Dagegen giebt Die zweite Erklärung, welche fich fchon bei 
Ramos del Manzano praelect. ad tit.D. de 
leg. et fid. P. II. c. 3. 6. 18. 
(j. Hofacker, princip. jur. civ. Tom. 2:$. 1524. 
not. a. pag. 655. 
und v. Glüd, Comm. Br. 9. ©. 272—274. 
findet die vollftändige Nachweifung und Erläuterung in 
Bolgendem: Vorgezogen wird der re et verbis conjunc- 
tus allen anderen conjunctis, die re aut verbis ba fein 
fönnen, bloß der re conjunctus fann anderen conjunc- 
tis nicht vorgezogen werden, denn bie re et verbis con- 
juncti find jedenfalls ihm überlegen, (anderen bloß re con- 
junctis fteht er gleichz) und felbft die neben ihm bloß 
verhis conjuneti find ihm vorzuziehen, denn fie werben 
durch gleichzeitiged Dafein von re conjunctis ftetö zu 
| mixtim conjunctis; 


vgl. v. Glück a a. O. 


Es redet die Stelle von einem Falle, wo der verbis 
tantum conjunctüs vorgezogen ober nicht vorgezo: 
gen werben fol. Paulus fagt nicht, wen? Aber der Zu: 
fammenhang verlangt, wenn man ihn ohne Vorurtheil be 
trachtet, den ganzen Inhalt der Stelle und ihren Plas in 
D. 32. berüdfichtiget, — anzunehmen, daß von der Colli⸗ 
fion mit Legataren der Fall ſei. Collidirt nun ein ver- 
bis tantum conjunctus des Wegfallenden wit andern 
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Legataren, die bei die ſen Legaten in Betracht kommen 
koͤnnen: fo können dies bloß re conjuncti fein. Ein re 
conjunctus macht aber die mit ihm collidirenden verbis 


tantum Conjuncti zu mixtim Conjunctis. 
‚ l. 41. pr. D. de legatis Il. (31.) 


(Schuß folgt.) 


II. Bemerfuug über die Th. IL. tıt. 1. 9. 2. der 
Ober: Appellationg » Oerichtsorpnung erwähnte 
Revisio in peinlihen Fällen. 





Die Ober⸗Appellations⸗Gerichtsordnung geftattet Th. IL 
tit. 1. 8. 2. den Edelleuten, Räthen und dergleichen vor: 
“ nehmen Bedienten, auch grabuirten Berfonen in Eriminalfäl 
len »beim Ober-Appellations-Gerichte Revisionem der — 
— — ergangenen Arten zu fuchen,« ohne die Qualität 
biefer Revisio näher zu beftimmen. — 
Sn den Hagemann’fchen practifchen Erörterungen ') 
heißt es in Beziehuug auf dieſe Reviſion: 
»Der wörtliche Inhalt dieſer Stelle) zeigt, 
»daß die den darin erwaͤhnten Perſonen verſtattete 
»Reviſton nicht als ein Surrogat der Appellation 
‚»oder als ein außerordentliches Rechtsmittel 
»wider ergangene Straferfenntniffe hat angefehen 
»und behandelt werden follen, weil fle weder an 
»Sörmlichkeiten noch Nothfriften gebunden if. Sie 


1) 8. VL M 65. — Die Erörterung führt bie Webers 


ſchrift: Von bee Rechtswohlthat der Reviſion in pein⸗ 


lichen Faͤllen. 
2) der / Nopeuotions⸗Gerichts⸗Ordnung. Theil L. tit. 1. $.2. 


— 





„enthält lediglich ein Privilegium, eine befon 
„dere Rechts wohlthat ıc.« 


In von Bülow’s Berfaffung ıc. des Dber-Appellar 
tiond-Gerichts *) wird Die Benennung: beneficiumre- 
visionis gebraucht und Seite 341 bemerft: 

»nach dieſer *) gefeglichen Vorſchrift bedürfen bie 

. »in derfelben benannten Berfonen Teinesweges 

»der gewöhnlichen in peinlichen Fällen — — zuge 
ylafienen Appellation und Richtigfeitöquerel.« 

In dem vom weil. Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗Rathe 

Spangenberg edirten Werke: »das Ober-Appellations-Ge- 
richt in Celle« °) ſteht pag. 275: 
»das den Räthen, vornehmen Bedienten und 
»graduirten PBerfonen in der Ober-Appellationd-&e- 
»richt8: Ordnung verftattete Rechtsmittel der Revi- 
fion in peinlichen Fällen, ift nicht fowohl als 
vein Rechtsmittel, fondern ald ein beneficium 
vlegis oder ein wahres Privilegium für bie 
serwähnten Perſonen zu betrachten ıc.« 


Daneben flimmen alle drei Schriftfteller darin überein, 
daß die Revisio an gar Feine Rothfriften oder Foͤrmlich⸗ 
feiten gebunden fei, wodurch fich der Begriff eines Rechts⸗ 
mitteld noch mehr verliert. 


Bon der auf die fo eben vorgeführten Autoritäten 
geftüsten Anficht ausgehend, daß die 1. c. der Ober-Ap- 
pellations⸗Gerichtsordnung erwähnte Revisio ſomit kei⸗ 
nesweges ein Rechtsmittel, ſondern ein beneficium, 


3) Theil II. S. 338 und 342, 
4) Not. 2. alleg. 
5) Verlag von ©. H. ©, Schulze in Gelle, 1838. 
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eine Rechtswohlthat, ein Privilegium für gewiife 
- Berfonen fei, hielt Einfender dafür, daß dieſes durch ein 
befonderes Geſetz ftatuirte Privilegium durch ein, fpäte- 
res allgemeines Gefep °) um fo weniger als aufgeho- 
ben angefehen werben könne, ”) als dieſes allgemeine Ge: 
fe nur von den zuläffigen Redhtsmitteln redet, (zu 
denen nach dem Zeugniffe obenerwähnter vaterländifcher 
Jetorum die Revisio nicht gehörtz) durchaus aber 
feine ftillfchweigende ober ausprüdliche Revocation des 
weder precario, noch ad beneplacitum ertheilten pri- 
vilegiü enthält. — Er bebiente ſich daher für eine jener 

privilegirten Berfonen in einem nach der neueren allge: 
meinen Oefehgebung nicht appellabelen Falle des bene- 
ficii revisionis, erhielt aber unterm 22. Rovember 1841 
vom Königlichen Ober-Appellationd-Gerichte zum Befcheide : 


daß, da das Th. I. fit. 1. 8. 2. Unferer Ober: 
Appellations⸗Gerichts⸗Ordnung gewiflen Perfonen 
geftattete Mechtsmittel der Revifion in Folge 
der neueren Geſetzgebung ald abgefchafft anzufehen 
A, — — dem Suchen nicht deferirt werden könne. 


6) Gefeh über das gerichtlige Verfahren in Geiminalfagen, 
de 8. September 1840, $. 30. 

7) cf. Thibaut's Syſtem des a ven (ed. VL). 

* $. 39. not. 9 











— 


— 31 — 


III. Die Verordnung vom 17. September 1822 


ſchließt eine auf Zahlung von Kurkoften, 
Schmerzengelv und Vergütung für Berbienfts 
verfäumung gerichtete Klage nicht aus. 


(Mitgetheilt von dem Heren Advocaten Th. Befte in Eelle.) 





Summum tribunal cellense erfannte in Sachen R., 
Duerulanten, wider 2, Querulaten, in puncto indemni- 
sationis am 20. Mai 1828 per rescriptum de emen- 
dando: 


⸗ 


»Wenn nun die von dem Querulanten wider den 
Querulaten neuerdings angeſtellte, auf Zahlung von 
Kurkoſten, Schmerzengeld und Vergütung für Ver— 
dienſtverſaͤumniß gerichtete Klage, von der fruͤheren 
und laͤngſt beendeten Jujurienſache verſchieden iſt, 
und weder als eine aeſtimatoriſche, noch auf Pri⸗ 
vat⸗Satisfaction abzielend angeſehen werden mag; 
vielmehr eine eigentliche Entſchaͤdigung wegen erlit⸗ 
tener Realinjurien bezwecket; Klagen der Art aber 
laut unſerer Declaration vom 17. September 1822 
keinesweges ausgeſchloſſen ſind, und in dem ge— 
woͤhnlichen Rechtsgange derſelben nichts abgeändert 
iſt; im ſolchen Betracht denn, mit Wiederaufhebung 
eures decreti rejectorii vom 14. November 1826, 
gegenmwärtiges Reſcript ex capite nullitatis nad). 
Ausweis ded beigehenden decreti de hodierno 
an euch (Juſtiz-Canzlei zu Hannover) erkannt if: 
fo habt ihr die von dem Querulanten wider den 
Amtshefcheid vom 19. Juni 1826 bei euch ange 
brachte Appellation anzunehmen und Darauf zu 
erfennen, was Rechtens, ꝛc.« 
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IV. Kann eine große gegenſeitige Abneigung der 
Gemüther eine Che quoad vinculam trennen? 
(Mitgetheilt vom Herrn Advocaten Ih. Befte in Eelle.) 





Unterm 2. April 1818 erfannte das Eonfiftorium zu 
Hannover in Sachen Heinemann’s Ehefrau ıc. ihren Ehe 
‚mann, in peto. divortii, nachſtehend: | 

Wenn gleich Implorantin den ihr obliegenden 
Beweis, daß Implorat mit der Dienſtmagd N. einen 
verbächtigen Umgang geführt, vollftändig nicht er- 
wiefen, nachdemmalen ſich jedoch aus den Arten 
und der bisherigen Lebensart beider Eheleute hin- 
länglich hervorgiebt, daß zwifchen Ihnen eine große 
gegenfeitige Abneigung der Gemüther, und befon 
der bei ‚der Implorantin durch das nicht vor 
wurföfreie Benehmen des Imploraten gegen vorge: 
Dachte feine Dienftmagd in der Maaße eingetreten, 
daß feine Hoffnung zu einer volftändigen Ausföh- 
nung vorhanden, zumalen eine langiährige eigen 
mächtige Trennung und die nachherige Wiederver⸗ 
einigung folche nicht hat bewirken koͤnnen, jo wird 
die bisher zwifchen beiden Theilen beſtandene Ehe 
hiemit wiederum getrennt und aufgehoben, Implo⸗ 
rat auch ſchuldig verurtheilt, der Implorantin ihr 

Eingebrachtes an Brautſchatz und Ausfteuer heraus 

zugeben compensatis expensis. 





Verlegt von Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 
| Gehdrudt bei A. Podwig in Stade 


„a 
a } 
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für das Königreich Dannover. 
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Abhandlungen und Nechtsfälle. 


J. Abhandlung auf Beranlaffung eines Rechtsfalles, 
betreffend die Accrefcenz eines Legats im 
i Teftamente weil, ud J. W. J. B. 





zu E. 
Mitgetheilt vom Hrn. Dr. d. R. W. Me jerzu Clausthal) 
(Schluß) 
85. 
Gntfäeibungsgründe 


Für bie Meinung aber, daß, bloß wörtlich verbundene, ober 
durch Theilung il Eollegatare Fein Accreſcenzrecht 
haben, vergl. 
A. Faber de error, ‚pragın. d. 9. e. 3-8. 
Heisler, loco. cit $. 23. 28. 
| Thib aut, Pandektenſyſt. (8. Aufl.) 8. 996. 
| v. Wening: Ingenheim, Civil-R. B. 5. 8. 216. 
"mein Erbrecht im Schw eppeſchen Priv.⸗R. Theil 5. 
S. 352. 

— Goöſchen, Vorleſungen, 8. 1051. 
Schneider, dad altcivile und juſtin. Anwachſungs⸗ 
recht bei Legaten. ©. 58, 231 f. 264 ff. 

= Der Zuſammenhang der Lehre iſt folgender; 
42. Die Accreſcenz bei Legaten geht lediglich von 
dem Grundfage aus, daß fie einzelne Vergabungen ohne 
. Innern nothiwendigen Zufammenhang der Segen feien, 
| Jabrg. XVIE Heft II. 
| 


hy u 
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wo ein folcher Zufammenhang nicht aus ——— Gruͤn⸗ 

den eintritt (alſo der Acerefcenz der Erben gerade entge⸗ 
gengefegt). Er tritt aber ein: »wenn unter mehreren, die 
einen vermachten Gegenftand jeder ganz angewieſen er 


halten, eben durch dieſes Zufammentreffen Theilung ent: _ 


fieht,« 1. 3. pr. D. de usufr. accresc. 7. 2. Mithin 
findet unter Legataren Fein Anwachſungsrecht Statt, wo 
ab initio partes, gleihanfänglide Iheilungen, den Ein- 
zelnen bloß auf feinen Theil anwiefen. 

2. Dazu kommt 1. 11. D. eod., in welcher Stelle 


Bapinian ausdrüdlich fagt, die Anweifung einzelner Legas 


tare an verfchiedene einzelne Erben wegen der herauszu- 
gebenden Legate, (3. B. A. fol von dem Erben X. eine 


gat ausgezahlt erhalten, B. fol aber von dem Erben d 


fein Legat bekommen), wenn gleich diefe Legate in ein und 
derfelben Sache beftänden, bringe eine Trennung (d. i. 
keine Verbindung zur Accreſcenz) unter ben Legataren 
hervor, und zwar dies 


»ebenfo, ald wenn ſie zu gleichen hellen en in ein 


Legat eingeſetzt waͤren.« 


Die Theilung eines Gegenſtandes oder einer Summe 
welche Theilung ſchon vom Teſtator ſelbſt ausge: 
ſprochen iſt, ſeparirt alſo die Collegatare, d. i. ſie 
laͤßt keine Accreſcenz unter ihnen zu. 

3. Ferner ſchweigt Juſtinian von den bloß woͤrt⸗ 
„Lich verbundenen Legataren allenthalben, wo er von der 
Accreſcenz redet: 

ſ. 8. 8. J. de legatis 2. 20. 

l. un. €. de caduc. toll, €. 51. ; 
vergl. auch bie Stellen des Altern Wanderien-Rechts : 

1. 66. D. de hered. instäl, 28: 5.. 


e ; 
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(in welcher ſogar geſagt wird, die vorhis tantum con- 

juncti feten gar nicht verbunden, der Teſtator habe fie nicht 

fowohl verbunden, als vielmehr bloß kürzer geiprochen;) 
1.80. D. de legat III. (32.), 

(wo ausdruͤcklich gefagt wird „„conjumetim‘“ fei bloß dann 

sorhanden, wenn lediglich durch das factifhe Zufam: 

mentreffen die Legatare die Theile werden). 

4 Die L 16. 8. 2. D. de legat. I. (20.), ift 
wegen des Hinzutritts des Poſtumus für dieſe Meinung 
und gegen Die Accreſcenz bei verbis tantum conjunciis. 
(S.oben$. 4. MI.) Dies ift fhon genügend erponirt. 

5. ‚Eben fo redet die J. 89. D. de legatis II. 
(32.), lediglich gegen die Accrefcenz für ſolche Collegatare, 
da ſie am Schluſſe das Mitdaſein eines re conjunctus 
vorausſetzt. (S. oben 8. 4. M IV.) Auch dieſe Stelle 
ift hinreichend interpretirt. 

Es entſpricht mithin der Verweigerung der Accreſcenz 
fie bloß wörtlich Verbundene ‚(unter denen der Erb: 
laſſer felbk getheilt Hat) nicht nur das Princip der 
Legaten=Accrefcenz uͤberhaupt, fondern auch jede einzelne 


- Spur in unferen Rechtsquellen. 


* 


Demgemaß kann man ſich wiſſenſchaftlich nur für die 
— der Accreſcenz im vorliegenden Falle erllären. 
8. 6. 

| . Grgsbaiß. 
On vorliegender Sache muß deshalb en 
= — ſo begutachtet werden: | ; 
Da die betreffende Stelle des Zeſtanents Rach 


— trages weil. Buͤrgermeiſters B. die fraglichen Colle⸗ 
2.2... gatare (Rinder feines verſtorbenen Bruders Ludwig), 


welche er zuerſt verbinden auf.einen Gegenſtand 
(eine Summe Geldes) bedacht Hatte, dann ſelbſt 


3* 


’ 
jo 36 nn 
⸗ 


mittelft Theilung in 500 9 und 700 «PB Gold ge 
trennt bat; und da fein anderer Grund vorliegt, 
.aus welchem die Abficht des Teſtirers unzweideu⸗ 
tig hervorginge, als folle auf den Abgang des einen 
dieſer Colfegatare der andere die Accrefcenz (oder 
die Subftitution) erhalten: fo fällt durch das Bor: 
wegfterben der auf 700 «PB Gold angewiefenen Col⸗ 
legatarin, welche den Ton des Erblafferd nicht er: 
lebt hat, diefes Legat in die Maffe zurüd und kann 
von dem Gollegatar, dem Bruder in Amerika — 
angeſprochen werden. 





II. Wirkung außergerichtlicher Geſtändniſſe in Steu⸗ 
erproceſſen, ein Rechtsfall; — In Steuerpro⸗ 
eeffen darf nicht zugleich in demſelben Erkenni⸗ 
niffe Die Verurtheilung des Befchuldigten und 
Einleitung einer weitern Inſtruction, behuf eines 
anerbotenen Unſchuldsbeweiſes, 0 
werben. 





Die Tochter eines Boftoirthes zu * * trieb in dem 
Haufe ihres Vaters ein nicht unbebeutendes Kramgefchäft. 
Die Stener-Auffeher X. und 3., welche dieſelbe in Ver⸗ 
dacht der Defraude genommen Hatten, fanden bei einer 
deshalb erwirkten Hausfuchung in dem Haufe und Garten 
des Gaſtwirths eine gewiſſe Quantität folder Waaren 
‚verftedt, mit denen das gedachte Kramgeſchaͤft betrieben 
wurde. Dieferhalb nahmen fie. die Krämerin als. Deft 

dantin in gerichtlichen Anfpruch, Indem fle zugleich neben ein 

Buͤrgſchafts⸗Documente ihres Vaters eine von ber Daun ! 
ciatin felbft unterſchriebenen Urkunde über das Auffinden 





= 
a 
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der gedachten Waaren, deren Gewicht und Preis überreich- 
ten, worin diefelbe zugleich anerkannte, daß fie fich über. 
bie Verfteuerung derſelben nicht habe legitimiren fönnen, 
und »da fie im Befite der Waaren zu bleiben wünjche, 
diefelben für den beigefügten Preis anerfenne — fo wie 
alles das darauf Haftende übernehme.« In den Proceß- 
Verhandlungen berief fich jedoch die Denunciatin darauf, 
daß die gefundenen Sachen nicht ihr Eigenthum feien und 
zufolge der praesumtio Muciana wohl ihrem Vater ge 
hören würden, daß fie Die probueirte Urkunde nur auf 
bringendes Anhalten der Gegner aus Furcht unterzeichnet 
habe, ohne mit deren Inhalte befannt gemacht zu fein, 
und daß die Sachen nicht innerhalb ihres Gefchäftslocals 
fich befunden hätten. Der für die Denunciatin aufgetre- 
tene Vater erfannte fein Eigenthum an. 
Das Steuergericht erkannte: 
Wenn glei die Praesumtio Muciana ber Be 
hauptung, daß die Sachen dem Vater gehören, zur 
Seite ſteht; da jedoch die Anerkennungs-Beſcheini⸗ 
gung der Denunciatin, wonad fie im Beſitze der 
fraglichen Sachen belaffen ift — und fie ihrerfeits 
deren Gewicht und Werth anerkannt, auch alles 
darauf Haftende übernommen hat; in Verbindung 
mit: der von dem Vater * * dafür ausgeftellten 
Bürgfchafts-Urkunde zwar ein beftimmtes Anerfennt- 
niß des Eigenthums nicht enthalten, indeß doch 
nicht wohl anders verftanden werden kann, als ein 
Eingeftändniß des der Denunciatin zuſtehenden Ei⸗ 
genthums; 
Da ferner nicht eine keinerlei (2) Legitimation 
uͤber dieſe Sachen hat beigebracht werden koͤnnen, 
ſondern auch alle Umſtaͤnde auf eine mit Umgehung 


ber Steuergeſetze geſchehenen Einführung dieſer Ges 
genflände hinweiſen, und die Umftänve ihres Hinz 
dens bei ber Hausfuchung, fo wie ihre Art und 
Menge die Bermuthung, daß fie ber denunciatiſchen 
Tochter und zu deren Hanblungsbetrieb gehören, 
nur noch mehr beftäzlen: fo ift die Denunclatin 
Leugnens ungehindert ben zufammentreffenden Um⸗ 
fländen nad) als die unlegitimirte Eigenthümerin 
der fraglichen Gegenftände zu erfennen, mithin uns 
ter Verurtheilung in alle Koften in die beantragten 
Steuern und Strafen, zum Oefammibetrage von 
52.9 9 3E 1 & — wie ſolche im Denunciations⸗ 
Protocolle fperifieirt — zu verurtheilen; fie koͤnnte 
‚und wollte denn den Dieferhalb auf ihr ruhenden 
Verdacht durch einen Reinigungseid entfernen, da⸗ 
bin: —— — 
Geſtalten die fraglichen von 1— 22 im De—⸗ 
nunclationspeotocolle enthaltenen Gegenflände 
"nicht ihr Eigenthum feien und zu ihrer Hand⸗ 
lung nicht gehören. 

Gegen diefe Entſcheidung des Steuersichterd nahmen 
beide Theile ven Recurs an die vorgeſetzte Juftiz s Kanzlei 
zur Hand. 

Die Steuerparthie hielt ſich dadurch für beſchwert, 
daß auf den Reinigungseid erkannt ſei, indem die Denun⸗ 
eiatin durch die aus den Thatſachen hervorgehenden urgen⸗ 
teſten Vermuthungen und ihre ſchriftlichen Geſtaͤndniſſe 
ſchon für fattfam überführt zu halten ſei; die Denunciatin 
verlangte dagegen ganz freigeſprochen zu werden, indem 
fie eines Theils Vermuthungen der Schuld in Steuer-Pro- 
ceffen, wo es vielmehr auf die objertiv ermittelte Wahr: 
heit ankomme, nicht gelten Inffen wollte, andern Theils 
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aber die im Urtheile angezogenen Verdachtsgruͤnde zu wis 
erlegen und als unbegründet darzuftellen fuchte. Uebri⸗ 
gend wollte fie auch gegen ihre Unterfchrift. des mehrer: 
wähnten Documents ex capite metus und minoris ae- 
tatis in integrum reftituiet werben, und führte an, daß 
erforderlichen Falls über die ftreitigen Sachen, foweit fie 
aus dem Auslande ftammten, eine Steuer: PROMENEN 
wohl beigebracht werben Fönne. 
Die IuftizeCanzlei entfchieb indeffen: 

Da die der Denunciation angelegte von der De 
nunciatin unterfchriebene Urfunde vom 23. October 
v. 3. nicht anders verftanden werden Tann, als 
daß fie die Defraude hat eingeftehen wollen, indem 
fie darin anerkannt, Befierin der fraglichen, in 
ihrem Haufe an verfchiedenen Orten verftedt gefun- 
denen Gegenftände zu fein, diefelben aber als vers 
feuert nicht legitimiren zu Fönnen; ferner die Steuer- 
officianten gebeten, fie im Befige der Waaren zu 
laffen, und endlich alles darauf Haftende übernoms 
men hat, diefer Beweis der Defraude jedoch durch 
bie praesumtio Muciana nicht gefchwächt wird, 
Indem diefe nur in dem BVerhältniffe des Cheman- 
ned der Ehefrau gegenüber Wirfung hat; ferner 
auch eine Reftitution gegen dieſes Geſtändniß nicht 
Statt findet, indem theild die angebliche Furcht ber 
Denunciatin, welche fie zu der Ausftellung jener 
Urkunde bewogen haben foll, zu unbedeutend Äft, 
ihre Minberjährigfeit aber bei derartigen Geftänpnil- 

fen feinen genuͤgenden Reftitutionsgrund bildet. 


Sp wird, unter in foweitiger Befeitigung des 
vom K. Steuergerichte * * am 28. Febr. d. J. 


* —2— 


abgegebenen Urtheils, die Denunciatin, ohne weis 
tere Zulaſſung des Reinigungseides, zur Zahlung 
der Summe von 52 «B 9 ge 14 und. der Koften 
des Verfahrens verurtheilt. 


Es bleibt der Denunciatin jedoch unbenommen, 
den von ihr in ihrem Appellatiönslibelle angebote= 
nen Berveis, daß hinfichtlich der fraglichen Gegen: 
ſtaͤnde eine Defraude von ihr nicht begangen fei, 
noch beizubringen und hat das K. Stenergericht 
wenn nach beichrittener Rechtsfraft dieſes Befcheides 
die Remiffion der LUntergerichtsacten +rfolgt fein 
wird, zu dieſem Behufe annoch einen Termin an 
zufegen und die Denunciatin um ihre Beweismittel 
zu befragen, . fodann aber in ber Hauptfache und 
der Koften wegen anderer Geftalt zu erfennen was . 
Rechtens. Die fämmtlichen Koften dieſer Inftanz 
fallen der Denunciatin zur Laft. 
Auf die Hiergegen an das K. Ober⸗Appellations⸗Ge⸗ 
richt zu Celle von der Denunciatin ergriffene Nichtigfeits= 
beſchwerde erfolgte am 23. Rov. 1841 zum Beſcheide: 
Daß der angemaßten Querel, ob defectum nulli- 
tatis, nicht zu deferiren ſtehe. — 

Uebrigens fand ſich das K. Ober-Appellations-Gericht 
veramlaft, die Juſtiz⸗Canzlei für fünftig vorfommende 
Fälle darauf aufmerffam zu machen, daß in fofern die ab⸗ 
gegebene Gntfcheidung neben einer Berurtheilung. der 








Duerulantin in Die beantragten Strafen, zugleich eine Ju 


lafjung derſelben zu dem. von ihr angebotenen Unſchulds⸗ 
beweiſe und Einleitung eines besfallfigen weiteren In 
ſtructions = Verfahrens: betreffende Verfügung an ben 
Steuer-Richter enthalte, ſolches mit den Beſtimmungen der 
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88. 139. und 149. des Geſetzes vom 21. April 1835 nicht 
im Einklange ſtehe. 


III. Iſt jeder auf öffentlicher Straße verübte Dieb⸗ 
ſtahl als ein ausgezeichneter Diebſtahl 1. Claſſe 
zu betrachten? 





Die beim Gerichte N. in Unterſuchung befindliche A. 
hatte einen Korb mit verſchiedenen Sachen, welchen eine 
Magd vor ein Haus, in welchem fie Gefchäfte verrichten 
mußte, auf offener Straße: in einer volfreichen Stadt am 
Tage unbewacht geftellt hatte, geftohlen. 


Bei Verurtheilung derfelben entitand eine Berfchie- 
benheit der Anficht: darüber: ob diefer, auf öffentlicher 
Straße verübte, Diebftahl nach art. 287. 2. ald ausge: 
zeichneter 1. Elaffe, oder nur als einfacher zu betrachten 
fei ? 

Die Minorität erklärte ſich für erſtere Anſicht, für 
welche ſie Folgendes anführte: | 
— 1. Das Geſetz habe bei dem im art. 287. sub 2. 

aufgeführten Fällen, die Sicherheit des Eigenthums beim 
öffentlichen Verkehr befonders ſchuͤtzen wollen, indem bort 
theils durch die Umftände, welche eine fichere Verwahrung 
des Eigenthums- nicht zuließen, theild durch die große Be 
ſchaſtigung der Inhaber der Sachen, welche ihnen unmögs 
lich mache, ihr Augenmerk auf alle Sachen zu richten, 
‚theils duch das an öffentlichen Plaͤtzen und Orten ftatt- 
findende Drängen und Treiben und durch bie Lebhaftig- 
feit des Verkehrs die Aufmerkfamfeit des Inhabers einer 
Sache von diefer ab und auf die vielen übrigen ihn um⸗ 
gebenden Gegenftände gelenkt werde, theils endlich Durch 
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Das Zutrauen, welches minder vorſichtige Perſonen in bie 
im Allgemeinen herrſchende Ehrlichkeit ſetzen, und welches 
ſie veranlaſſe, Sachen, welche ſie rückſichtlich ihrer Beſchaͤf⸗ 
tigung belaͤſtigten oder überhaupt mitzunehmen behindert 
“wären, auf furze Zeit an öffentlichen Orten, namentlich 
auf offener Straße, -ftehen zu laſſen, — das Eigenthum 
den biebifchen Angriffen befonders ausgeſetzt fei. 

2. Werde an der fraglichen Geſetzſtelle auch ausdruüͤck⸗ 
‚ lid) die Entwendung »auf öffentlichen Straßen« ohne Ein- 
ſchränkung zu den auögezeichneten Diebftählen 1. Clafſe 
gezählt, denn die M 2. des art. 287. umfaffe folgende 
Arten des Diebftahlsd, nämlich die, welche 

a. auf Meffen, Märkten oder in einem Menfchenges 
draͤnge, | 
b. auf öffentlihen Straßen, Ylüffen oder auf dem 
Meere, 
..an dem Gepäde der Reiſenden, 

d. an dem Sciffögeräthe, ober 

e. an den von Fuhrleuten, Sciffern oder Boten ver: 

| führten MWaaren, 
begangen würden. 

Die Majorität hatte Dagegen folgende Anficht: 

4. Allerdings habe ver Geſetzgeber bei Aufſtellung 
ded art. 287. 2. die Sicherung des Verkehrs beſonders 
vor Augen gehabt, keinesweges habe berfelbe aber bezwe⸗ 
den wollen, daß jeder auf offener Straße. begangene 
Diebftahl unter die ausgezeichneten geftellt werbe. | 

Dazu ſei auch Fein Grund vorhanden. In der Re 
gel fünme jeder auf offener Straße fein Eigenthum fehr 
‚wohl vor Dieben wahren und thue er es nicht, fo falle 
ihm eine Nachlaͤſſigkeit oder Sorgloſigkeit zur La, der er 
den Berluft feines Eigenthums durch Diebe lediglich 
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beizumeften habe, und wegen welcher das Geſetz feinen 
höheren, als den gewöhnlichen Schuß eintreten zu laffen 
brauche und feine höhere Befteafung ald bei den übrigen 
Fällen des einfachen Diebſtahls verhängen dürfe, wenn ed 
nicht ungerecht und zu hart erfcheinen wolle. 


Nur beſondere Verhältniffe müßten hinzutreten, wenn 
ein, auf öffentlicher Straße verübter, Diebftahl ein ausge: 
zeichneter werben fole. Als ſolche nehme das Geſetz an, 
wenn auf öffentlicher Straße an dem Gepäde der Reifen- 
ben eine Entwendung begangen werde. 


Bei der größten Vorficht und Aufmerkſamkeit fei es 
den Reifenden häufig nicht möglich, bei dem Transporte ih⸗ 
res Gepädes auf öffentlicher Straße oder bei nem Auf- und 
Abladen dafelbft, dergeftalt folche in Augen zu behalten und 
zu wahren, daß fie gegen Angriffe der Diebe gefchügt feien. 

. Da fei e8 denn Pflicht der Geſetze, durch Androhung hoͤ⸗ 
herer Strafen dafür zu forgen, daß der Dieb von dem 
DBergreifen an diefen Sachen, welche durch die obwaltenden 
Verhältniffe nicht gehörig vor ihm gefichert werden Tönn- 
ten, abgeſchreckt werde. I | 

Mehr als diefes laſſe fi auch nicht aus dem art. 
287. entnehmen und berfelbe werde unrichtig aufgefaßt, 
wenn man, wie bie Minörität es thue, Diebftähle auf öf- 
fentlichen Straßen, Flüffen und auf dem Meere, als eine 
befondere Art des ausgezeichneten Diebflahls, und Dieb- 
ftähle an dem Gepäde der Reifenden, an dem Schifföge: 
räthe u. ſ. mw. wiederum ald eine anbere Art der Auszeich- 

‚nung 1. Claſſe betrachte, vielmehr fei die ganze Stelte 

wom Worte »imgleichen« bis zu »Reiſenden« als eine zus 
ſammenhaͤngende zu nehmen, fo daß der Diebftahl an dem 

Gepaͤcke der Reiſenden, wenn er auf öffentlichen Straßen, 
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Fluͤſſen oder auf dem Deere verübt werde, ein ausgezeich⸗ 
neter Diebſtahl 1. Elaffe, wenn er dagegen nicht an Dies 
fen, jondern an anderen Orten gefchehe, ein einfacher 
Diebſuhl fet. 

Die unrichtige Auslegung diefer Stelle beruhe ledig⸗ 
lich auf einer unrichtigen Interpunction, indem hinter das 
Wort »Meer« ein Komma geſetzt und ſo die Worte »im⸗ 
gleichen auf öffentlichen Straßen, Flüſſen und auf dem 
Meere«, von den folgenden Worten »an dem Gepäd der 
Reifenden« getrennt worden. Nehme man das Komma 
hinweg, fo fei die Stelle und der Geift des Geſetzes Harz 
e8 bleibe dann Fein gegründeter Zweifel über, weshalb 
der Geſetzgeber Entwendungen der fraglichen Sachen an ' 
den bezeichneten Orten höher beftrafe, ald wenn fie an an- 
deren Orten verübt würden. 


Diefe letztere Anficht erfcheint fchon durch Die zu ih: 
rer Bertheidigung vorgebrachten Gründe weit motivixter 
als die erftere und daß die von ihr hervorgehobene Ausle- 
gung des Geſetzes die richtige fei, ergiebt ſich aus Nach⸗ 
folgendem. 

Das Baierfche Strafgeſetz⸗Buch wurde bekanntlich bei 
Aufſtellung unſeres Criminal⸗Geſetzbuchs hauptfächlich zum 
Grunde gelegt. Wenngleich gerade beim Diebſtahle erheb⸗ 
liche Abweichungen zwiſchen beiden Geſetzbuͤchern ſtattfin⸗ 
den, ſo ſind doch die dort als ausgezeichnet angegebenen Dieb⸗ 
ſtaͤhle durchgängig auch in unſer Criminal⸗Geſetzbuch als 
ſolche aufgenommen worden; namentlich wird im art. 217. 
des Baierſchen Strafgeſetz-⸗Buchs: | 

»Der Diebftahl, welcher auf öffentlichen Straßen an 
»dem Bepäde der Reifennen, ober an ben von dem * | 
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vFuhrleuten oder Boten verführten Waaren, oder an fol 
»chen Sachen verübt wird, welche ber öffentlichen Bolt an- 
vvertraut find,« und zwar »wegen befonderer Heiligfeit 
»des Eigenthums,« zu den SUABEBEINMEIEN Diebftählen er 
fter Claſſe gezählt. 

Es fteht bier Hinter dem Worie »Straßen« ein: 
Komma, und e8 ift bier durchaus Klar, daß nicht überhaupt 
der Diebftahl »auf öffentlichen Straßen« als ausgezeichne- 
ter angefehen werben fol, fondern nur dann, wenn er 
vauf Öffentlichen Straßen an dem Gepäde der Reifenden« 
u. f. w. verübt worden ift. 

Der erfte Entwurf unferes Criminalgeſetz⸗ Buchs nahm 
in der Hauptfache jene Auszeichnungen des Baierſchen 
‚Strofgefeb- Buchs auf, jeboch unter folgenden Veraͤnde⸗ 
ungen: | 
41. wurden die Diebftähle auf Meffen und Märkten, 
‚oder in einem Menfchengebränge, welche das. Baierfche 
Strafgeſetz⸗Buch, indem es 3 Elaffen des ausgezeichneten 

Diebitahls hat, zur 2. Claſſe zählt, Hinzugefügt, 
| 2. hinter dem Worte »Straßen« — »oder Flüffen,« 
und hinter »Fuhrleuten«e —: »Schiffern« eingefchaltet, 
und 3 . i . 

3. dem Poſtdiebſtahle eine befondere Nummer -ange 
'wiefen, fo daß im 1. Entwurfe der Anfang des art. 286. 
und bie betreffende IE 2.. dahin lautet: 

»Als auögezeichnete Diebftähle A. Claſſe find Poene 
»zu betrachten: 

»I. Wegen befonderer, die Entwendung erleihternder 
»Öelegenheit: 

»— 2, auf Meflen ımd Märkten, in einem Men- 
»[hengebränge, -imgleichen auf öffentlichen Straßen oder 
»Blüffen an dem Gepäde der Reifenden, oder an dem von 
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„Fuhrleuten, Schiffern oder Boten pefüheten Waaren be 
»gangene Entwendungen.« 

Auch hier findet fi alfo Fein Komma Hinter Stra 
Sen oder Flüffen« fonbern dieſe Worte. bilden mit ben 


: . Worten »an dem Gepäde der Reifenden« einen Sa und 


das Komma fteht hinter »Reifenden.« 

Demnach ift auch bier unzweifelhaft. ver Diebftahl 
an dem Gepäd der Reifenden oder an ben. von Fuhrleuten, 
Sciffern oder Boten verführten Waaren auf öffentlichen 
Straßen ober auf Fluͤſſen, nicht aber jeder Diebſtahl auf 
denſelben, vom Geſetze gemeint. 

In dem, den Ständen unterm 13. Novbr. 1830 vor: 
gelegten revidirten Entwurfe findet ſich jene Stelle im art. 
285. sub M 2., durchaus unverändert, namentlich rüd- 
fichtlich der Interpunction. Erſt durch die ſtändiſchen Ver⸗ 
handlungen wurden die Worte »auf dem Meeren und van 
dem Schiffsgeraͤthe« eingeſchaltet und buch ein Verfehen 
bei der Redaction oder Iediglich durch einen Drudfehler 
fam hinter »Meere« das fragliche Komma,. wodurch denn 
der. Sinn biefer Stelle unklar gemacht wurbe. | 

Nach dieſer Hiftorifchen Erläuterung wird fein gegeün- 
deter Zweifel darüber bleiben, daß das Geſetz an der frag- 
lichen Stelle, nicht jeden, fondern nur den an dem Ge 
zäde der Reifenden u. f. w. verübten Diebftahl;: wem. er 
auf öffentlicher Straße (auf einem Fluſſe oder. dem Meere) 
begangen wird, als einen ausgezeichneten ——— Ben 
Re 
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IV. Die bloße Ausfage eines Stenerofficianten, 
und wäre fie auch auf den von ihm geleifteten 
Dienfteid abgegeben, kann die Erfennung eines 
Reinigungseides gegen einen leugnenden De: 
nunciaten nicht rechtfertigen. 

(Mitgetheilt von dem Herrn Advocaten Mathaet in Harburg.) 


—— — 


Referent hat bereits in dieſer Zeitſchrift, I. Heft M 1. 
de 1844, ein Erfenninig des Ober-Appellationd:Gerichts 
su Gelle, daß in Steuerprocefien bei unerwiefener Anſchul⸗ 
digung der Denunciat zum Reinigungs-Eive nicht ange 
halten werben fünne, und die Ausſage der Denunciantifchen 
Steuerauffeher für. ein Beweis⸗Mittel nicht zu halten ſei, mite 
getheilt; unfer höchftes Gericht hat unterm 12. November 
1841 ein zweites Urtheil abgegeben, worin baffelbe Prin⸗ 
cip beftätigt wirb verbis: - 
»Wenn gleih in Crmangelung jeglicher Veweis⸗ 
„mittel die Erkennung eines Reinigungs-Eides un⸗ 
»zulaͤſſig ſein würde, und auf die Ausſage eines 
v»bei dem Ausgange der Sache intereſſtrten Steu⸗ 
verofficianten, ſelbſt wenn fie unter Bezugnahme 
sauf den von ihm geleiſteten Dienſteid erfolgt tft, 
. „fein rechtliches Gewicht gelegt werden Darf, da der 
»gemeintechtliche Grundfag, wonach Riemand in eig⸗ 
»ner Sache ein gültiges Zeugniß ablegen fann, zu 
»Gunften des bei dem Ausgange der Sache inter 
vefſtrten Steuerofficianten nicht aufgehoben ift, ſol⸗ 
»chemnach aber in etwaiger Ermangelung- ſonſtiget 
sauf eine Defraude gerichteten, Beweismitel die 
angebrachte Defraube hätte BEER RFUNN — 


' 
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Dieſe Entſcheidungs⸗Gründe des hoͤchſten Gerichtes 
werden durch die weitlaͤuftigen Eroͤrterungen des Verfaſſers 
ber im I. Hefte NE 11. de 1841 mitgetheilten Abhand⸗ 
lung nicht paraliſirt; denn es fehlt denſelben an jeder ju⸗ 
riſtiſchen Unterlage. Es ſollen z. B. die Grundſätze über 
die Glaubwuͤrdigkeit der gerichtlichen Protocolle auf die 
Denunciationen der Steuer:Auffeher angewandt werben, 
allein die Richter find in denen vor ihnen verhandelt wer- 
denden Sachen nie Partei, fie haben dabet fein directes In⸗ 
terefie, ja fie dürfen dabei nicht einmal einiges indirectes 
Intereſſe haben; die Steuerofficdanten find Dagegen gleidy 
ſam ald die Kläger und jedenfalld ald beim Ausgange 
des. Proceſſes direct intereſſirte Perfonen zu betrachten: 
Ebenfalls find .die übrigen. von dem Berfaffer jenes Auf 
er herbeigefuchten Analogien ohne allen juriftifchen Werth, 

da fperielle Geſetze Feine Ausdehnung, Feine. analogifche 
Anwendung auf andere Berhältnift erleiden, für welche fie 
nicht: gegeben. find. 

Auch in Steuer-Pröcefien muß der Sp gelken: 

Aetore non probante reus absolvitur 
denn hätte der Geſetzgeber ven Denunciatiens-Protocollen 
auch nur die minbefte Bemeis= Kraft verleihen wollen, ſo 
hätte: ſolches in ben Steuer⸗Geſetzen expresse. geichehen 
müflen, da es aber vielmehr 8. 139. des = vom 
21, Apri 1835 heißt: | 

49m den Fällen; jeboch,. in welihen, — 

s „»eined. genüugenden Beweifed die Suche ſich zur 

Auflegung eines nothwendigen Eides eignet — — 

jo kann bei Ermangelung jedes. Beweiſes :ber Reinigungs: 
Eid wich noch angewandt werden 2 st. 112. 

Berlegt von Herold und Woahlſtab ih" Lüneburg. 

Gedruckt bei A. Pockwitz in Stade — 





Zuriſtiſche Beitung 


für das Königreich Hannover. 





1842. XVII. Sahrgang. I. Sf. N 4. 





Abhaudlungen und Nechtsfälle. 
1. Anmerkungen zu dem art. 292. des Hanno: 
verfchen Criminal⸗Geſetz⸗Buchs, Die ausgezeich: 
neten Diebftähle 2. Claffe betreffend. 





Die nachfolgenden Anmerkungen follen einen vollſtaͤndi⸗ 
gen Commentar liefern, fondern hauptfächlich dazu dienen, 
daß Dadurch auch andere mit unjerem Criminal Geſetzbuche 
vertrauete Rechtögelehrte veranlaßt werden mögen,. ihre 
Anfichten, zumal wenn fie mit den unten ausgeführten 
nicht übereinftimmten, in dieſen Blättern zu Außern, um 
dadurch den richtigen Gebrauch des an fich zwar nicht un⸗ 
deutlichen, aber in prastifcher Beziehung zu manchem Zwei⸗ 
fel Veranlaſſung gebenden und ſo —— in Anwendung 
—— art. 292. zu beirdem. 


x. 





Schon” die C. C. C. im art. 159. wollte den Dieb- 
ftahl, bei dem der Dieb als ein gefährlicher und gefliffener 
ſich zeigte, ausgezeichnet beftraft wiffen, und rechnete das 
hin den Diebflahl mit Einfteigen,. Einbrudy oder Waffen. 
Der gefliffene gefährliche Dieb follte mit dem Tode oder 
fonft nach Gelegenheit der Perſonen und Ermeflen des 
Richterd mit ſchwerer Leibeöftrafe geftraft werden. 

Sabrg. XVII, Heft II. 4 
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Als mildere Sitten diefe Sttafen zu hart erfcheinen lie⸗ 
‚ Pen, ſuchte Die Praris durch eine’ dem Verbrechet gänikige 
Auslegung zu helfen und diefer Artikel gehört mit zu den⸗ 
jenigen ver C. C. C., welche den Interpreten ganz beſon⸗ 
ders zum Kampfplatze dienten. *) 

Auch bei unferen Gerichten fanden die der Geredhtig- 
feit mehr entfprechenden milderen Anſichten in ber erften 
Häffte des vorigen Jahrhunderts nad und nad) Eingang 
und wenn gleich die Landes-Regierung ſich damit nicht 
einverftanden erflärte, fondern durch mehrere declaratorifche 
Keferipte und zulegt durch die Verordnung vom 28. Mai 
1754 die firenge Befolgung der art. 162. (3ter Diebftahl) 
und art. 159. vorfchrieb; fo wußte fich doc) jene gelindere 
Praxis von Neuem Bahn zu brechen; **) wie foldhes nie 
bei Strafgeſetzen ausbleiben wird, welche nicht fowohl auf 
Gerechtigkeit als lediglich auf Abfchredung fußen und bei 
denen die angebrohete Strafe in feinem Einklange mit den 
Anfichten fteht, welche bei fortgefchrittener Bildung und 
Gefittung der Richter und des Volks über die Strafwie 
digkeit eines Verbrechens fich gebilpet haben, oder mit an⸗ 
deren Worten, wo die Geſetzgebung hinter der fich fortbil- 
denden Rechtöwifienfchaft und der fortfchreitenden wallue 
des Volks zurüdbleibt. 

Wenn nun die neuere Gefebgebung Deutfchlands all- 
gemein die Strafe des gefährlichen und gefliffenen Diebftahls 


EZ 


*) Böhmer. Medit. ad art. 159. $. 8. Grolmann, über 

den Grund der härt. Strafe ded gefaͤhrl. Diebſt. in deſ⸗ 

fen Biblioth. für die peinl, RW. und G.⸗Kunde: L. Th. 

, 2 &..M 2. Beuerbad, Betrachtungen über den 269. 

art. d. Y.⸗G.⸗O. ebendafeibfi Thl. 2. St. 1. AM 2. und 
viele Andere. 

++) Struben, Recht. Bed, ed. Spangenberg, 8.601. II. ‚0. 
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zeitgemäß bedeutend herabſetzte; fo erſchien doch ange: 
meſſen, den Begriff jener Art des Diebſtahls nicht wie 
bisher auf die Auszeichnung des Einbruch, Einſteigens 
oder der Waffen zu beſchraäͤnken, ſondern auch auf biejeni: 
gen Fälle auszudehnen, wo der Dieb eine gleiche Gefliffen- 
beit und Gefährlichkeit wie bei den vorbemerkten Arten an 
den Tag legt. 

Das Baterfche Straſ Geſ⸗Vuch vom 6. Auguſt 1813 
— welches bekanntlich bei mehreren neueren Strafgeſetzgebun⸗ 
gen zur Baſis diente und auch unſerem Criminalgeſetze Buche 
Kauptfächlich zum Grunde gelegt wurde — flellte int art. 
221., außer den mit Einſteigen, Einbruch oder Waffen 
veräbten Dießftählen, auch diejenigen in die Categorit des 
geflifienen gefährlichen Diebftahls, bei welchem 

4) der Dieb mit Einem oder Mehreren fich zur Ausfüß- 
rung diefes Verbrechens verbunden, 

2) wenn er in biebifcher Abficht in fremde Wohnung 
oder anderes Gebäude eingefchlichen und dafelbſi zur 
Nachtzeit den Diebſtahl veruͤbt, 

3) wenn er mit Dietrichen oder mit nachgemachten 
Schluͤſſeln, die er ſich dazu abſichtlich verſchaffte oder 
mit den rechten Schlüſſ eln, welche von ihm erſt heim— 
lich entivendet oder mit Liſt genommen worden find, 
Gebäude und Behältniffe je, um ftehlen zu können, ge 

T Sffnet' Hat, ober 

u wenn die Entwendung mittelft Verlehung obelgkeitli- 
her Siegel’ begätigen worden ift. 

In dem art. 292. unſexes Criminalgeſet⸗ Buchs, wer 

chet von dem geftiſſetten oder aefährlichet Diebſtahle als 

der 2: Claſſe des ausgezeichneten Diebſtahls handelt, find 

jene Fälle, mitt Ausnahme des sub A. aufgeführten, wel 

her in Die 1. Eiafie des ausgezeichneten Diebftahls gef ſetzt 
A* 
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worden Cart. 287. 11.) und der sub 1. erwähnten com⸗ 
plottmäßigen Veruͤbung, wofür der Banden:Diebftahl fub- 
flitwirt ifl, wenn auch in verfchienenen Puncten, fowohl 
materiell als in der Yafjung verändert, doch der Hauptfa- 
he nach aufgenommen worden. 

- Bei Revifion des erften Entwurfs des Criminalgefeß- 
Buchs wurde dieſer Artikel (Dafelbft der 293fte) nur info 
weit abgeändert, ald dem Diebftahle mit Dietrichen,‘ Nach⸗ 
ſchlüſſeln, u. ſ. w. — (ber dort mit den Worten: »Es ift 
der gewaltfamen Eröffnung gleich zu achten, wenn ber 
»Dieb Dietriche, Nachſchlüſſel u. f. w. gebraucht hat« un- 
te M 3., weldhe von den Diebftählen mit: Einfteigen, 
Einbruch oder gewaltfamer Eröffnung fpricht, mit aufge 
führt war) — angemefjener eine befondere Nummer angewie: 
fen wurde, indem dieſer Diebflahl zwar eine ähnliche, aber 
doch andere Art der Gefliffenheit und Seſaheſncten be⸗ 
kundet. 


Sowie der revidirte Entwurf dieſen Artikel (dort art. 
291.) zeigt, ift er unverändert angenommen worden und 
zwar im folgender Zaffung : 

vart. 292. Als ausgezeichnete Diebftlähle zweiter 
»Elaffe find, wegen befonderer Gefliffenheit oder DER 
»lichkeit der That folgende zu betrachten : | 


1) diejenigen, bei welchen ver Dieb Dietriche oder 
»Nachſchlüſſel gebraucht Hat, oder die rechten Schluͤſſel, 
»iwelche er ſich vorher heimlich oder mit Liſt, um den Dieb⸗ 
»ftahl zu begehen, verſchaffte; ö 

»2) folhe zu deren Bolführung ‚bei Nachtzeit, der 
»„Thäter ſich in eine fremde Wohnung eingefchlichen hat; 

»3) Diebflähle, welche mittelft Einfteigens in ein Ges 
»bäude, ober en Einbruch oder gewaltfame Eröffnung 
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»deflelben cder der darin befindlichen Thuͤren und Behaͤlt⸗ 
»niffe verübt worden find; 

»4) ſolche Diebftähle, bei denen der Dieb, um ſich al 
‚»lenfalls zur Wehr zu fegen, Waffen (art. 157) mit fid 
»geführt hat; 

»5) alle von Diebesbanden verübten Diebfähfe. « 

Die befondere Gefliſſenheit und Gefährlichkeit der 
That bildet bier den Grund der ———— und hoͤhe⸗ 
ren Strafbarkeit. 

Der Geſetzgeber hat »der ThatD« (im erſten Entwurfe 
ſtand »Handlung«) hinzugefügt, um feinen Zweifel dar⸗ 
über zu. laſſen, daß er die Gefährlichkeit in den vorbezeich⸗ 
‚neten Fällen, nicht fowohl auf das Object des. Diebftahls, 
nicht primo -loco auf die bei jenen Auszeichnungen vor 
handene größere Gefähr für das Eigenthum oder bei dem 
Diebftahle mit Waffen für pie Berfon des Beftohlenen, 
fondern auf die größere Ueberlegung, Härtnädigfeit des 
Entfchluffes, Mühe, Ausdauer und den Fleiß, die Kühn- 
heit, Berwegenheit und Gewalt, die der Dieb hier anwen— 
det, um alle ihm entgegentretende Schwierigkeiten und 
Hinderniffe zu überwinden, bezogen wiſſen will. 

Es ift alfo die Gefährlichkeit des Diebes in Beſie— 
bung auf die Rechtsficherheit überhaupt und dann folge: 
mweife in Beziehung auf das fremde Eigenthum, welche Die 
Androhung . einer höheren Strafe erfordert, inbem Die 
Strafe, welche muthmaßlih den gewöhnlichen Dieb abhal: 
ten wird, feine verbrecherifche Neigung in Ausführung zu 
bringen, hier nicht mehr ausreicht und eben fo wenig Die 
erhöhete Strafe genügt, durch welche das Geſeß Diebftähle 
gewiſſer Gegenftände auszuzeichnen ſich genöthigt geſehen 
hat, um ihnen wegen der Schwierigfeit ihrer Verwahrung, 
ſei ed im Allgemeinen oder in Bezug auf gewiſſe Berfonen 
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oder wegen ihrer beſonderen Wichtgleit oder Heiligkejt, 


den thunlichſten Rechtsſchutz angedeihen zu laſſen. (art. 
287. ausgezeich. Diebſtaͤhle 1. Claſſe.) 


In dieſen Faͤllen wird die Strafe vorzüglich des Ob— 
jects (der geftohlenen Sache) wegen, beim gefliffenen und 
gefährlichen Diebftahle aber vorzüglich des Subjertd (des 
Diebes) wegen erhoͤht. 


Der, welcher einen ausgezeichneten Diebſtahl 1: Caſſe 
begeht, ſteht rüdfichtlich feiner verbrecherifchen Berfönlichkeit 
—. der Gefährlichkeit oder Gefliſſenheit — an und für fi 
auf Feiner höheren Stufe der Strafbarfeit als der gewöhn- 
liche Dieb (art. 284), nur wegen der Sache, die er geſtoh⸗ 
fen, ober wegen des Verhältniffes; in welchem er zum Bes 
Rohlenen fteht, wird er höher als der gewöhnliche Dieb be: 
ſtraft, wogegen der gefährliche und gefliffene Dieb, wie ihn 
die Diebſtahls-Arten des art. 292. erfordern, eine folche 
gefährliche Perfönlichkeit zeigt, daB von ihm nicht allein 
das Schlimmſte hinfichtlih der Sicherheit des Eigenthums 
zu erwarten ijt, ſondern überhaupt rüdfichtlich feiner eine 
große Gefahr für die Störung des Rechtszuftandes im All⸗ 
gemeinen zu befürchten ift und muß derſelbe daher auf die 
höchfte Stufe der bei dem Verbrechen des Diebftahls an- 
gedroheten Strafen geftellt werden, mag nun das Straf 
geſetz ſich auf irgend eine der Straftheorien oder lediglich 
- auf die Gerechtigkeit fügen. 


Die Gefliffenheit und Gefährlichkeit find bei den aus: 
gezeichneten Diebftählen 2. Elaffe mit einander verſchmol⸗ 
jen, wenn gleid) bei dem. einen oder anderen bald mehr 
die Gefliffienbeit, bald mehr bie Gefährlichkeit (3 B. beim 
Diebfiahle mit Waffen) hervortritt, 
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1. Diebftähle, bei welchen berDieb Dietriche 
u. |. w. gebraudt hat. 


Bei diefer Art des Diebftahls ift es nicht ſowohl die 
Gefährlichkeit als die Gefliffenheit des ‚Diebes, welche die 
Auszeichnung bewirkt. 


Dietriche (Sperrhafen) find betanntlich uetällene, zu⸗ 
nächft eiſerne, Inſtrumente, deren man ſich zur Oeffnung 
der Schlöſſer bedient. Ob dieſelben zu dieſem Zwecke ver⸗ 
fertigt worden oder ein urſpruͤnglich zu einem anderen 
Zwecke beſtimmtes Inſtrument angewandt wird, welchem 
nachher die Form gegeben worden, um als Dietrich gebraucht 
zu werden (z. B. ein krumm gebogener Nagel), kann feinen 
Unterfchied machen. 


Dagegen fragt fidh: ob der Begriff eines Dietrichs 
‚nicht. in einem weiteren Sinne bier zu nehmen iſt und 
nicht dahin jedes Inftrument, mit dem auf gleiche Weiſe 
wie mit einem Dietriche ein Schloß Künftlich geöffnet wer: 
. den Fann, gerechnet werden müfle? 


Sch glaube dieſe Frage bejahen zu bürfen, da das 
Deffnen eines Schloffes mit folchen Inftrumenten häufig 
eine größere Mühe, Fingerfertigfeit-und Gewandtheit erfor: 
dert und deshalb eine größere Geflifienheit an den Tag 
legt, ald das Oeffnen mit eigentlichen Dietrichen. 


Jedenfalls liegt hier eine weit höhere Strafbarfeit 
vor, als fie beim einfachen Diebftahle eintritt und doch 
würde ein Dieb der mit Inftrumenten, welche feine eigent: 
liche Dietriche oder Schlüffel find, ein Schloß Fünftlich öff- 
net, (alfo nicht durch gewaltfame Deffnung, 4. B. durch 
Sprengung des Schloffes u. ſ. w.) wenn man obige An: 
ficht nicht flatuiren will, nur als einfacher Dieb beftraft 
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werden Knnen, welches offenbar der Ortega und der 
ratio legis wiberftreiten würde H. 


Unter Rahfchlüffel find dem Sprachgebrauche nach 
ſolche zu verſtehen, welche den rechten Schlüffeln nachge⸗ 
macht worden. Das Geſezz ſtellt ſie den rechten Schlüſſeln 
gegenüber. 
Ob der Nachſchlüſſel dem rechten Schluͤſſel nach einem 

Abdrucke deſſelben, nach dem Schloſſe oder auf andere Art 
vom Diebe nachgemacht worden oder er ihn hat nachma⸗ 
&en laſſen, ift gleich; immer aber wird es erforberlid) fein, 
daß dad Nachmachen, behuf Verübung eined Diebftahle 
gefchah und zu gleichem Zwecke der Nachſchlüſſel gebraucht 
wurde. 

Denn gerade darin, daß der Dieb, um den Diebftahl 
ausführen zu fonnen, einer befonderen vorbereitenden 
Handlung bedurfte, um ſich nämlich das Mittel zum Zwecke 
zu verichaffen (dad Nachmachen des rn Sue), liegt 
ſeine beſondere Gefliſſenheit. 

Hat U. ſich einen Schlüſſel nad) dem zum Haufe des 
DB. gehörigen Schlüffel gemacht oder machen lafjen, um in 
dieſes Haus zur Nachtzeit gelangen und mit einem Frauen⸗ 
zimmer heimlich verkehren zu koͤnnen und braucht nachher 
diefen Rachſchlüſſel zum Deffnen des B’fchen Haufes, um 
darin einen Diebftchl zu begehen; fo ift hierin feine bes 
jondere Gefliffenheit des Diebes zu finden, da er, von frü- 
herer Zeit her fi) in dem Befite jenes Nachfchlüffelg befin- 
dend, Feine größere Mühe oder Fleiß wegen Auffchließens . 
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*) Diefer logiſchen Interpretation des Geſeges ſteht ber art. 
4. bes Er.⸗“G-. B. nicht entgegen. Ständifhe Verbands 
(ungen über diefen Artikel. Hannov. Zeit, de 1834, 
©. 388 und 1022. | | 
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der Thin ſich zu geben braucht, ald der Dieb, welchen der 
rechte Schlüffel anyertraut worden oder der. den rechten 
Schlüffel: neben der Thür oder im Schloffe findet. 
 &ben fo einleuchtend ifl, daß nur dann, wenn der 
Nachſchlüſſel, behuf Verübung eines Diebitahls 
gebraucht wurde, deſſen Gebrauch eine Ayszeichnung be: 
gründen kann. (Das Geſetz fagt: »Diejenigen [Diebftähle], 
b ei welchen der Dieb Dietriche oder Nachfchlüffel gebraucht 
bat). 

Wenn W., der fein Obdach hat, Die verichlofiene 
Kammer des B. mit einem Dietrich oder Nachichlüffel öff- 
net, um in einem dort ftehenden Bette zu fchlafen, dann 
aber, in der Kammer angelangt, erft den Entfchluß zur 
Entwendung einer Sache faßt und ihn ausführt, fo wird 
er nicht als ausgezeichneter Dieb geftraft werden koͤnnen, 
denn beim Gebrauche des Dietrich oder Rachichlüffels 
war keine diebifche Abficht bei ihm vorhanden. 

Zweifelhafter erfcheint die Frage: ob der Gebrauch) 
eines fremden Schlüffeld, d. h. weder des rechten noch ei⸗ 
nes nachgemachten Schlüffels, eine Auszeichnung begründe? 

Der beim Stadigerichte zu D. in Unterfuchung bes 
findliche S. hatte früher zufällig ermittelt, daß ein zu dem 
Schloffe feines Kellers gehöriger Schlüffel, auch das Schloß 
des Kellerd des A. fchließe. | 

Er ftahl, indem er ſich feines Schlüffeld zum Auf— 
ſchließen Diefes Kellers bebiente, aus demfelben eine Quan⸗ 
tität Kartoffeln. 

Der Defenfor hob hervor, Daß der von dem Inquiſi— 
ten zur Eröffnung des A'ſchen Schloffes gebrauchte Schlüf- 
fel, als Nehſchluͤſſel nicht angefehen werden fünme, indem 
darunter nur folhe Schlüflel zu verftehen jeien, welche bes 
fonders dazu gemacht werden und von dem Diebe zu dem 
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Zwecke geführt würden, um damit Schloͤſſer zu eröffnen. 
Zugleich fuchte er zu zeigen, daß im vorliegenden Falle, 
von einer befonderen Geflifienheit und Gefährlichkeit, welche 
dad Geſetz zur Auszeichnung aan: nicht die Rede fein 
fünne. 

Das Stadtgericht entſchied jedoch dahin: 

»daß der vorbemerfte Diebftahl als ein ausgezeich⸗ 
»neter 2. Claſſe zu. betrachten ſei, denn das Geſetz 
»mache den vom Defenfor angenommenen Unters 
»fchied nicht. Es fege den Dietrihen und Nach- 
»fchlüffeln nur die rechten Schlüffel entgegen, wo⸗ 
»nac man unter Nachfchlüffeln jegliche zur Eröffs 
: „nung eines Schloffes dienliche Schlüffel, mit Aus⸗ 
»nahme der rechten Schlüffel d. h. derjenigen, welche 
»zur Cröffnung gerade dieſes Schloffes beftimmt 
»feten, abgefehben von der urfprünglichen Beftims 
»mung ber erfteren und ohne Rüdficht darauf, ob 
»fle urfprünglich als Schlüffel zur Eröffnung eines 
»beftimmten Schloffes gemacht feien und Dazu zus 
vnächft dienten, würben verftanden werben müffen. 
»In Beziehung auf das Schloß vor dem Keller 
»des Diebes verhalte fich der von lebterem bei Er 
öffnung des Schloffes vor dem Keller des A. ge 
„brauchte Schlüffel freilich als. der rechte,. wogegen 
»er in Beziehung auf dieſes als Nachichlüffel er- 
»icheine, « 

Ich glaube, daß hier Die Anficht des Defenfors und 
nicht die des Stadtgerichts die richtigere war, 

Wenn glei richtig if, daß Die rechten Schläffel, den 
Dietrihen und Nachſchlüſſeln vom Geſetz gegeggpber geftellt 
worden, ſo folgt daraus nicht, daß der Begriff des Nach⸗ 
ſchlüſſels den fremden (nicht rechten) Schlüffel mit umfaßt. 
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Es fft bereits ‚oben norgefommen, was geſetzlich unter 
einem Nachſchlüſſel zu verftehen fe. Die Sübe »Nach« 
zeigt heutlich an, daß hier ein Schlüffel gemeint jei, der 
nach einem andern, dem echten, Schlüffel gemacht wor— 
den. Die zum Grunde liegende Stelle des Baterjchen Ges 
feßbuches fagt: »mit nachgemachten Schlüſſeln, die er 
ſich dazu (zum Diebftahle) abſichtlich verſchaffte. 

Eiin fremder, nach dem fraglichen Schloffe nicht ges 
machter Schlüffel, kann ſchon dem Sprachgebraudhe nad) 
nicht ein Nachfchlüffel dieſes Schloffes genannt werben. 
Die urfprüngliche Beftimmung des Nachfchlüffela ift in Be⸗ 
zug auf ben Gebrauch deffelben allerdings entfcheidend, in⸗ 
bem ſich Darnach gerade ergeben muß, ob der einzelne Fall, 
den Character einer Auszeichnung an fi) trage; wie Dies 
fe8 ebenfalls oben ſchon vorgekommen ift. 

Da ©. ſchon ehe er an den Diebftahl dachte, zufal⸗ 
lig erfahren hatte, daß fein Schlüffel zum Keller des A. 
pafle und dann fpäter davon Gebrauch machte, um aus 
ben Keller zu ſtehlen; fo erfcheimt ex nicht gefliſſener, als 
‚wenn er den rechten Schlüffel in dem Schloffe der Thür 
des A'ſchen Kellers ftedend fand. Diefer Umftand fo we 
zig als jener konnte eine Auszeichnung begründen. i 

Anders verhält fi dagegen Die Sache, wenn der 
Dieb, ohne zu wiflen, daß ein beftimmter, nicht vechter 
Schlüffel zu dem Schlofle, welches den zu entwendenden 
Gegenftand verwahrt, paßt, in Diebifcher Abſicht mehrere 
fremde (nicht rechte) Schlüffel probirt und er nun einen 
findet, mit dem ihm Das Oeffnen des Schloſſes gelingt. 
Hier tritt wieder eine befondere Gefliffenheit hervor, indem 
der Dieb, durch das. vorgängige Suchen nad) einem paſ— 
ſenden Schlüffel und duch das Probiren, Fleiß und Aus— 
dauer zur Erlangung feines Zweckes an den Bag legt, 
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und ſich dem Diebe, der mit Dietrichen arbeitet, in der 
Hauptſache gleichſtellt. 

Ein ausgezeichneter Diebſtahl 2. Claſſe ſoll ferner der 
ſein, bei welchem der Dieb die rechten Schlüffel, die 
er fich vorher heimlich ‚oder mit Lift, um den Diebftahl zu 
begehen, verichaffte, gebraucht hat. 

Hierunter ift unzweifelhaft dee Fall zu fubfummiren, 
wenn der Dieb den rechten Schlüffel ftahl, um ihn bet 
Verübung des anderen Diebftahls zu gebrauchen *) ober 
unter irgend einem Vorwande dem Eigenthümer zu dem 
vorbemerften Zwecke liftig abzuloden wußte. 

Die Frage: ob es ald eine Auszeichnung zu betrach- 
ten fei, wenn ber Dieb den rechten Schlüffel neben dem 
verichloffenen Gegenftande oder zufällig ohne Suchen fand? 
glaube ich vermeinen zu müffen. | 

Die Worte: »vorher verfchaffte« zeigen den Wil 
len des Gefeßes dahin an: Daß ed eine Der Ausfüh- 
rung des Diebftahls vorhergehende, felbftftändige 
Handlung des Diebes, den Schlüffel in feine Hände zu 
dringen (zu fhaffen), erfordert. 

Findet nun der Dieb den rechten Schlüffel zufällig, 
oder hängt oder liegt er neben dem zu eröffnenben 

*) Das Baierfch. Strafgef.:B. 1. c. fagt: „oder mit ben 

„rechten Scläffeln, welche von ihm erft heimlich ent⸗ 
„wendet — find.’ Mit Recht ging unfer Erin.:Gef.:B. 
weiter, indem es flatt des hier zu engen Begriffs der 
Entwendung (cf. art. 279.) das heimlihe Verſchaffen 
feste, denn in der Regel will ber Dieb den zu der Ent 
wendung genommenen und gebrauchten Schlüffel ſich nicht 


zueisnen. Das Wuͤrtemberg'ſche Strafgeſ.⸗B. welches un- 
feren reyidirten Entwurf vor anderen benugte, folgte je 


ner Erweiterung im art. 323. f. in verbis: „ — auch 


. 


mittelfi der Achten, aber vom Diebe durd Lift oder heim: 


lich zur Hand gebrachten Schlüffel,“ 
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Behältniffe, fo Fann man nicht fagen, der Dieb habe ihn 
fih verfchafft, fondem ber Zufall oder die. Sorglofigfeit 
bes Eigenthümers bot ihm Denfelben dar, lieferte ihn gleich 
ſam in feine Hände. Er gebraudt zwar den Schlüffel 
heimlich, verfchaffte fich denſelben aber nicht; feine Geflif- 
fenheit oder Gefährlichkeit ift Feine befondere zu. nennen 
und dieſe begründet, hier doch gerade die Auszeichnung, 
nicht der Verſchluß des Behaͤltniſſes; die höhere Strafbar: 
feit hat hier einen fubjectiven nicht objectiven Grund. 

Hierher ‚gehört auch der Fall, wenn der Dieb vorher 
mußte, daß der. Schlüffel von dem Eigenthümer an einen 
beftimmten Ort gelegt werde, wo er ihn, ohne zu fuchen, fand. 

Anders iſt e8, wenn der Dieb nad) dem Schlüffel 
fuchte, ihn fand und gebrauchte. Hier muß der Dieb wie: 
derum eine befondere Thätigfeit entwideln, um erſt den 
. Schlüffel zu ermitteln. 

In jener Thätigkeit, in dem Suchen, liegt feine Ge⸗ 
ſuſeren 


(Fortſetzung folgt.) 


11 Ueber die e Nothwendigkeit, daß, bei den Com⸗ 
miffionen: zu: EN bie. Acien mit⸗ 
getheilt WORDEN: Dan nl | 
| Sam die Ober-Appellation-Gerichta-Gronung befinent, 
daß der Richter. den abzuhörenden Zeugen ven Inhalt und 
die Tendenz der Artikel und Fraaftüde ausführlich erplict- 
ren fol, und giebt vemfelben die Befugniß, bet einem ver- 
hächtigen Benehmen dem Zeugen Vorhalte zu machen, Es 
ift daher nicht zu: bezweifeln, daß der Nichter eben fo wie 
es jet ausprüdlich in der Untergerichts-Ordnung zur 
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Pflicht gemacht worden if, den Zeigen bei Verhoren nach 
der Praris der Obergerichte — wenn er fih in Wider: 
fprüchen zu verwideln fcheint — darauf aufmerffam Mas 
chen und ihn auffordern darf, Dieferhalb Erläuterungen zu 
geben. Bel einer zivedtmäßigen Leitung des Zeugen wird 
fi) dann in der Regel ergeben, daß nur ein Mißverſtänd⸗ 
niß dem Widerfpruche zum Grunde gelegen Bat und det 
Producent vor den Nachtheilen gewahrt, die daraus: et: 
wachfen, wenn befunden wird, daß die Depofitionen ein 
und defielben Zeugen Widerſpruͤche enthalten: 

Damit der Richter ganz au fait if, dem engen beit 
Verſtand der Beweis -Artikel und der fter von den imper⸗ 
tinenten nicht ſorgſam geſaͤuberten, und übrigens vielleicht 
abſichtlich zweideutig geſtellten Sperialfragftüden zu erklä⸗ 
. ven, muß er von Dem Gegenſtande des Rechtsſtreits und 
namentlid) von demjenigen, was durch die Beweisführung 
beabfichtiget wird volftändig in Kenntniß gefebt fein. 

Diefe Inftruction wird wenigftens nad dem Berfahs 
ren einiger der Königl. Juſtiz⸗Canzleien hiefiger Lande den 
Richtern, welche zu Zeugenabhörungen von ihnen commits 
‚bit werben vorenthalten. Es werden nur Nie Beweis-Ar⸗ 
tilel und Sperial⸗Fragſtüͤcke ihnen communitirt. | 

Beim Verhoͤr darnach ereignet ſich oft; DAB ein Zeuge 
nähere Erklärung der Fragen fich erbittet, daß wenn von 
Loral:Berhältniffe die Rede iſt, in den naͤchſten Umgebun⸗ 
gen gleiche Benennungen ſich vorfinden und: danık nament⸗ 
lich die Specialfragftüde den Richter ganz: außer Stans 
jegen ben Zeugen auf die vechte Spur zu keiten! 

Unbeſtimmte Antworter und Wiverſpruche etwachfen 
dadurch ohne Schuld des Zeugen und‘ Kichters aber zum 
großen Nachtheil des Produtenten. | 
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Der zur bloßen Fragemaſchiene durch ſolche Procedur 
beſtellte Richter Tann unmöglich mit Eifer das Gefchäft be⸗ 
treiben und manche Rotuli werben Zeugniß ablegen, daß 
wenn Richter und Zeuge fi Haben viele Stunden, im 
Dunfeln tappend, gegenfeitig abquälen müffen, eine ge 
wiſſe Schläfrigfeit und Unluſt bei denfelben eingetreten if. 

Der Mittheilung der Arten wird in der Regel nichts 
im Wege ftehen; nur dann, wenn verfchiedene Gerichte 
gleichzeitig fi) mit den Abhörungen der vorgefchlagenen 
Zeugen zu befhäftigen haben, oder die Zeugen vernommen 
werben, während über andere Buncte bei dem committiren- 
den Gerichte fortgehandelt wird, Tönnte fie Zeitverluft mit 
ſich führen. 

In folchen Fällen Tönnte aber durch abſchriftliche Mit⸗ 
theilung des Beweis⸗Interlocuts, der Beweis⸗ Antretung 
c. leicht ausgeholfen werden. 

Eiinſender diefes hofft, daß obige Bemerkungen Be 
rüdfichtigung verdienen. | = 





111. Ob der Vater gegen Das, was feine. in eis 
nen Meierhof eingeheirathete Tochter nad ei- 
ner Cheftiftung, bei deren Vollziehung der Vater 
zugegen gewefen, in den Meierhof zu inferiren 
verfprochen bat, nad deren Tode, ber Nicht: 
vorhandenfein Teiblicher Kinder, Erbanfprüche 
geltend machen Tann? 





Am 17. April 1826 erkannte Celleſche JuſtizEanzlei in 
Sachen Heuer, Appellanten, wider Schulz, Appellaten, we 
gen Forderung, folgendermaaßen: 





a 
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Nachdem laut der zwiſchen ber verſtorbenen Toch⸗ 
ter des Appellanten und dem Appellaten errichteten 
Eheſtiftung, die Tochter in den Hof des Appellaten 

eingeheirathet und dagegen eine. gewiſſe Summe. 
u. f,w. zu inferiren verfprochen hat; folchem nad 
alfo kraft dieſer Uebereinkunft eine eheliche Güter: 
gemeinfchaft unter den angehenden Eheleuten als 
eingegangen und gefchloffen zu betrachten, und fo 
die Clauſel: »Längft Leib längft Gut«, nit als 
eigentlicher Erbvertrag anzufehen if, fondern nur 
ben fraft jener Uebereinkunft ſich ohnehin von 
felbft verftehenden Uebergang des gemeinfchaftlichen 
Vermoͤgens auf den überlebenden Ehegatten bezeiche 
nen fonnte, daneben aber Appellant bei Bollziehung 
der Cheftiftung anweſend gewefen iſt, und unter die: 
ſem Umftande nicht. anderd anzunehmen ift, als 
dag Appellant unbedingt zu den getroffenen Verab⸗ 
redungen feine Zuftimmung gegeben habe, demnach 
alfo die unter Zuftimmung des Appellanten in die 
Stipulationen*) als ein völlig gültiger jedwede Erb- 
anfprüche ausſchließender Vertrag zu betrachten, fo 
ſteht der Appellation nicht zu beferiven u. |. w. 


% 


} f 
2 .) Hier ſcheinen einige Worte, viele folgende: erriätete 
| Spekitung‘ 3 su-fehlen. u 
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Abhandlungen und Nechtsfälle. 
I. Anmerkungen zu dem art. 292, des Hanno: 
| verfhen Criminal-Gefep- Buchs, Die ausgezeich: 
neten Diebftähle 2. Elaffe betreffenv. 





(Bortfegung.) 
- 2% Diebftähle, zu deren Bollführung beit 
Nachtzeit der Thäter fih in eine fremde 
Wohnung eingefhlihen hat. 


En Diebftahl, der zur Nachtzeit in einer fremden Woh— 
nung geſchehen if, trägt noch nicht den Character ver 


Auszeichnung an fich, fondern e8 muß ein Einfchleichen 


des Diebes in die Wohnung voraufgegangen fein und 
zwar in der Abficht einen Diebftahl zur Nachtzeit in der 
Wohnung vollführen zu wollen. 

Letzteres Erforderniß ift fo klar in dem Geſetze ausge: 
fprochen, daß fein gegründeter Zweifel darüber entftehen 
und von einem ausgezeicdmeten Diebflahle dann Feine Rede 
ein kann, wenn der Thäter ohne diefe Abficht (4. B. um 


. ein Rachtlager zu finden) fi in die Wohnung ſchlich und 


dann erft einen Diebftahl befchloß und zur Nachtzeit aus: 
führte. 
Ein ferneres Erforderniß iſt ein fremdes bewohn- 


tes Gebäude (eine Wohnung), worin al nicht der Dieb 
. Sabrg. XVII, Heft IL 
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wohnt.) Wenn mithin der Dieb in ein unbewohntes 
Gebäude ober worin er felbft feine Wohnung hat, ſchlich, 
um zur Nachtzeit zu ftehlen und ftahl, fo ift er fein aus⸗ 
gezeichneter Dieb 2. Elaffe, ſondern faͤllt nur im letzten 
Falle unter art. 287. 3. 

Ein 3. Merkmal des objectiven Thatbeftanbes diefes 
Verbrechens iſt die Vollfuͤhrung bei Nachtzeit. 7 

Bon warn die Nachtzeit berechnet werben foll, Täßt 
das Gele ungewiß. 

Die Dunkelheit kann hier nicht zum Eriterhum dienen. 
Diefe tritt im Winten fchon mit der 5, oder 6. Stunde 
ein, aber Niemand wird fagen, es fei 5 oder 6 Uhr, 9 
oder 10 Uhr Nadıts, fondern Abends. Die Mitte der 
Nacht (Mitternacht) ift um 12 Uhr. Da nun bis 10 Uhr 
der Abend dauert, fo würde früheftens von da ab bie 
Nacht zu rechnen fein, fie um 12 Uhr die Mitte und nad) 
2 Uhr ihr Ende erreicht haben. 

Dieſe enge Begränzung der Nacht kann aber nicht im 
Sinne ded Geſetzgebers gelegen haben, denn es Iäßt’fidh 
fein vernünftiger Grund dafür auffinden. 

Der eingefchlichene Dieb, welcher bet Nachtzeit ftehlen 








wollte, aber einfchlief, nach 2 Uhr Nachts aufwachte md 


nun den Diebftahl ausführt, fteht unzweifelhaft auf derſel⸗ 
ben Stufe der Strafbarfeit, wie derjenige, welcher in dem 
Zeitraume von 10 bis 2 Uhr Nachts flahl. Unter Nacht⸗ 
geit ift hier wohl nur diejenige Zeit zu verfichen, während 


*) Das Baierfhe Straf⸗G.B. art. 221. 2, geht weiter, ins 
dem es vom Einſchleichen „in fremde Wohnung ober en« 
deres Gebäude’ redet. Das Würtemb, Str.⸗G.⸗B. art. 
323. d. verlangt jedody nur „bewohnte Gebäude‘ ob ber 
Dieb feine Mahnung darin hat, macht alfo teinen Unter: 
ſchied. 
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welcher die Bewohner des a bet naͤchtlichen Rıbe 
ae 

Diefer Begriff kommt nicht allein mit dein Sprachge- 
brauche uͤperein (in der Sprache des Volks »bei nacht: 
ſchlafender Zeit«) fondern ift auch der ratio legis ange: 
meſſen. Denn die befondere Gefliffenheit des Diebes, 
wegen welcher das Geſetz ihn härter beftraft, liegt nicht 
fowohl in dem Einfchleichen, d. h. in dem heimlichen un: 
bemerften Eingehen in das Haus, fondern in feiner Be 
rechnung und Ausdauer behuf Gelingens des Verbrechen, 
indem er in feinem Verſtefke fo lange lauert, bis er wahr: 
nimmt, oder doch aus der eingetretenen Stille ſchließt, daß 
die Bewohner des Hauſes zur Ruhe gegangen und er, 
von ihnen nicht geftört, ſicher zur Vollführung des Dieb: 
ſtahls ſchreiten könne. 


Hierin liegt auch die hier freilich nur secundo loco 
zu berückſichtigende größere Gefahr für das Eigenthum 
(objective Gefährlichkeit) weil der Bewohner des Haufes, 
fich durch den Verſchluß deſſelben gegen den Dieb, ven er 
nur von Außen vermuthet, fein Eigenthum völlig gefichert 
glaubt und in dieſem Glauben unbefümmert die meiften 
Räume und Behältniffe im Innern Amphoe läßt und 
ſich dem Schlafe hingiebt. 


Zue Widetlegung obiger Anficht ließe ſich zwar an- 
fuͤhten, daß fetter Begriff zu eng gefaßt fei, indem die 
Worte des Geſetzes auch dan anzuwenden waͤten, wenn 
des Dieb, welcher in Biebifcher Abſicht in eine fremde Woh;: 
nung gefehlichen, ohne die vorbemetkte günftige Gelegen- 
heit abzuwarten, alfo Während die Bewohttet noch nicht 
‚zur Rühe: feien, den Diebftahl verübe, mithin namentlich 
nicht erforbert werde, daß zwiſchen dem Einfchleichen uf 

F 5* 
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dem Ausführen des Diebſtahls bei Nachtzeit eine gewifſe 
Zeit verlaufen fei. 

Berücfichtigt man aber, daß der Geſetzgeber das Ein⸗ 
ſchleichen der Vollführung bei Nachtzeit gegenuͤber geſtellt 
hat, und daß derſelbe, wenn er den eben beiffeıften Fall 
mit vor Augen gehabt hätte, deuflicher ſich ausgedrückt 
haben würde, etwa dahin: »ſolche, (Diebftähle) bei welchen 
»der Thäter zur Nachtzeit in eine fremde Wohnung fich 
ichlih und flahlz« auch darin Feine befondere Gefliffens 


heit gefunden werben fann, wenn in der Dunkelheit der 


Nacht fich jemand in das Haus fchleicht, fofort den Dieb- 
ftah! verübt und ſchnell ſich wieder entfernt; im Gegen 
theile deſſen ſubjective Gefährlichkeit und Geflifienheit, 
fein Muth oder feine Frechheit geringer, als die desjenigen 
Diebes erfcheint, welcher bei Tage fich in eine Wohnung 
fhleicht, und ftiehlt; fo wird man darauf zurüdfommen, 
Daß das Auflauren bis zur nächtlichen Ruhe der 
Bewohner, von dem der Dieb fich durch den Gedanken, 
daß er von jenen: während feiner Lauer jeden Augenblid 
entdeckt werden Tönne, nicht zurüdhalten läßt, als das 
Hauptmerkmal dieſer Auszeichnung wird - angefehen wer⸗ 
den müflen. 

3. Diebftähle, welche mittelft Einfteigend in 
ein Gebäude oder durch Einbrud oder ge 
waltfame Eröffnung deſſelben oder der 
darin befindlihen Thüren und Behältniffe 
verübt. worden find. 

a. Mittelfi Einfteigens in ein Gebäude. 

Dieſes fegt voraus, daß der durch Steigen in das 
Gebäude gelangte Dieb, ſich mit feinem ganzen Körper 
innerhalb des Gebäudes befand, in welchem er flahl; ſa 


lange der Dieb 3. B. nur noch eis Bein außerhalb Ib w 


u". 
s 








Gebäudes hatte, war das Einfteigen noch nicht völlig bes 
endet und die Gefahr für ihn minder groß, da er in fol 
her Lage bei einer Entdedung eher 'zurüdflichen konnte; 
woraus denn folgt, daß wenn er in dieſer Lage den Dieb: 
Kahl verübte, äußerlich fein Muth und feine Kühnheit, 
womit er der Gefahr trogt, alfo feine Gefährlichkeit, in 
einem nicht fo hohen Grade erfcheint, ald wenn er mit 
feiner ganzen Perfon in das Innere des Gebäudes drang. 
Secundair ift in jenem Falle auch die Gefahr fiir das 
Eigenthum nicht fo groß. Jener Dieb kann nur die in . 
nerhalb eines fehr Kleinen Bereiches im Gebäude befindlichen 
Sachen ftehlen, wogegen ber wirklich eingeftiegene Dieb in der 
Kegel in die anderen Räume des Haufes vordringen kann. 
Demnach) find Diebftähle, welche nicht mittelft Einfteigens 
in ein Gebäude (einerlei ob die Richtung des Steigend 
Dabei abwärts — 3. B. in einen Keller — oder aufwärts 
ift), fondern duch ein Auffteigen an Gebäuden verübt 
werden, (3. B. der Dieb fteigt am Gebäude empor, langt 
durch ein offenftehendes Fenfter und ftiehlt aus dem Innern 
eine Sache oder er fteigt am Gebäude empor und entiven- 
det eine außen an demſelben befindliche Sache, oder er 
fteigt auf das Dach und fliehlt von demfelben etwas) nur 
als einfache Diebftähle nach unferem Griminal-Gefeg:Buche 
zu betrachten, wobei das Steigen lediglich als ein Er⸗ 
ſchwerungsgrund nach Art. 92. 3. und 93. 2., nicht aber 
als eine Auszeichnung: hervortritt *). 


*) Das Würtemb. Straf⸗G.⸗B. art, 323. ftellt die Entwen- 
bung aus dem Innern bewohnter Gebäude mittelft blo⸗ 
Ben Auffteigens an ſolchen, wohl mit Recht unter bie 
ausgezeichneten Diebflähle 1. Stufe, da ſowohl “objective 
als fubjective Gefährlichkeit dieſen Diebſtahl vor dem ge⸗ 
woͤhnlichen audzeichnet. 
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Daß das Steigen hei Verübung eines Diebſſahls in= 
nerhalb eines Gehaͤudes, Keine Auszeichnung begründet, bes 
darf feiner weiteren Anführung Da bei einem Diebe, 
ber in bewohnte Gebaͤude ſteigt ein. weit höherer Grab ber 
fubiectiven Strafbarfeit eintritt, als bei dem, welcher im 
unbewohnte Gebäude fteigt, und ferner der Dieb, welcher 
in bewohnte Gebäude fteigt, ohne daß er befondere Schwie- 
tigfeiten zu überwinden ober befondere Anftsengungen oder 
Anftalten zu machen hatte, wo alfo, »das Einfteigen leicht 
und ohne herbei gefchaffte. Hülfgmittel oder veranfinitete 


„Borrichtungen geicheben fonnte«, einen geringeren Grad 


einer befonderen Gefliffenheit zeigt; fo hat das Gefeh im 
art. 295. diefe Fälle mit einer geringeren, als der im art, 
293. angebrohrten regelmäßigen Strafe der ausgezeichnes 
ten Diebftähle 2. Claffe belegt. 

Zu bemerfen tft noch, Daß das Geſetz den mit Ein- 


ſteigen in unbewohnte Gebäude verübten Diebſtahl nur 


dann geringer geftvaft wiſſen will, wenn es ein »Privat⸗ 
gebäube« war, (fiteg der Dieb dagegen in ein zu öffentli⸗ 
hen Zwecken benußt werbendes unbewohnted Gebäude, fo. 
bleibt es bei der StrafsRegel des art. 293.) | 
Unter einem Brivat:Gebäude im Gegenfabe zu öffents 
lichen Gebäuden wird ein, ſolches zu verfichen fein, weh, 
ches yon einer Privatperfon zu Privatzweden benugt wird . 
Die Benutzung des unbewohnten Gebäudes resp. 

zu öffentlichen oder Privat-Zwecken, nicht. aber ob das Ei. 
genthum eines Gebäudes dem Staate, der Kirche, u. f. 
w. oder einer Privatperfon angehört, ift hier das charac⸗ 
teriftifche Unterfcheipungg-Merfmal *). 


"*) z. B. das der Stadt X; gehörende alte Rathhaus iſt ben? 


Privatmanne B. vermiethet worden; ex benugt es ale ⸗ 


— 
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Die Art der Benutzung heiligt hier das Gebaͤude und 
es iſt lediglich der nothwendige hoͤhere Schutz den der Ge⸗ 
ſetzgeber den zu oͤffentlichen Zwecken benutzt und deshalb 
gewoͤhnlich weniger beauffichtigt werdenden unbewohnten 
Gebaͤuden angedeihen laſſen will, wenn er aus dieſer ob⸗ 
jectiven Ruͤckſicht (denn die ſubjective Gefährlichkeit und 
Die Gefliſſenheit des Thaͤters iſt in beiden Faͤllen gleich) 
bei ihnen keine gelindere Beſtrafung gegen den eingeſtiege⸗ 
nen Dieb eintreten laͤßt, ſondern die ſtrengere Strafe des 
art. 293. beibehaͤlt. 

h. durch Einbruch oder gewaltſame Eröffnung Des 

Gebäudes. 

Das Geſetz unterfcheivet den Einbrudy von der ge 
waltfamen Eröffnung eines Gebäudes ohne näher anzuge 
ben, worin der Unterfchien beftehe. Eine Prüfung der be 
züglichen Geſetzſtellen Iäßt folgende Unterſcheidung als zus 
treffend erfcheinen: Eine gewaltfame Eröffnung eines Ges 
bäudes ift das gewaltfame Aufmachen einer verſch loſ⸗ 
fenen ober überhaupt gegen das Eindringen ver: 
wahrten Deffnung an den Außenfeiten eine Ge 
bäudes (3. DB. verfchloffener oder zugenagelter Fenſter, 
Haus, Stall: oder Scheuren-Thüren, Bodenlufen, Keller: 
gitter u. f. w.) durch welche man alfo von außen in das 
‘ Innere eines Gebäudes gelangt. 


Korn-Magazinz es iſt unbewohnt. Wirb ein Diebflahl 
mit Einfteigen darin verübt, fo wird man von dem Bes 
ftehlen eines Öffentlichen Gebäudes nicht reden bürfen, da⸗ 
gegen wird biefes geſchehen müffen, wenn 3. B. ein Pris 
vatmann fein Haus einer oͤffentlichen Behörde zu ihren 
Sigungen, Regiſtratur und anderen bienftliden Zweden 
vermiethete und aus biefem unbewohnten Haufe mittelft 
Einfteigens Sachen geftohlen werben. 
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Ein Einbruch dagegen iſt dann vorhanden, wenn der 
Dieb, um in ein Gebaͤude zu dringen, an einer Stelle der 
aͤußeren Waͤnde oder des Daches deſſelben gewaltſam (ſei 
Res mit oder ohne Werkzeug) eine Oeffnung gemacht hat, 
wo bisher überall Feine Deffnung (alfo nament⸗ 
lich Feine verfchloffene, verwahrte) war. Der Wortlaut if 
- mithin, nicht unterfcheivend, da ein Einbruch nicht allein 
duch ein Einbrechen, fondern auch durch ein Einfloßen, 
Einfchlagen, Sprengen u. f. w. der äußeren Mauer, 
Wand oder des Daches geichieht. 

Einen Eindbruh im Innern eines Gebäudes kennt 
unſer Crimin.-Gef.: Buch nicht, fondern nur eine gewalt- 
jame Eröffnung. Es nennt dabei die in dem Gebäude be 
findlihen Thüren und Behältniffe. 

Das Wort Behältnig ift hier im weiteften Begriffe 
genommen und barunter nicht allein ein Behältnig, wel: 
ſches die zu entwendende Sache unmittelbar umfchließt, z. 
B. Schrank, Koffer u. f. w. zu verftehen, fondern jeder 
Raum im Innern eines Gebäudes, der von dem übrigen 
Raume deffelben abgefchloffen if, (z. B. durch Wände, 
Verſchlag u. f. w.), fo. daß Diefes größere Behältniß jenes 
Heinere umfchließen Kann, (3. B. ein verfchloffenes Zimmer 
mit einem verfchloffenen Schranfe). 

Bei dem gewaltfamen Eröffnen eines ſolchen Eleineren 
Behältniffes ift nicht unbeachtet zu laſſen, daß das Eröff: 
nen innerhalb des Gebäudes gefchehen fein muß. Diefes 
zeigt fich aus den Worten bed art. 292. »der darin be 
findlichen Behältniffe« beſonders aber aus dem art. 
295., wonad) vein gewaltfames Eröffnen innerhalb der 
Gebäude an leicht zu eröffnenden Behältniffen«_ geringer 
geftraft werben ſoll. 


— I u 
Hat daher ein Dieb ein verfchloffenes Behältnig aus 
dem Haufe getragen, öffnet es dann gewaltfam und ſtiehlt 
Daraus einen Gegenftand; fo begeht er feinen ausgezeich⸗ 
neten Diebftahl 2. Elaffe. 
Der Grund kann hier wohl nur Darin gefucht wer: 
den, weil die Gefliffenheit des Diebes vor oder bei Voll 


“ führung des Diebftahls eintreten muß, wenn fie gefeglich 


eine Auszeichnung beivirken fol. Der Dieb muß dad ge 
waltfame Eröffnen des Behältniffes vorgenommen haben, 
um ſich in den Beſitz der zu entwendenden Sache zu fe 
Ben. Im vorbemerkten Kalle hat aber der Dieb das Be: 
haͤltniß (z. B. Koffer, Chatoulle u. ſ. w.) mit den darin 
verfchloffenen Sachen geftohlen, and der Diebftahl iſt 
von ihm längft vollführt und vollendet, wenn er außerhalb 
des Gebäudes dad Behältniß gewaltfam öffnet: und die 
ſchon geftohlenen Sachen herausnimmt *). 


Es ift nicht zu verfennen, daß die confequente Durch⸗ 
führung der gefeglichen Anficht, in dem Falle zu einer 
Ungerechtigkeit führt, wenn - der Dieb aus dem Grunde 
das leicht fortzufchaffenne Behältnig gewaltfam öffnete, 
um dem Eigenthümer, (weil er nur eine beftimmte Sache 

aus dem Behältniffe ftehlen wollte) dieſes ober Die übrigen 





7) Anmerl. 3. Baier, Strf..G.:B, Thl. 2. ©. 129. 
Tittmann's Handbuch, $. 469. Note a. 
Stelzer's Lehrbuch d. C.⸗R. $. 611. 
Quiſtorp, $. 349. 6te Ausgabe. 
Cremani de jure criminali libr. II. Cap. VII. art. 1. 
$. 143. 

Auch die nad vollfuͤhrtem Diebftahle erfolgte Eröffnung 
eines geftohlenen verfchloffenen Behältniffes (3. B. einer. 
Shatoulle, Kaftend u. ſ. w.) mit Dietrigen, Rachſchluͤſ⸗ 
fein u. f. w. ift auf gleihe Weife zu beurtheilen. 
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darin befindlichen Sachen zu Iafien. Seine Befiffen-- 
beit fand hier zum Beten des Beftohlenen Ratt und Doch 


‘wird er härter ald der Dieb beftraft, der das Behältniß 


nebft den Sachen ftahl *). 

Die Gründe, weshalb der art. 295. Einbrechen oder 
gewaltſames Eroͤffnen bei unbewohnten Gebäuden ge 
ringer beſtraft als bei bewohnten, find dieſelben, die vorher 
ſchon beim Einfteigen in unbewohnte Gebäude berührt 


ia Auf den geringeren ober höheren Grad der Gewalt 
fommt e3 beim Einbruche oder der gewaltfamen Eröffnung 
ruͤckſichtlich der Begründung einer Auszeichnung im Allge⸗ 
meinen nicht an**. Bei dem Einftoßen einer Fenſter⸗ 
fcheibe oder deren Löfung aus dem Bleirahmen, behuf Deff: 
nung des Fenſters, iſt nur ein geringer- Ktaftaufwand er⸗ 
forderlih und doch wird dadurch eine gewaltfame Eröff- 
nung begründet. 

Die Richtigkeit jened Satzes zeigt ſich auch deutlich 
aus dem Gefete, indem nach art. 295. »ein gemaltfames 
Eröffnen innerhalb der Gebäude an leicht zu eröffnenden 
Behältniffen verübt — —« zwar geringer beftraft werben 
ſoll, aber ungeachtet) hier nur eine geringe Kraftanftren- 
gung vorliegt, Doch die Dadurch bewirkte . gewaltfame Deff- 
nung, eine Auszeichnung begründet; auch weldyer Stelle 
ferner e contario folgt, daß ein leichtes gewaltfames 
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*) Das Wärtemb. Straf-G.⸗B. art. 330. iſt hier gerechter, 
indem es fagt: „doch begründet dieſe gewaltfame Eröff: 
‚nung von Behältniffen nur dann eine Auszeichnung, 
„wenn die Entwendung der verfhloffenen Behält- 
„niſſe felbit, für den Dieb nicht thunlid oder wenig- 
„tens mit Schwierigkeiten verknüpft gemefen wäre. 


*9 Beuerbad, Lehrb. 3. ed. $. 397. & u 
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Eröffnen der Gebäude felbft, feine Abweichung von 
Der Straf⸗Regel des art. 293. (2. Abſatz) zuläßt, fondern 
nur der .Umftand, in wie fein Das gewaltfam geöffnete 
Gebäude bewohnt oder unbewohnt war, dabei entfcheidet. 

Was ein »leicht zu eröffnendes« Behaͤltniß fei, 
hat das Geſetz nicht definirt. Eine überall zutreffende 
Definition ift hier auch nicht möglich, vielmehr folches nad) 
jedem einzelnen alle zu beurtheilen. Die gewaltfame Er⸗ 
öffnung eines Behaͤltniſſes durch die mit feinem Werkzeuge 
verſehenen Hände, oder auch durch Werkzeuge ohne be: 
fondere Kraftanftrengung ‚eich namentlich dahin zu zaͤh⸗ 
len ſein *). 

GSalus folgt). 


II. Alimentation des unehelichen Kindes über deſſen 
vierzehntes Jahr hinaus, 
(Rechtsfall mit einem obergerichtlichen und einem Facul⸗ 
taͤts⸗Urtheile.) 
Mitgetheilt vom Dr. d. R. W. Mejer zu Clausthal. 





Ds der Vater eines unehelichen Kindes daffelbe im Falle 
des Bedürfniſſes noch über das vollendete 14te Jahr hin- 
aus zu ernähren habe, ift eine, ur es ſcheint, unter den 


*) Der Knecht H. hatte in einem Haufe aus einem Keller, 
den ein Latten-Verſchlag verfchloß, mittelft Losbrechung 
der Latten mit bloßen Händen, fo wie aus einem ver⸗ 
ſchloſſenen Kaften, deffen Dedel mit Iedernen Hespen be= _ 
feſtige war, und Gröffnung deffelben durch Zerſchneidung 
diefer. Despen mit einem Mefler, Sachen geftohlen; die 
Königl. Juſtiz-Canzlei zu Göttingen erklaͤrte beide Fälle 

für eine gervaltfame Eröffnung leicht zu eröffnender Bes 

# hältniffe, 
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Practikern verſchieden beantwortete, meiſt aber wohl ver⸗ 
neinte Frage. Im Jahre 1841 Fam fie in folgender Sache 
vor: - — 

Caroline W. klagte gegen Georg Heinrich L., der 
in einer der alten Provinzen des Koͤnigreichs Hannover 
wohnt: 

er habe ſie, als ſie erſt 16 Jahr alt, im Walde ge⸗ 
waltſam geſchwaͤcht, und ſie habe davon ein ſehr gebrech⸗ 
liches Kind geboren, welches nun auch nach zurückgelegtem 
14ten Jahre nicht im Stande ſei, ſich zu ernähren; fie 
verlange vom Kläger, daß er ed ferner alimentire, und 
zwar wöchentlich fo und fo viel zahle. (Den Legitimationg- 
Punct übergeht man der Kürze wegen in diefer Mittheilung.) 

Bernehmlaffung: Bellagter leugnete die Gewalt 
bei dem Beiichlafe und daß dies die Urfache des gebrechli⸗ 
chen Zuftandes des Kindes jet, geftand die Baterfchaft aber- 
ein, fo wie den gedachten gebrechlichen Zuftand, welcher 
das Kind arbeitsunfähig mache. 

Erkenntniß des Untergerichtes: 

‚Die Verpflichtung des Vaters zur Alimentation des 
unehelich erzeugten Kindes erlöfche im Allgemeinen mit des 
Lestern zurücgelegtem 14ten Lebensjahre, und da eine län- 
. ger dauernde Verbindlichkeit dazu nur aus einer befondern 
Berfchuldung herzuleiten fein würde, durch welche der Va⸗ 
ter den gebrechlichen und zur Selbfternährung unfähig ma- 
chenden Zuſtand des Kindes bewirkt habe: fo werde Klaͤ⸗ 
gerin mit ihrer Klage abgemwiefen, fie könne und wolle 
denn, Gegenbeweis vorbehältlich, darthun, daß der Bell. 
ihr in ihrem 17ten Jahre gewaltfam beigewohnt und da 
durch den ſchwachen und gebrechlichen, zur eigenen Ernäh: 
rung das Kind untüchtig machenden Zuftand deffelben ver: 
ſchuldet habe. 





\ 
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- Bei den über die Alimentation der unehelichen Kinder 
vorhandenen fchwanfennen Grundfägen, Tonnte man dem 
Unterrichter wegen dieſer Anficht gewiß keinen Borwurf 
machen. Doch glaubte der Sachführer der Klägerin mit- 
telft Berufung an das Obergericht des Beweiſes überhoben 
zu werden. Sie appellirte daher und führte im Weſentli⸗ 
hen aus: 

1. Daß die in der Praris feft angenommene Bers 
pflihtung des Baters, fein uneheliches Kind zu ernähren, 
wenn fie einmal gelte, der Alimentations- Pflicht andrer 
zum Alimentiven verbundener Verwandten an Dauer mb 
Umfang gleichftehe, folglih an und fie fi) in der Zeit 
unbegrenzt ſei, 

2. daß aber die Praxis das vollendete Ute ab 
bloß darum als den regelmäßig befchließenvden Zeitpunct 
annehme, weil von da an ein Kind confirmict und koͤrper⸗ 
lich ſtark genug, für feinen Unterhalt durch eigene Arbeit 
. pflege das erforberliche erwerben zu können. 

Das Obergericht, IR Juſtizcanzlei zu * * * er 


kannte hierauf: 


»Der Bater eines, unchelichen Kindes ſei, auch über 
deſſen 14tes Lebensjahr hinaus nad) der Natur der ihm. 
obliegenden Alimentations= Pflicht unbedingt gehalten, daf- 
felbe zu alimentiren, falls es fich wie hier eingeflanden, 
felbft zu ernähren außer Stande ſei; e8 werde alfo dieſer 
Beſchwerde deferirt und dem Untergerichte aufgegeben, den 
Beklagten zu verurtheilen, für das fragliche Kind die libel⸗ 
litten Alimente auch feit deſſen 14ten Lebensjahre und fer- 
nerweit bis dahin zu entrichten, daß es ſich ſelbſt zu er⸗ 
naͤhren fähig fein ſollte.« 

Hiergegen ſupplicirte Beklagter mit asien Haupt 


+ 
wrins 
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1. Die dem Vater obliegende Alimentation umnecheli⸗ 
cher Kinder ſei, Au In Dauer und Umfang, nicht nach 
Analogie der der ehelichen Verwandten zu beurtheilen, 
vielmehr habe die Praxis bloß eine Beihülfe des Vaters 
anehel. Kinder zu Gunften der Mutter dexfelben eingefilhrt, 
die Mutter allein habe die wahre Alimentations - Bflicht. 

2. Diefe Beihülfe gehe nad der Praris nie Aber 
das 14te Lebensjahr hinaus. 

3: Einen befondern entgegenftehenbeit Gebrauch (ein 
Gewohnheits⸗Recht) — vgl. v. Glück Band. Comm, Br. 
28. ©. 206 — habe Klaͤgerin für ihre Behauptungen 
nicht beibringen Tönen. 

4. Die bannoverfche Eheverlöbniß » Conftitistion vom 
416. Iamuar. 1733 fehreibe aber auch jene. Grenze der Alt: 
mentatibns⸗Pflicht ausdruͤcklich vor, indem fle fage: »koͤnnte 
aber eine ſolche geſchwäächte — das Eheverſprechen nicht 
erweiſen: fo bleibt ihr ſedennoch bevor, nicht nur einen — 
Brautſchatz, ſondern auch, auf den Schwuͤngerungsfall dus 
Kind, bis felbiged das AAte Jaht feines Alters völlig er: 
reicht, zu ernähren rechtlicher Ordnung nad) zu fordern» =; 
befonders da hier fogar fiche rechtlicher Ordnung nach«. 

Diefer Supplitation war bie Bitte um Actenvderfiht 
dung angehängt; «3 wurde daher zuvorderſt die Vernehm⸗ 
laffung auf den Supplicationslibell geforbert, den man 
hier im Uebrigen gany übergeht, da es ſeiner genawden 
Mittheilung nicht bedarf; Bloß wegen. der haunvv. Ehever⸗ 
loͤbniß⸗Conſtiution v. 1738bemerlte ſtluͤgerin und Sup 
plicatim, daß dieſelbe ſich auf den Landrotheil, woſelbſt hie 
Schwaͤchung geſchehen, nicht erſtreckt habr, und inebrſon 
dere, daß darin der Fall der Ernaͤhtungs-NUnfäͤhigkeit gar 
nicht beruͤckfichtigei, ſolglich Danühen auch nichts — 
ſei. 
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Die Acten wurden an die Juriftenfacultäͤt zu Leipzig 
verſchickt; von da erfolgte unter Hervorhebung nachftehen: 
der Gründe: 

»1. Das römiihe Recht ift in Deutichland durch 
das fanon. Recht und einen ſich auf daffelbe gründenden 
Gerichtsgebraud dahin abgeändert, daß die Ernährungs: 
pflicht des Vaters bei allen. unehelihen Kindern Statt | 
findet, fie feien mit einer Concubine oder aus einem Che: 
bruche oder Inceſt oder anderm außerehelichen Beifchlafe 
erzeugt worden; 

cap. 5. X. de eo, qui duxit in mafr. 

Lindner, diss. de a alendi lib. illeg. 

- 17096. 4. 

Kretschmann, comm. de sect. 

4. 8. 120. segg. 
v. Quiftorp, Grdſ. des peinl. R. 8. 482. 
v. on und Hagemann, Erört. 4. M 70. 
. 364 ff. 

— Spricht aber die citirte Verloͤbniß⸗ Ordnung von 
einer Verbindlichkeit des unehelichen Vaters, ſein Kind bis 
zum 1äten J. zu ernähren: fo brüdt fie hierdurch nur den 
gewöhnlichen Fall aus, und ſtellt eine Dispofition 
darüber auf, bis wie lange ein uneheliches Kind jeden: 
falls ernährt werden muß. Damit if aber nicht ausge: 
fhlofien, daß es vorkommenden Falls auch länger ernährt 
werden müfle. IA nämlich das Kind wegen Gebrechlich⸗ 
feit nicht im Stande, auch nad) erfülltem 14ten Jahre fein 
Brod felbft zu verdienen: fo Dauert die Alimentationspflicht 
des Vaters fort, und zwar nad) Befinden fo lange wie 
das Kind lebt. 

Beck, de eo u jJustam est cirea stuprum, 

p- 206. 


t 
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Lindner, diss. cit. 9.8 
vgl. preuß. Landredt 2, 2, 9. Abſchn. 8 637. 
Ein ſolcher Fall iſt nun hier vorhanden» — —; 
Die Entfheidung: 
daß ed eingewandter Supplication ungeachtet bei dem 
Derrete contra quod verbleibe, auch Supplicant der Sup- 
plicatin die Koften diefer Inftanz zu erflatten ſchuldig fet. 


1. Praejudicium summi tribunalis, wornach 
das Eingebrachte eines aufgeheiratheten Ehe⸗ 
gatten bei Meierglitern nicht zurüdgeforbert 
werven kann, wenn auch gar Fein, over ein 
ohne Rüdficht auf das Eingebrachte, flipulirter 
Altentheil verfprochen fein follte, 

(Mitgetheilt von dem Herrn Advocaten Th. Befte in Celle.) 

Summum tribunal Cellense gab unterm 8. Februar 

1822 in Sachen B., Appellanten, wider R., Appellaten, 

wegen orderung zum Befcheide : | 

»Daß das Eingebrachte eined aufgeheiratheten 
Ehegatten bei Meiergütern ald Preis des erlangten 
Mitgenuffes derfelben, ſtets und felbft dann dem 
Hofe verbleibt, wenn gar Fein, oder ein ohne Ruͤck⸗ 
fiht auf das Eingebrachte, ftipulicter eu: 
verfprochen fein ſollte. 





Verlegt von Herold und Wahlſtab in — 
Gedruckt bei A. Pockwitz in Stade. | 








Iariftifche Beitung. 


für das Königreich Hannover, 








1842. XVII. Sahrgang. II. Sf. NE 6. 





1. Inſtruction der Königl. Landdroſtei zu Stade, 
vom 7. December 1833, für die Obrigfeiten 
der zu einem gemeinfchaftlichen Loofungs Be: 
zirke vereinigten obrigfeitlichen Diftricte hinficht- 
lich der Beforgung der Militair-Aushebungs- 
Geſchäfte. 


Die Obrigkeit eines Looſungs-Bezirks, womit ein ober 
mehrere andere obrigkeitliche Diſtricte vereinigt ſind, hat 
das Directorium zu führen und die allgemeine Leitung hin⸗ 
fichtlich der gemeinfchaftlichen Xoofung, der Aushebung und 
Einftellung der Militairpflichtigen zu beforgen, namentlich: 

1) die Formirung der Oenerallifte, 

2) den Aufruf an die nach der Folge der Looſungs⸗ 
Nummern zum Eintritt in den activen Militairdienft 
berufenen Individuen, durch deren Local⸗Obrigkeit, 

3) die Ablieferung und Einftellung der Recruten, 

4) die Anfertigung der Elaffificationgliften, 

5) die Einfendung der Stellvertretungs = Eontrarte und 
die Formirung des desfallfigen Werzeichniffes, fo 
wie der DVerzeichniffe der gegen ausgetretene Milt: 
tairpflichtige ergangenen Straferfenntniffe, 

6) alle fonftigen, das Recrutirungsweſen im Allgemei— 
“nen und bie Snorbnunghaltung der Kiften betreffen- 


den Gefchäfte und ie ya 
Jabrg. XVII. Heft II. 
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Die Obrigkeit des mit einem anderen Looſungsbezirke 


vereinigten Diſtricts hat dagegen die, mehr ſpeciellen 
Verhaͤltniſſe der Militairpflichtigen des incorporirten Dis: 
ſtricts befaſſenden, Gegenſtaͤnde und Geſchaͤfte zu beſorgen, 
namentlich: 


1) 


2) 


3) 
9 
5) 


6) 


* 


8) 


die Vorunterfuchung und die erforderlichen Conſta⸗ 
tirungen der verſchiedenen Berbältniffe der Militair⸗ 
pflichtigen vorzunehmen, 

die Formirung der Ortfchaftsliften und here früh: 
zeitige Einfendung an die dirigirende Obrigfeit des 
Looſungsbezirks mit allen dazu gehörenden Anlagen 

und Documenten, - 

die Führung der Nebenliften, 

die Prüfung und Erledigung der Reclamationen, 


die Befugnig und Verpflichtung dem Loofungster 
mine beizumohnen und in Anfehung der zur Loo⸗ 


“fung kommenden Individuen des betreffenden Dis 


firiet8 die dritte Stimme in ber Aushebungs-Eom: 
miſſion zu führen, 

die Ausfertigung der ‚Eitationen an die Militair- 
pflichtigen zum Looſungs⸗Termine und den fpeciellen 
Aufruf zum Eintritt in den Dienft, Ä 


die Leitung des Unterfuchungs- und Strafoerfahrene 
gegen ausgebliebene und ausgetretene Militairpflich- 


tige; jeboch find die Unterfuchungsacten durch die 
dirigirende Obrigkeit. des Looſungs-Bezirks zum 
rechtlichen Spruch an die Königliche Jnſtiz⸗Canzlei 


zu befördern, 
die Aufftellung der Berzeichniffe der gegen ausge: 


‚tretene Militairpflichtige ergangenen Straferfennt: 


niſſe, weiche an bie dirigirende Obrigfeit einzufenden 








' 
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und von derſelben in die Del: Verzeichniſſ 
..  aufunehmen find. | 
9) bie Errichtung und resp. Confirmation der Stell: 
| vertretungs⸗Contracte. 

Im Uebrigen haben die beiderſeitigen Obrigkeiten den 
Gang der Militair⸗Aushebungsſachen durch Communication 
. unter fid) und mit dem Diſtricts-Commiſſair und durch 
Benachrichtigung vorfallender Umftände und Ergebniffe auf 
alle Weife zu befördern ſich angelegen ‚fein zu lafien. . 

Stade, den 7. December 1833. 


2. Refeript Des Königlichen Kriegs s Minifterii "an 
‚ die Juftiz- Canzfei zu Stade, vom 30. April 
1842, daß die Unterfuhung wider ausgetretene 
Milttairpflichtige aud von den Obrigfeiten ger 
führt werden bürfen, welche zwar nicht die Ge: 
nerallifte, wohl aber die Ortſchafts⸗Liſten auf: 
zuſtellen haben. | 


Wir ertniebern der Königlichen Juſtiz⸗Canzlei zu Stabe 
auf den Bericht vom 29. v. Mis. in Betreff des Unter 
fuchungs> Verfahrens wider den ausgetretenen Militair: 
‚pflichtigen de 1820 * * aus *, daß Wir die, in der von 
Königlicher Landdroſtei zu Stade erlaffenen Inftruction für 
bie Obrigleiten ver zu einem gemeinfchaftlichen Losfungs: 
Bezirke vereinigten obrigfeitlichen Diſtricte, hinſichtlich der 
Beſorgung der Militeir-Aushebungss@eichäfte enthaltenen 
Vorſchriften über das Unterfuchungs-Verfahren wider Aus: 
getretene, den Beftimmungen des Artifeld 104 des Mili- 
tair⸗Aushebungs⸗Geſetzes vom 14. Juli 1830 für entfpre 
end halten müflen. Abgeſehen naͤmlich davon, Daß Die 
bier in Frage fommende geſetzliche Vorſchrift ohne Zweifel 
6* \ 





% 
» u 
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zunächſt nur den Zwed bat, die. Unterfuchungen gegen 
Ausgetretene denjenigen Obrigfeiten zu übertragen, welche. 
fonft zur Führung dieſer Unterfuhungen nicht befugt fein 


würden: fo hätte e8 um fo mehr Har und beftimmt aus: 


gedrüdt werden müffen, wenn auf ber andern Seite bie 
erwähnte Geſetzes⸗Stelle einzelnen Obrigfeiten die Befugs 
“nis, Unterfuchungen gegen Audgetretene zu führen, wieder 
hätte entziehen follen, als Artifel 36. des Geſetzes es den 
Provinzial-Regierungen ausdrüdlich freiftellt, mehrere Ge 
richts⸗Bezirke zu einem Looſungs-Bezirke zu vereinen. Nun 
fagt aber der Artikel 104. überall nicht, daß die Obrigkeit, 
welche die General-Lifte aufzuftellen habe, die Unterfuchun- 
‚ gen gegen Ausgetretene führen folle, fondern überträgt 
diefe Unterfuchungen den Obrigfeiten, welde die Auf 
nahme der-Liften, worin bie betheiligte militairpflich- 
tige Perfon aufgeführt ift, zu beforgen haben, und fcheint 
es, bei der Beftimmung bed Art. 22. des mehr erwähn- 
‚ten Geſetzes, daß bie Generallifte erſt formirt werben 
fol, nachdem bie Aufnahme und Berichtigung der Liz 
ften- gefchloffen ifl, — Uns völlig unzweifelhaft zu fein, 
daß unter jenen »Liſten« nur die OrtfchaftssLiften, deren 
Anfertigung in den combinitten Looſungs⸗Bezirken jeder 


- ber einzelnen Obrigfeiten verbleibt, — verſtanden werden 


koͤnnen. 

Wenn nun außerdem Gründe der Zweckmaͤßigkeit den 
von Königlicher Landdroſtei in der Snfteuction über das 
Unterfuhungs=DBerfahren gegen Ausgetretene ertheilten 
Vorfchriften das Wort reden, fo dürfen Wir hoffen, daß 
auch Königliche Juftiz:Canzlei nach nochmaliger Erwägung ‘ 
der Sache im vorliegenden Falle die Competenz ded Ges 
richts Ritterhude zur Führung der — ———— gegen den 
* * anebfennen werde. 
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Wir laſſen die mit dem Berichte vorgelegten Acten 
hieneben zurückgehen, und wuͤnſchen übrigens, daß Uns 
Koͤnigliche Juſtiz⸗Canzlei von ihrer Beſchlußnahme über 
die in Anregung gebrachte Frage eine Anzeige macht. 
Hannover, den 30. April 1842. 


Koͤniglich⸗Hannoverſches Kriegs⸗Miniſterium. 


— 


Kielmansegge. 
An 
die Koͤnigl. Juſtiz⸗Canzlei 
zu 
Stade. 


3. Berichtliche Anzeige der K. Juſtiz⸗Canzlei zu 
Stade, an das K. Kriegs⸗Miniſterium vom 
11. Mai 1842, — — über denſelben Gegen⸗ 
ſtand. 


gr 


Ew. 10. %. beehren Mir uns, gehorfamft anzuzeigen, 
Daß wir und nad) Erwägung des Inhaltes des hochver⸗ | 
ehrlichen Reſcripts vom F— M. gleichfalls davon über 


7. d. 
zeugt haben, daß das Gericht Ritterhude zur Fuͤhrung 
der rubricirten Unterſuchung competent geweſen iſt. 


Stade, den 11. Mai 1842. 
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Abhandlungen und Hechtsfälle. 
I. Anmerfungen zu dem art 292. des Hanno⸗ 


verſchen Criminal-Geſetz⸗Buchs, die ausgezeich⸗ 
neten Diebſtähle 2. Claſſe betreffend. 





(Schluß) 
4. Diebftähle bei denen der Dieb, um fid 
allenfall8 zur Wehre zu feßen, Waffen 
mit fih geführt hat. 


Der bewaffnete Diebftahl — (nad) gemeinem Rechte ges 
fährliher Diebitahl in sensu strieto) — wird vom Ge 
febe auf die höchſte Strafftufe der ausgezeichneten Dieb- 
ftähle 2. Elaffe geftellt, (art. 294.) denn bei ihm tritt die 
ſubjective Gefährlichkeit des Diebes ganz befonders Hervor, . 
und auch Die, nad) unferm &rim.:Gefeb-Buche freilich nur 
fecundair bei dem art. 292. in Betracht fommende, objer- 
tive Gefährlichkeit ift in Bezug auf die Perſon des Be 
ftohlenen hier vorzüglich vorhanden. 

Es wird hier ein eventueller Dolus des Diebes vor⸗ 
ausgeſetzt, das Wort: »allenfalls« zeigt 8 an. 

Cr geht nur auf bloßen Diebftahl, nicht Raub aus, 
und hat nur Waffen, um, falls er ertappt wird, fich zur 
Wehr fegen zu können. Bis dahin nur geht der Diebftahl 
mit Waffen; bevient fich aber bei getroffenem Widerftande 
der Dieb der Waffen, wird alfo die Abficht zur That, fo 
fällt derfelbe unter den art. 323. und wird gleich einem 
Räuber beftraft oder e8 müßte der Gebraud der Waffen 
lediglich zur Vertheidigung feiner Perfon gegen Angriffe 
ftattgefunden haben, welchen falls dieſes auf feine Beftra- 
fung nur in fo fern Einfluß bat, als dabei die Geſetze 
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wider Koͤrperverletzung oder Tödtung zur Anwendung 
kommen. | | 

Durch obiges Merkmal unterfcheibet fi alfo der 
Diebftahl mit Waffen deutlih vom urfprünglich befchloffe- 
nen Raube (art. 321.), fo wie von dem urjprünglich be: 
fchloffenen Diebftahle, welcher durch den wirklichen Gebrauch 
der Waffen einem Raube gleich) wird, oder doch bei Be: 
hauptung der geftohlenen Sache durch Anwendung ber 
Waffen diefem gleich geftraft wird. (art. 323. 1. Abfag *) 

Dagegen fehen fi äußerlich der Diebflahl mit 
Waffen und der Verſuch des Raubes ganz ähnlich und 
unterſcheiden ſich nur durch die Abficht des Thäters, 

Das Tragen der Waffen allein, begründet noch nicht 
die Auszeichnung, fondern die Adficht fich damit allenfalls 
. zur Wehr fegen zu wollen. 

Diefe doloſe Abfiht muß dem Diebe nachgewieſen 
werden. 

Wird jemand mit Waffen beim Diebſtahle betroffen, 
welcher feinem Stande oder feiner Beſchäftigung nach der⸗ 
artige Waffen zu tragen pflegt; (z. B. Soldat, Jaäger 
u. ſ. w.) ſo wird dieſes nicht einſt an und fuͤr ſich als 
Anzeige des bewaffneten Diebſtahls gelten konnen, wohl 
‚aber wird es dann zur nahen Anzeige werben, wenn die 
Waffen nicht feiner Befchäftigung entfprechen (4. B. der 
Jaͤger ift mit einer Piftole bewaffnet) oder der Dieb. Feine 


1 


 *) Ueber ben Unterfchied: zwifhen Raub und Diebftahl mit 
Waffen, cf. Grolmann, $. 223. und Henke, Thl. 3. ©, 
149. Beim Haube ift die Gewalt fiets eine offenfive, 
beim Diebftahle hingegen eine defenfive, weil fie nur 
zum Schuge ber eigenen Perfon des Diebes oder der 
bereits in- Beſit genommenen Sache dient. 
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Waffen zu tragen pflegt, oder überhaupt er feinen genü⸗ 
genden Grund, weshalb er die Waffen führte, anzugeben 
vermag. 

Daß der Dieb ſich vor Vollführung des Diebſtahls 
bewaffnete, iſt nicht erforderlich, *) ſondern auch die Be 
waffnung während der Ausführung und felbft nad) voll 
endetem Diebftahle, um bei Bortfchaffung und Behauptung 
der geftohlenen Sache fi allenfalls zur Wehr zu 
fegen, ift ald Auszeichnung zu betraditen. Das Gefeh 
fpricht generell. von Führung der Waffen »bei« Diebftäh- 
len und nicht fpeciell zur Begehung derjelben. 

Die Gefährlichkeit bes bewaffneten, Diebes ift nicht 
allein während des Diebftahls, fondern auch nad demfel- 
ben, bei Behauptung und SE der geftohlenen 

Sache nod) vorhanden. 

Die Richtigkeit dieſer Anficht ergiebt ſich auch aus 

art. 323. in verhis — 


„Wer auf einen, bloßen Diebftahl ausgegangen ift, 
»und erft bei gefundenem MWiderftande ſich — um fich im 
»Befige der entwendeten Sachen zu behaupten 
»— vorgefundener Waffen zur Schredung odet Miß- 
handlung bedient, ift gleich einem Räuber zu flrafen.«, 


*) Nach gemeinem Rechte ift wohl die Bewaffnung vor 
dem Diebftahle anzunehmen, art. 159. C. C. C. fagt: 
/ — „ſo aber eyn Dieb — mit waffen — zum ftelen ein 
geht. | 
Feuerbach, Lehrb. ed. 3. $. 329. 
Bauer, Lehrb. ed. 2. $. 252. 
Quiftorp, ed. 6. $. 351. Ä 
Theilweiſe anderer Meinung iſt Zittmann, Handbuch 
ed. 2. $. 464., ganz entgegen Srolmann, Lehrb. d. 
C.⸗R. $, 192. | 


— 9 — 


Hierunter iſt alſo namentlich der Fall begriffen, wenn der 
Dieb nach vollendeter Entwendung, Waffen fanb und be 
vor er die geftohlene Sache in Sicherheit gebracht hatte, 
ihm noch Widerſtand geleiftet wurde, und er ſich nun zur 
Behauptung des Befikes der geftohlenen Sache der Waf- 
fen bebiente. 

Da nun aber dieſer Artikel (323. 1. Abſatz) gleich 
wie der art. 292. 4, den Diebſtahl mit Waffen zum Ge⸗ 
genſtande hat, und beide ſich nur dadurch von einander 
unterſcheiden, daß der erſtere Artikel wegen der zur Aus 
führung gebraten eventuellen Abficht, Die der letz 
tere Artikel bezeichnet,‘ die Strafe des Raubes eintreten 
läßt; fo müflen die dort (art. 323.) in Bezug auf den 
gemachten Gebrauch der Waffen genannten Fälle, auch 
im art. 292. 4, rüdfichtlich de nur in eventum be= 
abfihtigten Gebrauchs enthalten fein. 

Es würde daher folgender ‚Sal unter art. 292. 4, 
gehören: A. entwendet eine Sache und bevor er Die Sache 
fortſchafft, verfieht er fi) mit Waffen, (alfo nad) dem Acte 
des Stehlens) um fich, falls er durch jemand bei der 
Fortichaffung gehindert werben follte, zur Wehr zu feben. 

Tritt nun diefer Widerftand wirfli ein und der 
Dieb macht Gebrauch von feinen Waffen, fo fällt er unter 
art. 323. 1. Abfat *) Ä 


*) Wenn der Dieb fih erft bei dem Acte des Stehlens 
oder nad vollführtem Diebftahle bei Kortfhaffung 
ber gefiohlenen Sache bewaffnete, fo: erſcheint .er 
offenbar weniger gefliffen, als der Dieb, welcher ſich vor⸗ 
here bewaffnete, und wird bei der Strafzumefjung ſolches 
zu berüdfichtigen fein, oder der Dieb müßte dann ge= 
wußt haben, daß ex am Orte ven Diebſtahi⸗ Waffen vor⸗ 

finden wuͤrde. 
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Was unter »Bafien« zu verſtehen jei, giebt art. 157. 
an.- | 

Die Streitfrage: ob es ald ein bewaffneter Diebftahl 
anzufehen fei, wenn ber Dieb die beim Einbruch gebrauch⸗ 
ten Werkzeuge audy währen des Stehlens felbft bei ſich 
führt, ift nach dem Geſetze dann zu bejahen, wenn dieſel⸗ 
ben der Art find, daß. »mit ihnen, nach ihrer gewöhnli- 
schen Wirkung,  lebensgefährliche Verlegungen zugefügt 
»werben koͤnnen« (art: 157.) und der Dieb die Abficht 
Bette, fih in Bezug auf den Diebflahl damit allenfalls 
zur Wehr zu feben. 


5. Alle von N enhandeN verübten Dieb: 

ftähle. 

Das Gefeb giebt im art. 62. eine Definition von 
einer Bande. Was unter Diebes:Bande zu verftehen 
fet, folgt daraus von felbft —: eine Verbindung, welche 
zur Verübung mehrerer, einzeln noch unbeftimmter Dieb: 
ftähle (Verbindung zum Stehlen überhaupt) oder einer ges 
wiffen Art von Diebftählen, (. B. Markt, Taſchen⸗, 
Vieh⸗-, Beld-Diebftählen u. f. mw.) eingegangen if. Die 
Diebesbande unterfcheidet ſich alfo von einem Diebes- 
Complott (cf. die allgemeinen Grundfäge über Complott 
art. 57. et seq.) darin, Daß bei letzterem ein beftimmter 
Diebftaht der Zweck der Verbindung iſt. 

Der Zweck des Complotts ift ein fpecieller, der der 
Bande ein generelle. 

Wie viel Genoflen fi) verbinden müffen, um eine, 
Bande bilden zu koͤnnen, giebt das Gefeh nicht an, beim 
Compfott (art. 57.) nennt es »mehrere.« Daß zwei Ge⸗ 
noffen ſchon gemügen, dürfte nicht zu bezweifeln fein, da 
zwei Berfonen ſchon »mehrere« find und veine Bereinigung« 
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zwiſchen zwei SBerfonen ftatt finden kann, *) werm gleich 
fie gewöhnlich aus mehr als zwei Berfonen beftehen wird. 
Je zahlreicher fie ift, defto gefährlicher erjcheint fie. 

Wie eine Bande für die Rechtöficherheit. im Staate 
überhaupt gefährlicher iſt als ein Complott, indem Die, 
Mitglieder derfelben zu fortdauernder Berlegung jener 
Sicherheit fich vereinigt haben; fo tft fie es ad in spe- 
cie beim Diebftahl. **) Ä 

Das Geſetz hat daher. im art. 294. den Banden: 
Diebftahl mit auf Die oberfte Strafftufe der ausgezeichnes 
ten Diebftähle 2. Claſſe geftellt, und flatuirt nur dann von 
der regelmäßigen Strafe (resp. Kettenftrafe bis 15 Jah: 
ren und von 15 Jahren bis auf Zeitlebens) eine Aus— 
nahme, wenn die bandenmäßige Verbindung auf beftimmte 
Gattungen von Diebftählen fich befchränft, für welche 
an ſich eine leichte Strafe verwirft if, jedoch foll der Rich⸗ 
ter ermächtigt fein, nach Befchaffenheit der Umſtände, auf 
die naͤchſtfolgende höhere: Strafart mit Beftimmung "einer 
verhältnigmäßigen Dauer zu. erfennen; ftets fol folche 
Strafe (d. h. die nächftfolgenne Strafart) gegen bie Ana 
führer zur Anwendung kommen. ***) 


*) Zittmann, l.c. $. 103. Thl. 1. S. 2055 jedoch au S. 206, 
*) v. Schirach, Entwidelung der Lehre v. Complott. N. 
Archiv d. E.⸗R. B. 1. ©. 518. 

*24) Im erſten Entwurfe fehlte obiger Artikel ganz und der 
Banden⸗-Diebſtahl, fo wie der bewaffnete Diebſtahl wur⸗ 
ben ben übrigen ausgezeichneten Diebftählen 2. Glaffe 
gleich geftraft. In der „Kritiſchen Beleuchtung’ dieſes 
Entwurfs 2. Thl. ©. 343. et seqq. wurde befonders 

aufmerkſam darauf gemacht, daß es der Gerechtigkeit 
widerfpreche, diefe beiden gefährlichften Arten bes Dieb- 
ftahls den übrigen minder gefährlichen diefer Elaffe in der 
Strafe gleih zu flellen. Bei Revifion jenes Entwurfs 
wurde dieſer Artikel hinzugefügt und blieb derſelbe bei 
ben. ftändifhen Verhandlupgen unveränbest. . | 


Die beim Diebftahle vorkommenden leichten Strar 
fen, (art. 18.) find Gefängnißftrafe (much nad) art. 24- 
und 99. Körperliche Züchtigung) und Arbeithaus (art. 
284. 285. 288. 289. u. 290.) und Die Öattungen des 
‚Diebftahle für welche an fich jene Strafen verwirkt wor⸗ 
den, find Daher der einfache fowie der ausgezeichnete Diebftabl 
4. Elaffe, wenn glei) in deren höheren Graben eine 
fhwere Strafe angebroht ift. | 


Dieſen Gattungen ftehen die des ausgezeichneten 
Diebftahls 2. Claſſe, M 1. bis 4. incl. gegenüber’ für 
welche ſchon an fi, d. h. in der Regel (art. 293. 1. 
Sa) eine ſchwere Strafe (ald minimum) eintritt. 

Banden die nur auf Beftimmte Gattungen des Dieb: 
ſtahls gehen, find nicht fo gefährlich wie ſolche, welche alle 
Gattungen von Diebftählen umfaffen, die mithin ftehlen, 
wie und wo fich die Gelegenheit zeigt und die Gefährlich 
feit jener muß fich noch mehr mindern, wenn Die betreffen 
den Gattungen nur weniger ftrafbare Diebftähle. umfafjen. 


Als eine Erſchwerung fol die bandenmäßige Verbin- 
dung aber immer angefehen werben, (art. 63.) weil ſte 
unter allen Umftänden eine beſonders große Gefährlichkeit 
(noch größer al8 beim Complott, wie oben vorgekommen 
ift) fowohl in objestiver als fubjectiver Hinficht begründet. 


Da aber in concreto, zumal beim Vorhandenfein 
anderer Erfchiwerungsgründe, die, bandenmäßige Verübung 
einen foldhen hoben Grad der Erfchwerung erreichen kann, 
daß die Gerechtigkeit erfordert über das maximum ber 
für dieſen Fall angebroheten Strafe hinaus und zu ber 
näcyft höheren Strafart über zu gehen; fo hat das Geſetz 
dem. Richter hierzu die Facrultät gegeben. Die Anführer 

— als die Häupter, Dirigenten, da fie die Berbindung 


4 
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zufammenhalten und ohne ihren Willen, ihre Genehmi⸗ 
gung oder Dispofttion nichts ‚unternommen zu werben - 
pflegt, mithin fie firafbarer als die übrigen Mitglieder im 
Allgemeinen erfcheinen — ſoll ftet8 die Strafe höherer Art 
treffen. 

Rückſichtlich der Beftrafung der gewoͤhnlichen Mit 
gliever der Bande, in Bezug auf die von berfelben ver- 
übten Diebftähle, Tommen die art. 64. u. 65. zur An 
wendung, fo daß jedes Mitglied bloß in Anfehung derje⸗ 
nigen Verbrechen ald Miturheber zu betrachten ifl, zu 
welchen ex vor, bei oder nad der Ausführung mitgewirkt 
bat, : oder bei deren Verübung er gegenwärtig geweſen ift. 


7 


II. Wer fhuldig ift über fein Nichtwiffen zu ſchwö⸗ 
ren, braucht nicht eidlich zu erhärten: daß er 
nicht anders wifle, als daß fich Die Sache ſo, 
oder Aug fo verbelte. 





In einem Proceſſe, welchen * *, gegen die zeitigen Ge⸗ 
meinheits⸗Vorſteher zu * *, über die von ihm in Anſpruch 
genommene Hausmanns-Gerechtigkeit einer Hofſtelle führte, 
welche er an einem Dritten verkauft hatte, war bemfelben, 
der zur Begründung feines Anſpruches auferlegte Beweis: 
»daß die von ihm dem * * zu * * verkaufte Hofſtelle mit 
Hausmanns Gerechtigkeit verfehen fei« mißlungen, weshalb 
er von der ihm vorbehaltenen Eid eöbelation ee ma⸗ 
chen mußte. 
Er deferirte nun feinen Gegnern folgenden Eid: 
Geſtalten fie nach forgfältiger Aufſuchung und Pruͤ⸗ 
fung der den ſtreitigen Gegenſtand betreffenden 
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Madhrichten, nicht anders wuͤßten und glaubten, als 
daß die von ihm an den * * verkaufte Hofftelle 


Pr . 


nicht wirklich mit Hausmanns⸗ — verſe⸗ 


hen ſei. 

Die Beklagten hielten ſich jedoch nicht für verbunden 
über ihr Glauben zu ſchwoͤren und acceptirten den Eid 
über ihr Nichtwiſſen. | 

Das Untergericht gab ihnen —— Recht, normirte 
aber den Eid über das Nichtwiſſen dahin: 

daß, nach forgfältiger Auffuchung und Prüfung der 
den ftreitigen Gegenftand betreffenden Nachrichten, 
fie nicht anders wüßten, als daß die fraglide — 
Hofftelle mit Hausmanns-Gerechtigfeit nicht verſe⸗ 
ben ſei. 

Gegen dieſe Rormirung appellirten die Beklagten an 
die K. Juſtiz-Canzlei zu Stade, indem fie eines Theils 
den Anfang der Eibesformel; daß fie nach forgfältiger 
Aufſuchung u. f. w. als ungehörig und durch den 8. 93. 
der Proceß⸗Ordnung für Die Untergerichte nur auf einen 
zurüdgefchobenen und vom Deferenten nah Wiffen und 
Glauben abzuleiftenden Eid beſchränkt, darzuftellen fuchten, 
andern Theils aber hanptfächlich hervorhoben, daß bie rich⸗ 
terlich nermirte Eidesformel einen verſteckten Glaubenseid 
enthalte, denn wenn jemand ſchwoͤre, daß er nidht an 
ders wiſſe, als daß ſich eine Sache fo, ober nicht ſo 
verhalte, fo gebe er in dieſen Worten fein Dafitchalten 
und feine Anſicht and Ueberzeugung von: ve rn au ee 
fermen. 

Die Juſtiz⸗Canzlei verwarf ie die Boten 
‚mit folgenden Worten: ı ; 
. Da den Appellanten in Dem Veſcheine vom 2. Jan. 
"BI. nur. die Ableitung eines. @ibes über ihr 
1 
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Nichtwiſſen auferlegt worden iſt und die Behaup⸗ 
tung derſelben, daß die in dem fraglichen Beſcheide 
enthaltene Eidesnorm einen verſteckten Glaubenseid 
in ſich ſchließe, mit dem Wortverſtande der fragli⸗ 
chen Norm im Widerſpruche ſteht, außerdem aber 
ein jeder, das Nichtwiſſen betreffende, Eid nach den 
durch die Untergerichts-Ordnung nicht aufgehobenen 
Grundſaͤtzen des gemeinen Rechts nicht blos auf 
die Unbefanntfchaft der Parthei mit der in Frage 
fommenden Thatfache, fondern zugleich auch darauf 
gerichtet werden muß, daß diefelbe, aller angewand: 
ten Mühe ungeachtet, ein anderes nicht habe in 
Erfahrung bringen fönnen: | 


fo kann dem Gefuche der Appellanten um Abgabe 
- eines abändernden Beſcheides nn Statt gegeben 
werden u. f. w. 


Die Beklagten brachten nunmehr ihre Befchiwerven, bei 
dem höchften Landesgerichte, mittelft des Rechtsmittels Der 
Appellation, von neuem zur, Entfcheibung, und hoben in 
ihrem Libelle befonders hervor, daß die Worte »nicht wif- 
fen« und »nicht anders. wiffen« zwei, ihrem Sinme nad) 
ganz verichiedene, Gegenfähe enthielten. Die Berficherung, 

daß man nicht anders wiſſe (morin das »glauben« eigent- 
lich ſchon mitbegriffen ſei), enthalte einen poſitiven Sag, 
wodurch man feine Meinung — Glauben — für oder 
wider eine Sadye ausfpreche, dahingegen das Nichtwiſſen 
Ihon nad) feinem Wortverſtande einen negativen Sab aus⸗ 
mache, indem man dadurch nur zu exfennen ‚gebe, daß ei⸗ 
nem die in Frage kommende Thatfache völlig fremd fei, 
und man fo wenig Gründe dafür als dawider habe. 


r 
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Das K. Ober-AppellationsGericht zu Celle verwarf 
nun zwar. bie Appellation, in fo fern fie die angefochterren 
Anfangs⸗Worte der Eidesnorm betraf, mit den Worten : 

Demnach der auf ein Nichtwiffen abzielende Eid al⸗ 

lerdings auch darauf mitgerichtet werden muß, daß Der 
Schwörende forgfältige Erkfundigungen über dasjenige, 
deſſen Nichtwiffen er befchiwören fol, einzuziehen bes 
mühet geweſen; als u. f. w. | 
erließ jedoch, in Betreff des ferner beftrittenen Theils der 
Eidesformel, am 25. März 1841 folgendes rescriptum 
de einendando: 

Wenn nun auch, ausweislich des in beglaubigter 
Abfchrift anliegenden Beicheides vom heutigen Dato, 
der Appellation in ihrem ganzen Umfange nicht Statt 
gegeben worden 5; demnach jedoch der in der Eides-Norm 
enthaltene Passus des nicht anders Willens, da 
er auf eine reine Negative fich nicht befchränft, ſon⸗ 
bern die Beichwörung eines pofitiven Wiffens in fich 
begreift, ven Imploranten, welche nur ihr Nichtwiffen 
‚zu beſchwören brauchen, zur Befchwerde gereicht; und 
dann, aus dieſem Grunde, laut u. |. w. — — — 

al8 habt ihr, ‘unter in foweitiger Abänderung eue 
res gravirlichen Befcheives vom 8. Juni 1839, bie 
Eides⸗Norm dahin feftzuftellen: 

dag nad) forgfältiger Auffuhung und Prüfung der 

den ſtreitigen Gegenſtand betreffenden Nachrichten, 

ich nicht weiß, daß bie fragliche, von dem Implos - 
taten * * dem * * in * * verkaufte Hofftelle mit 

Hausmanns-Gerechtigkeit verfehen ift — a: 
. und dieſerhalb die behufige Verfuͤgung ‚zu erlaffen. — 


Berlegt von Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 
Gedrudt ba A. Pockwitz in Stade, 
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Abhandlungen und Hechtsfälle. 


I. Bemerfung über ven $. 14. der Hypotheken— 
buchs⸗Ordnung der Stadt Stade vom 27jten 
Januar 1829. 

(Mitgetheilt vom Herrn Canzleiferretair Dr. Stafemann.) 


Nach dem 8. 14. 1) der älteren, unterm 20. Februar 
1777 decretirten, renovirten und publicirten Stadt⸗, Erb⸗ 
und Rente⸗ auch Proteſtationsbuchs-Verordnung : war. Fein: 
Kauf, Feine Veräußerung der unter E. €. Raths Jurisdic⸗ 
tion belegenen Immobilien gültig, wenn nicht Daß. veräus 
ferte Gut bei der der Veräußerung zunächft folgenden Diät 


1) Gr lautet woͤrtlich: 

Ä Schließlich fol fein Kauf oder Veräußerung einiger 
unter E. E. Raths Zurisdiction belegener Immo⸗ 
bilien für bündig, gültig, und zu Recht beſtaͤndig ans 
gefehn werben, fondern auf bloßes Belichen eines, 
ober des andern Theile, dem ber fonft gefchloffene 
Handel etwa gereuen möchte, allemal wiberruflich, 
und unfräftig fein, fofern das veräußerte Gut aus 
Verfsumnig beim Obexgerichte, der Veraͤußerung 
nähftfolgend nicht Öffentlich verlaffen, und alfo dem⸗ 
jenigen, der e& an und auf fid) zu bringen gedenket, 
nicht gerichtlich tradiret, und daß foldes alles ges 
fhehn, im hiefigen Stadt-, Erb⸗, und Verlaß⸗Buche 
eingezeihnet worden. — 


Sabre. XVII Heft II. | 7 


® 
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' öffentlich verlaffen und bie gefcheheme gerichtliche Tradition 
im Stadt:, Erb: und Verlaß-Buche eingezeichnet wurde. 
Sp nothwendig diefe Beftimmung ?) fchon deshalb war, 
um den nah 8. 11. derfelben Verordnung eingerichteten 
»Catalogum oder Indicem der Häufer und Erbe, auch 
Schuldner« in Ordnung zu halten, fo nachtheiligen Ein- 
fluß hatte ambererfeitS das in dem 8. 14. cit. den Con⸗ 
trahenten vorbehaltene jus poenitendi, welches einfach 
Dadurch ausgeübt wurde, daß derjenige Contrahent, Dem 
der fonft gefchloffene Handel reuete fih aus Ber: 
ſaͤumniß (2) ®) bei der der Veräußerung zunaͤchſt folgenden 
Diät *) des Obergerichtö nicht einfand, fo daß das ver 
faufte Immobile nicht verlaflen und nicht gerichtlich tra⸗ 
Dirt werden konnte. Der fonft gefchloffene Handel 
wurde damit eo ipso rüdgängig. 

Begreiflich gab dieſes Reurecht zu manchen Chicanen 
und weitläuftigen Proceffen Veranlaffung, und man ergriff 
bereitwillig die Gelegenheit bei der in Folge der am Aften 
September 1824 emanirten Verfaſſungsurkunde der Stadt 
Stade anderweit nothwendig gewordenen Revifton der Ein⸗ 
gangs erwähnten Verordnung vom 20. Sue 1777 das 
Reurecht ganz aufzuheben. 

Aus den Verhandlungen über die Aenderung und Faf 
fung bes mehrgedachten 8. 14. muß bier, um die nadıfol 
gend anzuführenden von der fchließlichen Entſcheidung des 
Tribunal fo ſehr divergirenden Beſcheide des Stadtige⸗ 
richts in Stade und der K. Juſtiz⸗Canzlei daſelbſt in das 
rechte Licht zu ſtellen, Folgendes bemerkt werden. — 


2) cfr. Eichhorn's deutſches Privatrecht 5. 174 und 175, 

3) Gleichviel ob culpofer ober doloſer. 

4) Es fielen deren 4 im Jahre vor, bie allemal yare' einen 
öffentlichen Anſchlag bekannt wurben. 
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Bon Seiten eines practifchen Suriften wurde vorge: 
fchlagen, den 8. 14. cit. dahin zu erläutern: 

Die Perfection eines jeden über ein unter der Juris- 
bietion des Stadtgerichts belegened Grundſtuͤck geſchloſſenen 
Contracts ift lediglich nad) den Grundfäßen des gemei: 
nen Rechts ‚zu beurtheilen. Gleichwohl find die Contra= 
henten, wenn der Vertrag in Rüdficht dritter Perſonen, 
namentlich der im 8. 3. der Verordnung vom 20. Februar 
1777 bezeichneten privilegirten und der vorhandenen °) 
Glaäubiger Wirkung haben fol, verpflichtet, ihn gerichtlich - 
anzumelden. Weigert fich der eine oder der andere Con: 
trahent, die gerichtliche Anmeldung vorzunehmen, fo bleibt 
e8 dem anderen frei, den Abfchluß des Handels im Wege 
des gewöhnlichen Proceſſes zu ermweifen und fol alsdann 
die Eintragung allenfall® in contumacıam geſchehn. — 
Es verfteht fi dabei von felbft, daß mit Ausnahme 
Der Einrede des niht angemeldeten Contracts 
dem Beklagten alle anderen in den gemeinen Rechten be: 
gründeten Einreven gegen den Handel vorbehalten bleiben. 


Der Entwurf des Magiſtrats zu Stade enthielt fol 
‚gende Faſſung des 8. 14. qu.: | 

»Das Recht, fich den Handel gereuen zu laſſen, wel: 
ched nach der älteren Stabts, Erb: und Rentebuchs-Bers 
ordnung °) fowohl dem Käufer, als‘ Verkäufer zuftend, 
wenn die Verlaffung eines Grundflüds nicht binnen einer 
beftimmten Srift 7) gefchehn war, wird hiemit aufgehoben. 
Dagegen joll aber von jet an feine Beräußerung in 





5) In das gemeine Stadtrente⸗Buch und das Proteflatione- 
Buch eingetragene. | 
6) vom 20. Febr, 1777, 
7) fiehe Rot. 4. 
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Beziehung auf einen Dritten für guͤltig anerkannt werden, fo 
lange es ihr an der öffentlichen Verlaffung fehlt.« 

In dem Berichte, welcher bei Ueberfendung des Ent= 
wurf der neuen Hypothefen-Orbnung vom RER ab⸗ 
geſtattet wurde heißt es dann ferner: 

»Da dad jus poenitendi, welches der 8. 14. ber, 
Verordnung von 1777 fowohl dem Käufer, ald Berfäufer 
in dem Falle geftattet, wenn die Berlaffung nicht inner=. 
halb der beftimmten Friſt gefchehn iſt, den Contrahenten 
feinen wefentlihen Vortheil gewährt, und fehr leicht zu 
weitausfehenden Rechtshänbeln führen Tann, fo haben wir 
ed für unbedenklich gehalten, diefes Recht ganz aufzuheben 
und es folbemnad der freien Wahl der Eon= 
trahenten zu überlaffen, auf die Erfüllung des 
gefchloffenen Contracts zu Flagen.« 

Gleichwohl erhielt der 8. 14. in der unterm 28. April 
1829 vom vormaligen K. Rabinets-Minifterio beftätigten 
»Hypothekenbuchs⸗Ordnung der Stadt Stade« vom Aſten 
Januar 1829 folgende Faſſung: 

»Jeder Contract, durch welchen, es ſei mittelſt 
Kaufes, Tauſches, Schenkung oder ähnlichen Vertrags ein 
unter der Stadtgerichts-Jurisdiction belegenes Immobile 
einem andern eigenthuͤmlich überlaſſen werben ſoll, bedarf 
zu feiner Guͤltigkeit einer von den Contrahenten 
vorzunehmenden Anmeldung bei dem Stadtge— 
richte, widrigenfalls die Veräußerung ungültig ift.« 

. Unzweifelhaft ift nach diefer Faſſung jeder Contract, 
durch welchen ein Immobile an einen anderen überlaſſen 
wird, bis dahin ungültig, daß er beim Stadtgerichte 
angemeldet worden, fo daß alfo nicht einft auf Anmeldung 
behuf Vornahme der BVerlaffung und Umfchreibung geklagt 
werden kann, weil eben erft Durch die Anmeldung bem 
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Gontracte qu. das Siegel der Legalität aufgebrüdt wird. 
Dem ftillfehweigend aufgehobenen Reurechte ift fomit ein 
anderes Mitte fubftituirt, fich den übernommenen Verbind⸗ 
lichkeiten, dem fonft geſchloſſenen Handel, zu ent 
ziehn; denn derjenige Eontrahent, welcher nicht Luft bat, 
den Contract zu halten, braucht fich nur zu weigern, den- 
felben beim Stadtgerichte anzumelden, und der andere Con⸗ 
trahent, der den Renitenten nicht zur Anmeldung zwingen 
Tann, weil ohne vorhergegangene Anmeldung ein essen- 
tiale des Contracts fehlt, alfo jedes Klagrecht aus Dem 
Eontracte ceffirt, wird bon gre, mal gré auf den etwa 
gehofften Gewinn verzichten müflen. — 

Durch die Aufhebung des Reurechts war alfo nichts 
gewonnen, vielmehr war man von der Schlla in die Cha⸗ 
ribdis gekommen, aus der man fi) in ber Praris aber 
dadurch rettete, Daß man trotz der nach grammatifcher Aus⸗ 
legung entgegenftehenden Wortfaffung den beftätigten | 
8. 14. nad) denjenigen Principien interpretirte, welche bet 
den oben angegebenen Verhandlungen über die Nedaction 
dieſes Sphi ausgefprochen waren, d. 5. man geftand jedem 
Eontrahenten auch aus einem nicht angemeldeten Eontracte 
ein Klagredht auf Vollziehung der Verlaſſung und Um⸗ 
fhreibung zu, bezog alfo Die gerichtliche Anmeldung nicht 
auf die Gültigkeit der perfönlichen Rechtsverhältniffe, fon- 
bern nur auf die Mebertragung a dinglichen Rechts auf 
den Erwerber. — 

In neuefter Zeit hat indeß biefe interpretatio ex- 
tensiva, wie. der nachfolgende Rechtöfall ergiebt, durch 
eine Entſcheidung des Allerhöchften Tribunals einen argen 
Stoß erlitten. 

Der Schlachter S. in Stade verkaufte dem Schlach⸗ 
ter P. fein Haus für 4000 „PB und trug, als der Käufer 


— 102 — 


den Handel nicht halten wollte, beim Stadtgerichte darauf 
an, den Beklagten (Käufer) gerichtlich anzuhalten, das ver- 
abredete Geichäft zu erfüllen und fi) das gedachte Haus 
erga praestationem praestandorum verlaſſen und zu⸗ 
fhreiben zu lafien. Der Beklagte opponirte außer anderen 
für Die gegenwärtige Ausführung indeß unerheblichen Ein- 
reden, auch die Einrede der grundlofen Klage, indem wenn 
auch der Abſchluß eines Handels dargethan werben Fönnte, 
foldyer dennoch nicht beim Stadtgerichte angemelbet, mithin 
nad 8. 14. der Stader Hypothefenbuchd » Ordnung vom 
27. Januar 1829 ungültig fei, weil er die Veräußerung 
eines unter Stabtjurisdietion belegenen unbeweglichen Guts 
beziele. — In der Replif recurrirte der Kläger auf die durch 


die bisherige Praris anctionirte Interpretation, anführend, 


daß die gerichtliche Anmeldung nicht ſowohl auf die Gültig⸗ 
feit der perfönlichen Rechtöverhältniffe, fondern nur auf 
die Uebertragung des dinglichen Rechts auf den Erwerber 
Einfluß habe, fo daß alfo der Bertrag verbindlich fei und 
der eine Eontrahent gegen den andern auf Bollziehung ber 
Berlafjung Elagen fönne, bis wohin der Beräußerer in 
öffentlichen Verhaͤltniſſen 8) noch als Eigenthümer gelte, 
der Erwerber aber nicht ſchon zu gerichtlichen Dispofitionen 
über das Immobile befugt fe. Das Stadtigericht wies 


auch, der bisherigen Praxis zufolge, den Beklagten mit Die _ 


fer Einrede ab, verbis: 
daß Beflagter — — — im übrigen aber mit fi 
ner wegen bisher unterbliebener gerichtlicher Haus: 
verfaufs Anmeldung eventualiter vorgefchüsten 
Einreve der Ungültigkeit vefjelben, um fo mehr 
. gänzlich abzuweifen fei, als nach dem, ganz von 
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der älteren HypothefensOrbnung vom Jahre 1777 
feiner Faffung nach abweichenden 8. 14. der neueren 
Verordnung vom 27. Januar 1829. feinem ber 
Gontrahenten die ältere Befugniß, nach Belieben 
den geſchloſſenen Handel fich gereuen zu Laffen, fer: 
nerweit zugeftanden, vielmehr folche hiernach für 
- ftilfchweigend ‘aufgehoben zu achten und anzuneh- 
men if, daß beide Theile auch ohne eine the 
verfeits geſchehene gerihtlihe Anmel: 
‚dung des Berfaufs, gegen einander auf Erfül- 
lung des Gontractd zu Hagen wohl berechtigt und 
jonady nur lediglich dritte Perſonen dabei intereffirt 
feten, daß feine Immobiliar » Veräußerung für gül 
tig anerfannt werde, fo lange es derfelben an der 
öffentlichen Berlaffung fehlt, zumal da es fich von 
felbft verfteht, daß, bevor letztere noch nicht erfolgt 
if, der Verkäufer hinfichtlih der dem verkauften 
Immobile anflebenden Reallaften fortwährend als 
Eigenthümer deſſelben haftet und —— 
bleibt. — — 


: Die vom Beklagten in ber Appellationsinſtanz aufge 
ftellte Befchwerbe: 


Daß er mit feiner Einrede aus der Stader Hypo: 
thefenbuch8-Berorbnung abgewieſen, 


ward von K. Juſtiz-Canzlei zu Stade, als unerheblich ver- 
worfen, vom 8. O.A.-Gerichte aber mittelft Emendations⸗ 
teferipts vom 29. November 1841 für begründet erkannt; 
diefe Entfcheivung des Allerhöchften Tribunals lautet: 


nachdem nun durch den 8. 14. der revidirten Hy⸗ 
pothekenbuchs⸗Ordnung der Stadt Stade vom 28. 
April 1829 ausprüdlich vorgefchrieben ift: daß zur 
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Gültigkeit eines Contractes, durch welchen ein unter 
Jurisdiction des dafigen Stabtgerichts belegenes Im⸗ 
mobile eigenthümlich überlafien werben fol, eine ge⸗ 
richtliche Anmeldung erforberlich fei, — biernach alfo 
derfelbe vor erfolgter Anmeldung überall feine 
rechtliche Wirkungen hervorbringt, : aus demfelben 
mithin feine Klage unter den Eontrahenten herge- 
leitet werden kann; nun aber im vorliegenden Galle 
eine gerichtliche Anmeldung des behaupteten Kauf: 
contracts noch nicht erfolgt ift, Die auf Erfüllung 
des Contracts, felbft wenn der außergerichtliche Ab- 
ſchluß deſſelben erwiefen ‘werden fönnte, gerichtete 
Klage mithin als unzuläffig zurüdgumeilen und 
demnach der Implorat in die vor euch und in er: 
fter Inftanz erwachſenen Koften, foweit darüber noch 
nicht rechtskräftig entfchieden worden, zu verurthei⸗ 
len gewejen wäre; und dann u. — — — al 
habt ihr, ‚mit gänzlicher Beifeitefehung eures De 
crets vom 7. November 1840 mittelft einer von 
euch zu erlaffenden reformatorifchen Verfügung das 
Erfenntniß des Stadtgerichtd der Stadt Stabe vom 
11. Sept. 1839 aufzuheben, den Imploraten mit 
der erhobenen Klage abzumeifen und in die vor 
euch und in erfter Inftanz erwachfenen Koften, fo: 
weit nicht darüber bereits rechtskräftig erfannt 

_ worden, zu- verurtheilen. — 
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1. Exiſtirte für diejenigen Höfe im Osnabrückſchen, 

welche mit früher eigenbehörigen Perfonen 
befett gewefen, gegenwärtig dem Gutshern 
aber nur mit Renten, feften Gefällen over 
Dienften verpflichtet find, noch ein gutsherrlicher 
Verband, ein f. g. dominium- directum, 
mit feinen Folgen ? 





Vorftehende Frage iſt für den gegenwärtigen Rechtszu⸗ 
ſtand im Füuͤrſtenthume Osnabruͤck von beſonderer Wichtig⸗ 
keit, indem, bejah et man dieſelbe, alle diejenigen Beſtim 
mungen der früheren, die Eigenbehoörigen betreffenden, Ge⸗ 
‚fee, welche fich nicht auf das Leibeigenthum oder die pers 
ſönliche Hörigfeit bezogen, fondern nur ald Folge des do- 
minii divisi zu betrachten find, auch jet noch anmwenbbar 
erfcheinen muͤſſen; wogegen, verneint man obige Frage, 
dann zwar nad der unzweifelhaften Abficht des Geſetzge⸗ 
bers wenigftend, noch Reallaften im Osnabrüdfchen 
beftehen, aber fein Colonatrecht, und alle aus einem 
Obereigenthums-Rechte des Gutsherrn an dem Hofe ab- 
zuleitenden früheren gefetlichen Beftimmungen ceffiren. 
Gewichtige Autoritäten haben fich bereit für Die 
Verneinung jener Frage erklärt, indbefondere das Könige 
liche Minifterium des Innern und das höchfte Landesge⸗ 
ticht, welches in Sachen Bogelpohl etr. Vogelpohl an die 
Königliche Juſtiz⸗Canzlei zu D. dahin mittelft FRAGEN 
cassatori referibirt hat: 

Wenn mın aus den Acten, die Abloͤſung der 
der Vogelpohl⸗Stelle beſtandenen Eigenbehoͤrig⸗ 
keit und ſomit die Aufhebung des gutsherrlichen 
nexus vollkommen conftirt u. ſ. w. 
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wobei zu bemerken ift, daß nach Ausweiſe der Acten nur 
eine Firation oder Rentenverwandblung der |. g- 
ungemwiffen Gefälle ftatt gefunden hatte. 

Wenn außerdem die Mehrzahl der Untergericdte im 

- Dsnabrüdichen ſich in einem ähnlichen Sinne ausgefpro- 
chen hat, fo fcheint die entgegenftehende, von der dortigen 
Juſtiz⸗Canzlei bis jebt befolgte, Meinung endlich unterlie- 
gen zu müffen. Indeſſen wird es dem felbfivenfenden Ju⸗ 
riften nicht fowohl auf Autoritäten als auf Gründe ans 
fommen, und diefe möchten auch für die Bejahung obiger 
Frage in nicht geringer. Menge. und von nicht geringem 
Gewichte beizubringen fein. 

Dieſer ganze Streit wird unfered Ermeſſen fich auf 
die Frage reduciren: Was verftehen bie Ablöfungsgefebe 
unter dem Worte »Eigenbehörigfeit.« Die Eigenbe 
hörigfeit ift im 8. 134. der Ablöfungsordnung mit deutli⸗ 
chen Morten nach Ablauf dreier Jahre für aufgehoben er 
Härt, und zwar mit allen ihren rechtlichen Folgen. Ließe 
es ſich aber darthun, daß die Ablöfungsorbnung unter 
dem Worte »Eigenbehörigfeit« nur das perfönlidhe 
Leibeigenthum verfteht, fo wird man zugeben müſſen, 
daß alddann das Obereigenthbum des Gutsherrn an dem 
Hofe des Eigenbehörigen überall nicht hat afficirt werben 
tönnen oder follen, daß folglich noch ein Eolonatrecht be. 
fteht, wie alte Beſchraͤnkung der Dispenfationsbefugniß des 
nubenden Eigenthlimers fortwährt und obige Stage zu be 
iahen tft. | 

Die SS. 133. und 134. der Abloͤſungsordnung ent⸗ 
halten wohl unſtreitig die Ausfuͤhrung des ſchon im 8. 18. 
des Geſetzes vom 10. November 1831 niedergelegten Grund⸗ 
ſatzes: daß die Eigenbehörigkeit demmächſt gegen 
Entſchaͤdigung fuͤr die nutzbaren Rechte aufgehoben werden 
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oh Allein der weite Abſatz dieſes 8. 18. bezeichnet die 
bier gemeinte Befreiung ziemlich deutlich als eine per: 
fönlidhe, indem fie fi) auch auf Die nicht abgefundenen 
Kinder erſtrecken fol, die vornehmlichften Folgen ber Ho- 
feshörigfeit: Pächte und Dienfte, haben doch feinen Falls 
mit weggeräumt fein fönnen oder follen, und der 8. 31. 
deſſelben Geſetzes beftimmt vielmehr, daß nur die Abftel- 
lung der gutsherrlichen Rechte und Laften dem Pflidy- 
tigen das volle Eigenthum an feinem Hofe gebe. — Daß 
der »Auffahrt« im $. 18. mit erwähnt ift, kann nicht aufs - 
fallen, da die Hiniwegräumung des dem Gutdünken bes 
Gutsheren überlaffenen Rechtes über die Beitimmung des 
quanti 'derfelben, wünfdhenswerth -fcheinen möchte, wie 
folche8 audy von dem »Heimfalle« der in dem 8. 133. der 
Ablöfungsordnung beigefügt  ift, gilt, worin zwar eine 
neue Beſchränkung der gutsherrlichen Rechte, aber am wes 
nigften ein Grund für die ausdehnende Erklärung des 
Wortes Eigenbehörigkett liegt, da vielmehr die 8. 133. u. 
134. der Ablöfungsordnung dem 8. 18., die SS. 136. und - 
4137. der Ablöfungsorbnung aber dem 8. 31., des Geſetzes 
vom 10. November 1831, entfprechen, insbeſondere nach 8. 
137. das gutsherrliche Beitreibungsrecht nur mit jedem 
einzelnen echte oder mit Abftellung des gutsherrli— 
hen Verbandes ceffiren fol. — Anderer Seits wird fi 
aus der Beftimmung des lebten Alinea bed 8. 133. x. 
[hwerlich ein Argument für die entgegengefehte Meinung 
entnehmen laffen, da hier nur die Sicherftelung der Mög- 
lichkeit der Befeitigung perfönlicher Hörigfeit felbft in den 
Fällen hat gefichert werben follen, wo bie fonft. zu vergit 
tenden- Berechtigungen nicht vorkommen. Es Hätte ja 
möglicher Weife der Zwangbienft, ver Bettommd, das 
Zuͤchtigungsrecht u. f. w. ohne Verpflichtung, den Sterbefall 
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ziehen zu laflen, vorkommen konnen. — Daß der 8. 
134. ibidem der eigenbehörigen Höfe erwähnt, wird noch 
weniger befremben Tönnen, weil die Rente für das perfönz- 
liche Leibeigenthum ja nur den Höfen zur Laft fiel, und 
die Rechte des Keibeigenthums gerade nur bei den Hofbe 
figern von fonderlicher Erheblichfeit waren. — Auch der 
8. 135. der Ablöfungsordnung bürfte für Die entgegenfte- 
bende Anſicht einen Anhaltspunft nicht bieten, da hier 
wohl nur gefagt ift: daß Diejenigen Gründe, aus benen 
bei eigenbehörigen Höfen das Erbrecht früher verloren | 
ging, ald: Heitathen ohne Conſens, Auslobung, Entfer 
nung, Annahme des Freibriefes, fernerhin nicht anwendbar 
fein ſollen. — Dagegen enthalten für die Bejahung 
der Eingangs erwähnten Frage die Ständifchen Actenſtücke 

ein gewichtiges Argument. cf. diefelben von der vierten 

. Ständeverfammlung, erfte Diät, Theil IL pag. 10865. 
Es war nemlich von dem Königl. Minifterio ibidem Theil ' 
1. pag. 626 für den 8. 127. des Entwurfes zur Able 
ſfungs⸗Ordnung ein zweites Alinea dahin proponirt wor⸗ 
den: »In Beziehung auf den eigenbehörigen Hof ſammt 
Zubehör hat jene Abftellung alle diejenigen Wirkungen, 
"welche nach 8. 31. der ebengedachten Verordnung (vom 
10. November 1831) und nach den ferneren Vorfchriften 
über Diefen Gegenftand mit der Abftellung befchränfender 
Rechte des Gutsherrn verknüpft find.« Die Staͤnde er: 
wiederten indefien: »Das zweite Alinea dieſes 8. 
ift weggeftrihen, um das Mißverſtändniß zu 
vermeiden, als ob die Abftellung der Eigenbe: 
hörigfeitspflidhten allein genüge, um das Ei: 
genthum zu übertragen. Bekanntlich iſt in Folge 
biefer Erklärung jened Alinea in dem Geſetze, der Ablö- 
fungs-Drbnung, nicht aufgenommen; wenngleich es den“ 
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* Ständen eben fo wenig durch dieſe Erklärung gelungen ift, 
gewidhtigen Zweifeln der Rechtsgelehrten vorzubeugen. 
Die K. Juſtiz-⸗Canzlei zu DO. ift indefien aud in 
neuefter Zeit ihrer Anficht treu geblieben, und erkannte 
als ein der K. Domainen-&ammer eigenbehöriger Colon, 
Burlage zu Talge, von feinen unbewilligten Gläubi- 
gern einen Stillſtand nad Maaßgabe der Verordnung vom 
6. März 1777 begehrte, ein Gläubiger aber auf Abloͤſung 
nach dem 8. 267. M A. der Ablöfungsorbnung provo⸗ 
cirte, dahin: 
Da 
4) durch die Fixation der gutsherrlidhen' 
Laften die eigenbehörige Qualität der 
Stelle des Imploranten nit erlofhen 
ift, ſodann 
- 2) die K. Verordnung vom 10. November 1881 ledig: 
| lic) allgemeine Grundfäge für eine künftige Geſetz⸗ 
gebung enthält, namentlich im 8. 6. derfelben aus- 
druͤcklich vorgefchrieben ift, daß die näheren Beſtim⸗ 
mungen über die Befugniffe einzelner Gläubiger 
ober einer Gefammtheit derfelben, auf den Verkauf 
eigenbehöriger Stellen anzutragen, vorbehalten 
bleibe, nun aber 
3) diefe Befugniffe der Gläubiger bis jegt nicht — 
lich feſtgeſtellt, namentlich derſelben durch den 
allegirten 8. 267. der Abloͤſungsordnung nicht bei⸗ 
‚gelegt find, mithin 
4) die Verordnung vom 6. März 1777 keinesweges 
als aufgehoben betrachtet werben Tann, fondern im 
vorliegenden Falle, fo viel die Befriedigung der un- 
bewilligten Gläubiger des Imploranten BERN zur 
Anwendung zu bringen in 
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. - $0 wird unter Wiederaufhebung des deereti a quo 
vom 12. Januar d. J., dem Antrage des Imploran⸗ 
ten dahin ſtatt gegeben, daß das Convocations⸗Ver⸗ 
fahren binfichtlich feiner unbewilligten Gläubiger nach 
Vorichrift der Verordnung vom 6. März; 1777 fortzu⸗ 
feßen fei, und tft zu dieſem Zwecke vom judieio a 
quo die erforderliche Auflage an Den SUP lIEENIEN zu 
‚verfügen. 

Die Koften diefer Inſtanz werden den — 

zur Laſt gelegt. 


Zu dieſer Entſcheidung iſt indeſſen zu bemerken, daß 
die Frage: ob ein etwaiger Emonitor oder Adminiſtrator 
der Gläubiger nach S. 267... 4. legitimirt ſei, bei ver 
Ahlöfungsbehörde auf Ablöfung zu dringen, wohl zunäcft 
zum Reffort dieſer letzteren gehören dürfte. Daß aber fer: 
ner nad) völliger Befeitigung aller gutöherrlichen Laften 
von einem Colonate oder Daraus folgenden Rechte, fich auf 
bie Verordnung vom 6. März 1777 zu berufen, bie Rebe 
nicht fein Tann, bebarf feiner Ausführung, 
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III. Weber die Stattnehmigfeit der Zuſammenrech⸗ 
nung des Werthes mehrerer Befchwerben zur. 
Begründung. ver Appellationsfumme; und daß 
dabei völlig unzuläffige Beſchwerden nicht mit 
in Betracht gezogen werben dürfen. | 





Es it bekannt, daß die Appellationsfumme nicht nad) 
vemjenigen Betrage zu berechnen iſt, welcher in ber Klage 
oder der ee gefordert ‚werben, ſondern nad 
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demjenigen, ruͤckfichtlich deſſen ſich der Appellant beſchwert 
hält; iſt daher Die Beſchwerde nur gegen einen. Theil des 
Erfenntniffes gerichtet, fo leidet e8 feinen Zweifel, daß der 
Betrag der Summe nur nad) dem Werthe. des in biefem 
Theile begriffenen Gegenſtandes zu berechnen if. Zwei⸗ 
felhafter ift e8 aber, ob, wenn die Beichwerden gegen 
mehrere Theile deſſelben gerichtet find, der Werth fämmt- 
licher Beichwerben zufammengerechnet werben fünne, um 
Das Dafein der Appellationsfumme nachzumelfen, oder ob 
nicht vielmehr für jede einzelne Beichwerde das Bor: 
handenfein berfelben erforderlich fe. In einem folchen Falle 


können nämlich die Beichwerden entweder homogener oder 


heterogener Natur fein. Sind fie homogener Natur, fo 
findet die Zufammenrechnung freilich fein Bedenken, find 
fie ‚aber heterogener Natur, fo. ift Die Praris des Königl. 
Ober-Appellations-®erichts fich nicht ‚immer gleichförmig 
geblieben. 


Die ältere Praxis geſtattete die Zuſmmenregnung 
unbedingt: 

ſ. v. Bülow, Berfafung des K. 0.00, Th. II. 
| ©. 100. 

v. Bülow u. Hagemann, — Eroͤrt. Bd. II. 

| M 23. 

- Defterley, Handbuch des Hann. Proc. Th. I.S. 328. 

Sn neueren: Zeiten, namentlich im 2. 1826 nahm 
man Dagegen an, daß die Zufammenrechnung nicht flatt 
finden dürfe, wenn die Beſchwerden heterogener Natur feien. 

f. Praejudicium in der jurifl. Zeitung v. 1828, 

Heft 2. ©. 38. 

Spangenberg bezeugt jedoch in feinem 1833 er- 

fhienenen Werke über das Ober⸗Appellations⸗Gericht in 


— 112 — 


Celle, p. 251. not. 2., daß die neueſten Präfadhien wies 
der die früheren Grundfäße befolgt haben. 

Eine andere Stage ift ferner, ob eine Zufammentedi- 
nung ded Werthes einzelner Befchwerden auch dann flatt 
findet, wenn eine. oder mehrere darunter fich nicht ſowohl 
ald unerheblich fondern als unzuläſſig darſtellen; 
3. €. weil dieferhalb bereitö in der vorigen Inſtanz ſup⸗ 
plicirt worden. .Diefe Frage muß wohl verneint werden, 
denn wo die Gefehe überall Fein Rechtsmittel der Appellas 
tion mehr geftatten, da kann der Gebrauch eines folchen 
unzuläffigen remedii audy nicht dazu benubt werden, um 
die Summe einer andern, an fich zuläffigen, aber wegen 
ihres zu geringen Werthes nicht an das Obergericht zu 
bringenden Befchwerbe zu vervolfftändigen. 

So hat auch das Königl. Ober-Appellations-Gericht 
zu Celle in einer Sache aus dem Bremen: und Verden⸗ 
fhen am 13. März 1839 entfchieden: 

— Da die erfte Beſchwerde, wegen eingetretener 
Rechtskraft des von unferer Juſtiz⸗Canzlei zu Stade 
auf des Imploranten Supplications⸗ und Reftitus 
tions⸗Geſuch am 6. Juni v. $. abgegebenen Be- 
fcheides, unzuläfftg iſt, hinfichtlich der zweiten Be⸗ 
fhwerde aber ed an einem appellabelen Intereſſe 
ermangelt, indem dabei der Werth der erften unzu⸗ 
laͤſſigen Beſchwerde nicht berüdfichtigt werben kann, 
fo fteht dem Suchen nicht zu beferiren, und follen 
acta priora temittirt werben. 





Verlegt von Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 
Gedrudt bei A. Podwig in Stade. 








Auriſtiſche Beitung 
für das Königreich Hannover. 
1842. XVII. Zahrgang. I. Heft. ME 8. 





Abhandlungen und Nechtsfälle. 


I. Ueber die Verbindlichkeit der Frachtfuhrleute. 
Rechtsfall. | 
(Mitgetheilt vom .Heren Advocaten Matthaei zu Harburg.) 





Der Frachtfuhrmann vermiethet feine Dienfte und fein 
Geſchirr zur Fortſchaffung von Gütern von einem Orte 
zum andern, gegen einen beftimmten Lohn, er muß alfo 
bei der Ausrichtung des ihm anverfrauten Güter-Trang- 
porte8 für omnis culpa und diligentia haften und im 
Talle die Güter Schaden erleiden, zu beweifen vermögen, 
daß er ohne fein Verfchulden entftanden fei, fals er ſich 
der Entfchädigungspflicht entziehen, will. 

‘Ueber die Bertheilung der Beweislaft find daher in 
. ven Procefien zwifchen den Kaufherren und Frachtfuhrlen- 
ten diefelben Grundſaͤtze zu befolgen, welche ich in meiner: 
Abhandlung »Ueber die Verbindlichkeit des Spebiteurs 2c.« 
(Jahrg. 1841, Hft. I. pag. 34 dieſer Zeitfchrift) zu zeich- 
‚nen und Durch verfchiedene Rechtsfälle zu erläutern: ver: 
ſucht habe. j 

So einfach und zweifellos die dort ne Grund: 
füge find, fo werden fie doch fehr häufig audy in den 
Rechtsftreitigfeiten zwifchen den Kaufherren und Frachtfuhr⸗ 
leuten insbefondere von ben Untergerichten verlegt, und es 
Sabre. XVII. Heft II. 8 
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liegt mir eine Reihe von Urtheilen vor, in welchen von 
dem Kaufheren der Beweis gefordert wird, 
daß der Fuhrmann die Güter befchädigt habe, 
oder 
daß die Güter durch feine oder durch feiner Leute 
Schuld befhädigt worden feien, 
gleich als wenn ex lege Aquilia gegen den Fuhrmann 
gellagt wäre, während doch die reine Contracts-Klage an 
geftellt worden war. 

Die Mittheilung eines, iedod in brei Inftangen ent 
ſchiedenen Rechtöfalles mag genügen. 

Der mit wertvollen Waaren beladene Wagen des Fuhr⸗ 
mannd B. aus U. gerieth auf ber Reife von Harburg 
nad) Leipzig auf offener Heerftraße in Slammen und mır 
mit genauer Roth wurde daß Feuer gelöfcht, die Waaren 
jelbjt wurden theils in’ verbrannten eben, theils in weni⸗ 
ger durch Feuer und Näffe befchädigtem Zuftande durch 
den Knecht des gedachten Yuhrmannd nad Harburg zus 
rügeliefert und von dem Abfender jedoch gegen Broteft 
zurüdgenommen. 

Die Handlungshäufer M. & Co. zu Hamburg, M. 
& ©. zu Braunfhweig M. & Co. zu Leipzig, welche 
durch den Spediteur H. in Harburg die Waaren zur Leip⸗ 
iger Mefle verfandt hatten, verklagten bierauf, jedoch in 
befonderen Klaglibellen, den duhrmann B. beim Amte A. 
und trugen darauf an: 

ven Beklagten zum vollſtaͤndigen Erſatze des quaest. 

Schadens — nach vorgaͤngiger Ausmittelung deſſen 
Betrages — un. ben Koften ſchuldig au verur 
theilen. 

Der Beklagte ließ PN auf die Klagen et 


"Ben vernehmen; 
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Er geftehe zu, daß fein Knecht die fraglichen Waaren 
vom Speditan H. zu Harburg zur Transportirung na 
Leipzig übernommen habe, er ftelle aber in Abrede, daf 
fein Knecht die nomine feiner obgelegene conirartliche 
Berbindlichkeit nicht erfüllt habez dazu gehöre wicht unbe 
dingt die Ablieferung der empfangenen Ballen, fondern 
nur, daß er auf dem Ttansporte summam diligentiam 
präftire und fi) dabei feine culpa zu Schulden kommen 
lafle, das fundamentum der Klage fei daher die Suppe: ' 
ſttion, daß die Waare duch die Schuld feined Knechis 
nicht an Ort und Stelle gekommen ſei. Wenn er zuge⸗ 
fiche, daß die Waare nicht an den befignirten Empfänger 
abgeliefert fei, aber leugne, daß dabei fein Knecht in 
Schuld gewefen, fo fei das nur eine confessio qualifi- 
cata, er bitte demnach 


um Abweiſung der Kläger, fie Fönnten denn bewei— 
fen, daß die nicht gefchehene Ablieferung der frag: 
lichen Waaren im dolo vel culpa feines Knechts 
ihren Grund habe. 


Pro informatione judieis bemerfe er, daß ihm fein 
‚Knecht über das ihn betroffene Unglück, wodurch die Waa⸗ 
ten zu Grunde gegangen, berichtet habe: | 

vier und eine halbe Stunde nad) feiner Abreife, 
habe er gefehen, daß oben aus dem Wagen bie - 
Flamme gefchlagen fei, bald habe die Waare in 
Bellen Flammen geftanden und nur durch die Hülfe 
entgegengefommener Fuhrleute habe er das Feuer 
löſchen koͤnnen, ſonſt fei Alles ein Raub der Slam. 
men geworben. 


Wuderklagend verlange er ndlich die Bezehlung der 


berantgenen Frachten. 
8* 
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Nachdem hierauf die Kläger in der Replifenfchrift den 
Betrag des erlittenen Schadens liquidirt hatten, zeigten 
fie wie ihre Klage nicht mit fo ungeübter Hand eingeleitet 
fei, daß fie Diefelbe durch die Behauptung einer abfichtli- 
- hen Beichädigung oder einer culpa des beflagtifchen 
Fuhrfnechts begründet hätten, daß fie vielmehr bloß durch 
die nicht gefchehene Erfüllung des Eontracts habe begrün- 
det werben follen, daß alfo Feine aquilifche Entfchädigungs: 
Hage, vielmehr eine InterefienzKlage wegen nicht erfüllten 
Eontrartes erhoben und dadurch die Beweis⸗Laſt auf den 
Beklagten gewälzt ſei; da in dem Leugnen defielben, 

daß die fragliche Beichädigung der Waare durch 
ein Berfchulden feines Knechtes herrühre, 
feine negative EIS NONE RANG zu erfinden fei, ſondern 
die Einrede: 
daß ſein Fuhrknecht bei der Transportirung der 
fraglichen Waaren summam diligentiam präftirt 
habe und die fragliche Beichädigung ohne deſſen 
Schul entftanden fei. 

Nachdem hierauf ſchließlich der Beklagte Folgendes er⸗ 

wiedert hatte: 
der Kaufmann, dem die Waare auf dem Trans⸗ 
porte verloren gegangen fei, müfle zwar den Fracht⸗ 
fahrer aus dem mit ihm gefchloffenen Contracte 
in Anſpruch nehmen, aber er Tönne ſich dabei nicht 
allein auf die unterbliebene Ablieferung der Waare 
berufen, fondern müffe auch bie befondere Veran: 
laſſung, wodurch die Ablieferung verhindert worden, 
und das, was dem Frachtfahrer dabei etwa zur 
Laſt falle, anführen und alfo. die Klage immer auf 
delus vel culpa vefjelben gründen: Wer feine 
Pierde und Wagen zur Zortichaffung von Waaren 


EZ’ 
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vermiethet habe, fei zwar angewieſen, dieſe nad) 
dem beftimmten. Orte zu fehaffen, werde er daran 
aber durch höhere Gewalt oder Zufall verhindert, 
und lägen dieſe fogleich vor, oder ſei dafuͤr bie 
dringendfte Rechts⸗Vermuthung, jo hafte der Fracht⸗ 


fahrer nur dann, wenn ihm das Gegentheil, naͤm⸗ 


lich, daß er den Untergang der Waaren durch fein 
Verſchulden veranlagt, von dem Eigenthümer oder 
Abfender erwiefen werden koͤnne. Bei dem Unter: 
gange der Sache durch Elemente, insbefondere Durch 
Feuer fei nun die dringendfte Bermuthung für den 


Zufall und ſolche Vermuthung müfle den Fracht: 


fahrer von der Beweis-Laſt befreien. . Beinahe in 


einem mit ihm gleichen Verhältniffe befinde fich der 


Schiffer, defien Ladung im Sturme untergegangen 
fei, aud) von ihm werde man den Beweis, daß er 
nicht in culpa geweſen, nicht verlangen fünnen. 
Brand fei aber ebenfowohl ein Elementar-Ereigniß 


‚wie Sturm, erſter immer ald ein reiner Zufall, 


defien Folgen der Eigenthümer tragen müffe, bis 
daß das Gegentheil eriwiefen werde, anzufehen. — 
vom Amte zu A. folgendes Erfenntniß abge 


»In Sachen ıc. wird zu Recht erfannt: daß — — — 
»die Hauptfache anlangend, die Kläger und Wider: 
»beflagten, 

»1. binfichtlich der Vorklage mit ihrer Klage ab⸗ und 
»zur Ruhe verwiefen und in die Koften ſchuldig ver⸗ 
»urtheilt, 

»2. hinfichtlich der Widerklage aber fchuldig verur- 
»theilt werben, dem Widerflager den verfprochenen 


vFrachtlohn, jedoch nach Abzug desienigen, zu bezahlen 


/ 
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»was vom Widerfläger auf der ferneren Reife, wenn 
»er fie ganz vollendet, an Zöllen und Wegesmauthen 
‚für die fraglichen Waaren verausgabt fein würde, 
zwomit derfelbe hiemit abgewiefen wird, und worüber 
»er eine befondere Liquidation aufzuftellen hat, unter 
»Gompenfation ber Durch die Widerklage befonders 
ventftandenen Koſten; 
»ed fei denn, Kläger ZORRIEN und wollten — 
»erweiſen: 
»daß bei der durch die Noiarieis-Docimeite von 
»25. und 28. Aug. v. 3. conftatirten Beſchaͤdigung 
»der fraglichen Waaren, der Bellagte oder” Deflen 
„»Fuhrknecht, welcher die Waaren gefahren, irgend 
»ein Verſehen fi) habe zu Schulden fommen laſ—⸗ 
»ſen, und daß durch diefe Befchädigung den Klägern 
»der libellirte Schaden oder wie viel weniger er= 


»wachfen, 
»worauf, Gegenbeweis vorbehaltlidh allenthalben fer⸗ 
»ner ergehen ſoll, was Rechtens.« j 


Entfheidungs: :®ründe: 

Es hat zwar der Beklagte feine contractliche Ver: 
binblichfeit, die fraglichen Waaren in unbeſchädigtem Zu 
ftande an die Kläger abzuliefern, fo wie die Beichäbigung 
derſelben nad) deren Annahme, und vor deren Ablieferung, 
auch die Legitimation der Kläger anerkannt, und damit 
die, auf dieſes contractliche Verhältniß, und auf die Be 
Ihabigung der Waaren gegründete Klage, bis auf Die ab: 
gelengnete Größe ned Schadens eingenäumt. | 

Der Bermiether feiner Dienfte oder Unternehmer eis 
ned Werkes haftet aber nach bekannten, von Klägern aud) 
nicht werkannten Rechtögrumdfähen für die Erfüllung der 
üßenttommenen Verpflichtungen nicht mehr, wenn er durch 
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ein zufälliges, von feinem freien Willen unabhängiges Ers 
eigniß daran verhindert wird. Der Beweis der hieraus 
hergeleiteten Einrede ift aljo genügend, die obige Klage 
aus dem Contracte zu elidiren. 

Ein ſolches zufällige Creigniß liegt an und für fi 
in dem Berberben einer Sache durch Feuer; das Gegen> 
theil würde eine äußerlich unerlaubte That, ein wirkliches 
Verbrechen over Verfehen involviren. Erſteres ift von ben 
Klägern weder behauptet noch erwielen, und Verbrechen 
wie Berfehen, wenn zu diefem nicht‘ eine beftimmte, das 
Feuer veranlaffende That hinzufommt, werben in den Rech: 
ten nicht präfumirt. — — 

Hat alfo der Beklagte die fragliche Beſchädigung der 
Waare durch Feuer erwiefen, — und dieſer Beweis ift 
durch das, in den Acten befindliche Geſtaͤndniß der Kläger 
geführt, — fo hat er, nad) dem vorftehenden, vie, von fei- 
. nen übernommenen Berbindlichkeiten ihn befreiende Einrede 
erwiefen, und damit die, aus dem Eontracte gegen ihn er: 
hobene shge elivirt. — Die fernere Behauptung der Klä- 
ger, daß diefes Feuer durch die Schuld oder durch ein Ver: 
fehen des beflagtifchen Fuhrfnechts entftanden, — und für 
ein jedes folches Verſehen (levissima culpa) haftet, wie 
der Beflagte felbft anerkennt, derfelbe nad) befannten Rech⸗ 
ten — ftellt ſich ſonach als eine wahre Replif dar, und 
muß, da fie von dem Beflagten in Abrede geftellt, von 
den Klägern eriviefen werden. 


Was die Widerflage anlangt, fo geftehen die Biber 
beflagten durch Anerkennung des von ihnen prebucirten, 
Frachtbriefes, (Anl. A. der Klage) zu, daß fie für dem 
Transport der fraglichen, durch Feuer beichänigten Waa⸗ 
renballen von Harburg nad) Leipzig, dem Widerfläger Die 
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quaest. Fracht incl. aller Zölle und Wegesmauthen zu 
zahlen ſchuldig feien. 

Hat nun zwar der Widerfläger die, feinerfeits über- 
nommenen Berbindlichfeiten zur richtigen und unbefchädig- 
ten Ablieferung der Waaren nicht erfüllt, fo liegt der 
Grund dazu nicht in einer, in der Perfon oder dem Fuhr⸗ 
werk des Frachtfahrers eingetretenen Behinderung, fondern 
in dem, durch ein zufällige Ereigniß ftattgefundenen Ver⸗ 
derben der Waaren der Widerbeflagten, und fann unter 
Diefer Vorausſetzung nad) beftehenden Rechtsgrundfägen 

L. 36. 37. und 38. in princ. D. loc. cond, 

der Ftachtfahrer den vollen ihm verfprochenen Lohn for: 
dern, auch wenn er die contractsmäßige Ablieferung der 
Waaren nicht beſchafft. Daß bei der Entftehung diejed an 
und für fich zufälligen, das Verderben der Waaren veran- 
laſſenden Greigniffes dem Fuhrknecht des MWiderflägerd oder 
diefem felbft irgend ein Verſehen zur Laſt falfe, begründet 
nad) dem oben ausgeführten hier eine wahre Duplif, und 
müffen Widerbefl. den desfallſigen Beweis übernehmen, 
wenn fie von der obigen Verpflichtung fich befreien wol⸗ 
len. 

Da indeß in dem Frachtlohne auch die Zölle und Wege⸗ 
mauthen mit begriffen, dieſe baaren Auslagen aber, ſoweit 
fie noch nicht wirklich ausgegeben, zum Frachtlohn nicht 
gerechnet werden koͤnnen, ſo haben ſolche auch dem Wider⸗ 
klaͤger nicht zugeſprochen werden können. 

Die Proceßkoſten anlangend, fo iſt nach den Beſtim-⸗ 
mungen der U.G.⸗O. wie des gemeinen Rechts der unter⸗ 
Segendes Theil zu deren Tragung und Erſtattung verpflich— 
tet, und haben daher auch die Kläger in felbige verurtheilt 
werben müflen. In der Wiverflage aber haben viefelben 





wegen der darin enthaltenen plus petitio den Beftimmun- 
gen der 1.:©.:0. gemäß, compenfirt werben müflen. 
(Schuß folgt.) 


11. Rechtsfall über vie Frage: Wem kömmt die 
indebite gezahlte Grunpfteuer zu? 


(Mitgetheilt von dem Herrn Advocaten Th. Beſte in Eelle.) 


- 





Der Altvater Johann Chriftian Ernft Wendt zu Beshorn 
trug in einer Klage gegen den, im Debitwefen des Halb? 
höfnerd Johann Chriftian Wendt zu Betzhorn beftellten 
Curator bonorum et ad lites N. R. zu N. unterm 13. 
Sept. 1834 vor: Vom Jahre 1826 bis 1830 habe er, als 
derzeitiger Befiger und Bewirthichafter des, jebt in Concurs 
gerathenen Hofes feines Sohnes, für jedes Monat 1 .P 
16 3% 11 & Conventiond: Münze an Grundſteuer entrich 
ten müffen; indeffen nad) einer gegenwärtig angeftellten 
Reviſion der Grundſteuer-Rollen habe es fich ergeben, daß 


‘von ihm während jenes Zeitraumes für jedes Monat 19 996 


an Grundfteuer zu viel gezahlt fei, indem er nur verpflich⸗ 
tet gewefen, für jedes Monat 21 996 11% zu contributren. 
Diefe zu viel gezahlte Steuer, welche ſich für die vier 
obenbezeichneten Jahre auf die Summe von 38 „P Conv⸗ 
Me. belaufe, fei nun an SKönigliches Amt Gifhorn aus 
dafiger Königlichen Steuer-Eaffe wiedererftattet, um folche 
ihm auszuhändigen, ftatt deſſen aber fei diefe Summe zu 
der gegenwärtigen Concurs-Maſſe gezogen. Er bat daher 
mit der Bemerkung, daß er den Eurator mehrfah um Hek⸗ 
auögabe biefer zu viel gezahlten Grundſteuer vergeblich ge 
mahn, babe, um Ablaffung eines bedingten Zahlungs: 
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Befehls hinfſichtlich jener Summe von 3845, nebſt 63 Zin⸗ 
fen und Proceß-Koſten. 

In dem zur Vernehmlaffung angefegten Termine bradhte 
der @urator vor: Es—, ſei gänzlich unbegründet, vom Klä= 
ger wegen jener Summe von 38 „P jemald gemahnt zu 
fein. Auch müffe er die Anſprüche des Klägerd auf diefe 
Summe aus folgenden Gründen gänzlich in Abrede ftellerz, 
nämlich: 1, weil Kläger zu der Zeit, als er: die Grund- 
fteuer bezahlt habe, Inhaber der Stelle, von welcher foldye 
bezahlt worden, - gewefen, und habe daher mit dem Commodo 
auch das Incommobum fragen müffen; 2, weil wenn fpä= 
ter von der entrichteten Grundſteuer Einiges zurüd gezahlt 
fei, folches der Stelle und nieht dem Kläger, der feit meh- 
reren Jahren fchon Altentheiler gewefen, zugefallen fei: 
und 3, weil Kläger im Liquidationd= Termine feine vers 
meintlichen Anfprüche hätte anmelden müflen, folches aber 
von ihm nicht gefchehen, alſo ihm dag Präclufiv:Deeret 
. enigegen ſtehe. 

Replicando erwieberte der Kläger: den Rechten nach 
komme bie zuruͤck gezahlte Grundſteuer nicht dem Hofe, 
fondern vielmehr ihm, der fie früher aus eigenen Mitteln 
bezahlt habe, zu. Imgleichen Tonne ihm der Präclufiv- 
Beſcheid nicht zugegen fein, da er zur Zeit des Liquida⸗ 
wvns⸗Termins noch nicht gewußt habe, daß jene Steuer 
zurückgezahlt werden würde. _ 

: Hierauf erfannte Königliches Amt Gifhorn unterm 4. 
Detober 1834 dahin: | 

daß Dem Kläger, da er, wie von ihm in feiner Kla- _ 
P gefchrift ſelbſt ift angeführt worden, bie für ben 
-  Mendtfchen Halbhof in Beshorn vom Jahre 1826 
bis 1830 bezahlte Grundfteuer als derzeitiger Beſi⸗ 
. her und Bewirthſchafter des Hofes entrichſtet hat, 
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ein Anfprud auf Rückforderung der von ihm als 
Hofbefiger zu viel bezahlen und fyäterhin aus Koͤ⸗ 
niglicher Steuer⸗Caſſe erftatteten Grundfteuern über: 
au nicht zuftehe, folche vielmehr lediglich dem 
Wendtſchen Hofe zufallen, und daher Kläger mit 
feiner hierauf gerichteten Klage damit ab⸗ und zur 
‚Ruhe vermwiefen, auch ſchuldig verurtheilt werde, 

- dem Beklagten die dadurch — Proceßkoſten 

zu erſtatten. 

Gegen dieſes Erkenntniß wandte der Kläger die Ap⸗ 
pellation an Königliche Juſtiz-Canzlei zu Celle ein, und 
feßte in der Rechtfertigung derfelben auseinander; a, daß, 
wenn Jemand, als Befiger eines Grunpftüdes, eine Reihe 
von Jahren: zu viel an Grundfteuern für daſſelbe entrichtet 
habe, folche zur Zeit der Rüdzahlung nur demjenigen, er 
möge nod) Befiger des Grundſtückes fein ober nicht, zufallen 
müfle, der fie indebite geleiftet habe, und nicht dem Grund» 
ftüde, für welche fie indebite gezahlt feien, indem eines 
Theils ein ſolches indehite Bezahltes lediglich eine perfün= _ 
liche Forderung fei, und ſonach andern Theile, falls dieſe 
Forderung dem Grundftide oder hier dem Hofe qu. zufak 
len folle, eine unerlaubte Bereicherung von Seiten des Ho⸗ 
fes zum Rachtheile des Appellanten vorliege; b. daß ſolche 
Forderung, wenn fie nicht auf irgend eine Art und Weiſe 
an den Hof abgetreten fei, dieſem nicht zukommen koͤnne; 
©. daß die zuviel gezahlte Steuer, falls fie auch aus ben 
Früchten des Hofes beftritten fein follte, nicht dieſem, fon- 
dern dem Beſitzer des Hofes, welcher fie aus den Krüchten 
bezahlt habe, angehöre, indem jene Srüchte, ſobald fie eine 
geicheuert feien, in das uneingefchränfte Eigenthum eines 
Heofbefigerd übergehen, (cf. v. Bülow u. Hagen. B. I. 
Evitt. 236, pag. 190); und endlich d. daß der Hof während 





BEER, ,? Per 

feiner Bewirthichaftung nicht in Concurs gerathen fei, ſon⸗ 
‚dern einige Zeit nach Uebergabe deſſelben an feinn Sohn 
und diefer allein fämmtlihe auf dem Hofe haftenden 
Schulden übernommen habe; mithin aud) die fragliche 
Summe der zuviel gezahlten Grundfteuer nicht zu der Con⸗ 
curs⸗Maſſe der Gläubiger feines Sohnes gezogen werden 
fönne. | 

Königliche Juſtiz⸗Canzlei zu elle erließ unterm 15. 
Mär; 1835 rescriptum de emendando: 

Wenn nun die in lite befangene Forberung in- 
debite bezahlter Grundfteuer an fi) als rein per- 
ſönlicher Ratur nicht dem Hofe, jondern nur dem 
Appellanten, weldyer die Zahlung leiftete, zuftehet; 
folche demfelben auch aus dem Örunde, weil er nach 
beendigter Interimswirthſchaft den Hof verlaffen 
und aus demfelben einen Altentheil beziehet, richt 

“verloren gehen kann; aneriwogen der Interimswirth 
weder fein eigenes Vermögen, noch dasjenige, was 
er eiwa nach Erfüllung der. ihm als guten Wirth: - 
fchafter obliegenden Bflichten von den Auffünften 
des Hofes erübrigt, in demfelben zu laſſen fchuldig 
ift, und daher auch die vorliegende Forderung nur 
dann dem Hofe zuzufprechen fein würde, wenn — 

Er was jedoch nicht gefchehen — Appellatiſcher Seits 
Gegenanfprüde aus der Wirthichaftsführung bes 

* Appellanten vorgewandt‘ wären; hiernach alje bie 
erhobene Klage an fi) als begründet erfcheint; fo: 
dann aber, die von dem. Appellaten vorgeſchuͤtzten 

Einreden anlangend, .eine folche aus der gegenfeits 

unterlaſſenen Mahnung auch in Beziehung auf die 

Verpflichtung zum Erſatz der Proceßkoſten nicht her⸗ 

„ genpugmen werben kann, da Appellat Die Mitution 
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des libellati noch jetzt verweigert; eben fo wenig 
noch ein etwaiges Prächufiv-Deeret, ſelbſt wenn die 
Reftitution des fraglichen Grundfteuer-Betrags vor 
dem Profeſſions⸗Termine erfolgt fein follte, in Be: 
tracht kommt, da jener Betrag artenmäßig erſt nach 
Ausbruch des Concurfes ausgezahlt und zur Maſſe 
gezogen iſt; mithin, da. es fi nur Darum handelt, 
ob letzteres rechtsmäßiger Weife gefchehen iſt; auch 
nur von einer Maffefhuld, nicht von einer Schuld 
bed Cridars, deren Anmeldung im Concurfe e8 be= 
burft hätte, die Rede fein ‚Tann, und dann laut 
angeblich anliegenden Decrets gegenwärtiges Refeript 
erkannt iftz fo hat Königliches Amt Gifhorn unter 
gänzlicher Beifeitefebung feines Beſcheides vom A. 
October v. 3. den Appellaten unter Berurtheilung 
in die Koften diefes Proceffes zur Herausgabe des 
libellati ad 38 „PB Conventions⸗Muͤnze, nebft Zin- 
fen zu 5 pCt. vom Tage der Einzahlung in die Con⸗ 
eurömafle bis zum Zahlungstage, fo wie zur Ers 
flattung der Proceßfoften, ſchuldig zu verurtheilen. 
Gegen dieſes Urtheil ergriff der Curator bie Leuterung, 
und ſuchte darin auszuführen: 

. die indebite geleiftete Zahlung ſei zu einer Zeit 
erfolgt, wo dem Leuteraten die Bewirthſchaftung der frag⸗ 
lichen Stelle annoch zuftand, und von ihm alſo auch alle 
damit verbundenen Laften getragen werben mußten, fo wie 
ihm allein alle Vortheile zufielen. Diefer Verband ſei in⸗ 
zwifchen durch die freiwillige Abtretung des Hofes an den 
Cridar laut gerichtlich beftätigten Contract vom. 17. Ro: 
vember 1829 dergeftalt aufgelöfet, daB dem Leuteraten be 
fiimmte Vortheile als Altentheil zugefichert wurben,. dage⸗ 
gen ſaͤmmtliche im Vebrigen mit dem ‚Hofe — 


m 
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VBortheile, to wie die Laften dem Cridar suflelen. Damit 
wären aljo ‚die Anfprüde des Leuteraten rüdfichtlicd Des 
Hofes und namentlich feiner Leiftung für ven Hof ledig— 
lich auf dasjenige befchränkt, was ihm zum Altentheile zu⸗ 
gefichert worden wäre, und läge mithin in ver Annahme 
diefer Zuficherung olme alle Fragen ein Bericht auf alle 
fernerweiten Folgen feiner Leiftungen. Lediglich als eine 
folche ſei aber der zu einer Zeit zuruͤckgezahlte Steuerbetrag 
anzufehen, in welcher der Leuterat bereits längft den Ab 
tentheil bezogen Bätte und mithin im Genuſſe desjenigen 
wäre, was er ſich fir feine Leifungen rüͤdſichtlich des Ho: 
fes bebungen haͤtte. Dieſem nad müßte denn auch ber 
Anfpruch des Leuteraten als Verletzung einer Uebereinkunft 
erſcheinen, welche er ohnlängk felbſt abgeſchloffen und bes 
ren Folgen genofien hätte, und eben deshalb aber auch als 
gänzlich unerheblich fein. | 

2) Ingfeichen feien bie in der semteilia a qua an- 
gewmmenen Berhältnifie einer Juterimswirthſchaft Hier 
nicht vorhanden, indem ber Leuierat wirklicher Gofbefiger 
geweien ſei; mithin nicht wach dem Ablaufe beftimmter 
Mahliehre den Hof unter Zurücklaffung bes Juferirten 
habe verlaffen, einen Altentheif habe beziehen müffen, und 
ihm ſolcher für feine Leiſturgen als Interimswirth zugeſi⸗ 
chert worden. Er habe viehnehr freiwillig den Hof mit 
alien Laſten und Bertheilen feinem Sohne, dem Eridar 
Abgeireten, und dabei diejenigen Leiſtungen gang genan 
felbſt beikinumt, welche er ſernerweit uͤbrrall annoch als M 
tentheiler erlangen wife: 

In ber Vernchmlaſfnug erwiederte der Leuterat Folgen 
ad 1. Durch die bloße Abtretung des ſragkichen ger 
MS unb durch die bleße Zuficherung bes. Altentheius Tümhe 
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ein Bericht auf feine betreffende Forderung nicht ange- 


nommen werden; es wäre denn, daß ein foldher Verzicht 
in der Hofes-Abtretungsurkunde ausdrüdlih angegeben 
ſei. Solches fei nicht gefchehen, alſo müfle die Rechtsre⸗ 
gel: Ad non cogilata non extenditur renunciatio, 
bier ihre Anwendung finden. 

ad 2. Der Umftand, ob er Interimswirth oder wirt: 


licher Hofwirth gewefen, fünne bei Enticheivung vorliegen: 


der Sache gänzlich gleichgültig fein. 
Unterm 28. Januar 1836 erfolgte von Königlicher 
Juſtiz⸗Canzlei zu Celle nachſtehendes Erkenntniß: 

Da der Umſtand, ob Leuterat als Interimswirth 
oder freiwillig als wirklicher Hofeswirth ſeinen Hof 
abgetreten hat, und auf den Altentheil gegangen 
ift, für die Entſcheidung dieſes Rechtsſtreits indiffe⸗ 
rent erfcheint, auch der leuterantiſcher Seits beige: 
brachte Hofes-Abtretungs-Eontrart fperiellg für dieſe 
Sache relevante Beftimmungen nicht enthält, und 
rationes decidendi rescripti contra quod nicht 
elidirt worden find; fo flehet der unerheblichen Zeus 
terung nicht zu deferiren; geftalten Zeuterant auch 

in die Koften. diefer Inſtanz verurtheilt wird. 


III. Praejudicium summi tribunalis Cellensis, 


wornach die Verordnung vom 18. Auguft 1731, 

betreffend die Koppeljagd in dem Fürftenthume 

Lüneburg und in der Grafſchaft a. feine 
. Geſetzeskraft hat. 


Jn Sachen der Amtmannin v. Schüttorf, Appellantin, 
wider den Anwalt ber Domainen⸗Cammer, Appellaten, 
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wegen Verpachtung der Koppeljagd, erließ‘ Königliches 
Ober⸗Appellations⸗Gericht zu Celle am 20. März 1824 
ein rescriptum de. emendando an Königliche Juſtiz⸗ 

Ganzlei zu Hannover dahin: | 
Ä Wenn nun bie, Die Koppeljagd in dem Fürften- 
thume Lüneburg und in der Grafſchaft Hoya be 
treffende Verordnung vom 18. Auguſt 1731, wor: 
nach ihr euch in judicando gerichtet, in.bie, Iaut 


ni. , - 23, November 
Königlichen Edicts vom Da 1739 zu dem 


Zwede, »damit um Irrungen vorzubeugen, jedermän- 
niglich mit völliger Zuverficht verfichert fein Fönne, 
nah was für einer Nichtfchnur ſich ein jeder in 
allerhand Fällen. zu achten, und was für Rechte 
darüber Derfelbe in den Gerichten zu erwarten 
habe,«, veranftaltete Sammlung der Lüneburgfchen 
Landesordnungen nicht mit aufgenommen worden, 
gedachter Verordnung mithin Geſetzeskraſt nicht bei⸗ 
zulegen fteht; fo habt ihr Appellaten mit feiner 
Klage in fofern er foldhe durch die Verordnung 
‚vom 18. Auguft 1731 fundiren zu können geglaubt 
bat, zurüdzumeifen. ' 





i 
, 


4 


Berkegt von Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 


Gedruckt bei A. Pockwitz in Stade. 

















Jurif tiſche Beitung 


für das Königreich Hannover. 





1842. XVII. Jahrgang. II. Heft. M 9. 





Abhandlungen und Rechtsfäͤlle. 


I. Ueber die Verbinvlichfeit ver Frachtfuhrleute. 


Rechtsfall. 
(Mitgetheilt vom RN Advocaten Matthaei zu Harburg.) 





(Schluß) 


Gegen dieſes unterrichterliche Grfenntniß ae ich die 
‚Kläger mit der Appellation an die Königliche Juſtiz⸗ Canzlei 
zu Gelle, indem fie fich für beſchwert erachteten: 


weil ihnen der Hauptbeweis dahin: auferlegt wor: 

den, daß bei der fraglichen. Beichädigung der Be- 

klagte oder deſſen Fuhrknecht irgend ein Berfehen 

fih habe zu Schulden kommen laffen, und weil 
. nicht vielmehr in dieſer Beziehung gerade umge- 
kehrt dem Beklagten der Beweis nachgelaffen ſei. 
Zur Rechtfertigung der Appellation a die Kläger 

folgendes vorgetragen : 


daß ſie feine aquilifche Entfehäbigungs-Rlage, vielmehr 

eine Gontracts-Klage erhoben hätten, und daß felbige bis 

‚auf die abgeleugnete Größe des Schadend von dem Bes 

Hagten als richtig zugeftanden ſei, erfenne felbft der Un— 

terrichter an, dennoch habe er ein für fie fo ungünftiges Er- 

fenntniß abgegeben, weil er der Anficht geweſen: 
„Jabrg. XVIL Heft II. 9 
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daß das Verderben einer Sache durch Feuer bis 
zum Beweife des Gegentheils für ein zufaͤlliges 
Greigniß gehalten werden müffe. 

Diefer Satz fei aber an und für fih, felbft aus‘ all- 
gemeinen NRüdfichten betrachtet, unrichtig 5 denn in der Re 
gel verberbe eine Sache von felbft durch Feuer nicht, fon- 
dern nur durch das Zuſammenwirken äußerer Umftände, 
es muͤſſe die Sache zum euer, oder das Feuer zur Sache 
gebracht werden. Das Berderben einer Sache durch Feuer 
möchte alfo wohl nieein cajuelles Ereigniß genannt werden 
fönnen, und das Anzünden derfelben werde auch nur höchft 
felten durch ein abfolut zufälliges Ereigniß, 3. B. durch 
ein Gewitter, veranlaßt. Demnach fei gerade umgefehrt 
das Verderben einer Sache durch Feuer bis zum Beweiſe 
des Gegentheild für ein durch das Verſchulden eines Drit⸗ 
ten herbeigeführtes Ereigniß zu erachten. 

Im vorliegenden Falle koͤnne wegen des zwifchen ih: 
nen und dem Appellaten beftehenven contractlichen Ber: 
hältniffes das Verderben der fraglichen Waaren durch 
Heuer noch viel weniger für ein zufälliges Ereigniß ange 
fehen werden, da dem letztern die Pflicht der, Bewachung 
berfelben obgelegen habe *) und er die größte Aufmerkſam⸗ 
keit, den höchften Fleiß zu präftiren gehabt- habe, daß Die 
Waaren von Feuer oder Brennfloffen moͤglichſt entfernt 
gehalten worden wären. **) 


) Praegtare enim custodiam debet L. 12. pr. D. 47, 2. 
— — — ex locato tenetur, quia debuit ab hac re ca- 
vere. | 

vi L. 13, $. 6. D. 19, 2. 
*t) Culpa abest, si omnia facta sunt, quae diligentissimus’ 
_ quisque observaturus fuisset. 
L2.8,7.D,Lc ” 








— 
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] 


Auch nach allgemeinen Rechtö-Regeln habe dem Ap- 
pellaten der Beweis auferlegt werden müflen, der Cap, 
actori incumbit probatio fei falſch, und ganz richtig 
fage von Tevenar in feiner Theorie der Beweisführung im. 
Civilproceſſe Seite 26: 

derjenige, welcher behauptet, daß ſich eine Naturbe⸗ 
gebenheit zugetragen habe, die Nechte zu Wege 
bringt — eine einfeitige Sandlung vorgenommen — 
ein Bertrag gefchloffen worden — eine Gewohnheit 
die Streitigfeit entfcheide — eine Berfon oder Sache 
fih in einem ungewöhnlichen Verhältniffe befinde, 
muß diefe Säbe, wenn er Rechte oder Verbindlich— 
feiten daraus herfeiten will, beweifen. 

Hiernach fei e8 auch Sache des Beklagten, das ca: 
fuelle Ereigniß, wodurch dad Feuer entftanden fein folle, 
darzuthun. Und welcher unfichere, gefahrvolle Nechtszus 
fland würde eintreten, wenn das Erfenntniß erfter Inftanz 
beftätigt werben dürfte! Welche Garantie bliebe dem Abs 
fender der Waare, dem oft in weiter Berne die Mittel 
nicht einmal zu Gebote ftänden, fi den Beweis ver 
Schuld des Frachtfahrers zu ſichern! 

Im Uebrigen habe das Obergericht in ahnlichen Pro⸗ 
ceſſen nur nad) denjenigen Principien entſchieden und ins⸗ 
beſondere die Beweislaſt vertheilt, welche als die richtigen 
zu deduciren, fle verſucht Hätten, und bie Wichtigfeit der 


‚gegenwärtigen Sache möge es entfchuldigen, wenn fie fid) 


auf einige Erfenniniffe aus neuerer Zeit noch bezoͤgen: 
z. B. in Sachen W. & N. eontra H., laute das, 


in der Appellations⸗Inſtanz erlaffene Re vom 2. No— 
vember 1832: 


»Wenn nun behuf Begründung * Entſchadi— 
gungs Anſpruchs gegen einen Fuhrmann bei nicht 
9* 
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richtig erfolgter Ablieferung keinesweges ber Be— 
»weis erforderlich ‚ifl, daß die Beichädigung durch 
vdeflen oder feiner Leute Verfchulden entftanden... .« 
und auch in diefem Falle feien die Waaren, duch ein 
Element, nämlich durch Waſſer beſchädigt geweien. | 
| Königliche Suftize&anzlet zu Celle erließ darauf unter 
Perurtheilung des Appellaten in die Koften der Appella= 
tions-Inftanz am 22. November 1839 folgendes rescrip- 
tun de emendando: ! 
»Wenn nun die allein auf eine Nichterfüllung 
»des vom Bellagten eingegangenen Contract ges 
»gründete Klage zu ihrer Bundirung nichts welter 
vbedarf, als die Eingehung und nicht erfolgte Er= 
»füllung des Contracts, fo wie die Größe des dadurch 
ventftandenen Schadens, erftere beiden Requiſite 
“ »aber vom DBellagten bereitd eingeräumt worben 
»find, und daher nur, noch allein die Größe des 
»sentflandenen Schadens, da das Factum, daß die 
von dem Beklagten empfangenen Waaren in einem 
»durch Feuer und Näffe befchäpigten Zuftande an 
»die Kläger zurüdgelangt find, bereits eingeftanden 
viſt, zum Beweiſe zu verftellen gewefen wäre, Das 
»Anführen des Bekagten, daß die Beſchädigung 
„der Waaren ohne die Schuld feines Knechts ent- 
»ftanden fei, aber nur ald eine Einrede zu betrach⸗ 
»ten ift, ‚deren Beweis dem Beklagten obliegt, un⸗ 
»ter dieſen Umfländen auch die widerflagend geltend ' 
- »gemachte Forderung des Beklagten nur von ber 
„Führung des ihm in der Vorklage obliegenden 
»Beweifes abhängig gemacht merben. fann, und 
dann aus biefen Gruͤnden gegenwärtige reserip- 
»tum de emendando erfannt iſtz 
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»fo hat Königliches Amt unter Aufhebung feines 
»Befcheides vom 9. März d. J., den Klägern einen 
»Beweis dahin aufzuerlegen : 

daß ihnen durch die auf dem Fuhrwerke 
»des Beklagten durch euer und Waſſer ent: 
»ftandene Befchäpigung der zum Transporte 
nach Leipzig empfangenen Waaren-Ballen die 
voerzeichneten Schäden, oder wie viel weniger, 
»entftanden feien, 

»dem Beklagten aber: 

»daß die Befchädigung der fraglichen Waa⸗ 
»ren ohne feine und feines Knechts Schuld 
| ventftanden fei, 

»beiden XTheilen den Gegenbeweis vorzubehalten, 
p»und ſodann weiter zu erfennen, wad Rechtens.« 
Diefed Erfenntniß ift auf Dagegen vom Bellagten er: 

hobene und gerechtfertigte Appellation vom Königlichen 
Ober:Appellationd-Gerichte zu &elle pure beftätigt worden. 
Da die Entfchänigungs-Forderung der Kläger bie 
. Summe von mehreren Taufend Thalern erreichte, worüber 
fie fi) den Beweis durch die Aufnahme genauer gleid) an- 
fänglic) aufgenommener Notariat3:Protocolle, ſowohl über 
den Befund der Sache, ald auch über die Taxation der 
Waaren in befchänigtem Zuftande und deren öffentliche 
Verfteigerung gefichert Hatten, fo fah ſich der Beklagte, 
welcher nicht wußte, wie er den ihm nachgelafjenen Einre⸗ 
den⸗Beweis erbringen koͤnnte, genoͤthigt, jeden Vergleich 
den er im erſten Verfahren gänzlich abgelehnt hatte, anzu⸗ 
nehmen und nur der Nachſicht ſeiner Gegner, welche ſich 
mit dem Erſatze eines Sechstheils des ihnen entſtandenen 
Schadens und der veranlaßten Proceßkoſten begnügten, 
hat er die Reitung vom gänzlichen Ruine zu verbanfen. 


r 
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Wie im vorliegenden Falle die Kläger ein Mehreres 
nicht, als die Größe des von ihnen eingeflagten Schadens, 
zu erweifen brauchten, .. fo wirb in der Negel bei den mei— 
fien Proceſſen zmwifchen den Kaufherren und Fuhrleuten we= 
geh durch letztere befchaffte Lieferungen beſchädigter Güter 

nur dieſer und fein anderer Beweis von den Empfängern 
- der Güter oder deren Mandatar zu erbringen fein, es ift 
daher für fie von der größten Wichtigkeit, fi) von vorn 
herein bei der Ablieferung beſchädigter Waaren den Beweis 
des entflandenen Schadens ſowohl, als auch der Größe 
deſſelben durch die Aufnahme genauer PBrotocolle Über den 
Befund der Sache und über den Werth der Waaren fo= 
wohl im gefunden als auch im befchädigten Zuftande, ins⸗ 
beiondere unter Zugiehung fundiger Waaren:Mafler zu ver: 
ichaffen oder zu fihern, und wenn fi feine Waarenfun- 
dige am’ Drte der Ablieferung befinden, fo müffen bie 
. Mäfler aus der nächftgelegenen Handels⸗Stadt herbeigeru- 
fen werden. | 

Der Kaufmann oder Spediteur, welcher beichädigte 
Maaren in Empfang nimmt, und es unterläßt, fofort Die 
Beweife über den Schaden felbjt und die Größe defjelben 
aufzunehmen umd vielleicht erſt den Erfolg des Proceffes 
abwarten will, begeht einen großen Fehler. In der Re 
gel. dauert der Proceß über die Entfhädigungs-Berbinds 
lichfeit des Fuhrmanns überhaupt, der Streit über die 
Frage, ob er den Schaden zu erjegen, rechtlich verpflichtet 
fein Sabre lang und wenn ed fodann zur Beweisführung 
über den Schaden felbft und deſſen Größe fommt, werben " 
fh für den Kläger die größten Schwierigkeiten finden, 
wenn er nicht von vorn herein Die Beweismittel fi) zu 
verjchaffen oder doch zu fichern, vorfichtig genug genden 

war. Schon mancher Proceß, dir in der Huuptighge” Für 
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die Kläger. zünfig entſchieden war, mußte ſpaͤterhin aufge⸗ 
‚geben werden, weil man es unterlaſſen hatte, fih von An⸗ 
fang an die erforderlichen Beweismittel zu verfchaffen. 

Bon noch größerer Wichtigkeit ift ed für den Fracht 
fuhrmann, fi, wenn die von ihm transportirte Ladung 
während des Transports eine Beichädigung trifft, von vorn 
herein den Beweis über dad Ereigniß, wodurch fie herbei 
geführt wurde, zu fichern, da dann aus dem Vorfalle und 
den Umftänden wird entnommen werben Tönnen, ob er 
ohne Verſchulden dabei gewefen ift, ob er es insbefondere 
an dem ſchuldigen Fleiße, an der ihm obliegenden Wadh- 
famfeit nicht habe fehlen laffen; denn wenn er ſich mit 
der Einrede: 


er habe BR was er zu thun ſhuwig geweſen 
ſei, 
alſo mit der Einrede des erfüllten Bontractes will ſchützen 
können, ſo muß er auch noͤthigen Falls deren Beweis zu 
erbringen im Stande ſein. 





II. Noch ein Rechtsfall über die Verbindlichkeit 


der Frachtfuhrleute. 
 (Mitgetheilt vom Herrn Advocaten Matthaei zu Harburg.) 


2 Den Srachtfuhrleuten darf aber. auch der Beweis ihrer 
Einrede: daß die Beſchaͤdigung der Waaren ohne ihr Ver: 
fchulden eingetreten fei, nicht abgefchnitten werden. — 
Bei der Mittheilung dieſes zweiten Rechtsfalles tiber 
‚ die Berbinplichkeit der Frachtfuhrleute, Tann ich meinen 
Vortrag auf den wefentlihen Inhalt der. erfolgten 
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Entſcheidungen beſchränken, ‘da fie, falls fie nicht ſchon 
durch fich felbft verfländlich genug wären, es zur Genüge 
durch meine vorige Abhandlung geworben fein würden. 
Als nämlich in der Sache der Spediteure R. & K. 
in Harburg mandatario nomine des Kaufmanns E. zu 
Frankfurt, wider den Fuhrmann H. in H., Bellagten, 
wegen Schadens-Erſatzes, dad Geriht H. mittelft Erfennt- 
niſſes vom 5. December 1832 den lehteren zum Schadens⸗ 
erfage für verpflichtet erfannte und Hinfichtlich des Quanti 
befielben ad 912 mX 10 B Hamburger Beo. den Klägern 
dad juramentum in litem veritatis auferlegte, in web 
her Beziehung das Erfenntniß folgender Maaßen lautete: 
Nachdem nun in dieſem Betracht den Klägern 
nicht angefonnen werben konnte, ſich mit dem Be 
flagten über die Hinnahme der verborbenen Waa- 
ren in langwierige Unterhandlungen einzulaffen, fo 
erfcheint deren Verfahren, die durchnäßten Waaren 
trocknen, appretiren und öffentlich verfaufen zu laf- 
jen, um für beide Theile noch größeren Schaden 
abzuwenden, als angemeffen. Da indeffen ein Ber: 
kauf in öffentlicher Auction nicht immer den wah⸗ 
ven Werth; einer Sache eruirt, Kläger auch ſchon 
ſich zur eiblichen Erhärtung des erlittenen Scha- 
dens erbieten, dieſer Eip auch in der Ober:Apyel- . 
lations⸗Gerichts⸗Ordnung, Parte II. Tit. VII. 
8. 18. gegründet ift, fo find... .. 

‘ wandte ſich der Bellagte mit der Appellation an bie Kö— 
nigliche Juſtiz-Canzlei zu Stade, welche unterm 24. De: 

cember 1833 folgenden reformatorifchen Beicheid abgab: 
Wenn nun der Appellat zu der angeftellten Con⸗ 
tracts⸗Klage allerdings legitimirt iſt, weil auf jeden 
Hal der Appellant durch die Annahme des betreffenden 
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Frachtbriefes in contractliche Verhältniffe zu den 
Spediteuren R. & K. in Harburg getreten iſt, 
und diefe ſchon dadurch, daß fie im Namen des 
Appellaten klagten, ihre Bontractd-Rechte auf denſel⸗ 
ben rechtögültig übertragen habenz ferner die ange 
ftellte Klage ſchon dann begründet if, wenn nur 
conftirt, daß bie betreffenden Waaren von dem Ap⸗ 
pellanten oder deſſen Knecht troden angenommen, 
aber naß wieder abgeliefert worden und hierdurch 
ber libellirte Schaden erwachſen ift, ſodann aud) bie 
Einrede des Appellanten, daß ihm die Waaren 
nicht gegen deren Werth überlaffen ſeien, als irres 
Ievant fich darftellt, da Appellant theils auf die 
Ueberlaffung feinen Anſpruch machen konnte, theild 
überall nicht behauptet, daß ihm folche auf fein An- 

ſuchen verweigert ſei. 


Demnach jedoch von dem Appellanten in Abrede 
genommen iſt, daß die fraglichen Waaren durch ihn 
oder feinen Knecht in einen naſſen und beſchädig— 
ten Zuftand gerathen feien, ferner dem Appellanten 
zur Liquidirung des libellirten, nicht einft im Allges . 
meinen nachgewiefenen Schadens ein juramentum 
in litem nicht nachzulaffenz nicht weniger dem Ap- 
pellanten der Beweis feiner Einrebe, daß jene 
Waaren ohne fein und feines Knechts Verſchulden 
beihädigt worden, zu geftatten, uud dann ays 
dDiefen Gründen gegenmwärtiges Verbeſſerungs-Re⸗ 
ſcript erkannt iſt; 


als hat das Gericht H. den Appellaten mit fei 
ner unerwiefenen Klage abzumeifen, er könnte und 
wollte denn zu Recht erweiſen, 
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daß Appellat oder deſſen Mnecht die in Rede 
. ftehenden Waaren in Twielenfleth trocken zum 
Zrandport empfangen, aber naß in Harburg 
“ abgeliefert habe und durch dieſe Näſſe jene 
Waaren in der behaupteten. Maaße befchädigt 
worden; 
dagegen den Appellanten mit feiner Einrede Des 
fehlenden Verſchuldens und deren Beweife: 
daß die betreffenden Waaren ohne feine und 
feines Knechts Berfhulden in der fraglichen 
Maaße befchädigt worden, zuzulaſſen. 

Auf die Dagegen von dem Kläger wiederum erhobene 
Appellation wurde vom Königlichen Ober-Appellationg-Ge 
richte zu Celle unterm 20. November 1834 folgendes Er: 
fenntniß abgegeben: - 

Demnad), foviel den zweiten und dritten Theil der 
erften Beſchwerde betrifft, e8 allerdings annoch des 
vom SImploranten zu führenden Beweifes bedarf, 
— daß die fraglichen Waaren naß in Harburg 
abgeliefert worden und biefelben durch jene Naͤſſe 
in der behaupteten Maaße bejchädigt worden find, 
und folcher Beweis Feineswegs durch das, ohnehin 
noch nicht einft anerfannte Notariats-Protocoll vom 
11. Januar 1832 hergeftellt wird; hiernächſt bie 
zweite Befchwerde anlangend, dem Imploranten 
der Beweis der Einrede des Zufalld nicht abzu⸗ 
ſchneiden fland, da die Nichteriftenz des casus ſich 
noch überall nicht aus den Arten zu Tage legt: 
Als kann zwar in fo weit der Appellation nicht 
deferirt werben, inzwifchen ift wegen bes erften 
Theile der erſten Befchwerbe ——— ‚de 
emendando erfannt, u 
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welches alfo lautet: 
nachdem jedoch in NRüdficht des erften Theils ber 
erften Beſchwerde, e8 des Beweifes, daß die fragli- 
hen Waaren in Twielenfleth troden zum Trans-⸗ 
porte übergeben worden — um fo minder annoch 
bepürfen kann, als dieſe Thatjache bereitd als zu⸗ 
geftanden betrachtet werden muß, Das Gegentheil 
davon durch den Imploraten nicht behauptet wor: 
den tft, und mit dem Inhalte des offenen Fracht: 
briefes in Widerfpruch ftehen würde — als u. f. w. 


= — 


III. Rechtsfrage: Sind die bei einem früheren 
Concurſe unbefriedigt gebliebenen Gläubiger 
von der Concurs⸗Maſſe eines zweiten Concur⸗ 
jes defjelben Cridars auszufchließen, oder kommt 
ihnen ohne allen Unterſchied ihrer Forderung 
vie Priorität vor allen den neueren Gläubigern' 
des zweiten Concurfes zu? 


Nach — Acteneinſendung an das Spruchcollegium 
der Univerſität Jena gab dieſes über die betreffende a 
frage folgende Entfcheidungsgründe ab. 


Die bei .einem früheren Concurſe des Kaufmanns ©. 
unbefriedigt gebliebenen Gläubiger, die jebigen Supplican- 
“ten, werden durch den Prioritaͤts-Beſcheid vom 5. October 
1821 M 22b der Acten von den gegenwärtig in Frage 
ftehenden zweiten Concurs ausgeichloften. Sie haben da- 
gegen das Rechtsmittel des Supplication eingewandt, und 
felgende. zwei Beſchwerden aufgeftellt: 


! 
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4) daß ihnen die nach dem erſten Eoncurfe entftande- 
nen Gläubiger vorgezogen, und fie von der. jehigen Maſſe 
ganz ausgefchloffen worden, und 

2) daß ihnen nicht vielmehr die Priorität vor allen 
den neueren Gläubigern zugefprochen worden: 

was bie 

erfte Befhwerde 

anbelangt, fo ericheint Diefe ausreichend begründet. Es 
unterliegt nämlid) feinem Zweifel, daß Diejenigen, die bei 
einem Goncurfe gar nicht oder doch nicht voll befriedigt 
werden, nod) immer Gläubiger des Gemeinfchulbners bleiben: 

€. 1. C. qui cedere possunt. — Dabelow, vom 

Conc. der GI. Halle 1801. ©. 125. 

und wenn diefer wieder zu Vermögen kömmt, ihre Befriebi- 
gung anderweit verlangen können. Hiezu muß ihnen, fo- 
weit nicht eine gefegliche Ausnahme begründet ifl, der ge⸗ 
wöhnliche Rechtsweg der Gläubiger offen ftehen, und folg- 
lich auch das Mittel, fich bei einem etiwaigen zweiten Con⸗ 
curſe des Schuldners zu melden, um an der Maſſe zu par 
ticipiren. Stein Gefeß aber hat den bei dem erften Con⸗ 
eurfe nicht, befriedigten Gläubigern die Befugniß entzogen, 
ihre fortdauernden Anfprüche bei dem zweiten Eoncurfe gel- 
tend zu machen, und es ift daher Fein Grund vorhanden, 
ſie von einem zweiten Concurſe auszufchließen, und alle erfl 
nach dem erften Concurſe entftandenen Gläubiger vorzuziehen. 

v. Gönner, Handb. des Proceſſes. 2te Aufl. 4. DD. 

Grlangen 1805. 82. Abth. 8. 32. p. 586. 

Schweppe, Syftem des Concurſes der Oläubiger. Ki 

1812. 8. 83. p. 120. 121. 

Diefem Allen fteht auch nicht entgegen, 

a. daß die fpäteren Gläubiger die Maffe ‚bei dem 
weiten Concurſe duch ihre Erebitgeben gebildet und bie 
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fchon bei dem erften Concurfe aufgetretenen Gläubiger daran 
. teinen Theil hätten, denn eines Theil ift es ganz uner- 
weißlich, daß die fpäteren Gläubiger die Mafle gebildet has 
ben, indem der Schulpner das, was die Maffe ausmacht 
auch recht gut von Anderen, die gar nicht als Gläubiger 
aufgetreten find, umd fonft, erworben haben kann, und an⸗ 
dern Theils würde felbft daraus, daß die neueren Gläubiger 
Beranlafjung zum neuen Vermoͤgenserwerb des Gemeinfchuld- 
nerd geweſen find, noch feinesweges ein Recht auf Abfonde- 
rung foloen, welches entweder dingliche Anfprüche, wo man 
dann als Bindicant erfcheint, oder einen gefeblich begründeten 


Separationsfall vorausfegt, Die SEN zum DBermös 


enderwerb aber weder Eigenthbum an dem Vermögen des 
ndern giebt, noch einer der Ausnahmsweiſe gefeßlich be 
gründeten Separationsfälle ift, folglid die Gläubiger, wie 
Dies überhaupt Die Regel ift, nur zu gewöhnlichen Con⸗ 
eursgläubigern madıt, was die alten Gläubiger des Ges 
meinfchuldners ebenfalls find. 
Eben fo wenig fteht b. entgegen, daß die Gläubiger 


nach einem ‚ausgebrochenen Concurſe den Schuldner nur 


dann wiederholt in Anfpruch nehmen fönnten, wenn er 
wieder zu Vermögen gekommen fei, was fich nicht annehs 
men lafje, wenn er zum zweitenmal- in Concurs verfallen 
4 — denn es ift nur fo viel wahr, daß der Schuldner 
elbft, der bonis cedirt hat, von feinen alten Gläubigern 
verlangen Tann, daß fie ihn nicht eher wieder in Anfpruch 
nehmen, bis fein Vermögen wieder beträchtlich geworben ift, 

Fr. 6. 7. D. de cessione bon. 
und daß fie ihm dann den nöthigen Unterhalt laffen, 

. 40. J. de actionib. 

. 4. pr. D. de cessione bon. 


Diefes Recht ift aber nur höchft perfünlich, erlöfcht 
mit dem Tode des Schuldners, geht weder auf Erben und 
andere Nachfolger, auch nicht nut Bürgen über, kann folgs 
lich auch nicht von Concursgläubigern als Succefioren des 
Schuldners geltend gemacht worden, 

= 4. J. de replicationibus 

r. 44. 8. 1. Fr. 25. D. de re judieata 
Voet, comment. ad Pand. Lib. 42. Tit. 3.8. 4. 
Dabelow a. a. O. S. 125. 
Schweppe a. a. O. 8 25. ©. 37. 


“ 
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und fteht, weil der jebige Gemeinſchuldner nicht mehr am 
Leben ift, und nur Rechtöverhältnifle der alten und neuen 
Oläubiger deſſelben unter fid) in Frage find, den alten 
Gläubigern Feineswegs in Wege. 


Nicht minder ift es unerheblich, wenn c, die neuen 
Gläubiger und Supplicaten anführen, daß den alten Gläu⸗ 
bigern bei dem erften Concurfe für 3000 Buchſchulden 
des Gemeinſchuldners zur Privat-Dispoſition überlaflen 
worden feien, und fie zu deren Beitreibung nichts unternom⸗ 
men hätten; zwar ift es feinem Zweifel unterworfen, daß 
die alten Gläubiger nur in fofern bei dem zweiten Con⸗ 
curfe noch Theil nehmen fönnen, als fie bei dem erften 
nicht befriedigt wurden, denn nur in fofern find fie noch 
Gläubiger, allein die Ueberlafjung der noch überdies zwei- 
felhaften Buchſchulden ift an und für ſich für feine Befrie— 
digung der alten Gläubiger zu halten, denn darüber, daß 
fie diefelben an Zahlungsftatt angenommen, liegt nichts. 
vor, vielmehr if die Ueberlafjung weiter nichts als eine 
Ueberlaſſung an die Gläubiger, um nad) ihrem Gutbefin 
ben zu verjuchen, ob fie von den Schulden etwas beitreiben 
und fo zur Zahlung gelangen können, wobei es ihnen auch 
freiftand die mißliche Beitreibung ganz zu unterlaffen und 
‚ihre Borderungen mit der damald ungewiſſen Hoffnung, 
fie bei künftigen Bermögenserwerb des Schulbners noch be 
zahlt zu befommen, zu behalten, dies alles leuchtet um ſo 
mehr Daraus ein, daß wenn man annehmen wollte, daß 
durch Die Lleberlaffung der Buchſchulden die Forderungen 
der alten Gläubiger ſchon getilgt worden wären, Die Aufs- 
— einer Forderung durch Entſtehung einer andern 

orderung in Frage ſtaͤnde, was nur dann angenommen 
werden koͤnnte, wenn die Aufhebung ausdruͤcklich beſtimmt 
worden wäre, . | 
€. 8. C. de novation. | Ä 
liegt dies, wie died hier der Fall ift, aber nicht vor, fo 
hat der alte Gläubiger die Wahl, ob er aus Der .altem 
ober der neuen Forderung Flagen will, und fomit läßt ſich 
auch nicht annehmen, daß die alte Forderung, durch Die, 
bloße Ueberlaffung einer andern getilgt fei. 


Schweppe, röm. Privatrecht. 3 Aufl. Altona 1822. 
I 507. 632. 


7 
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Dieſem allen nach, legt fich zu Tage, daß auf bie erfte 
Befchwerde der Supplicanten der vorige Beſcheid abgeänz 
dert und die Supplicanten bei dem gegenwärtigen zweiten 
Goncurfe, foweit fie nicht fchon ihre Befriedigung erhalten, 
zugelaſſen werden mußten. ie: 

Was demnächft Die zweite Beſchwerde anlangt, jo. ift 
das fusplicantifche Verlangen einer unbedingten Prierträt 
vor allen neuen Gläubigern durchaus unhaltbar. Zwar 
beziehen fich Supplicanten darauf, daß bei dem erften Con⸗ 
curfe das Vermögen des Gemeinfchuldnerd mit General 
Arreft belegt und biefer bis jet noch nicht, aufgehoben ſei, 
mithin alle - fpäteren Contrahirungen von Verbindlichkeiten 

durch den Schuldner, den alten Gläubigern, zu deren Bes 

en der Generalarreſt verhängt worden, nicht nachtheilig 
ein könnten. Allein diefes Alles ift unerheblich, indem der 
General⸗Arreſt mit Beendigung des erften Concurſes von 
felbft weggefallen ift, mithin bie ſeitdem entftandenen Glaͤu⸗ 
biger nicht weiter befchränfen fann, und indem der Gene 
ral-Arreft nur das zu dem damaligen Concurſe gehörige 
Bermögen des Gemeinfchuldners, Feineswegs aber Das na 
herige, nicht zu dem damaligen, fondern blos zu dem jetzi⸗ 
en zweiten Concurſe gehörige Vermögen betreffen konnte, 
Schweppe, Syſtem des Concurſes. 8. 30. S. 44.) folglich 
auch bei dem gegenwärtigen Concurſe um ſo weniger eine 
rechtliche Wirkung Außern kann, als der Arreſt nichts wes 
niger denn ein allgemeines Vorzugsrecht giebt, ſondern nur 
rückſichtlich der mit Arreſt belegten Sachen, wohin die 
Maſſe bei dem zweiten Concurſe, wie bemerkt, nicht zu 
zaͤhlen, von Bedeutung iſt. J 
Danz, Grundſätze der ſum. Proceſſe. 3. Ausgb. 
v. Gönner. Stuttgard 1806. 8. En ©. 167. 

Iſt nun hiernach die zweite fupplicantifche Beſchwerde 
ungegründet, und in diefer Beziehung der vorige Beſcheid 
zu beftätigen, fo erhellt doch aus der Begründung ver er⸗ 
fen und aus dem Rechte der Supplicanten auf Theilnahme 
bei dem gegenwärtigen Concurſe, daß biefelben mit ben 
Supplicaten und neueren Öläubigern nach gleichen Grund: 
üben zu lociren find. Beide find Concurs⸗-Glaͤubiger und 
ndem, wie bei der erften Beſchwerde nachgewiefen wurde, 
weder die Supplicaten einen Borzug vor den Supplican- 
ten verlangen, noch, wie rüdfichtlich ber zweiten Beſchwerde 
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klar ift, die Supplicanten einen Vorzug vor den Supplicaten 
anfprechen können, fo verfteht ſich von felbft, daß fie beide 
mit gleichem Rechte Theilnehmer ded Concurfed find. Hier⸗ 
aus lat, ohne daß es einer näheren Auseinanderfeßung 
bevürfte, daß die privilegirten Gläubiger unbedingt den 
nicht privilegirten, auch älteren Gläubigern vorgehen, daß 
— unter den alten und neuen hypothekariſchen Gläͤu⸗ 
igern nad) der gewöhnlichen Regel die Priorität, des Al 
ters den Vorzug giebt, und daß alte und neue chirogra⸗ 
phifche Gläubiger pro rata concurriren. Daß nun aber 


nur diejenigen alten Gläubiger bei dem gegenwärtigen Con⸗ 


curſe zu den hypothekariſchen geftellt werden koͤnnen, welche 
aus der Zeit des erften Concurſes eine General-Hypothek 
haben, dagegen aber Diejenigen, welche aus der Zeit des 
erſten Concurfed mit einer Special⸗-Hypothek verfehen find, 
bei dem jetigen Concurſe nur die Rechte dhirographarifcher 
“ Gläubiger in Anſpruch nehmen Fönnen (Schweppe, Spft. 
d. Eoncurfes 8. 83. ©. 121), ae daraus, daß bloß 
bie mit der General⸗Hypothek verfehenen noch wirklich. eine 


Hypothek haben, weil die General-Hypothek alle gegens 


wärtige und Fünftige Vermögen, alfo auch das nach einem 
etwaigen Concurſe vorhandene umfaßt. | 
C. 9.C. quae res pignori. 
dahingegen bie Special⸗Hypotheken au enfcheinlich erlofchen 
find, da bei dem erften Concurſe der Verkauf der etwaigen 
Sperialpfänder zum Zweck der Befriedigung der Gläubiger. 
ſchon vor ſich ging, und durch einen ſolchen Verfauf Die 
Pfandrechte ein Ende erreichen, wenn gleid bie Sorderun- 
en, wegen welcher die Sperialhypothelen beftanden, noch 
ortdauern follten. f 
Gefterding, vom Pfandrechte. Greifswald. 1816 8. 24. 
&..262. 8. 40. ©. 318 Ä 


Aus diefen Gründen ift demnach von Ins, wie im 
Urtheile enthalten, und zwar, theild weil Supplicaten das 
vorige Erkenntniß für fid) gehabt, theild weil bie fupplis 
cantifchen Beſchwerden nur theilweife Grund haben, unter 
Gompenfation der Koften gegenwärtiger Inftanz, rechtlich 
erfannt worden. 

Ordinarius, Decanus, Senior und andere Doctored 


der 3. F. in der Univ. Jena. . 


Berlegt von Herold und Wahlftab -in Lüneburg. 
Gedtudt bei A. Pockwitz in Stade. 








Juriſtiſche Beitung® 


für das Königreich Hannover. 





1842. XVII Jahrgang. IL. Heft. : M 10. 





Mbhandlungen und Nechtsfälle. 








1. Die Schifffahrt auf dem Elbſtrome ift nach der 
Elhfchifffahrtss Acte vom 23. Juni 1821 für 
frei erklärt und die im 2ten Abfabe des: Artikels 
2 von diefer Regel in Bezug auf „Fähern und 

. andere Anftalten zur Veberfahrt von einem 
Ufer zum gegenüberliegenden’ gemachte Aus: 
nahme ift stricte zu interpretiren und auf eine 
Ueberfahrt von einem Ufer zu dem ohne di: 
vergirende Richtungen gegenüberlie- 
genden Ufer einzufchränfen und nicht . auf 
Transporte auszubehnen, welche nad Orten ges. 

richtet find, die dem Abfahrts-Drte nit gerade 

‘gegenüber liegen.. 

2. Den Unterthbanen fteht das. Recht zu, die ihnen 
hiernach aus der Elbſchifffahrts⸗Acte erwachſene 
Befugniß bei den Landesgerichten geltend zu 
machen. | 





Die herrfchaftliche Sährgerechtigkeit zur Lühe im Alten- 

Lande iſt .gegen ein gewiſſes jährliches Locarium in Erb- 

pacht ausgethan. Diefe Fährgerechtigfeit befteht, wie aus 
-Jabrg. XVII, Heft II. 10 
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einer, in der Spangenbergſchen Verordnungen⸗ Samm⸗ 

lung, Bd. III. ©. 588 abgedruckten Regierungs⸗Verord⸗ 

nung vom 6. April 1791 hervorgeht, darin: 

daß Fein Einwohner des Altenlandes, namentlich 
fein Fifcher und Everfahrer im Kicchfpiele Twielen⸗ 
fleth,, fich unterftehen darf, fremde Berfonen und 
beren Güter oder. lebendiges Vieh, über die Elbe 
nad) Hamburg und Altona zu fahren, indem Der- 
gleichen Transporte nur den Stader Fährfchiffern, 
dem Inhaber der zum Domanio gehörenden Fähre 
zur Lühe oder dem Inhaber ber von der Bremen: 
und Bervdenfchen Lehns⸗Curie relevirenden Fähre 
zum Kranze gehören. 

Im Jahre 1837 hatte der zeitige Fährpächter in Er 
fahrung gebracht, daß ein Einwohner des Alten⸗Landes 
ſich feit einiger Jeit bedeutende Eingriffe in die Gerechts 
fame feiner Erbpacht:Fähre erlaubt und namentlich eine be 
trächtliche- Stüdzahl lebendiges Vieh von Twielenfleth aus 
in feinen Sahrzeugen über die Elbe nad) dem Holfteinfchen 
und Humburgfchen gebracht habe. 

: Er belangte daher den letztern im Jahre 1838 bei dem 
Graͤfengerichte Alten⸗Landes auf Entſchaͤdigung. 

Der Beklagte entgegnete: es ſei ihm das von dem 
Klaͤger in Anſpruch genommene Privilegium nicht bekannt, 
er wiſſe nicht anders, als daß der Kläger bloßer Pächter 
der Fähre queer über die Elbe fei, fo dag ihm nicht 
einft die Legitimation zukommen wide, über das Recht 
ſelbſt zu ftreiten. 

In dem behaupteten Umfange eriftire ein folches Retht 
nicht, e8 würde folches gegen alle bisherige Gewo 
anitoßen, jo daß das privilegium wenigfiend ganz | 
desuetudinem gefommen wäre, auch jedenfalls buch di,, , 
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Elbſchifffahrts⸗Acte, welche alle ausfchließliche Berechtigun- 
gen, Frachtfahrt auf der Elbe zu treiben, mit Ausnahme 
der Cabotage und der eigentlichen Fähr-Anftalten queer 
über den Strom aufhebe, befeitigt ſei. Uebrigens leigne 
er der angegebenen Schaden in quanto. | 


Der Kläger produeirte darauf feinen Erbpacdht-Eontract 
und forderte den Anwalt Königlicher Domainen-Cammer 
zur Vertretung auf. | 

Der Cammer:Anmwalt bemerkte in der von ihm erfor: 
derten Erklärung, daß die erbetene Vertretung fich nur 
auf das dem Litisbenuntianten in Erbpacht gegebene Recht 
ſelbſt, nicht aber auf die einzelnen Rechsverletzungen durch 
Dritte Perfonen beziehen könne, indem berfelbe in feinem 
Eontracte ausprüdlich übernommen habe, die von ihm ent 
deckten Contraventionen zu belangen. Das Recht felbft 
werde durch die Verordnung vom 6. April 1791 hinrei⸗— 
chend conftatirt und der von dem Kläger eingereichte Erbs 
pacht⸗Contract ergebe, daß derfelbe zur Ausübung des Rechts 
befugt fei. Die Elbſchifffahrts-Acte enthalte Art. 2. Die 
Beftimmung : 
»Auf Fähren und andere Anftalten zur Ueber 
fahrt von einem Ufer zum gegenüberliegenden 
bezieht fich jedoch die allgemeine Schifffahrt Dr 
nung nicht.« 

In ſeiner Schluß⸗ Erklärung bezog fh ber Beflagte 
wiederholt auf die Elbſchifffahrts⸗Acte, welche bloß Fähren 
queer über ven Fluß, nicht alfo mehrere Meilen aufwärts, 
wodurch die freie Schifffahrt auf der Elbe felbft geftört 

* — würde, aufrecht erhalte, und auf Verjährung. 

Das Gräfengericht gab darauf, am. 12. — 

‚1838 um Beldjehe :- 
i 40* 
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Nachdem in der Verordnung vom 6. April 1791 
ausdrüdlich beftimmt worden, daß fremde nicht im 
Alten⸗Lande wohnende Perfonen auch deren Güter 
und lebendiges Vieh nur an den ordinairen Faͤhr⸗ 
ftellen zur Lühe und zum Cranz über die Elbe und 
nad) Hamburg und Altona transportirt werben bür- 
fen und ein derartiges Ueberfahren namentli den 
Sciffern zu Twielenfleth bei Strafe unterfagt wor: 
den, diefe Beſtimmung aud) durch die befannte un- 
term 16. Januar - 1822 publicirte Elbichifffahrts: 
Acte ald aufgehoben Feinesweges zu achten ift und’ 
die Behauptung der Interventen, daß foldhe in de- 
suetudinem gefommen, bei jenem ausdrüdlichen 
Verbote eine Berüdfichtigung nicht verdient, fo 
wird der Bellagte und Intervent foweit bie Be: 
rechtigung des Intervenienten in Frage fteht, mit 
feinen desfallfigen Vorträgen zurüdgeiwiefen, auch 
fhuldig erkannt, ſich des etwaigen Transports 
fremder Berfonen, deren Güter und Iebendigen Vie 
hes auf den Grund der angegogenen Verordnung 
gänzlid) und bei Vermeidung einer Strafe von 
5 Thalern zu enthalten, nicht minder die durch Die 
Sntervention erwachfenen Koften dem Intervenien- 
ten zu erflatten. So viel dagegen die von dem 
Kläger erhobene Schadensklage betrifft, fo wird dem 
Kläger zur Verhandlung. feiner Replik eine - vier: 
zehntägige Praͤjudicialfriſt nunmehr geſetzt und foll 
über diefe demnächft weitere rechtliche Verfügung er: 


.. gehen. | | 
ERW. W 
Gegen dieſe Entſcheidung nahm der Beklagte die He 
pellafion an Königliche Juſtiz⸗Canzlei zu Stade zur Hand 


5 
8F— 
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und ;ftellte in feinem Appellations:Xibelle als Beſchwerden 
auf, 1) daß die Berechtigung der Königl. Domainen-Cam- 
mer für begründet erfannt und ihm das leberfahren bei 
5 Rthle. Strafe verboten worden, und 2) daß er in’ bie 
Koften des Interventiond-Verfahrens verurtheilt fet. 

Zur Rechtfertigung der Hauptbefchwerde ſuchte er 
auszuführen: daß der Lnterrichter die Intervention des 
Gammer:Anwalts mit Unrecht als cine principale bebane- 
delt und deshalb das Berfahren unftatthafter Weile ge 
trennt habe, da diefelbe hier nur accefforifcher Natur fei; 
daß aber eventuell das angemaaßte Fährprivilegium weder 
als begründet, noch wegen der entgegenftehenden Elbichiff- 
fahrtg-Acte und flattgefundener desuetudo als fortbefte: 


. hend angefehen werden Tonne. 


Königliche Juſtiz-Canzlei zu Stade erfannte am 11. 


. Mai reformatorifch dahin: 


Da die durch die Klage geltend gemachte aus: 
fhließliche Ausübung der Schifffahrt auf dem Elb⸗ 
ftrome, nad) Maaßgabe der betreffenden Dertlich- 
feiten, für eine Ueberfahrt von einem Ufer zum ges 
genüberliegenden nicht erachtet werden mag, hiernadh' 
aber die in Frage kommenden Beftimmungen der 
Regierungs-Berfügung vom 6. April 1791 durch 
die mittelft SKönigl. Verordnung vom 16. Januar ; 
1822 publicitte Elbichifffahrt3-Acte, Artikel 1., 2., 
4. und 31. ald aufgehoben ſich darſtellen 

jo wird unter Befeitigung des Erfenntniffes des 
Königl. Gräfengerichts zu Jork vom 12. Septem⸗ 
ber v. 3. und Berurtheilung des Appellaten und 
des Intervenienten zur Erftattung der Koften der 
erften und biefer Inſtanz, der — mit der er⸗ 
hobenen Klage abgewieſen. 
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Uebrigend haben der Appellat und Interventent 
da die Intervention lediglich accefjorifher Natur 
ift, bei ferneren Anträgen einen gemeinfchaftlichen 

. Bevollmächtigten zu beftellen und follen die Acten 

u. f. w. 

Gegen diefe reformatoria appellitte der Cammer⸗ 
Anwalt an das Königl. Ober Appellations-⸗Gericht zu Celle, 
indem er ſich darüber beſchwerte: 

1) daß das in Frage ſtehende Fährrecht als durch die 
Elbſchifffahrts-Acte aufgehoben erklärt und der Kläs 
ger ſolcherhalb mit feiner Klage abgewiefen fei; 

2) daß dem Imploraten die Koften beider Inftanzen 
zuerfannt feien, und ' 

3) eventuell, daß dem Intervenienten und Interventen 
die Beftelung eines gemeinfchaftlichen Anwalt zur 
Pflicht gemacht fet. 

In Betreff der erften und Hauptbejchwerde führte er 
im Wefentlichen aus: 

Der Anficht, daß die Fährgerechtfame. qu. durch bie 
Elbſchifffahrts-Acte aufgehoben fei, ftehe ſchon im Allge⸗ 
- meinen ber Umftand entgegen, daß geraume Zeit nach Bes 
kanntmachung jener Acte, nicht nur die Königl.. Domai- 
nen-Eammer die fragliche Fährgerechtigfeit in Erbpacht 

ausgethan, fondern auch die Landdroſtei verſchiedene Ver⸗ 
fügungen gegen Beeinträchtigung der Stader Faährgerech— 
tigfeit erlaffen habe, ja, daß die von ** nach dem Ahle: 
ben ‘des Könige Georg des IV. und Wilhelm des IV., 
‚ im leßtgebachten Falle von der Königl. Lehncurie in Han 
nover mit der Fähre zum Crang inveftirt feien, dieſe drei 
hohen Behörden aber ſolche Maaßregeln gewiß nicht ers 
griffen, haben würden, wenn fie die 3 Faͤhrgerechtigkeiten 
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als durch Die uſchiffahets aeie aufgehoben angeſehen 
hätten. 

In der That befage aber auch dieſe Acte das Gegen- 
theil. Der Art. 1. beftimme, daß die Schifffahrt auf dem 
Elbfttome in Bezug auf den Handel völlig frei fein 
folle, daß jedoch die Schifffahrt von einem Ufer zu dem 
. andern — Eabotage — auf dem ganzen Strome ausfchlie- 
Bend den Unterthanen derfelben vorbehalten bleibe. Hier 
aus folge ein Mehreres nicht, als daß die Handelsſchiff⸗ 
fahrt zwifchen den Hannoverfchen Ufersftaaten — und Hol 
ftein und Hamburg durch Feine Unterthanen anderer Län- 
der betrieben werben dürfe. 

Der Art. 2. beftimme ferner, daß das Geſetz auf - 
Sähren und andere Anftalten zur Ueberfahrt von 
einem Ufer zum andern fi) nicht beziehe. Im vorliegen- 
‚ den Falle handele e8 fi um eine Fähre, um eine An 
ftalt zur Ueberfahrt vom dieſſeitigen nach dem jenfeitigen 
Ufer. Welcher Grund könne vorhanden fein, gerade biefe 
Anftalt ald aufgehoben zu betrachten ? 

Wenn in den Entſcheidungsgründen geſagt werde: 
es koͤnne die durch die Klage gemachte ausfchlief- 

liche Ausübung der Schifffahrt auf dem 

. Elbfirome, nah Maaßgabe der betreffen 

' den Dertlidfeiten, für eine Ueberfahrt von 

einem Ufer zum gegenüberliegenden nicht erachtet 
werden, 
fo müffe dagegen bemerkt werben, 

1) dag weder in der lage noch in irgend einem andern | 
Actenſtücke für die Fähre zur Xühe eine ausfchließliche Aus: 
übung der Schifffahrt auf der Elbe geltend gemacht ſei; 
fondern nur das Recht, Die aus der erſten Meile Alten⸗Lan⸗ 
bes. nad) dem Hollſteinſchen und Hamburgjchen Ufer 


+ 
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uͤberzuſetzenden Berfonen mit ihren Sachen, imgleichen lebendi⸗ 
ges Vieh, ausfchlieglich hinüber fchaffen zu dürfen: Dabei 
könne e8 feinen Unterſchied für den Begriff einer Bährges 
rechtigfeit machen, ob der Landungspunct dem Abfahrtss 
puncte in der Maaße gegenüber liege, daß eine von dem 
einen zum andern zu ziehende gerade Linie eine, nach der 
Länge des Fluſſes zu ziehende Linie in rechten Winfeln 
durchſchneiden würde, oder nicht. 


2) Der Ausdrud »nach Maaßgabe der betreffenden Oert⸗ 
lichkelten« ſei wenigſtens ſehr dunkel, und es waͤre zu wuͤn⸗ 
ſchen geweſen, wenn letztere näher bezeichnet worden; da 
der Augenſchein und jede Landcharte ergäben, daß das 
Hannoverſche Ufer dem Holſteinſchen und Hamburgſchen 
Ufer gegenuͤber liege. Auf den Art. 4. der Elbſchifffahrts⸗ 
Acte ſei mit Unrecht Bezug genommmen, da derſelbe aus: 
drüdlih nur von der Elbichifffahrt, wie fie Art. T-und 
2 beftimmt fei, handele, alfo auf die Art. 2. au 
dDrüdlih ausgenommene Fährgerechtigfeit unmöglich 
angewandt werden koͤnne. 

Daffelbe Iaffe fich von der verfuchten Anwendung des 
Art. 31. fagen. Nach demfelben follten freilich bisher be- 
ftandene Sperial-Berträge, Gefege, Verordnungen, Privile- 
gien und Gchräuche nicht weiter berüdfichtigt werden, allein 
nur foweit duch die Convention Beſtimmungen getroffen 
feien. Wenn nun nad) dem Art. 2. Fährgerechtigfeiten 
‚Teinen Gegenftand der Gonvention ausmadhten, fo müßten 
"die beftehenven Verträge, Gefete, Verordnungen und Pre 
vilegien, welche fi auf Sährgerehtigfeiten bezögen, 
als fortwährend in Kraft ftehend angefehen werben 


Obgleich nun das Königl. Ober⸗Appellations⸗Gericht 
mittelft eines emenbatorifchen Reſcripts vom 2. September 
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1840 der Juſtiz⸗Canzlei mufgab, die am Schluffe des de- 
_ creti a quo für die Beſtellung eines gemeinichaftlichen 
Anwalted gemachte Auflage, weil fi) folche als völlig 
überflüffig darflelle, wieder zurüdzunehmen, fo erhielt jedoch 
der Anwalt der Königl. Domainen-Cammer am 2. Seps 
tember 1840, in allen übrigen Buncten, ein dahin kauten- 
des Rejectorium: 


Demnach, foviel die erfte und Hauptbefchwerbe be⸗ 
trifft, in Gemäßheit des Artikels 1. der Elbſchiff⸗ 
fahrts-Acte vom 23. Juni 1821 die Schifffahrt auf 
dem Elbſtrome, in Bezug auf den Handel für völ 
lig frei erflärt worden, und die Schifffahrt von eis 
nem Uferftande zum andern (Eabotage) auf dem 
ganzen Strome, ausfchließend den Unterthanen dew 
jelben vorbehalten ift, nad) Art. 2. der vorgedachten 
Schifffahrts-⸗Acte auch alle ausschließlichen Berech- 
tigungen, Frachtfahrt auf der Elbe zu treiben, oder 
die aus folhen Privilegien hervorgegangenen Be 
günftigungen gänzlich aufgehoben find; 


nad) diefen allgemeinen Grundfäten alfo dem 
jegigen Imploraten die Regel für zuläffige freie 
Schifffahrt, und insbeſondere Cabotage, ohne Zwei⸗ 
fel zur Seite fteht, und es daher nur in Frage 
fommen Tann, ob das ihm gebührende Recht, ver: 
möge der im zweiten Abfabe des Artifeld 2. enthak 
tenen, auf Fähren und andere Anftalten zur Ueber 
fahrt von einem Ufer zum gegenüber liegenden ſich 
beziehende Ausnahme durch die dem * * in Erb: 
pacht verlichene herrichaftliche Fährgerechtigfeit zu? 
Zühe, in foweit deren Gegenftand eingreift, be 
fchränft worden fei? 
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Diefes nun aber mit zureichendem Grunde fich 
nicht annehmen läßt, indem der Begriff der auf Die 
allgemeine Schifffahrts⸗ Ordnung nicht mit bezoge⸗ 
nen Yähren und anderer Anftalten zur Ueberfahrt, 
bei einer für die feftgeftellte Ausnahme nothwendi⸗ 
gen firieten Auslegung, und, in Berüdfichtigung 
der vorangeftellten umfaffenden Regel, auf eine le 
berfairt von einem Ufer zu dem ohne divergi— 
rende Ridhtungen gegenüber liegenden 
Ufer - einzufchränfen, mithin nicht auf Transporte 
auszudehnen ift, welche zwar von dem Abfahrts⸗ 
Drte nach beftimmten Richtungen auf ein entgegen 
liegendes Ufer, aber nicht auf ein ſolches, welches 
dem Abfahrtd-Orte gerade gegenüber liegt, be _ 
ſchafft werden, bei der fraglichen Yährgerechtigfeit 
jedoch von dem Abfahrts-Orte der Fährftelle zur 
Lühe nur die Divergirende Richtung nach Hams - 
burg und Altona, und nicht das unmittelbar gegen 
über liegende Ufer in Stage kommt; 

folchemnach die Entſcheidung Unferer Juftiz:Canzs 
lei in der Hauptſache fich gerechtfertigt darſtellt, 
und folglich auch die auf den Koftenpunct ſich be 
jiehende zweite Befchwerde unbegründet erfcheint: 


als kann in foweit der Appellation feine Statt 
gegeben werben; dagegen ift in Betreff der britten 
eventuellen Beſchwerde, Rescriptum de emen- 
dando junctis remissorialibus erkannt und laut 
abfchriftlihen Anſchluſſes abgelafien. 
Diefe Entfcheibumg verfuchte der Anwalt K. Domals - 
nen⸗Cammer zwar annoch mitiet des remedii restitu- 
tionis in integrum anzufechten, indem er die Sachlegiti⸗ 


f: 


* 
— 


mation 
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des Gegners beftritt, eine objective Incompetenz 


der Landesgerichte in vorliegender Angelegenheit zu dedu⸗ 
eiren, die Entſcheidungsgruͤnde des Rejectorii zu elidiren 
ſuchte und namentlich auch urkundlich nachwies, daß von 


Seiten 


der Adminiſtrations⸗Behörde die Nicht-Anwendung 


der Elbſchifffahrts⸗ Acte auf beſtehende Fähren angenommen 


fei, er 
| ſcheide: 


erhielt inzwiſchen unterm 20. April 1842 zum Be⸗— 


Demnach die Debuctionen des Smploranten über 
eine dem Imploraten ermangelnde Sachlegitimation, 
und über objective richterliche Incompetenz über: 
haupt, fich bei dem vorliegenden Rechtsmittel nur 
in fofern, als neue und relevante Thatfachen den- 
felben zum Grunde liegen, berüdfichtigen lafien, 
Implorant nun aber ſchon in erfter Inftanz die 
Behauptung aufgeftellt hat, daß Implorat de jnre 
tertii ftreite, ohne daß in den bisherigen Entſchei⸗ 


dungen für die von Anfang an unter den Parteien 


conirovertirte Frage: ob Die auf die Elbſchifffahrts⸗ 
Arte geftüste Einrede des Imploraten gegrünpet 
fei oder nicht? irgend bezweifelt worden, Daß der⸗ 
felbe aus dieſem Staatsvertrage ein Exceptions⸗ 
Recht ableiten Eönne? neue Thatſachen auch für 
die gedachte Behauptung nicht in Bezug genommen 
find und hiervon felbft abgefehen, fich nicht verken⸗ 
nen läßt, daß, wenn gleich bei dem fraglichen 
Staatövertrage der Lanbesherr, vermöge feiner lan⸗ 
desherrlichen Gewalt, gewirkt hat, doch die Rechte, 
weiche dadurch für die Unterthanen der contrahts 
venden Mächte feftgeftelit find, zur Bezugnahme für 
biefelben allerbings geeignet erfheine, in fo fern 
aber deren Geltendmachung in bem. vorliegenden 


Be | Ze | 
Kechtöftreite nicht gegen den Landesherrn als 


ſolchen, fondern in der davon wefentlich verfchienenen 
Domanial-Dualität gefchehen, dabei auch Die lan⸗ 
deshoheltlichen Rechte in Beziehung auf das Waſ⸗ 
fer-Regal und die Strompolizei an und für fich 
unberührt bleiben, eine objective Incompetenz Der 
Landesgerichte weber überhaupt, noch nad Maaß⸗ 
gabe der ungutreffend alegirten 88. 39. ind 40. 
Unferes Landes⸗Verfaſſungs-Geſetzes vom 6. Auguft 
v. J. um fo weniger begründet if, ald in dem 
porliegenden Rechtsſtreite nur die erclufive Berech- 
tigung des Domanial-Erbpäcdhters in Frage gezogen 
und nur darüber entfchieden ift, daß neben der 
unbeftrittenen Bährgerechtigfeit des urfprünglichen 
Klägerd auch der Implorat für feine Berfon zum 
Waaren⸗Transporte über die Elbe befugt erfcheinez 
hiernächft die weitere Debuctionen des Imploran⸗ 
ten anlangend, in fofern fie nicht bloß eine, zu 
feiner Berüdfichtigung qualifieirte, Widerlegung der 
Entfcheivungsgründe des decreti contra quod be 
faffen, aus den probueirten Dorumenten ſich zwar 
ergiebt, daß in verfchievenen Fällen von Seiten 
der Adminiftrationd-Behörden die fortwährende Gül- 
tigfeit der Regiminal:Berordnung vom 6. April 1794, 
- und bie Nidht-Anwendung der Elbſchifffahrts⸗-Acte 
auf beſtehende Bähren angenommen ift, hieraus jes 
doch feine bindende Norm für den jegigen Streit: 
punft zwifchen dem Domanio und dem Implora 
ten ſich ableiten läßt, gleichiwie auch die fonftigen 
von dem Imploranten geltend gemachten Momente 
zur Begründung Des vorliegenden Rechtsmittels 
nicht geeignet And: 6 
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fo behält es, Einwendens ohngeachtet, bei dem 
decreto contra quod fein Bewenden, und follen 
die eingefandten Arten remittirt werben. 
@elle, den 20. April 1842. 
Ad mandatum u. f. w. 


I. Beitrag zur Lehre vom Unterſchiede zwiſchen 


Juſtiz⸗ und Polizei⸗Sachen. 





Rechtsfall. 
N. N. verklagten den **, weil derſelbe in einem Arm 


des Wuͤmmefluſſes ein Stauwerk angelegt, wodurch der 


v⸗ 


Waſſer⸗Abzug von ihren Wieſen gehindert werde. Sie 
beriefen ſich darauf, daß dergleichen Neuerungen in einem 


öffentlichen Fluſſe überhaupt nicht erlaubt und namentlich 


auch in der Wümme durch eine befannte Regiminal-Ver⸗ 
ordnung ausbrüdlich verboten feien., ‚ 


Aus der Vernehmlaffung des Beklagten, welcher übri⸗ 
gens ein unbeſchraͤnktes Staurecht in Anſpruch nahm, ge⸗ 
nügt es für den gegenwärtigen Zweck hervorzuheben, daß 
er das neue Stauwerk nur gegen Aufgebung zweier ältes 
rer Stauwerke angelegt haben wollte und behauptete, daß 
er folches von der Amtsvoigtei * *, als der unten Pol: 
zei: und Schauungs-Behörde in Augenfgein habe nehmen 
laſſen und diefe fich von der Unfchäplichkeit und Zwedimä- 
Bigfeit der Anlage überzeugt habe. 


In der Replik führten pie. Kläger insbeſondere an, 
daß die Wümme ein öffentlicher Fluß ſei, worin Niemand, 
ohne befondere Bewilligung der Landesherrfchaft eine den 
auf des Waſſers veraͤndernde Anlage machen dürfe, in 
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ſpecieller Beriehling auf den Wummeftuß aber. unterm 14. 
Mir 1785 eine eigene Regiminal⸗Verfügung erlaffen fei, 
nach welcher ‚fortan Riemand ſich unterfangen folle, im 
Hauptwümmeftrom fo wenig, ald in ven Nebenftreefen ir- 


gend eine eigenmächtige Vorrichtung, infonderheit ſolche, 


fo vie Strombahn beengen, oder das Flußbett erhöhen, zu 
machen. "Daß die Amtövoigtei die eigenmächtige Vorrich- 
tung des Gegners gut geheißen haben würde, wenn ihr 
das eigentliche Verhältniß genau auseinander gefeht wor⸗ 
‘den wäre, würde bezweifelt. 

. Duplicando machte der Beklagte bemerklich, daß 
wenn die Kläger fich hauptfächlich auf die Regiminal:Bexs 
fügung ftügten, ein procefjualifches Verfahren unzuläfftg 
und ihre Beſchwerde ald grundlos erfcheinen müfle. 

Die Verordnung ftele den Wümmefluß unter polizei 
Jiche Aufficht und weife das Amt, wie die Unterbedienten, 
an, auf deren Befolgung zu achten. Die Amtövvigtei 
** habe die nächfte Aufficht. Diefe habe fein Nerfahren 
gebilligt und fo fei e gegen jebe Beſchwerde gefchügt, ins 
deß trage er daranf an, noch ben Bericht der Amtsvoigtet 

zu erforbern. Letzteres gefchah und lautete der Bericht 
umginfig für die Kläger. Das Untergeriht erfannte : 


Demnach die Kläger felbft ihre Anfprüdye auf 


die neben ihrer Replik in beglaubigter Abfchrift 
producirte Verordnung ber vormaligen Königlichen 
Regierung zu Stade vom 14. März 1785 flügen, 
darin aber gerade beſtimmt iſt, daß die Zulaͤfftgkeit 
oder Unzuläfftgfeit neuer Anlagen im Hauptwuͤmme 
ſtrome ſowohl als in deſſen Nebenfireefen auf r 


giminellpolizeilichem Wege beuetheilt werben folhe, 


ein gerichtliches Verfahren im Wege des Civiſpro⸗ 


ceſſes vaher wicht Antthafbiericheiuts ſo werden 
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Klaͤger mit der erhobenen Klage abgewieſen und in 
ſaͤmmtliche Koſten dieſes Rechtsſtreites in ſofern 
nicht ſonſt ſchon darüber erlannt worden, verur⸗ 
theilt. 

Die Kläger appellirten gegen biefe Entfcheidung an 
die Juſtiz⸗Canzlei zu Stade, erhielten aber ein. rejecto- 
rium wegen Unerheblichkeit der aufgeftellten Beſchwerden; 
fie wandten fi) darauf, mittelft fernerer Berufung an das 
Königl. Ober:Appellations-Gericht zu Celle und erwirften 
unterm 13. December 1841 folgended rescriptum de 
emendando: 

— — Nachdem nun bie Bene ob durch die 
vom Imploraten vorgenommene Anlage ein den 
Smploranten zuftändiges Privatrecht verleht weors 
den fei? ſchon an ſich um fo mehr zur. richterJichen 
Entſcheidung gehört, als. Die Imploranten zur Des 
geündung ihrer Klage ſich principaliter auf ges 
meinrechtliche Grundfäße, und nur zur Unterſtützung 
derſelben auf die Regiminal: Verfügung vom 14. 

Maͤrz 1785 berufen haben; nun aber durch die fo 

in Bezug genommene Negiminal= Verfügung die 
Juſtiz-Qualitaͤt dee Sache Teinesweges . befeltigt 
wird, Da, wenn auch dieſe Verfügung bei einer in 

‚ dem Wümme-Strome zu machenden Anlage die Ein= 

holung einer vorgängigen polizeilichen Genehmigung 
erfordert, durch die Ertheilung einer folchen Aber 
eine, dem obigen nach in ben Weg Rechtens gehö= 
rige den Imploranten angeblich zugefügte Rechts⸗ 
verletzung weder entſchieden iſt, noch hat entſchieden 
werden koͤnnen, ſolchem nach bie vor euch aufge⸗ 
ſtellten Befchwerben ‚nicht zu veriverfen, vielmehr 
Unferm Amte * * aufzugeben geweſen wäre, unter 


— 
4 “ 
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Beifeitefegung des Decretes vom 26: Mai 1840 
nunmehro über die materielle Begründung der Klage 
den Rechten gemäß zu erfennen und denn aus Diez. 
fen Gründen u. f. w. . 

— — — als habt ihr, mit Beifeitefegung eures 
Derreted vom 3. November 1840, unter Ber: 
urtheilung des Imploraten in die vor euch erwach⸗ 
fenen Koften, durch eine zu erlafiende Verfügung 
Unferm Amte * * aufzugeben, unter Beifeitefeßung 
bes Decreted vom 26. Mai 1840, nunmehr über 
die materielle Begründung der angeftellten Klage 
und der Koften wegen, weiter den gemäß 


au erfennen. : 


III. Begeht ein Gaſtwirth oder Speiſewirth eine 


Injurie, wenn er Jemandem den Zutritt in 
fein Haus verfagt? 





Die Suftiz = Canzlei zu Dönabrüd erfannte in Sachen 
Schulge ıc. Boehner: 


Nachdemmal Niemand, der eine öffentliche Wirthfchaft 
"hält, Semandem den Zutritt verfagen darf, wenn 
er nicht Dadurch allein eine Injurie gegen den aus⸗ 
ſchließenden begehen will; — doch faͤllt aller animus 
injuriandi weg, wenn er hinreichende Gründe hat, 
Semanden auszufchließen. 

Diefes Erkenntniß betätigte auch Summum tribuual _ 
am 34. März 1822. B. 


Verlegt — Herold und Wahlſtab in Lüneburg. 
Gedrudt bei A. — in Stade | 





— riſtiſche Beitung 


für:das Küö bnigreich Haunover. 











1842. — Jahrgang. II. Sf. M 11. 





us us einem Reſcripte des Grenz⸗ kur ho⸗ 
heitsdepartements an die Königliche Juſtiz⸗ Canz⸗ 
lei zu Celle, vom 6. Mai 1820, daß die 

Wildfolge in Beziehung auf auswärtige Terri⸗ 
torien, in: Ermangelung beſonderer Verträge 

“nd Obſervanzen ſich ai auf Reciprorität 
„gelbe: 2 


— — — Wir — es — in Anſchung der 
Wildfolge bemerklich zu machen, daß dieſelbe nach den 
bier in Beziehung auf auswärtige Territorien 
beftchenden,: ‚und: in vorgekommenen Fällen wirklich befolg- 
ten Prineipien, went Berträge und: Obfervanzen nicht ein 
anderes mit ſich bringen, allein auf Reciprorität fich 
gruͤndez mithin kein Iagbberechtigter verbunden fei, diefelbe 
demjenigen.:zu geflatten der das. Reciprocum verweigert, 
und daß fein Receß bekannt, wodurch zwifchen den hiefigen 
und Herzogl. Braunfchweigifihen Landen etwas Befonderes 
. feftgefegt : wäre; *) daß fie aber, nach dem Berichte des 

Oberförfters: Schröter, keinen der Srenmachbaren hieſiger 
ee im Amte Gifhorn geftattet werde. J 





IHannover, den. 6. Mai 1820. 5 +: 
in Aus dem ee und Sehe. Departement 
F Bremer. 


⸗ Der kn zwiſchen Hannover und Beaünfäweig über 
die Jagdfolge abgeſchloffene Receß folgt hierneben. 


Jabrg. XVIE Heft II. 11 
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2. Receß oifchen dem Königreiche — und 
dem Herzogthume Braunſchweig wegen ber 
Jagdfolge. 


Jbiſchen dem Herzoglich Braunfäweig+ Luneburgiſchen 
Geheimenrathscollegio und dem Koͤnigl. Großbritanniſch⸗ 
Hannoverſchen Cabinetsminiſterio iſt folgender Receß über 
Die Jagdfolge in beiderſeitigen hertſchaftlichen Jagen ge⸗ 
—— worden: 
- 4) Bon dem angeſchoſſenen und über die —— ge⸗ 
flohenen Stuͤck Wildprett muß dem betreffenden Re⸗ 
dierforſtbedienten oder einem auf deſſen Revier ſta⸗ 
tionirten herrſchaftlichen Jaͤger Anzeige gemacht, 
und, wenn es verlangt wird, der ne und Flucht 
Ä gezeigt werben. 
2) Das Verfolgen (Nachhaͤngen) ER angefchoffensen 
. Stüd3 Wildprett über die Grenze geichieht, wenn 
es thunlich if, im: Beifein des angrenzenden Res 
vierforfibedienten, ober eines auf deſſen Revier flas 
tionirten Jägers, mit einem gut gearbeiteten Schweiß» 
hunde, welcher vom Riemen ehender nicht zu loͤſen, 
His das angeſchoſſene Stüd gefprengt iſt. 
Ohne befondere Erlaubniß, und ohne Beiſein tes 
angrenzenden herrichaftlichen Forſtbedienten, Deuf 
nid verloren gefucht (bei verloren gegangener 
Fährte der Schweißhund vom Riemen nicht sh 
werden. 
A) Das Berlorenfuchen har nur mit Schweißehunden, 
oder mit ein paar Menſchen, ohne jedoch dabei 
Laͤrm zu machen, geſchehen, damit das Revier, 
worin ſolches vorgenommen wird, badurch wenig 
als möglich beunruhiget werde, 


* +8 4 


— 


3 


4 
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5) · Deinjenigen herrfchaftlichen Jagobedienten, ber ein 


— 1 


I: 
a 5 


Stuück Wildprett angefchoffen hat, welches über vie 


‘ Grenze gefegt worben, fteht es zivar, frei, ber Hetze 
" Über die Grenze zu folgen, auch das ſich vor dem 
Hunde geftelfte Stüd Wildprett tobt zu ſchießen; 
et darf ſolches aber, wenn nicht befondere Umſtände 


als Unſicherheit u. ſ. w. eintreten, nicht wegbrin⸗ 


gen, und iſt, wenn es verlangt wird, verbunden, 
den Anſchuß und die Flucht über die Grenze zu 
zeigen, weshalb beides gehörig zu verbrechen 
Strauch oder Aft darauf zu legen) ift. 


6) Ein angeſchoſſenes Stuͤck Wildprett iſt va 24 
h, Stunden über die Grenze nicht ferner zu verfol⸗ 


gen. Wenn jolches nach dieſer Zeit gefunden wird, 
ſo hat derjenige, der den Anſchuß verrichtet hat, 
., feine Anfprüche daran verloren. 


u ). Derjenige Revierforſtbediente in deſſen Namen das 


über die Grenze, geflohene Stud Wildprett ange- 
{hoffen wird, ift für die pünftliche Erfüllung ber 


— | obigen Vorſchriften verantwortlich, und wird für 


jeden Contraventionsfall in 20 Rthlr. Strafe ge: 
‚nommen, welche von deſſen Beſoldung abgezogen 


"md in der Rechnung besjenigen Forft: oder Jagd⸗ 


bevienten vereinnahmt werben follen, in deſſen Re 
vier das angefchoffene Stud Wildprett getreten ift. 


| Urkundlich des hier untergedruckten Fuͤrſtl. Geheimen 
Sinti und beigefügter Unterfchrift. 


"Braunfchweig, den 10. Januar 1822. — 


— Vraunſchweig⸗nnehurghches ðchecenachacellhhum 


rate SR Se 
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Abhaudlungen und Nechtsfälle. 


1. Wenn bei einer Revifion der Steuer-Beamten 
das Waarenlager ver Handel» und Gewerbe- 
treibenden mit ihren Duitungsbücern nicht 
übereinfiimmt, fo Tann deshalb die Strafe ber 
Defraude nicht gegen fie erkannt werben. 

(Mitgetheilt vom Herrn Advoraten Matthaei zu Harburg.) 





Das Gefeß, die Eingangs, Durchgangs⸗ und Ausgangs: 
Angaben betreffend, vom 21. April 1835, berechtigt die 
Steuer-Dfficianten, bei den Handel und Gewerbetreiben- 
den ihres Kontrole-Bezirf3 von Zeit zu Zeit Revifionen 
vorzunehmen (vergl. $. 23.) und beflimmt im 8. 27.:- 
Daß die Handel und Gewerbtreibenden gehalten 
fein follen, ein Quitungsbuch zu führen, in welches 
die empfangenen verabgabten Gegenftände jedes 
Mal eingetragen werden müflen, und worin auch 
der bei den Reviſtonen der Waarenlager ermittelte, 
von dem GSteuerpflichtigen durch feine Mitunter⸗ 
fhrift als richtig anzuerfennende Beſtand zu ver- 
zeichnen ift; 
Dagegen beftimmt es nicht : f 
- daß auch die Strafe der Defraude in dem. fperiellen 
Falle eintreten folle, wenn fich bei der Reviflon 
r ergiebt, daß das MWaarenlager mit dem ea 
buche nicht übereinftimmt. Er 
AB daher wider den Kaufmann 2. m 8. 


Steuer Gerichte daſelbſt folgendes Erlennmiß Be 
wurde: 
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»In Sachen 20. iſt der Denunciat laut Demincia- 
»tions⸗Protocolls vom 14. October d. 3. beſchul⸗ 
»digt, daß bei der Revifton feines Waarenbeftandes 
»am 7. October d. 3. bei dem Reis ſich ein Plus 
»von 170 ® nad) dem zu den Acten gebrachten, 
»von dem Denunciaten anerfannten und nad) S. 27. 
»des Grenz⸗Abgaben⸗Geſetzes vom 21. April 1835 
von ihm mit unterfchriebenen Reviftonsbuche er: 
ygeben habe, weshalb den 'Denunciaten wegen des 
»unlegitimirten Beftandes zu den Strafen ber ein- 
und vierfachen Steuerverabgabung des vorgefun⸗ 
»denen Mehrbeftandes und deſſen Wertherlegung 
yund zu den Koften zu verurtheilen beantragt if. 

»In Erwägung, daß das von den Handel und 
‚»Gewerbtreibenden über ihre Waarenbeftände ge: 
»führt werdende Reviſtons- und Quitungsbuch zu 
»den Steuerstegitimationd-Documenten ihrer Waa⸗ 
renbeftände gehört; in Erwägung, daß der Des 
»nunciat das zu den Acten gebrachte Reviftonsbuch 
feiner Wanrenbeftände durch Mitunterfchrift voll: 
»zogen und anerkannt hatz in Erwägung, daß nad) 
»demfelben fich der Waarenbeftand an Reis um 
»170 @Plus ergeben hat, als nach demfelben Hätte 
»vorhanden fein müflen; 

in Erwägung, daß, wenn diefer Waarenbeſtand 
nicht durch fperielle Gewichtsausmittelung, fondern 
»durch Taration ermittelt und Denunciat nicht 
»auf erftere beftanden, fondern mit der Taxation 
»fich zufrieden erklärt, was durch feine Mitunter: 
»fchrift des Reviſtonsbuchs angenommen werden 
»muß, die Reſultate der Taxation ebenſowohl an⸗ 
»erkennen muß, als wenn fie durch ſpecielle 
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»OGewichtsausmittelung hervorgegangen, mithin Die 
‚»im Unterfuchungs-Brotoeolle vom 22. Octbr. D. 3. 


»enthaltenen Einreven und Entichuldigungsgründe 
»des Denunciaten weiter nicht ——— werden 
- »bürfen 5 
»in fernerer Erwägung, daß * 8. 110. M 3. 
»des obengedachten Geſetzes die Strafe der De— 
»fraude rüdfichtlich folcher Gegenftände zu erfennen 
»ift, welche mit einer Steuer-Zegitimation begleitet 
»fein müffen, aber ohne eine foldhe betroffen wer- 
»den, oder- mit der vorhandenen Hinfichtlich Der 
„Menge nicht übereinftimmen, und dann bie im 
»Beftande mehr vorgefundenen 170 & Reis mit 
»den aus dem Reviſionsbuche als zu betrachtenbe 
»Steuerlegitimation fich ergebenden Refultate nicht 
»in Uebereinftimmung zu bringen find, daher als 
yunlegitimirt vorhanden ſich darſtellen; 
»wird Denunciat mit Beziehung auf 8. 110. 
> 3. in bie Strafe der Defraube ie. ꝛtc. ſchuldig 
vverurtheilt.« 
trug Königliche Juſtiz⸗Canzlei zu Celle Fein Bedenken, dem 
dawider erhobenen Recurfe zu deferiren und unter Verur: 
theilung der Steuerbehoͤrde in die Koſten der Recurd:In- 
ftanz am 15. Mai 1841 folgendes FESCEIpLUM de emen- 
dando zu erfennen: 
»MWenn nun der 8. 110. ME 3, des Geſetzes 
»vom 21. April 1835 nur von dem Falle redet, 
»wo MWaaren ohne alle Legitimation verfandt find, 
. »ober wo die Legitimation als unrichtig ſich auöge: 
»wieſen hat, nicht aber von dem, wo. bei einer 
»vorgenommenen Revifion. eined Waarenlqgers ber 
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»Befund mit dem Revifisnsbuche nicht überein- 
»ftimmt, mithin die in Dem gedachten 8. angebroheten 
Strafen nicht erfannt werben Tonnen, und aus 
»biefen Gründen gegentwärtiged rescriptum de 

_ »emendando erfannt if; 

„Als hat das Steuergericht feinen Befcheid zus 
yrüdzunehmen, und die Denuncianten mit ihren 
»Anträgen unter Verurtheilung in die Koſten ab: 
»und zur Ruhe zu verweiſen.« 

Das Steviergericht wollte in dem vorliegenden Falle 
die Beftimmung des 8. 110. ME 3. analogiſch anwenden, 
- das konnte aber von dem Obergerichte nicht gebilligt wer: 
den, weil Strafgefeße nicht auf andere Fälle, für welche 
fie nicht gegeben find, angewendet werden Dürfen; und 
wenn nım das Nichtsllebereinftimmen des Waarenlagers 
mit dem Revifionsbuche in den Steuer-Gefegen nirgends 
mit Strafe belegt ift, fo kann es gerade deshalb audy 
nicht beftraft werden. Darum ift übrigens die Reviſion 
nicht zwecklos angeordnet, fie fol vielmehr die Steuer⸗Ad⸗ 
miniftration befähigen, eine befiere Controle zu halten. 


Il. Rechtsfall zur Erläuterung der $$. 10,, 11. und 
12. des Stempelfteuergefeges vom 21. October 
1834. 





Zu einer von dem Advocaten W. zu H. bei dem Amte 
R. überreihhten Eingabe hatte derfelbe fein Stempelpapier 
gebraucht, und nur jener Eingabe die Bitte Hinzugefügt, 
den Stempel ad acta zu caſſiren. Letzterem Antrage de 
feriste zwar Das Ant, nahm jedoch zugleich den Advocaten 
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W. in eine Stempelſtrafe. Da dieſer jedoch die Erlegung 
der Strafe verweigerte, ſo mußte von Seiten der Steuer⸗ 
behoͤrde eine förmliche Denunciation bei Dem Steuergerichte 
bes Amtes. R. eingebracht ‚werben. — Der Denunctat 
glaubte die Anklage durch die Behauptung widerlegen zu 
fönnen, daß wicht nur der animus. defraudandi, fondern 
auch das factum fraudis fehle, indem er in liebereinftim- 
mung. mit den Borfchriften. der 88. 10., 14. und 12. Des 
Geſetzes vom 21 October 1834, am Schluſſe der: Eingabe 
‚gebeten habe, den gefeglichen Stempel zu derſelben zu caf= 
firen, weil er folchen nicht zur Hand gehabt, und‘ von dem 
Amte R. in Vebereinftimmung mit den allegirten gefeplichen 
Vorfchriften jenem petito beferiret und der gefesliche Sum 
pel ad acta caffirt fe. .. 
i - Bon dem Steuergerichte : — zum Beſcheide — 
| raß, — da der Denunciat nach den Vorſchriften der 88 
2. M.1, 3, 9, des Geſetzes vom 21. October 41834 ver⸗ 
Banden geweſen, die fragliche: Eingabe auf geftempeltem 
Papiere zu überreichen, die nachgefügte Bitte um Cafſirung 
des Stempels aber feine Berüdfichtigung verdiene, da: fein 
Tall vorliege, in welchem folches nad) den SS. 10., 11., 22. 
des Geſetzes zuläffig jet, und danach der Denunciat durch 
Die Nichtbefolgung der Vorſchriften der 88.2., 3., 9. des 
Geſetzes in Gemäßheit des 8. 16. beffelben Die Strafe Der 
Defraude verwirkt habe, — Denunciat unerheblichen Ein⸗ 
wendens ungeachtet ſchuldig verurtheilt werde, die verwirkte 
Stempelſtrafe nebſt den verurſachten Koſten zu erlegen. 
Der Advocat W. verfolgte:gegen dieſen Beſcheid den 

Recurs an die Königliche Juftiz-Canzlei zu H., und führte 
zu. deſſen Rechtfertigung hauptfächlich an: »ber 8. 16.des 
Geſetzes ſage ausprüdlich, daß nur derjenige Die. Strufe 
der Defraude verwirke, welcher der Entrichtung des gefehlihen 


-- 18 — 


Stempelpapiere: ſich entziehe und irgend eine ber Borſchrif⸗ 
ten, des Geſetzes oder des Tarifs umgehe. : Keine. von 
beiden fei von ihm geſchehen; es ſei vielmehr allen geſetz⸗ 
Eichen: . Anforderungen Genuͤge geleiftet, indem von: ihm, 
weil er ſich augenblicklich Fein Stempelpapier babe verfchaffen 
fönnen, in Gemäßheit des 8. 10. bed Gefehed um Gafli- 
rung des Stempels gebeten und vom AmteR. nad) 88. 10., 
44.,.12. des Geſetzes Die zeitige und gehörige Eaffirung 
des :Stempelpapierd vorgenommen ſei. Im Anfange des 
8.42. heiße es ausbrüdlich,. Daß bei denjenigen Verhand⸗ 
lungen, welche erft durch die Production ftempelpflichtig 
würden, e3 geftattet fein folle, das Stempelpapier in Ge: 


mäßheit des $. 10. zu. der Verhandlung zu caſſiren, und 


der Nachſatz deſſelben 8. beſtimme nur, daß dieſe Caſſtrung 


vom Producenten ſelbſt vorgenommen werden Fönne, und 


‚zwar in. dieſem Falle vor der. Einreichung ſelbſt, lege” aber 
demfelben ‚keineswegs eine desſallſige unbebingte Verpflich⸗ 
tung auf. Im erften Abfabe des 8. 10. werde eine Caſſi⸗ 
rung des. Stempelpapiers allgemein erlaubt und der weite 
Abſutz beſſelben 8. lege den Behörden, bei welchen: die Pro⸗ 
dustion geichehe,: die allgemeine Befugniß; bei, die Saıne 


des Stempelpapiers vorzunehmen. 


Koͤnigliche Juſtiz⸗Canzlei deferirte dem Recurſe, „wei 
die Gaffirung des Stempelpapiers zu denjenigen Verhand⸗ 
langen, welche erft durch die Production ftempelpflichtig 
werden, laut 8. 12. des Geſetzes nur alsdann vor der, 
‚die Stempelpflichtigfeit begründenden Einreichung gefcjehen, 
und das :Stempelpapter attgeheftet ‚werden müffe, wenn 
der Producent die Caſſtrung felbft vorzunehmen: beabflih- 
tigte, im vorliegenden Falle aber zuläffiger Weiſe die Caſ⸗ 
Rrung auf die im 8. 10. des Geſetzes bezeichttete Art be⸗ 


antengt, : und das Amt R., ‚bei welchem der bie fragliche 


* 
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Proteßſchrift veranlafende Nechtoſtreit anhängig geiwefen; 
zur Willfahrung des Geſuchs um Eafftrung des geieplichen 
Stempelpapier verpflichtet erfcheine.« 

Bon Seiten der Steuerbehörbe ward gegen dieſes Er 
kenntniß die Leuterung zur Hand genommen,. unb zur 
Rechtfertigung derfelben angeführt: 

Das Stempelſteuergeſetz ſtelle als Regel bie Borfchrift 
anf, daß jede der Stempelabgabe unterworfene Verhand⸗ 
hıng auf das Stempelpapier ſelbſt gefchrieben werden ſolle. 
Bon dieſer Regel geflatte jedoch das Geſetz Ausnahmen, 
und, zwar in ben brei Fällen, weiche es in den 8. 10., 11. 
12. auffühte, nämlich: 

4 bei Aufnahme von Verhandlungen, welche der 
Siempelabgabe unterworfen feien, alsdann, wenn berjenige, 
‚welcher die Berhandlung aufnehmen wolle, nicht im Stande 
fei, das gefebliche Stempelpapier ſich zu verſchaffen, um 
auf dieſem die Berhandlung zu fchreiben, (8. 10.) 

.2).bei PeapeißenerppAchtigen Ausferugngen der Be⸗ 
hoͤrden, (8. 11.) 

3) bei denjenigen Verhandlungen, welche erſt durch 

- die Produckion bei. öffentlichen Behörden oder bei einer mit 
öffentlichem Glauben verfehenen Perfon ſtempelpflichtig 
werben, ($. 12.) 

. Der dritte Abfap des 8. 30. enthalte dann die Be- 
ftimmung— auf welche Art die Caſſirung in allen den Sb 
Ien wo fie überhaupt erlaubt fet, gefchehen müfle, — alle 

‚Borfchriften über die bei der Caſſirung zu beobachtende 
rem. — und in allen brei genannten 88. finden ſich Vor 
ſchriften Darüber, von wen in den einzelnen Faͤllen bie 
elßrung ‚geichehen Holle oder bürfe.und wann biejelbe ner- 
genommen werben muͤſſe. — Werbe der vorliegende Fall 
unter dieſe geisplihen Beftiounungen. Jubfumict, fo aife 
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man, fo ſehr man auch mit der Entſcheidung des 
- Sieuer-Richter8 felbft einverfianden fei, doch einräumen; 


daß der von dem Unterrichter angenommene Entſcheidungs⸗ 
grund in dem Gefehe Feine Unierſtützung finde. Man 
fei iu fofern vielmehr mit der Anfidt der Königlichen Ju⸗ 
flipanzlet völlig einverſtanden, Daß. zufolge Des 8. 12. 
des Geſetzes die Caſſirung des Stempelpapiers in dem hier 
vorliegenden Falle, wo eine Verhandlung erſt durch bie 
Production bei der Behörde flempelpflichtig ‚werbe, ſteis, 
within ſelbſt dann geftattet fei, wenn ber Verfafler einer 
folchen Schrift zur Zeit ihrer Aufnahme in dem Beſitze bes 
erferberlichen Stempelpapiers ſich befunden. Allein für 
unzulaͤſſig müfle man die Verbindung halten in welche 
der erfte Abfat des 8. 12. mit dem des 8. 10. Habe ges 
bracht werden wollen. — Die im erſten Abſatze der 88:40. 
und 12: besegten ‚beiden Bälle, in welchen die Cafſtrung 
des Stemnels erlaubt fei, enthalten zwei von einander 
verſchiedene Ausnahmen von der im 8. 9. ausgefprochenen 
Kagel, wornach jeve Verhandlung auf das Stempelpapier 
felbft zu fchreiben fei, — nämlich 8. 10. den Bau, wo Die. 
aufzunehmende Verhandlung ſchon an fich flempelpflichtig - 
fei, : mithin ohne Ruͤckſicht darauf, oh fie bei einer Behörde 
überzeicht werde ader nicht — und 8. 12, den Fall, wo 
die Berhandlung an und für fich nicht ftempelpflichtig fei, 
ſondern ſolches erft durch deren Production bei einer Be 
hörde werde. Bei beiven- Fällen fchreibe das Geſetz vor, 
was bei der Gaflirung des Stempeld beobachtet werden 
felle und fo fei bei dem im 8. 12, gedachten Falle beftimmt, 
daß die Gaffirung vor der Einreishung der Verhandlung 
geſchehen und Das caffirte Stempelpapier der Verhandlung 
angebeftet werben. folle, — und zugleich dem Producenten 
Die Befugniß eingeräumt, bie Caſſirung felbft vorzunehmen. 
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Diesel: fet aber keineswegs gefagt, daß: die Baffirung nur 
Bann, wenn der. Broducent folche ſelbſt vorzunehmen 
beabfidtigt, vor der Einreichung ber Schrift, mithin im 
eittgegengefeßten Falle von der Behörve, bei welcher Die 
Schrift eingereicht worden, vorgenommen werben müfle. — 
Königliche Juſtiz⸗ Canzlei verwarf jedoch die Leuterung, 
weil — ‚wenn gleich das Amt nicht verpflichtet gewe— 
fen, dem Antrage auf Caſſirung des fehlenden Stempelpa- 
piers zu genügen, daſſelbe doch, wenn es biefem präfubi- 
ciellen Antrage nicht deferiren wollen, nicht die Eingabe 
ſelbſt als an das Gericht als folches gelangt, habe anfe- 
ben und den Advocaten W. zur Stempelſtrafe notieren 
dürfen, vielmehr die fragliche Eingabe ‚hätte zurüdgeben 
möflen, folglich eine Stempeldefraude als vorhanden nicht 
angenomnien werben bärfe. | 
y. Minen günftigeren Erfolg für die Steuerbehörbe hatte 
Die. gegen dieſen Befchelv verfolgte querela: nullitatis, 
indem vom. Stöniglichen Ober-Appellations=Gerichte zu Celle 
unterm 8; April 1842 folgendes rescriptum cassaforium 
an die Juſtiz⸗Canzlei zu H. erlaffen wurde: 
10.09 WBir haben erhalten ıc. ꝛc. 
> Wir Haben uns nun von der Erheblichkeit der 
erhobenen Beſchwerde in aller Maaße überzeugen 
müuͤſſen. Der 8. 10. der Verordnung vom 21. De 
tober 1834 beftimmt ganz allgemein, daß unter 
namhafter Borausfegung eine Gaffirung des Stem: 
2 pels geftattet fein fole. Der bier vorliegende Fall’ 
ro Mb im 8. 12. vorgefchrieben; zufolge deſſelben iſt es 
bei Verhandlungen, die bei öffentlichen Behörden 
"eingereicht und erft Durch die Production 
ſtempelpflichtig werden, geftattet, das Stem: 
polpupier (auf die im 8. 10. bemerkte Art) -zu den 
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Verhandlungen. zu caffiren. :Diefe Caſſtrung 
fland dem Querulaten alfo freis da er.aber folde 
unterlaffen hat, fo kann ſich nur fragen, ob er flatt 
deſſen eine durch das Gericht felbft vorzunehmende 
Caſſtrung beantragen und ſich dadurch ber ihm 
felbft obliegenven Pflicht entlebigen durfte. Letzteres 
ift feinesweged anzunehmen und namentlich nicht 
aus dem zweiten a linea des 8. 10. der citirten 
Verordnung zu rechtfertigen; denn gerade bei der 
Beftimmung, daß die Behörden befugt, nicht aber 
verpflichtet fein follen, in denen vor, ihnen nicht 
vechandelten Sachen die Caſſirung auf Anfuchen 
der Intereſſenten vorzunehmen, iſt ausdruͤcklich der 
im 8. 12, gedachte Fall ausgenommen unb hierauf 
jene Beftimmung für unanwendbar erklärt. worden. 
Inm letzteren Falle bleibt es alfo allerdings. Pflicht 
des PBroducenten, fein Product ſelbſt mit 
Stempel zu verfehen und das Geſetz ſtellt es dabei 
wicht ‚in die Wilfkühr des Broducenten,. den Stem⸗ 
pel felbft zu abhibiren, oder ſolches der Behoͤrde 
zu überlaſſen. 
Dies vorausgeſetzt, können Wir — ferner nicht 
darunter beipflichten, daß das Amt, wenn es dem 
Antrage nicht deferiren wollen, nicht die Eingabe 
- felbft als an das Gericht als ſolches gelangt, hätte 
anfehen und den Advocaten W. zur Strafe. notiren, 
fondern die Eingabe hätte zurüdgeben müſſen. 


Denn ben Gerichten. kann die Befugniß, bie nicht 


mit gehoͤrigem . Stempel verſehenen Eingaben nad) 
bloßer Wilführ entweder mit Stempel verſehen zu 
dan Acten zu nehmen, ‚ober als gar, nicht einges 
gangen anaufehen, und. simpliciter zu vetrabiren, 





richt. eingeräumt werden, inden es fonft Iebiglich 
vom Richten abhängen würde, bei Eingaben, Deren 
ı "zeitige Erhibitlon über das Schichſal des ganzen 
Proceſſes enticheidet, nad Willkuͤhr Defertion ein- 


“u treten zu laſſen, welche letztere ſodann eine vom 


»Geſetze nirgends vorgeſchriebene mittelbare Folge 
988. unterlaſſenen Gebrauchs des Stempels fein 


— wuͤrde. CEntſcheidend iſt hier die Vorſchrift im 
— 8 42. der allegirten Berorbnüung, bap bie Caſſi⸗ 
9 zung: des. Stempeld vor der‘ Einteichung gefchehen 


fol, daher denn das Factum der Eontravention 
fich in demfelben Augenblide als confumirt heraus” 
ſtellt, in welchem die Production ohne Stempel-Ab- 
hibition gefchehen ift, und: aus dem 8. 44. jener - 
Verordnung im beitten Abſatze, welcher die Behr: 
Den verpflichtet, : zu nicht gehörig gefleniwelten Ein⸗ 
: gaben den erforderlichen. Stempel ad adta zu caf- 
firen ıc, kann unmöglid entnommen werben, daß 


— 


- 
— 


Sbadurch dem Exhibenten bie verwirkte ‚kan Strafe 
*erlaſſen fein ſolle. u 


Menn Wir daher in eurem Befcheive vom 38. 
April 4841 allerdings einen Berfloß gegen die in 


ſofern unzweideutigen Beiltimmungen: mehtberegter 


Verordnung vom 21. October 1834, mithin eine 
wirkliche Nullitaͤt befunden und laut Unſeres in bes 
iglaubigter Abſchrift anliegenden heutigen Beſcheides 
gegenwaͤrtiges Reſcript am. euch erkannt haben, fo 
geben Wir euch, unter Verurtheilung des Queru⸗ 
z Tone in Rn ler ee Serena) Yerael 


W . —— 1x. ER 
ya » En — Caſſationeures tzedechren Bafcheidedr 
ER ip le ves vothergegangenen wonk29. Juli 


/ 
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400 bie unterm 18.. Juli d. a. denuntiati⸗ 
- fer Seits an euch gebrachte. Appellation zu 
verwerfen und unter Beruriheilung des Des 
nunciaten in ‚bie Koften der. Appellations⸗In⸗ 
ſtanz das Erkenntniß des Steuer-Richters vom 
26. Juni 1840, pnre wieber herzuſtellen. 


J % 


er — 





ats —— über die Gefetze. Aus dem 
Griechiſchen überſetzt von J. G. Schulcheß, 
2te Aufl; neu bearbeitet von. Salomon Vögelin, 
Profeffior am Gymnaſium ia Zürich. Erfter 
heil. . Züri, im Verlage von Meyer une 
Zeller. 1842. 8. XVL 205 


Unte:ven beiden Werken Plato's, weiche ‚bie Rechtephis 
Iofophie betreffen, nemlich feine Republif und fein Werf 
über die Geſetze, if, wie fchon Hugo in der Einlel- 
tung zu feinem Lehrbuche Des Naturrechts erwähnt, zwar 
das erflere dem Namen nach mehr befannt, ald das letz⸗ 
tere, Diejed aber das größere und wichtigere., In dem 
erfteren ſtellt Plato die Bernunftivee einer rechtlichen Ver⸗ 
fafjung auf, in dem leteren verfucht er eine Annäherung 
der Idee an die Wirflichkeit, und macht daher gerade hier, 
wie nirgends fonft, das Prartiiche zu feinem Augenmerk. Di 
Recht hofft daher der Herr Verfaſſer S.XI. des Vorworts, dab 
»eö gerade‘ In unferer Zeit, die fih im Schaffen und Erwaͤgen 
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ber: Verfaffungen noch immer mehr als in deren Verfol⸗ 
gung und Entwickelung bemegt, ein allgemeines Intereffe 
haben werbe, den Verſuch einer ſolchen Berfafiung aus 
der Haid des geiſtreichſten Philofophen des Alterthums 
zu betrachten.« , Man kann es nur mit großem Danfe er- 
fennen, daß ſich der Herr Berfafler (in Berbindung mit 
dem Herrn Profefior Baiter, welcher das erſte Buch be- 
arbeitet hat, dann aber an der Fortſetzung verhindert 
wurbe,) der Mühe unterzogen hat, die veraltete und we 
gen eigenthümlicher Schreibart ſchwer verſtaͤndliche Schult- 
heßſche Ueberfegung (Zürich, 1785 u. 1787), welches gleich⸗ 
wohl die einzige deu tſche if, unter Benugung, der neue 
ren Huͤlfsmittel, zu berichtigen und nach den Forderungen 
der vorgeſchrittenen Sprachkenntniß unizuarbeiten. Von 
den aus Grou's franzoͤſiſcher Ueberſetzung von Schultheß 
aufgenommenen Anmerkungen iſt nur dasjenige beibehalten, 
was heutigen Leſern von Nuten und Interefie: zu fein 
fhien, und Reueres hinzugefügt; dagegen if: eine kurze 
Ueberſicht des Inhaltes zur Beranfchaulichung des Zuſam⸗ 
menhanges vorangeftelt. Diefer erfte Theil umfaßt pie 
ſechs . erften Dücer ve Wertes. u und — * 
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Hbhandlungen und Nechtsfälle. 


1. Rechtsfall, die Alimentation unehelicher Kinder 
betreffend. 


(Mitgetheilt vom Herrn Dr. jur. Keidel zu Göttingen.) 





Im Jahre 1828 ſtellte die unverehelichte A. gegen den 
Einwohner B. beim Amte €. eine Klage auf Satisfaction, 
Wochenbetts-Koften und Alimentation des mit dem Bes 
Hagten außerehelich erzeugten Kindes an, dieſer - geftand 
den Beifchlaf in der gefeglichen Zeit zu, und wurbe unter 
andern verurtheilt; der A. an monatlichen Alimenten bis 
zum zurüdgelegten AAten Jahre des Kindes 1 «P zu zabs 
In. B. zahlte darauf fofort für 14 Jahr die Alimente 
praenumerando und erklärte fich bereit, das Kind nad) 
Ablauf diefer Zeit zur eignen Alimentation zu fich nr 
zu wollen. | 

Im Jahre 1841 ftellte A. eine fernere Klage wider 
B. an, und forderte von demfelben auf den Grund des 
frühern Urtheild die aus der ganzen Zeit rüdjtändigen 
Alimente, worauf B. erivieberte, daß er fich bereit. erklärt 
habe, das Kind in einem Alter von $ Jahren zu fich zu 
nehmen, und daß, da A. ihm das Kind nicht herausgeger 
ben habe, fie nun feine Alimentengelver Serlangen könne. 

Jabrg. XVII. Heft II. —12 
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Replicando ftellte A. die Behauptung des B. in Abrebe 
und bemerkte eventuell: 

‚,D daß dem Vater eines unehelichen Kindes überall 
das Recht nicht zuftehe, daffelbe zu ſich zu — 
und ſelbſt zu ernaͤhren; 

2) daß B. zur Bezahlung einer beſtimmten Summe 
an Alimenten rechtskraͤftig verurtheilt fei, und 

3) daß nach Cap. 2. Decret. de conversione in- 
ſidel. der Vater erft dann, wenn das Kind Das 
Zte Lebensjahr vollendet, das Recht habe, daffelbe 
zu fich. zu nehmen und felbft zu ernähren. 

PDuplicando erwiederte B. hierauf: _ 
ad 1. daß nad der Eheverlobungs-Gonftitution vom 
16. Januar 1733 und nad) einer unbezweifelten Praxis 
dem Stuprator das Recht zuſtehe, fein uneheliches Kind 
zur felbft eigenen Ernährung zu ſich zu nehmen. 
ad 2. Daß das Wahlrecht des Stuprators, entwe 
der Alimentengelber zu bezahlen oder das Kind zu fich zu 
nehmen, in dem frühern Verfahren gar nicht zur Sprade 
gelommen, dem B. alfo auch nicht habe aberfannt fein 
Tonnen, die frühere rechtskraͤftige Verurtheilung enthalte 
in der That. weiter nichts, als eine Feſtſtellung der Ali 
mentationsſumme, und 
ad 3. Daß es überall feine gefeßliche Vorſchrift 
gebe, wornach der Vater eines unehelichen Kindes af 
nach deſſen zurüdgelegtem Zten Lebensjahre das Recht ha⸗ 
ben ſolle, daſſelbe zur eignen Ernährung zu ſich zu neh⸗ 

men. 3* 

Das hierauf erfolgte erſte Erkenntniß verurtheilte den 
DB. zur Bezahlung der ruͤckſtaͤndigen Alimente, weil dem 
Vater eined unehelichen Kindes zwar die Befugniß zuſtehe, 

daſſelbe nad) aurüdgelegtem Zten Lebensjahre zu fih. au 


J 
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nehmen und ſich dadurch von Bezahlung der Alimentations« 
Koften zu befreien, im vorliegenden Falle aber, auch abge 
fehen davon, daß die Abforderung des Kindes zu einer 
Zeit gefchehen fei, wo daffelbe nicht 3 Jahre, fondern erft 
41T Jahr alt gewefen, jene Befugniß ceffire, meil Beklag⸗ 
ter durch das rechtskräftig gewordene Erkenntniß vom Jahre 
1828 ſchuldig verurteilt fei, an Alimenten für das Kind 
monatli 1 zu bezahlen. 

Gegen dieſes Erfenntniß appellitte B. an Königliche 
Juſtiz⸗Canzlei zu G. und führte gegen den Entſcheidungs⸗ 
grund, weldyer aus dem rechtsfräftigen Erfenntnifje von 
1828 hergenommen war, unter andern aus, daß daſſelbe 
rüdfichtlich der künftigen Alimente feine wahre Verurthei— 
Iung enthalten fünne, da diefe noch nicht fällig geweſen, 
fondern nur ein praejudicium fei, wodurch beftimmt werde, 
quanta sit summa praestandorum alimentorum. 
Ueber das einem Stuprator zuftehende Wahlrecht habe in 
dem früheren Verfahren gar nicht entfchieven werden Tön- 
nen, da daffelbe damals nicht zur Sprache gefommen ſei, 
und der fernere Entfcheivungsgrund, daß B. das Kind vor 
deſſen Sten Jahre, alfo zu früh, abgefordert habe, erledige 

ſich dadurch, daß man wohl durch eine zu fpäte aber nie 
‚mald durdy eine zu frühe Wahl fein Wahlrecht verliere, 
und daß daher B. nur zur Bezahlung von Alimenten für 
73 Jahr hätte fhulbig verurtheilt werden Können, wenn 
ihm das Recht nicht zuftehe, vor dem Zten Jahre des Kin- 
des dafjelbe zu fh zu nehmen. Dieſes Recht ftehe ihm 
aber in der That zu, denn weder das römifcdhe noch das 
tanonifche Recht verbiete es, daß ber. Vater fein uneheli- 
ches Kind vor dem Iten Lebensjahre zu ſich nehmen folle, 
und wenn die EheverlobungssEonftitution von 1733 vor: 
ſchreibe, Daß der Stuprator fein. uneheliches Kind bis zum 
» 12* 
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aäten Lebensjahre ernähren folle, fo fei e8 eine will 
führliche durch nichts gu rechtfertigende Beichränfung Des 
GStupratord, wenn man von ihm verlange, fein Kind bis 
zum dritten Lebensjahre durch Geld= Beiträge zu er: 
nähren. Eine allgemeine Praxis dafür eriftire nicht, wie 
die in der juriftifchen Zeitung für das 8. H. 12. Jahr⸗ 
gang, 2. Heft, Seite-171 ff. mitgetheilte Entſcheidung K. 
53.3. zu H. darthue. 
Hierauf hat K. Sa zu ©. unterm 16. Juli 1841 
entichieben:: ' 
Demnach der —— allerdings das Recht 
hat, von der Geſchwaͤchten das Kind zu eigener 
Alimentation abzuforbern, wogegen bie würfliche 
Ausantwortung deſſelben bis zum vollendeten brit- 
ten Jahre wegen der dem Kinde in folcdhem Zeit 
taume annoch nothiwendigen mütterlichen Pflege 
nicht zu gefchehen braucht, Klägerin übrigens nad) 
Ablauf fothanen Termins allerdings verpflichtet 
war, ihre Bereitwilligfeit: das Kind nunmehr vers 
abfolgen laſſen zu wollen, zu erfennen zu geben und 
nicht berechtigt erfcheint, durch ihr Stillſchweigen 
bis zu Anſtellung der gegenwärtigen Klage ihre 
Weigerung auch für dieſe fernere Zeit das Kind 
bei fich behalten zu wollen, zu erkennen zu geben 
und es auf Koſten des Beklagten zu erziehen; 


Hiernaͤchſt in dem frühern, im Jahre 1828 ſtatt⸗ 
gefundenen Verfahren, das Recht des Beklagten, 
das Kind zu ſich zu nehmen, fo wenig Gegenſtand 
ber Partheiverhandlungen, als des Beſcheides 
vom Jahre 1828 gewefen ift, fomit auch den Ber 
Hagten nicht aberfannt fein Tann, EL 


a ⸗ 








— 131 — 

fo wird die Appellation zwar hinſichtlich bes 
Zeitraums ‚von 13 Jahren und des dafür der Kläs 
gerin zugefprochenen Betrages der Alimentationde 
Summe verworfen; 

dagegen ſoll im übrigen dem judicio a quo 
teferibirt werden, dem Beklagten den Beweis nad)» 
zulaffen : 

geftalten er ſich gegen die Klägerin bereit er⸗ 

Härt habe, das Kind behuf eigener Ernaͤhrung 

zu fich zu nehmen, fie jedoch deſſen Berabfolgung 
| verweigert habe. 

‚Gegen diefen Beſcheid interponicten beide Theile die 
Supplication. Klägerin hielt ſich dadurch für befchwert, 
daß nur der fragliche Beweis nachgelafien war, Bellagter 
dadurch, daß er zur Bezahlung von Alimentengelver füz 
1% Jahr verurtheilt und ihm auch ver Beweis auferlegt 
war, daß Klägerin die Verabfolgung des Kindes verwei⸗ 
gert habe. 5 

Nachdem über beide Supplicationen die Bernehmlafs 
fung gefordert war, erfolgte unterm 23. März 1842 zum 
Beicheide : 

Anlangend die Supplication des Beflagten: 

Demnach dem beftehenden Gerichts⸗Gebrauche zus 
folge, der Vater eines unehelichen Kindes daſſelbe 
erft nach zurüdgelegtem sten Lebensjahre zurück 
fordern Tann; 

Demnach ſodann ferner ein bloßes &rbieten des 
Beklagten, das Kind zu fich nehmen zu wollen, 
nicht genügt, um ihn von der Verpflichtung zur 
Geldentihädigung Hinfichtlich der dem Kinde von 
der Mutter in ‚natura verabreichten Alimentation 
zu liberiren; | 
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Anlangend die Supplication der Klägerin : 

Demnad die Ausführung, daß der Beklagte Die 
im decreto contra quod zum Beweiſe verftellte _ 
Einrede erft in der Appellations⸗Inſtanz vorgebracht 
habe, actenwibrig erfcheint, indem durch daS Decret 
v. 3. 1828 nur wegen der Deflorations⸗ und Wo: 
chenbetts⸗Koſten, nicht wegen ber Alimente Erecu- 
tion angebrohet iſt; 

Demnach das Recht des unehelichen Vaters fein 
Kind nach zurüdgelegtem Zten Jahre zur Selbfts 
fuftentation fordern zu können, nicht weiter zu be 
flreiten, Dies auch in der von der Klägerin felbft 
allegirten Abhandlung vom Ober-Appellationd:Rathe 
Hagemann angenommen, dieſes Wahlrecht durch 
Zahlung von Alimenten während der Zeit, wo er 
die Herausgabe des Kindes. noch gar nicht verlans 

.. gen Tonnte, felbftredend nicht aufgehoben ifl, das 
Derret v. J. 1828 folches Wahlrecht nicht beruͤhrt, 
mithin nicht afficiren Tann; 

Demnach fodann, wie ſchon oben bemerkt, ein 
bloßes Erbieten des Beflagten, das Kind zu fi 
nehmen zu wollen, allerdings nicht genügt, vielmehr 
hinzutreten muß, daß Klägerin fich beftimmt gewei⸗ 
gert habe, das Kind nad zurüdgelegtem Zten Le⸗ 
bensjahre und überhaupt an den Beklagten heraus⸗ 
zugeben, dahin auch das decretum contra quod 
vom 16. Juli 1841 zu verftehen ft, und, wie hier 
durch zur Erläuterung defjelben ausprüdlid) erklärt 
wird, verftanden werden fol, — damit aber bad 
in foweit gegen die Faſſung des thematis pro- 
bandi geftellte gravamen hinwegfaͤllt, während bie 
übrigen Ausftelungen dagegen begründet erfcheinen; , 
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Demnach endlich der Umſtand: -ob Klägerin dem 
Beklagten dad Kind vor zurüdgelegtem 3ten Jahre 
gebracht, oder zugefchieft habe, und Beflagter deſſen 
Annahme verweigert, ohne allen Einfluß auf die 
Sachentſcheidung ift, weil Beklagter gar nicht ſchul⸗ 

£ dig war, fein Wahlrecht vor zurüdgelegtem 8ten 
Lebensjahre des Kindes zu üben, aus der Zurüd- 
weifung des Kindes vor folcher Zeit alfo auch eine 
Wahl der fortdauernden Suftentation deffelben durch 
Eivil-Alimentation nicht gefolgert werden Kann. 
Sp werben beide Supplicationen- verworfen. 


ll. Das remedium restitutionis in integrum 
ift auch bei ver Juſtiz⸗Canzlei zu Stade ein 
zuläffiges Rechtsmittel und wird durch den Ges 
brauch der Supplication nicht ausgeſchloſſen. 





Da das remedium restitutionis in integrum in der 
Bremen⸗ und Verdenſchen Hofgerichts » Ordnung überall 
richt erwähnt wird, auch die Alteften Mitgliever der Ju 
ſtiz⸗ Canzlei zu Stade fich feines Falles erinnerten, in wel; 
chem dieſes Rechtsmittel bei dieſem Obergerichte der Bros 
vinz jemald zur Anwendung gekommen wäre, fo wurde 
von dieſem Collegio dafür gehalten, daß daſſelbe gegen bie 
von ihr abgegebenen Entfcheidungen überall nicht zuläffig 
ſei. Es Haben indeffen nicht nur mehrere vaterländifche 
Rechtslehrer, z. €. Pufendorf, proc. civil, Br. Lun. | 
P. IV. T. 4. $. 3. — Observ. jur. T. II. O0. 147. 
u. Defterlei, Hannov. Proc. Th. 2. 8. 267. behauptet, 
daß dieſes Rechtsmittel nicht blos da, wo es ausdruͤcklich 


7 
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geordnet ift, fondern auch bei den übrigen Gerichten unſe⸗ 
red Vaterlandes zuläffig fei und durch den vorhergeganges 
nen Gebrauch der Supplication oder Leuterung nicht aus⸗ 
geichloffen ‘werde; fondern es tritt noch hinzu, daß die ans 
gezogene Bremen- und Verdenſche Hofgerichts⸗Ordnung in 
P. 1 T. 1. 8. 5. die Wismarſche Tribunals— 

Ordnung ausdrücklich als ſubſidiaires Proceßgeſetz aner⸗ 
kennt und darauf verweiſet, wenn Fragen vorkommen, die 
in der Hofgerichts⸗Ordnung nicht entſchieden ſind. Die 
Wismarſche Tr.⸗O. geſtattet aber im Th. 3. Tit.5. u. 6. 
das remedium rest. i. i. ausdruͤcklich, und mit Recht 
hat daher auch in dem mitzutheilenden Rechtsfalle das 
K. Ober:Appellationd:®ericht zu Celle, mittelft eines caflas 
torifchen Referipts= die Anficht der Juſtiz⸗-Canzlei zu Stade, 

gemißbilligt und die Zuläffigfeit des gedachten. Rechtsmit⸗ 

tels bei derfelben außer Zweifel geftelt. Der Rechtsfall, 

welcher zugleich ergiebt, daß der vorherige Gebrauch der 

Supplication, das reınedium rest. i. i. nicht ausſchließt, 

ift folgender: 


Sn einem, vor einem Lintergerichte des Herzogthums 
Bremen verhandelten Proceſſe, war gegen eine Entſcheidung 
des erſtern an die Juſtiz⸗Canzlei zu Stade appellirt, dann 
als eine theilmeife reformatoria erfolgte, von beiden Theis 
len fupplicitt und weil, in der Supplications⸗Inſtanz eine 
noch günftigere Entſcheidung für den Appellanten erwirkt 
wurde, von dem Appellaten abermald das remedium 
supplicationis gebraudyt, worauf wiederum eine -Abände 
rung der lebten Entfcheivung erfolgte. Nun wollten bie 
Appellanten gegen diefe Entfcheidung dad remedium re- 
stitutionis in integrum geltend. machen, indem fie fidh 
auf ein novum beriefen. Der Appellat beftritt jedoch die 
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Stattnehmigfeit dieſes Rechtsmittels und die Juſtiz⸗Canzlei 
zu Stade erkannte: 


T 


— Da das remedium restitutionis fein in der 
Hoſfgerichtsordnung geftatteted Nechtsmittel iftz fo 
fteht demfelben überall nicht zu deferiren und wers 
den die Imploranten vielmehr in die dem Implo⸗ 
taten veranlaßten Koften' verurtheilt. 


Auf eine Dagegen von dem Appellanten jur Hand ges 
nommene Querel an das K. Ober⸗Appellations⸗-Gericht zu 
Gelle, entichied jedoch dieſes höchfte Landesgericht, mittelſt 
eines am 23. Septbr. 1841 an die Juſtiz-Canzlei erlaffes 
nen caflatorifchen Referipts: 


— — Wenn ‚nun glei) in Unferer Hofgerichtss 
‚Ordnung für die Herzogthümer Bremen und Vers 
den Das nicht devolutive Rechtsmittel der Reftitusr 
tion wegen neuer Thatumftände nicht a 
geftattet worden “ft; 

Demnach jedoch in der gebachten Hofoerichts⸗ 
Ordnung Th. 1. Tit. 1. 8. 5. auf Die Ordnung 
des vormaligen Ober⸗Appellations⸗Gerichts zu Wis⸗ 
mar, als ſubſidiaires Proceß⸗Geſetz verwieſen iſt, 
in ſofern nur deren Beſtimmungen an= und für ſich 
in den Herzogthümern Bremen und Berden an 


wendbar find, nun aber in der Ordnung bed Ober- . 


Appellationd = Gerichts zu. Wismar Th. 3. Tit 3. 
und 6. des gedachten Rechtsmittels ausdrücklich ge⸗ 
ſtattet wird, und die Unanwendbarkeit deſſelben in 
den vor euch anhaͤngigen Rechtsſtreitigkeiten ſich 
überall nicht behaupten läßt, und dann, laut u. ſ. 
w.; fo habt ihr, unter Aufhebung eures Befcheides 
vom 18. December 1837 das von dem Querulanten 
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zue Hand genommene Rechtsmittel zuzulaffen 


und hinfichtlich deſſelben zu ſen was Rech— 
tens. — — — 


III. Kann eine Ehefrau aus einer mit ihrem Ehe⸗ 
manne gemeinſchaftlich ansgeſtellten Privat⸗ 
Schuldverſchreibung in rechtlichen Anſpruch ge⸗ 
nommen werden? 

— vom — Advocaten Matthaei zu Harburg.) 


Mus dem, vom Dberappellationsrathe Dr. Spangenberg 
in @elle, in der Zeitfchrift für Givilvecht und Proceß B. II. 
5. 47 mitgetheilten Auffabe ‚erfieht man, wie ftreitig die 
Frage ‚unter den Rechtsstehrern ift: ob’eine Ehefrau, welche 
mit ihrem Ehemanne gemeinſchaftlich eine Schuldver ſchrei⸗ 
bung ausftellt, und ſich in derſelben als Selbſtſchuldnerin ver⸗ 
“ pflichtet, als eine foldhe, oder nur als Bürgin zu 
betrachten fei? Eine große Zahl ausgezeichneter Rechts⸗Leh⸗ 
rer behaupten das Ichtere, während nicht weniger angefehene 
das erftere annehmen. Spangenberg giebt derjenigen An⸗ 
ſicht den Vorzug, nach welcher die Ehefrau in einem fol 
hen Falle ald Bürgin angefehen wird, weil fie allein dem 
Wort: und Bewußtſeins⸗Sinne der Authentica Si qua 
mulier (ad c. 22. C. IV. 29. ad SC. Vellejan.) ent 
fprehe. Nach der Spangenberg’fchen: Anficht muß alfo die 
aufgeftellte Stage verneint werben. 

Unfere höheren Landes = Gerichte Haben jedoch wenig- 
ſtens in neuerer Zeit die Spangenberg’fche Anſicht gänzlich 
verworfen, fo hat insbeſondere das Ober-Appellationd= Gericht 
im Wiberfpruche mit dem in Sachen Roͤper w. Schaarfchmibt, 
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am 24. Juni 1828 abgegebenen Erkenntniſſe!) nach dem 
Zeugniffe des Herrn Juſtizraths Strudmann ?) unterm 
5. October 1835 die von der Ehefrau in einem mit ihrem 
Ehemanne gemeinſchaftlich ausgeftellten Schulpdocumente 
übernommene Verpflichtung für gültig erklärt, und bie Koͤ⸗ 
nigliche Juſtiz⸗Canzlei zu Celle hat wiederholt, die Erkennt⸗ 
nifje der Unter⸗Gerichte, welche der Spangenberg’fchen An- 
ficht entfprochen, aufgehoben: | 
38. in Sachen Tewes contra Sievers laut emen- 
datoriſchen Referiptes vom 13. Mai 1837, welches in der 
Leuterungs:Inftanz unterm 28. April 1838 beftätigt wurde 
verbis: | | 
„Demnach die authentica si qua mulier nur 
»von berllebernahme einer dem Ehemanne obliegen- 
»den Verpflichtung redet, der Ehefrau aber keines⸗ 
i »wegs verbietet, in Gemeinſchaft mit ihrem Ehe 
»manne eine Anleihe zu machen ıc.« 
fotsie in Sachen Haftebt contra Rademacher laut emen⸗ 
dDatorifchen Nefcriptes vom 6 Juli 1839 verbis: 
»MWenn nun zwar nad) Maaßgabe der von den 
»G'ſchen Eheleuten unterm 25. Mai 1835 gemein- 
vſchaftlich ausgeftellten Schuld = Verfchreibung, in 
»welcher eine paffive Correal⸗Obligation nicht be 
»ſtimmt ift, Die Verbindlichkeit der G'ſchen Ehefrau, 
»zu ihrem Antheile für die Rüdzahlung der ange 
»liehenen Summe aufzufommen, an. fih um fo we 
»niger bezweifelt werben Tann, als die von dem 


‘ 
Rn FREE 





1) Bon Spangenberg in feinen practifhen Erörterungen, 
Bd. 1. M 10. S. 48 mitgetheilt. 
23) Bgl. diefe Beitung, Jahrs. 1836. Heft 2. pag. 97. 


— 


eh — 
»Nppellaten angezogene Beftimmung der Auth. si 
»qua mulier auf den vorliegenden Sal gar Feine 
»Anwendung leidet, indem diefe aus dem 8. Capi⸗ 
vtel der 134 Novelle entlehnte gefegliche Vorfchrift 
»nur die wirklichen Interceffionen oder Bürgichaften 
»der Ehefrauen für ihre Ehemänner als ungültig 


»erflärt, wohingegen der hiervon ganz verfchiedene 


»Fall, wenn eine Ehefrau gemeinfchaftlich mit ihrem 
»Ehemanne eine Schuld contrahirt, und darüber 
„mit demfelben ein gemeinfchaftliches Schulddocu⸗ 
 »ment ausgeftellt hat, in jenem Geſetze gar nicht 
yerwähnt wird ıc.«- 

x Bon einer beftimmten gleichmäßigen Praris kann je: 
och bier noch immer feine Rede fein, und Wenn auch 
die Ober-Gerichte noch fo oft emendiren und caffiren, bie 
Unter:@erichte werben bald fo, bald fo erkennen, je nad 
dem fie ſich von der Richtigkeit der einen ober ber andern 
Anficht überzeugt halten. Es hat nun aber, die Spangen- 
berg’jche Anficht jedenfalls den Wortlaut der authentica 
si qua mulier für fi), und viele Juriſten wollen das 
Berbot der Interceffionen der Ehefrauen nicht dadurch ent: 


Fräftet fehen, daß felbige fi) in einem mit ihrem Chemanne 


gemeinfchaftlich ausgeftellten Schulddocumente rechtögültig 
verpflichten Fönnen, ohne vor Gericht ihren Rechtswohl- 
thaten entfagt zu haben. Wie daher nicht zu erwarten 
fieht, daß die durch diefe Zeitung mitgetheilten Erkennt⸗ 
niſſe der Obergerichte den Untergerichten zu einer feſten 
Norm ihrer Entſcheidungen in den vorkommenden einzelnen 
Faͤllen dienen werden, ſo erſcheint es als ſehr wuͤnſchens⸗ 


werth, ja nothwendig, daß über die fragliche Streitfrage, 
welche fo häufig den Gegenſtand des Proceſſes bildet, ein 


Praͤjudiz zur Landesherrlichen Genehmigung vom Ober 
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Appellationsgerichte vorgelegt wuͤrde, damit ſie nicht ferner 
die Veranlaſſung zu koſtſpieligen —— und Appella⸗ 
tionen geben kann. 





IV. Präjudiz des Königl. Ober? Appellations⸗Ge⸗ 
richts zu Celle über. den $. 38. des Königl. 
Gefeßes vom 8. Septbr. 1840 liber das ges 
richtliche Verfahren in Criminal-Saden. 

(Mitgetheilt vom Hrn. Dr. d. R. W. Meier zu Clausthah). 


Bei Königl. Amte * * war eine Unterfuchungsfache in⸗ 
ſtruirt gegen mehrere Complicen, von denen zwei zu einer 
der ſchweren Strafen (8. 8. des hannov. Crim.⸗G.⸗B.), 
die übrigen zu leichten Strafen in erfler Inſtanz verurs 
iheilt wurden. Nach Eröffnung der Straferfenntnifle . 
wandten die erftgedachten zwei Complicen das Rechtsmit- _ 
tel der Appellation ein und werden daſſelbe zeitig gerecht- 
fertiget haben. Mehrere der übrigen Verurtheilten folge 
ten diefem Beifpiele. Alle waren von dem unterfuchenden 
Gerichte über den Gebrauch der Rechtsmittel vorfchrifts- 
mäßig unterrichtet, und es fcheint Feinem Zweifel unter 
worfen, dag Königl. Amt * * den 8. 38. des Königl. Ges 
feßes pom 8. Septbr. 1840 über das gerichtliche Verfah— 
ren in Criminal⸗Sachen, mit Vielen als eine folche Mo: 
dification des 8. 36. deſſelben angefehen babe, melde be: 
wirfe, . 

daß die Appellabilität und wirklich geſche— 

hende Appellation in der Sache eines Com; 

plicen auch den übrigen Gompficen, deren Sache an 


— 1 — 
ſich nicht appellabel ku würde, bie SUDENALNTEN 
gebe, | 

alſo in ſolchem Falle eine alle Appellabilitaͤt neben ei⸗ 
ner abſoluten eingefuͤhrt ſei. Das verehrte Obergericht 
hatte ſich darüber, ob mit Recht von jenen leicht zu be 
firafenden Complicen appellict fei, nicht geäußert. 

‚ Der Unterzeichnete hatte zwar ein großes Bedenken 
gegen diefe relative Appellabilität aus dem citirten 8. 38. 
des Geſetzes vom 8. Septbr. 1840, allein der Umſtand, 
daß das inftruirende Gericht die von den Condemnaten 


- getroffene Wahl ohne Weiteres protocollirt, auch Königl. 


Juſtiz⸗Canzlei zu * darüber nichts geäußert hatte, hieraus 
alfo wohl eine ftillfchweigende Einftimmung  gefchloffen 
werden mochte, veranlaßte ihn, den von feinen Defenden- 
ben eingefchlagenen Weg zu verfolgen und die Appellatio: 


"nen audzuarbeiten. * Allein unterm 7. Januar d. J. er 


folgte das für die folchergeftalt Appellirenden gleichlautende 
Erfenntniß omgt Ober > = Appellationg = ans dahin: 
Da’ 
»nach deutlichem Inhalte des 8. 36. Unſeres Ge 
fees vom 8. Septbr. 1840, das gerichtliche Ver- 
fahren in Criminal-Sachen betreffend, das Rechts: 
mittel der Appellation gegen das, gegen den Ap: 
pellaten von Unſrer Juſtiz⸗Canzlei zu * gefprochene 
af. . . . . (Angabe der leichten Strafe) 
gerichtete Erkenntniß als unftatthaft erfcheint; aus 
Berbem auch durch die im 8. 38. leg. cit. Un⸗ 
ſerm Ober-Appellations:Gerichte ertheilte Befugniß, 


“plicen erfolgten, eigentlich nicht an baffelbe erwach 


unter Umftänden auch über die von mehreren Com: f 


fenen Rechtömittel, gleichzeitig mit den von. anderen ® 


Ye 
a 


Inquifiten. angebrachten, zulaͤſſigen Appellationen 
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zu erkennen, feine Ausdehnung der Ap— 
pellabilität felbft über die im 8. 36. jenes 
Geſetzes beftimmten Grenzen begründet wird, als 
findet die völlig unftatthafte Appellation feine 


Statt.« = 
Dies ift auch den Worten des citirten Geſetzes 8. 38. 
— »zum Sprucde inftruirt« — unftreitig allein angemefs 


fen; doch ift es wohl in vielen Fällen nur ein: Formen- 
Unterſchied, indem die weiteren Vertheidigungen an die 
- Königl. Juſtiz⸗-Canzleien abgegeben werben müflen, dann 
aber: Königl. ObersAppellations-Gericht darüber, — »da⸗ 
fern ed dies der Sache angemeflen befindet,« — erfennen 
darf. N wu 


V. Praejudicium summi tribunalis, wonach 
dur Die Anlage eines Brennofens die novi 
operis nunciatio nicht begründet ift. 





In Sachen Schmoldt, Appellanten, wider den Muͤller 
Ramm, als Beſitzer der Deichmühle, Appellaten, in puncto 
novi operis, erkannte summum trihunal unterm 10. 
Suli 1823: 
Wenn nun Appellant, vermöge der in feinem Ei— 

genthumsrcchte liegenden natürlichen Dispofttiong- 

Breiheit zur Anlage des. quaest. Brennofens auf 

feinen Grund und Boden, felbft wenn daraus für 
die Windmühle des Appellaten einige Nachtheile 

entftehen follten, berechtigt ift, in der Natur ber 
von dem Appellaten angegebenen Nachtheile, naͤm⸗ 
lich Verminderung und Hemmung des Windzuges 


on — 


und beſorgende Feuerögefahr für die Windmühle 
. auch Eein befonderer Grund anzutreffen ifl, welcher 
den gemeinen Rechten nach jene Befugniß des Ap⸗ 
pellanten zu befchränfen vermödhte, der dem Appel 
laten nachgelaffene Beweis einer folchen Beichrän- 
fung durch Local-Satute, Polizei oder Bauordnuns 
gen aber aus dem Grunde, weil der Richter felbft 
die Geſetze kennen muß, und daher den Beweis, der 
Eriftenz derfelben nicht erfordern darf, als unzuläfs 
fig erfcheint, und wenngleih ein Widerſpruchsrecht 
des Appellaten gegen die Anlage ded in Frage ftes 
henden Brennofens dadurch begründet werden koͤnnte, 
wenn der Appellant folhen blos aemulationis 
gratia und zum wirklichen Nachtheile des Appella- 
ten fo nahe, wie gefchehen, bei deſſen Windmühle - 
gebauet haben follte, dennoch ein hierauf zu rich⸗ 
tender Beweis ſich als unftatthaft darftellt, da ſei⸗ 
ned eigenen Vortheils wegen er den fraglichen 
Brennofen da, wo er fi) befindet, angelegt hat, 
fo ift Appellant von der Klage lediglich zu entbin- 
den, und der Appellat zur Erftattung der dadurch 
veranlaßten Koften zu verurtheilen; übrigens aber 
Appellaten nachzulaffen im polizeilichen Wege rüd: 
fichtlich der für feine Windmühle aus der Anlage 
des Brennofens quaest. angeblich entſtehenden 
Feuersgefahr etwa erforderlich werdende Verfuͤgun⸗ 


gen nachzuſuchen. 


— — —— — — 
Verlegt von Herold und Wahlſtab in Luͤneburg. 
Gedruckt bei A. Pockwitz in Stade 
mm — — 
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Abbandlungen und Rechtotau⸗ 





I. Bemerkungen zu ber Controverſe über die Prio⸗ 
rität des privilegirten Pfandrechtes der dos und 
des privilegirten Pfandrechtes ex credito in 
utilitatem im Falle ihrer Colliſion. 


Diet von dem rn 2. Ch. Bethe.in 


’ 
x ., 





— durch eine in ſeiner Praxis are 
Proceßſache, in welcher ein. privilegirtes —— 
Jahrg. xvn. Heft III. 


— — 2 Ben 
j 


mit einem privilegirten Pfandrechte ex credito In utili- 
tatem um bie Priorität Iitigirte, glaubt Referent es fi 
erlauben zu dürfen, die vorſtehende Streitfrage, deren hohe 
practifhe Wichtigkeit wohl keiner weiteren Eroͤrterung bes 
Darf, von Neuem in Anregung zu bringen und feine in 
jener Proceßſache gewonnene Anficht über dieſe Streitfrage 
der etwaigen Prüfung und DEN BU des juriſtiſchen 
Publicums anheim zu flellen. 

Bekanntlich ift die Frage, welches Pfandprivilegium 
— 0b das der dos oder das des crediti in utilitatem — 
in Gollifionsfällen den Vorzug haben müffe, von jeher 
ſehr beftritten getwefen, und aus den von dem Herrn Ganz 
let: Affefior Schmidt herausgegebenen Obfervationen des 
weiland Herrn Ober-Appellationd-Raths W. v. Pufendorf ') 
wird man erfehen, daß dieſe Frage von den ausgezeichnet: 
ſten Rechtslehrern Älterer und neuerer Zeit entgegengefeht 
beantwortet if. 

Referent glaubt indeſſen ſich für die Anficht derjenigen 
Rechtslehrer, welche dem privilegirten Pfandrechte der dos 
unbedingten Vorrang vor dem privilegixten Pfandrechte 
wegen Rutzverwendung (creditum in utilitatem ober 
privilegium ex vexsione in rem) zugeſtehen, entfchei- 
den zu muͤſſen, und fügt zur näheren Pegandung dieſer 
Anſicht folgende Bemerkungen hinzu: 

Ohne auf die Fragen, ob dem credito in utilitatem 
ein privilegium exigendi over wohl gar ein gefegli- 
ches Pfandrecht in den Quellen beigelegt worden, ?) weiter 


1) Observatio 8. Gelle, Verlag von E. H. Schulze, 1841. 

2) Wie dies von Gujacius und anberen Rechttlehrern hat 
behauptet werben wollen; worüber Braun’s Eroͤr⸗ 
terungen zu Thibaut's Pandecten ad 9.642. &. 571-573 
und c. 17. C. de pignoribus (8, 14,) zu vergleichen, 
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einzugehen, darf man gewiß ſoviel als richtig und zweifels⸗ 
frei annehmen, daß das vertragdmäßige Pfandrecht 
für ein Darlehn, welches die phyſiſche ober juriſtiſche 
Erhaltung und Erwerbung einer Sache, oder auch deren 
Wiederherftellung möglich gemacht hatte, . ſchon nach dem 
Rechte der Pandeften bergeftalt priwilegirt war, Daß es 
hinfichtlich der erhaltenen, erworbenen oder wieberherge 
ſtellten Sache vor allen übrigen älteren (vortragemäs 
Bigen wie gefeglichen) Pfandrechten bie Braeferenz De . 
tele; | 

fr. 3. 8. 1. fr. 5, 6 und 7 D.' - qui potiores in 

pignore (20,, 4.) 

Auch in dem Codex wurde dies Pfandprivilegium 
vollftändig beftätigt und durch eine in ber c. ?. C. qui 
potiores in pignore (8, 18) enthaltene Verordnung der 
Kaifer Diocletian und Marimilian ausbrüdlich declarirt, 
‚wenn aud) bei einer Consurrenz mehrerer Pfandgläubiger 
zu: benjelben Pfandobjeeten" die Priorität des Alters ents 
fcheide, dennoch derjenige, mit deſſen Gelde ein Grundftüd 
angefchafft fei, in Anfehung dieſes Grundſtückes allen übri— 
"gen Pfandgläubigern vorgehen ſolle, . wofern er fi nur 
ſo fört ein fperielles Pfandreht an dem Grundſtüͤcke 
ausbedungen habe (3). 


Als ratio dieſes Vorzuges des Pfandrechtes wegen 
 Rupverwendung wird in den. Quellen angeführt, daß ia 





3) c. 7. cit. liget iisdem pignoribus multis creditoribus 
x diversis temporibus datis priores habeantur potiores; 
tamen eum, tujus pecunia praedium comparatum pro- 
batur, quod ei pignori esse specialiter (obligatum) 
statim convenit,- omnibus anteferri juris auctoritate 
declaratur. 


ı 1* 
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derjenige Glaͤubiger, mit deſſen Gelde eine Sache ange 
ſchafft oder deſſen Geld zur Conſervation und Refection 
einer Sache, verwendet worden, die Moͤglichkeit, gerade aus 
dieſem Pfande Befriedigung zu erhalten, für die älteren 
Glaͤubiger geſchaffen habe — fr. 6. cit. hujus enim 


pecunia salvam fecit totius pignoris cAusam. Und 


aus diefem Grunde leiten denn die Rechtslehrer (gewiß 
mit gutem Rechte!) die Folgerung ab, daß bei derartigen 
.Pfandprivilegien Das jüngere dem älteren vorgehe, Da Durch 
das fpätere Greditiren die Sache auch für die früheren 
Glaͤubiger erhalten, werde: 
Müuͤhlenbruch's Lehrbuch des Pandekten⸗Nechts. Tom. 
II. S. 320. (sub II. 2.); Sintenis Handbuch des 
‚gemeinen Pfandrechts 8.65. ©. 625, 645 und 647. 
Eine Bolgerung, welche, wenn man fie auch nicht in ihrent 
ganzen Umfange gelten laffen will, dennoch in Gemäßheit 
des fr. 7. cit. (verbis. — erit concursus utriusque 
creditoris, id est et antiquioris et ejus, cujus num- 
mis comparata est) jedenfalls dahin als unbeftreitbar 
richtig anerkannt werben muß, daß bei derartigen Pfand⸗ 
rechten das Alter durchaus keinen Vorzug gewährt. 
Während auf foldhe Weife ſchon das vorjuſtinianeſche 
Recht die Pfandrechte wegen in rem versio bevorzugt 


hatte; fland dagegen den Ehefrauen wegen ihrer dos Bis- 


auf Suftinian nur ein den perfönlichen Forderungen vor: 
gehendes privilegium exigendi zu. Erſt Iuftinian. mit 
ed, welcher den Ehefrauen wegen ihrer dos und beren 
Vermehrung, ſowie der davon angeſchafften Sachen in, ver⸗ 
ſchiedenen Gonftitutiönen +) und indbeſoñdere in der c. 12 





N) cf. c. 30. C. de jure .dotium (., 12. © ‚un. $. Lund _ 


15. ©. de rei txorige 'actipne 6 , I „) 9. 29. J. de 


actionibus (4. 6.) 


_ 
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pr. und $. 1.C. qui potiores in pignore (8., 18.) ein 
allgemeines gefeßliches Pfandrecht an dem Vermögen ihrer 
Ehemänner beilegte und zwar ein ſolches allgemeines 
Pfandrecht, welches vor allen älteren Pfandgläubigern des 
Ehemannes, licet anterioris sint temporis privilegio 
‘ vallati‘(eit. c. 12. 8. 1.), den Vorrang haben follte. 


Trotz diefer gefeglichen Beftimmungen war es inzwi⸗ 
Ichen unter den derzeitigen Suriften (wahrſcheinlich ob fa- 
vorem dotis) fireitig und zweifelhaft geblieben, ob das der 

‚dos beigelegte Pfandprivilegium nur den durch den Vor⸗ 
zug des Alters gefchübten (wie dies die Worte der cit. € 
12. deutlich genug.defagen), oder auch Den ſchon vor Zus 
ſtinian privilegiet gewefenen Pfandrechten und namentlich 
den ob credita in utilitatem vorgehen, ober aber ber Res 

‚gel, nach welcher dieſe Ießterwähnten Pfandrechte allen Al 
teren und felbft gleich qualificirten älteren Pfandrechten 
vorgingen, weichen follte — und dieſe Streitigkeiten und 
Zweifel eben find es, welche Juſtinian zu den fpäteren ge 
ſetzlichen Beftimmungen der Novelle 97 im 3ten und Aten 
Capitel, dem eigentlichen. Site der. vorliegenden Streitfrage 
veranlagt haben, und durch dieſe Beſtimmungen entſchieden 
- und befeitige werben follten. 


Es dürfte daher, um die vorflehende GStreitfrage ges 
nügend beurtheilen und richtig beantworten zu fünnen, eine 
genauere Analifirung und Prüfung des Inhalte der frag- 
lichen Gapitel 3. und 4. der citirten Novelle 97 nicht un= 
paflend erſcheinen. | 


Juſtinian geht zunächft in dem caput 3. diefer No: 
velle von der allgemeinen Betrachtung aus, daß manche 
jüngere Pfandrechte gegen die Regel, ex privilegiis a le- 
gibus datis, den Alteren Pfandrechten vorgingen und ftellt 
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zugleich die Pfandrechte ex ereditis in utilitatem s) als 
Beifpiele foldher gefeglich privilegirten Pfanbrechte, welche, 


obgleich jünger, den älteren Pfandrechten pracvalirten, auf °). 


An diefe Betrachtung Fnüpft er ſodann die bislang zweifel- 
haft gewefene tage, deren Entfcheivung er nach den Ein= 
gangsworten dieſes Gapiteld 7) zum Vorwurfe feiner nach⸗ 
° folgenden gefeßlichen Beftimmungen genommen hat, mit den 
Worten an: 

Quaesitum est igitur — si mulier, — 
dens privilegium super antiqua dote et aug- 
mentum etc. prioribus voluerit praeponi cre- 
ditoribus; veniat autem et alter creditor po- 
sterior quidem, praetendens autem pecnniis 
suis emtam aut reparatam navem, aut domum 
aut agrum, aut competere eum in his rebus, 
quae ejus pecuniis emtae aut reparatae sunt, 
habere' praedictum privilegium — utrum opor- 
test dotem etiam talibus praeponi? 

und beantwortet, nachdem er die für den Worzug beider 
collinirenden Pfandprivilegien (des Pfandrechtes ex cre- 
dito in utilitatem und des Pfandrechtes der dos) geltend 
gemachten Gründe *) angeführt und gewiffermaaßen gegen 

5) Mit den Worten: quale est, quando 'aliquis propriis 
pecuniis procuraverit navem comparare, aut ’donum 
forsan aedificare, aut etiam emi agrum, aut aliquid 

horum. 

6) verbis: in his enim omnibus priores existunt pösteri- 
ores creditores, quorum pecuniis emta aut renovota 
res est, iis qui etiam multo antiquiores sunt. 

7) prooem: his consequens est illud decernere, quod in 
casibus hujusmodi dubitatum efk. 

8) verbis: quoniam ex eorum substantia res acquisita est, 
und ferner, ee autem. (mulieribus), et quae 
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einander abgeiwogen, auch feine eigene (nach vielem Rad 
denken gewonnene) Anftcht hinzugefügt hat 3), dieſe Brage 
mit folgenden entfcheidenden Worten dahin: 
Volumus igitur secundum hoc, ut si quis do- 
mum renovasset, aut eliam agrum emisset, 


non possit talia privilegia mulieribus oppo- - 


nere; infirmitatem namqne muliebris naturae 
satis novimus, et duia facile circumventiongs 


fiunt adversus eas; minui autem eis dotem 


nullo sinimus modo; sufficit enim, quod & 
lucris cadunt, si priora antenuptiali donatione 
‚inveniantur, et sufficiens quoddam extet eis 
ex hoc damnum, non, etiam eas volumus et 
eirca ipsam dotem periculun sustinere. 

In dem caput 4. der fraglichen Novelle 97 endlich 
ſchreibt Juſtinian vor, daß nur das creditum in militiam 
(occasione militiae), deſſen Privilegium er zugleich von 
beſtimmten, hier nicht weiter in Betracht kommenden For⸗ 
malitäten abhängig macht, dem Dotalpfandrechte der Ehefrau 
praevaliren; lebtered aber, Kraft des fo eben im cap. 3. 
ertheilten Brivilegit, allen übrigen Pfandprivilegien ber 
. Art in der Priorität vorgehen folle — haic solo casui 
cedere mulierem; aliis omnibus praevalere mulie- 
rem, secundum quod jam a nobis eis datum est 
. privilegium. 

Bei biefer Allgemeinheit und Beftimmitheit, mit wel⸗ 
er durch die eben allegixten verba dispositiva ber 





semet ipsas atque substantiam ad virum introducunt, 
non solum nullus sit quaestus a viris male degentibus 
sed etiam minuantur et spes eis nylja sit etc. 

9) Piurimun igitur' super his cogitantes, non invenimus 
mulierem juste existentem cedere alicui tali privilegio. 


x 
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RNovelle 97: der Vorzug des Dotalpfanbrechtes vor dem 
privilegirten Pfandrechte wegen. Nutzverwendung aus geſpro⸗ 
chen iſt, ſollte es wohl kaum einem gegründeten Zweifeil 
unterzogen werden Tonnen, daß das Dotalpfandrecht 
ven unbedingten und unbefchränften Borrang vor 
dvemPfandrehte wegen Nuzverwendung haben und 
hierunter die Priorität des Alters des einen oder 

anderen Pfandrechtes durchaus feinen rechtlichen 
Unterſchted begründen follte — Allein gleichwohl 
find, wie ‚oberdähnt (S. 2.) und aus der allegirten von 
| Pufendotfſchen observatio 8, des Naͤheren zu erſehen, 
ſehr viele Rechtslchter der entgegengeſetzten Theorie, daß 
Hei -elher' Colliſton dieſar Pfandprivilegien lediglich die 
Praͤrogative des Alters entſcheibe; indeſſen, wie Referent 
grau: und zu beweiſen hofft, mit Unrecht. 

Es! lehrt namlich ſchon das fr. 38. D. de rebus 
auctoritate judieis- possidendis (2, 3), daß überhaupt 
Pfandprivilegien nicht ſowohl nad) der Zeit, als vielmehr 
nach dem ‚inneren ’Srunde (der causa) gefchäßt: werden 
und, went fie gleichen Titel haben, concurriren follen ohn⸗ 
erachtet fie Hinfichtlich der Zeit verſchieden ſein möchten. 
Schon nach dieſer Rechtsregel bürfte es nicht unbedenllich 
etſcheinen, Pfandprivilegien verſchiedener Art oder verſchie— 
denen Titels ſchlechthin nach fhrem Alter mit einander claf⸗ 
jifieiren zu wollen, und ein dieſer Rechtöregel geradezu entge + 
geſtchender Faͤll ſchwerlich in den Quellen ————— ſtin: 

Sintenis Handhuch 8. 67. | 
* Aber es ftehen auch ber obigen, die Prärogetie des 

Alters vertheidigenden Theorie noch nähere und ſtringen⸗ 

tere Gründe entgegen, wie eine wörtliche und logiſche In⸗ 

terpretation ber. fraglichen geſetzlichen Rn der 

Rovells 97 ————— darlegen m 








— 
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Was vornaͤhmlich eine: woͤrtliche Auslegung der No: 
velle 97 1. c. anbetrifft; fo find die verba dispositiva 
dieſer Novelle mit einer ſolchen Allgemeinheit, Unbeſchränkt⸗ 
heit und Beftimmtheit abgefaßt, daß man biefelben, (wenn 
‚man nur den. Grundfaß: ubi lex ipsa nom distinguit, 
‚mee nostrüm .est distinguere, nicht außer Acht läßt, 
und ſich mit der befannten Eigenthünlichfeit der Rechts: 
‚quellen, an fpecielle Beifpiele allgemeine Borfchriften anzu- 
fliegen und dieſe durch jene. zu erläutern, vertraut ge⸗ 
macht hat) unmöglich mißverftehen ber u die größte 
Willlühr einſchraͤnken kann. 


Schluß folgt). 


II. Verſuhe einer Darſtellung ber Erbfolge und 


Theilyngsprincipien nach den Statuten der 
Stadt Se | 





— Einteitung. 


War ein Geſetz an Dunkelheit leidet, daher verſchiede⸗ 
ner Auslegung fähig, das gleichwohl wegen feiner öftern 
Anwendung von ungemeiner practiicher Bedeutſamkeit iſt, 
hate die Voctrin den Beruf, mit der Fackel des Forſchungs⸗ 
und Interpretationsgeiſtes das Dunkel des Geſetzes zu er⸗ 
Jeuchten, d.h. deſſen Wortfinn zu erlaͤutern, feſtzuſtellen 
und fo Richter und Parteien auf ein richtiges Berftändniß 
des Gefebes zurück zu führen. | 
Zu den Geſetzen dieſer Art gehoͤten namentlich" die 
Statuten der Stadt, Stade, die in ihrer, ‚urfprünglichen 
platideutſchen Sprace „des dreizehnten Jahrhunderts Vie⸗ 
len nicht einmal leſerlich, geſchweige denn verſtaͤndlich ſind, 
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und dennoch bis auf ben heutigen Tag in Erbrechtsſtrei⸗ 
tigleiten der dortigen Bürger zur gefetlichen Richtſchnur 
dienen.) 

Freilich verdankt man dem Fleiße des weil. Juſtizraths 
Werner ſchon ſeit langer Zeit den Befitz einer hochdeut⸗ 
ſchen Ueberſetzung, welche fruͤher nur handſchriftlich exiſtirte, 
jetzt indeß durch deren Abdruck in Hagemann's und Span⸗ 
genberg's practiſchen Eroͤrterungen Bd. 8. ©. 111 ff. zur 
allgemeinen Publicitaͤt gelangt if. Eben fo wenig fehlte 
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1) Ein landesherrlicher Erlaß, dur welden die Statuten 
der Stadt Stade mit erpreflen Worten zus Würde eines 
eigentlihen Gefehes erhoben worden wären, ift dem Ver⸗ 
faffer diefes zwar nicht bekannt, Indeſſen tft feines Wifs 
fens die gefehmäßige Bültigkeit biefer Statuten niemals 
beftritten worden und wird aud im Allgemeinen (mande 
finguläre Beftimmungen find jedoch theils durch fpätere 
Geſetze, Reorganifationen und neuere Gebräuche laͤngſt 
verbrängt ober obfolet geworben,) um fo weniger zu bes 
zweifeln fein, als ber zwifgen ben König. ſchwediſchen 
Plenipotentiarien und E. E. Rath der Stadt Stade am 

3. Octbr. 1652 abgeſchloſſene, ſ. 8. Fundamental⸗Reeeb 
im 8g. 2% „ihrer alten, wohlhergebzachten ©tatuten‘ als 
lerdings erwähnt und dieſer Receß ober vielmehr bie An 
bemfetben erwähnten alten Rechte, Gewohnheiten und 
„ Privilegien unterm 23. Juni 1652 allex hoͤchſten Dips bes 
. ftätigt worden. 


Diefer Receß ſammt der demſelben angehängten Confir⸗ 
matonssüirkunde iſt abgedruckt in Schlichthorſt's Beitra— 
gen zur Erläuterung der aͤltern und neweren Geſchichte 
der Herzogthuͤmer Bremen "und Berben, Bank & S.56—70. 
ef. v. Dupe's Zeitſchrift / für. Gaſetzgebung, Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft und Rachtspflege, Bb. 3. Heft 2. ©, 73, Sa 
Statuten der Stabt Stäbe vom weil. DrA.M, 
eenberg zu den „gefeglihen und gültige Boa habefiden 
re arsäpte werden, - 








TE ı 


ed von Zeit zu Zeit an Berfuchen, den Geift und Sinn 
Diefes alten ſtatutariſchen Geſetzes, wenigſtens fuͤr das ju⸗ 
riſtiſche Publikum, zu derjenigen Klarheit zu bringen, von 
welcher eine richtige Anwendung deſſelben abhaͤngig iſt. 
Einer der umfang⸗ und erfolgreichſten dieſer Verſuche iſt 
unſtreitig derjenige, welchen der jetzige Herr Canzleiprocu⸗ 
rator Dr. Huͤlſemann behufs Erlangung der juriſtiſchen 
Doctorwuͤrde in einer Inaugural⸗Diſſertation anſtellte, die 
im Jahre 1820 zu Goͤttingen im Druck erſchienen iſt, und 
mehrfach öffentlich die verdiente Anerkennung gefunden hat. ?) 

Allein aller diefer Bemühungen und Verſuche der Ges 
Ichrten ungeachtet, erfreut man ſich noch immer nicht eines 
ſolchen Leitfterns, dem Richter und Parteien oder deren 
Anwälte duch) das Dunkel des flatutarifchen Geſetzes fol 
gen dürften, ohne von der entmuthigenden Furcht begleitet 
zu werden, auf Irrwege zu gerathen, bie am Ende in ein 
Labyrinth unauflöslicher Zweifel zu führen pflegen. ’) Am 
ficherften ‚geht daher der Practifer an der Hand der Erfah: 
rung, welche ihn lehrt, mit geübtem Auge auf Beifpiele 


2) Siehe v. Dune, 1. c. Heft 1. &. 1%. 

Uebrigens glaubt man ber Wahrheit, bee Ehre und 
den Manen eines um die Stader Statuten anberweit 
verdienten Mannes die Bemerkung fhuldig zu fein, daß 
Grothaus, Dissertatio ad Stat. Stad, cum introd. hi- 
storica de 1766 vom Herrn Dr. Hälfemann mit Uns 
recht dem weil, Hofrath Pütter zageſchrieben wird, da 
diefer Pag. ult. feines „Verſucht einer juriſt. Encyclopäs- 
bie und MetHobologie’’, Göttingen 1767 ausdrüdlih ers 
flärt bat, daß er an jener Differtation gar einen 
Antheil gehabt habe. 

3) Wie unter andern in Sachen Freiſen contra Jarken am 
21. Septb. 1740 erkannt worden, find die Statuten, 
‚wenn und wo fie dunlel aus dem gemeinen Recht „u 
erläutern.” 
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zu achten, die bad tägliche Xeben giebt, umb beren öftere, 
, gleihmäßige- Befolgung endlich eine Regel bilbet, der felbft 
der Richter die Achtung eines fogenannten Gewohnheits⸗ 
rechtes nicht verfagen kann. Beruht doc überhaupt das 
ganze Inftitut der Gütergemeinfchaft in der Stadt Stade 
nicht fowohl auf’ den dortigen gefehriebenen Statuten, als 
vielmehr auf einem bloßen Gewohnheitsrechte.“) Indeſſen 
-wird auch der practifche Beobachter, welcher mit dem Dich: 
‘ter fprechen möchte: 

»Grau — ift alle Theorie, | 

»Und grün des Lebens goldener Baum!« 


einer wiflenfchaftlichen Zorfhung in jenem bunfeln ſtatu⸗ 
tarifchen Gefeßesgebiete um fo mehr feine Aufmerffamfeit 
ſchenken, je wünfchenswerther Jedem fein muß, im Kam: 
pfe über das Mein oder Dein. auf einem möglichft — 
geſetzlich begründeten Boden zu ſtehen. 

Seiner Natur nach läßt freilich ein dunlles Beiep 
dem tichterlichen Interpretationsgeifte einen viel” zu weiten 
Spielraum, als daß daſſelbe eine völlige Sicherheit des 
Rechts gewähren. könnte. Nicht weniger Ichrt jedoch auch 
die Erfahrung, daß nicht felten felbft "eine ergrauete Obſer⸗ 
vanz einer abweichenden, individuellen Anficht der Richter 
zum Opfer gebracht wird, fo daß eine völlige Gewißheit 
des Rechts in diefem Falle wohl nur von einer neuen 
dege erwartet werben bürfte. 

Aber ein Statut, das bereitd 563 Jahre feine * 
Ihaft in unſeren Ringmauern behauptet hat und, wenn 
auch nicht vermöge feiner innen Würde, doch Fraft fei- 
ned hohen: Alters nod heutigen Tages dem Publikum 


“ 4) Bülfemenn, 1. c. $. 70. 
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Ehrfurcht gebietet, laͤßt kaum hoffen, daß es zum Ruhme 
Der Rechtspflege, wie zum Wohle des ſtaͤdtiſchen Publikums 
einem neuen Geſetze ſo bald den Platz räumen werbe- 
. Mögen daher. fernerweit Theorie und Praxis fich nach wie 
vor die Hand bieten und beim Suchen des Rechts fich gea 
genfeifig zurechtweiſen, wo das ſtatutariſche Geſetz ftatt 
Licht Dunkel bietet, oder die Spuren der Gewohnheit ſich 
verlieren! — Möge man ſich aber ja huͤten, hei einer ſol⸗ 
chen Borfhung auf das Gebiet eings- fremden Rechts aus⸗ 
zuſchweifen, d. h. tömifche Rechtsprincipien auf. ein SInflis 
tut anzuwenden, ‚das. feinen Urſprung lediglich auf germa⸗ 
aifhem ‚Boden gefunden. hat, und deshalb auch nur nady 
deutichen Sitten, Gewohnheiten und Grundfägen zu beur⸗ 
theilen iſt! Möge man ſich vielmehr vor‘ allen Dingen 
beftreben, Die Lehre von der Giltergemeinfchaft, fo wie, der 
damit verbundenen Einfinbfchaft von - allem. Fremdartigen 
zu befreien, mit dem beſonders ältere Rechtslehrer viele 
rein deutſchen Infitute vermifcht, oder wol .gar zur Uns 
kenntlichkeit entſtellt haben! — . Zu einem folchen Beſtre⸗ 
ben giebt unter Anderen die juriſtiſche Zeitung vom Iahre 
1841 ME 6. und 7. ein. nachahmungswürdiges Beifpiel in 
einem Auffabe,' der. feinem: Herrn, Berfaffer Ehre macht. 
Indem deſſen eigentliche Tendenz if, zu geigen, daß die 
Beftimmungen des römifchen Rechts über bie nachtheiligen‘ 
Folgen ber zweiten Ehe nicht anwendbar ſeien auf diejeni⸗ 
‚gen Vortheile, welche die Gütergemeinſchaft dein überle⸗ 
benden Gatten Hemährt; wird in jenem Aufſatze zu dieſem 
Zwecke beſonders der -Hsfprung und bie Veranlaſſung 
ber Guüͤtergetneinſchaft anf eine ebeh fo gelehrte, wie be⸗ 
friedigende Weiſe nachgewieſen. 
Neben dieſer allgemeinen geſchichtlichen Nachweiſung 
werben dann beſonders auch die Statuten der Stadt Stade 
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in Betrachtung gezogen und bie Hagemann'ſche Theorie, 
»daß nach diefen und den Statuten der Stadt Burtebube 
die ſtatutariſchen Portionen der Gatten durch die Einge 
hung der zweiten Ehe verloren gehen« für fehlſam em 
Hört. 


Zugleih if eine Interpretation verfchievener Artikel 
der Stader Statuten verfucht, und angegeben worden, wie 
das Eheverhaͤltniß ſich in dem einen oder andern Halle ge’ 
ſtalte. Der Berfafler dieſes Verſuchs hätte wünfchen moͤ⸗ 
gen, daf es dem Herrn Goneipienten jenes Aufſatzes ge 
fällig geweſen wäre, "die flatutarifchen Bekimmungen ber 
Erbfolge, wie des Theilungsverhäftniffes in allen Faͤllen 
vollſtändig zu entwiden und möglichft feftzuftellen. 
Denn nicht felten Tommen im practifchen Leben Fälle wor, 
in welchen felbft der erfahrungsreiche und geübtere Ge 
ſchaͤftsmann über Das flatutenmäßige Erb⸗ und Theilungs⸗ 
verhältniß zweifelhaft, daher zu einer, oft mühlamen For⸗ 
- hung genöthigt if, bevor er daſſelbe mit einiger Zuver⸗ 

laͤſſigkeit anzugeben und in etwaigen Streftfällen gehöriger 
Art — zu veriheidigen vermag. - - | 

Durch den neulich erlangten Befib eines gefchriebenen 
Commentars »zu den Stabtgefegen der Sladt Stabe« ®), 
Die dem Anfcheige nach nicht ‚fo Befannt iſt, als dieſelbe 
wohl verdienen möchte, dazu aufgemuntert, Hat der Berfaffer 
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5) Dieſer Commentav beſindet ſich hinter „einer handſchrift⸗ 
lichen Ausgabe der Stader Kirchen⸗Drdnung und ifi ned) 
‚einer Vorbemerkung hes Gcrlßgnten größtentgeils bon 
dem ehemaligen Gecretair Chtiſtoph Schwanemann auss 
gearbeiter worden; über deſſen Leben und Schriften 
. fiehe Bremen» und Verdenſche Bibljothek Tomf. IL. Pag. 
866 seq. | ö | 
ch, Grothaus, Prooem. $; 2. 








— 1595 — 


dieſes Verſuchs die betreffenden Städe ber fogenannten 
»Stadigefehe« einer nähern Prüfung unterzogen, beren Res 
ſultat ee num in folgende Rhapſodien zufammenfaßt, um 
dem Geichäftsmanne wenigftens eine leichtere Ueberſicht der 
einzelnen Erbfälle und der darin zur Anwendung kommen⸗ 
den Theilungsprineipien zu gewähren. 
J GS. I. 
Die in der Stadt Stade zwiſchen Eheleuten beſte⸗ 
hende Guͤtergemeinſchaft, wie die damit in Verbindung ſte⸗ 
hende unio prolium beruhet in ihrer gegenwärtigen. Aus⸗ 
bildung, wie gefagt, nicht fomohl auf pofltiven Beſtimmun⸗ 
gen ber Statuten, ald vielmehr auf Regeln, welche nady 
und. nad) theils das eigene practifche Leben, theild aber 
auch das Beifpiel fremder Städte an die Hand gegeben, 
und fpäterhin die Wiſſenſchaft mehr ausgebildet oder be 
gründet has, und bie endlich durch öftere gleichmäßige Bes 
folgung während Jahrhunderte das Anfehn eines Gewohn⸗ 
heitsrechts gewonnen haben. Iſt doch z. B. von mehre⸗ 
ren bewährten Rechtslehrern, namentlich Pufendorf, °) 
Bülow und Hägemann ?’), fo wie Hülfemann °) zur Evi⸗ 
denz nachgewiefen worden, daß nad) dem bürren Inhalte 
der Statuten die Ehefrau eines Stader Einwohners für 
die Schulden ihres Mannes nicht zu Haften habe. 
Gleichwohl leidet diefe Verpflichtung der Frau in unferen 
Zagen gar Feinen Zweifel. Zwar ift an mehreren Stellen 
von einem „mene goet‘‘ (gemeinem Gute) ausdruͤcklich 
die Rede. Allein betrachten wir diefe Stellen genauer, fo 
überzeugt man ſich bald, daß unter dieſem »gemeinen Gut« 


6) Observ. jur. Tom. 1. Obs. 86. $. 18. 2 


7) pract. Gebeienngen, Br, 6, M 49, €. 
8) Dissert, 1. c. 5.68 
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mur. dasjenige Benmögen der Gatten: zu, verfichen fei, 
weiches zwiſchen dem überlebt habenben. und, den. Erben 
des verſtorbenen Gatten zur Theilung Tommen fol. Ins 
deſſen ſtimmt man dem geehrten Herrn des yorgedachten 
Aufſatzes daru nter gern hei, . »daß weſentliche Merkmale 
der Guͤtergemeinſchaft in den Statuten der Stadt Stabt 
Stade anzutreffen feien.« Eine nähere Nachweiſung der⸗ 
jelben möchte jedoch Hier noch nicht am rechten Orte fein. 
Wie nad) von Ramdohr's Zeugnifie *) auch vom al 
Ierhöchften Tribunale zu Celle in mehreren Fällen erkannt 
worden, ift aber bie Gütergemeinfchaft in der Stadt Stade 
auch heutigen Tages noch nicht für. eine allgemeine 
zu halten; fondern  beichränft fich auf ‚Diejenigen Güter, 
weldhe die Gatten in die Ehe wirklich zufammen gebracht, 
und währen verfelben durch ‚gemeinfamen Fleiß fich ers 
werben haben: eine Beichränfung,: welche: beſonders im 
Bulle eined etwaigen Consurfes für die Gattin von fehr 
wichtigen Folgen fein- Tann. — Freilich find auch die Glaͤu⸗ 
biger nur zu fehr Dabei intereffirt und mögen wohl vor⸗ 
fichtig fein, wenn fie mit: ſolchen Eheleuten Anleihegeſchaͤfte 
ic. a. Stande — wollen ohne Gefahr zu laufen! 
lvortſetzung folgt.) J 





I. A 


9) Zurififge Gefapeungen, pet 1. eeite ou. 
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Verlegt von Herold ‘und Wahlſtab in Lüneburg. 
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Abhandlungen umd und Nechtsfälle. 


I. Bemerkungen zu der er Controverfe über die Priv: 
rität des privilegirten Pfanvrechtes der dos und 
des privilegirten Pfandrechtes ex credito in 
utilitatem im Falle ihrer Collifion. 
(Mitgetheilt von dem ER 2. Ch. Bethe in 
elle. 


(Schluß). 

Juſumian ſagt in dem dispoſitiven Theile der Novelle 97 
cap. 3. mit klaren und ausdruͤcklichen Worten, daß er gar 
feinen genügenden Grund finden könne, warum eine mu- 
lier juste existens irgend einem derartigen (ali- 
cui tali) privilegio ex versione in rem weichen ſolle, 
und giebt hiernach feinen legislatorifchen Willen mit eben 
fo Elaren als allgemeinen Worten dahin fund, daß bie 
Pfandprivilegien ex versione in rem den Pfand= 
privilegien der Ehefrauen durchaus nicht opponirt, 
vielmehr die Ehefrauen. wegen ihrer dos in feiner 
Maaße und auf feine Weife beeinträchtigt oder ge 
fährdet werden” follten. 

Und bei biefen, gewiß hinreichend deutlichen Beftim- 
mungen läßt es Juftinian nicht einft bewenden, fondern er 
fügt fogar in dem folgenden cap. 4 ver Novelle 97 eine 
species der Pfandprivilegien ex ereditis in utilitatem, 
bas jet veraltete creditum in militiam, als einzige 

Jabes. XVII. Het I 2 
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Ausnahme des dem Pfanbprivilegio der dos ertheilten 
Borranges auf, indem er daneben bie in dem cap. 3. auf: 
geftellte Regel mit ausprüdlichen Worten befräftigt und 
diegen einzigen Ausnahmefall vollends an bejondere Forma⸗ 
litäten Tnüpft, mithin demfelben auch nur einen bedingten 
Vorrang beilegt. 

Keine Wendung und fein Ausdrud in dem dispo ſi—⸗ 
tiven Theile der fraglichen Bapitel 3. und 4. deutet 
im Entfernteften an, daß das Alter der in Betracht gezos 
genen Pfandprivilegien bei ihrer Collifion von entfcheiden- 
dem Einfluffe fein oder (im Widerfprudhe mit den Beftim- 
mungen bes fr. 32. D. de rebus auetoritate judicis 
possidendis) irgend einen rechtlichen Unterfchied begrün⸗ 
pen folle, und fomit wird man bei einer unbefangenen 
Prüfung jener ganz allgemeinen Dispofitiv- Worte gewiß 
einräumen müflen, daß eine wörtliche oder grammatifche 
Auslegung derfelben zu begründeten Zweifeln feinen Anlaß 
gebe und in ihrem Refultate der obigen, die Priorität bes 
Alters vertheivigenden Theorie ſchlechterdings widerſtreite. 


Allein audy eine logifche Interpretation jener Gapitel 
bürfte für Die ebenberegte Theorie nicht das geringfte 
rechtliche Moment, fondern nur Momente . Ir bie entge 
gengefehte Theorie barbieten. 

Wenn man nämlih auf die Veranlaſſung zu ben 
fraglichen gefeglichen Beflimmungen und den Zufammen- 
hang verfelben mit dem damals beftehenden Rechte zurück⸗ 
blidtz fo wird man leicht erfennen, daß dieſe Veranlaffung 
duch die Streitigfeiten und Zweifel der derzeitigen Juri⸗ 
ſten herbeigeführt worden war. Aber die Römiſchen Juri⸗ 
ften konnten nicht ſowohl darüber, welchen rechtlichen 
Einfluß das Alter des einen oder anderen der fraglichen 
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Pfandprivilegien im Kalle ihrer Eolktfion haben müſſe *0), 
als vielmehr nut darüber contrövertiren, welches Diefer 
Pfandprivilegien an und für fi das ftärfere fei over 
ob bei einem Conflicte beider das Alter überall rechtli⸗ 
chen Einfluß erereiren koͤnne — und gerade dieſe letztgedachte 
Controverſe iſt es, welche Juſtinian durch die nachfolgen⸗ 
den geſetzlichen Beſtimmungen entſcheiden wollte und auf 
ſo unzweideutige Art wirklich entſchieden hat. 

Hätte nun Juſtinian, wie die Anhänger der hier zur 
widerlegenden Theorie behaupten, bei einem Conflicte ver 
fraglichen Pfandprivilegien nur der Alteren Mitgift den 
Borrang vor dem jüngeren eredito in utilitäteın einge: 
räumt, und folglich überhaupt die Praerogative des Alters 
entfcheiven Iaffen wollen: fo Hätte er, da nur coordinirte 
Pfandprivilegien mit einander nad) dem ‚Alter rangiren 
fonnten, nothwendig beide Pfandprivilegien für gleich 
qualifielrt erachten, Allein in dieſem Falle ein ganz ande 
res Refultat erhalten müffen, als er im dispofitiven Theile 
bes fraglichen Geſetzes ausgefprochen hat. Denn er hätte 
in dieſem Falle der dos antiqua den Vorzug vor dem 
creditum posterius in utilitatem gänzlich abfprechen, 
ober jedenfalls die frühere Negel, wornach das füngere 








10) Weil ja eine derartige Gontroverfe, da bekanntlich nur 
Prandprivilegien gleicher Art oder gleiher Stärke mit 
einander nad) dem Alter rangiren konnten (Sintenis 
Handbuch cit. $.. 67), nothwendig vorausgefegt Hütte, 

daß bie derzeitigen Zuriften beide Pfandprivilegien eins 
ander coordinirf oder beiden gleihe Stärke beigemeffen 
haͤtten; in diefem Falle aber das Recht der Pandekten, 
nad welchem das juͤngſte Pfandprivilegluct wegen Nutz⸗ 
verwendung allen älteren und ſelbſt gleich qualificirten 
Pfandprivilegien vorging, gewiß zur Richtſchnur hätte 
dienen müflen, 5 


ar - 
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Pfandrecht wegen Nutzverwendung quod salvam fecit 
totius pignoris caussam) allen älteren und felbft gleich 
privilegirten Pfandrechten vorging, aufheben müflen. — 
Daraus alfo daß er flatt defien der dos antiqua simpli- 
eiter der Vorrang auch felbft vor dem jüngeren creditum 
in utilitatem einräumte,. kann man feineöwegs für bie 
Prärogative des Alters, fondern nur für den unbedingten 
durch Fein Alter befchränkten Borzug der dos argumentis 
zen’ — wofern man nicht den Gefebgeber unerklärliche 
Widerſprüche und erorbitante Verftöße gegen das damals 
beftandene Recht ohne Grund unterfchieben will. 
Auch der Umftand, daß Suftinian im emuneiativen 
Theile des fraglichen Geſetzes vorzugsweife der dos anti- 
- qua im Gegenfate zu dem creditum posterius in uti- 
litatem gebentt, Tann Die zu widerlegende Theorie in kei⸗ 
ner Maaße unterftügen, denn davon abgefehen, daß Juſti⸗ 
nian hier nur aus dem Grunde der dos antiqua im Ge 
genfate zu dem creditum posterius in utilitatem ges 
denkt, um diefen Fall mit dem Hauptſatze — von welchem 
er mit den Worten: novimus et antiquioribus credito- 
ribus aliquas hypothecas praeponere juniores exi- 
stentes, ausgegangen — möglichft in Parallele zu bein 
gen; und daß er fpäter, von dieſem fpeciellen Beifpiele 
abftrahirend und zu dem eigentlichen Vorwurfe feiner ge 
feglichen Beftimmungen übergehend, das Vorzugsrecht des 
Dotalpfandrechted ganz unbedingt und ohne NRüdficht auf 
Bas Alter ausfpricht: fo geht ja eben daraus, daß er die am 
höchften bevorzugten Pfandrechte einer jeden species (bie 
dos antiqua und dad creditum posterius in utilita- 
tem) einander gegenübergeftellt und demungeachtet fich zu 
Gunſten des Borzuigsrechtes der dos entfchienen hat, felbft- 
„redend mit größter Evidenz hervor, Daß dieſe den jüngeren 
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und am meiſten bevorzugten Pfandrechten jener species 
vorgeſetzte dos natürlich auch den älteren und weniger bes 
vorzugten Pfandrechten derſelben species vorgehen ſollte 
und nothwendig vorgehen mußte. 

Richt minder dentlich dürfte die Irrthuͤmlichkeit der 
zu widerlegenden Theorie fich ergeben, wenn man ferner 
die Gründe und Motive, auf welche jene RAIN 
ten ſich ftügen, in Erwägung zieht. 
| Wiewohl es, zufolge der gegnerifchen Theorie, ganz 
natuͤrlich und ſelbſt unerlaͤßlich nothwendig geweſen waͤre, 
das dem Dotalpfandrechte vor dem Pfandrechte wegen 
Nutzverwendung ertheilte Vorzugsrecht durch die Priorität 
des Alters zu ſubſtantiiren; ſo baſirt Juſtinian dieſes Vor⸗ 
zugsrecht dennoch nicht auf den Grund, daß jenes das aͤl⸗ 
tere und dieſes das jüngere Pfandrecht ſei, ſondern auf 
viel allgemeinere Gruͤnde, welche mit dem Alter dieſer 
Pfandrechte durchaus nichts zu ſchaffen haben und eben ſo 


-  fehr zutreffen, gleichviel, ob das eine Pfandrecht Alter oder 


‚jünger fein mag, als das andere. — Als Gründe des 
privilegii der dos hebt er hervor: 

a. quia iis, quae semetipsas atque substantiam 
ad virum introducunt, nen solum nullus sit 
quaestus a viris male degentibus, sed etiam 
minuantur et spes eis nulla sit; 

b. infirmitatem muliebris naturae satis novimus, 
et quia facile ſiunt circumventiones adversus 
eas; | 

c. sufficit, quod a lucris cadunt, si priora an- 
tenuptiali donatione inveniantur et suffieiens 
quoddam extet eis ex hoc damnum ect. ect.; 

während er ald Grund des privilegii des crediti in 
utilitatem anführt : - 
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quoniaın ex eorum substantia res acquisita 
est. ö 
Dagegen aber erwähnt Juſtinian ber Briorität Des 
Alters hier mit feiner Silbe, und da nun der Grund des 
privilegii crediti in utilitatem einerfeit8 und Der 
rund des privilegii dotis andererfeitö gleich anwendbar 
ift, mag dieſes ober jenes das ältere feinz fo ift durchaus 
nicht .abzufehen, warum man dem Gefeggeber die nicht 
einft angedeutete Abficht, die Priorität des Alters entſchei⸗ 
ben zu laflen, unterlegen und hingegen (mad doch bei Der 
Prärogative des Alters nothwendig gefchehen würde) Die 
klar und fpeciell ausgebrüdte ratio legis vernichten oder 
befeitigen will? 
Sodann fteht auch der gegnerifchen Theorie die ganz 
Har und allgemein ausgefprochene Abficht des Geſetzgebers 
entgegen, die Ehefrauen vor allen Gefahren und Schäden, 
welchen fie fowohl durch ihre familienrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe ald durch ihre geſchlechtliche Infirmität ausgefegt fein 
möchten, völlig ficherftellen und auf Feine Weife zugeben 
zu wollen, daß ihre dos duch Pfanpprivilegien ver frage 
fichen Art — möchten ſolche in Wirklichkeit begründet oder 
nur fingirt fein — im Geringften vermindert oder gefährs 
det werde. Dieſe Abficht aber ift mit der gegnerifchen 
Theorie durchaus unvereinbar. Denn da die dos und be: 
ren Vermehrung eben fowohl durch ältere, dals durch jün⸗ 
gere Pfandprivilegien wegen Nubverwendung . gefährdet . 
werden kann und der Gefebgeber dieſelbe offenbar gegen 
alle und jede derartige Pfandrechte ficherzuftellen intendirte, 
fo muß man, wenn man, der gegnerifchen Theorie zufolge, 
. dad Borzugsrecht der dos auf jüngere credits in 
‚utilitatemn befchränfen will, doch nothwendig annehmen, 
daß ver Geſetzgeber jener Intention nur. ſehr ſchlecht 
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entiprochen und feine Aufgabe ganz unvollfiändig und in- 
eonfequient gelöft habe. — Zu derartigen Suppofitisnen 
aber darf man ohne die größte Noth gewiß, nicht feine 
Zuflucht nehmen. ' 
Des Argumented endlich, welches 8 dem Inhalte 
des caput 4 cit. und dem befannten Grundſatze: 
- exceptio firmat regulam in casibus non exceptis, 


ſich unwiderleglich herausftellt, — Referent won kaum 
weiter zu erwähnen. 


‚Aus diefen Gründen, deren nähere Entwidelung die 
Grenzen der 'vorftehenden Bemerkungen überfchreiten würde, 
glaubt Referent fich für das unbedingte, durch fein Alter 
befchränfte Vorzugsrecht der dos entſcheiden und instar 
omnium nur Mühlenbruch in feinem Lehrbuche des Pan: 
dekten-Rechts T. IT. 8. 320, fo wie Sintenis in feinem 
Handbuche des gemeinen Pfandrechts 8. 67. (S. 647—650) 
ald Gewährsmänner diefer Anficht allegiren zu müflen. 


Zwar ſcheint, wie aus der oben citirten v. Pufen⸗ 
dorf'ſchen observatio 8. und dem in der juriftifchen 
Zeitung T. VI. Heft 2., ©. 114 mitgetheilten Praͤjudize 
hervorgeht, die vaterländifche Praris fich zu der entgegen- 
ftehenvden Anficht Hinzuneigen, gleichwohl möchte es indeß 
auch an Bräjudizien für die bier vertheidigte Anficht nicht 
fehlen. Namentlich haben in dem allegirten Prioritäts- 
Proceſſe der Magiſtrat und die Juſtiz⸗-Canzlei zu Celle, 
mittelft Bejcheides vom 2. September vorigen und rejec- 
torii vom 4. Februar dieſes Jahres, der vertheidigten An- 
fidyt gemäß, auch der jüngeren dos den Vorrang vor dem 
älteren Pfandprivilegio wegen Nutzverwendung zuerfannt, 
und dieſe Befcheive bei der — des Gegners die 
————— beſchritten. 
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Die Enticheivungägrünbe diefes rejectorii lauten fol 
gendermaaßen: . 

»Demnach, wenn auch die c.12. C. qui potio- 
res in pignore es umentfchieven laſſen mag, ob 
»niht das ber Brautſchatz-Forderung dort beiges 
viegte privilegium lediglich auf die älteren einfa- 
»chen Hypothefen zu beziehen feiz dieſe Doch durch 
»die Novelle 97. ihre nähere Beitimmung erhält, 
indem die verba dispositiva des cap. 3. da⸗ 
»felbft Feinen Unterfchieb zwifchen einem älteren und 
jüngeren privilegio de in rem verso machen, 
»auch die mehrfach ausgefprochene ratio legis für 
»den einen wie für den anderen Tal ein Vorzugs⸗ 
»recht der dos als begründet erfcheinen läßt, wie 
denn foldhe8 im.cap. 4. der gedachten Novelle 

i »ausbrüdlich eine Anerkennung findet; Die entge- 
»genftehende Annahme aber fich mit dem fonft in 
»den Gefeßen dem jüngeren ceredito ex in rem 
»verso vor dem älteren eingeräumten flärferen 
»privilegio nicht wohl vereinigen läßt, auch kei⸗ 
»neswegs aus jenem Geſetze zu folgern, daß für 
»den in Sage ftehenden Fall dem jüngeren credito 
»eX in rem verso das demfelben zuftehende Pri⸗ 
»oilegium genommen fei: ſo fteht der unerhebli- 
»chen Appellation nicht zu Deferiren ꝛc.« 

Indem Referent noch auf. die in der juriftifchen Zei⸗ 
tung, Tom. VII. Heft 1. ©. 76. und Heft 2. ©. 70 
befindlichen Bemerkungen aufmerffam macht; glaubt er 
fchliegli den Wunſch ausfprechen zu Dürfen, daß Diele 
über die beregte Priorität obwaltende und für die Rechts⸗ 
ficherheit äußerft nachtheilige Meinungsverfchiedenheit bald: 
thunlihft durch ein in der Geſetzſammlung zu publicirendes 
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Praͤjudiz des hoͤchſten Tribunales geſchlichtet und beſeitigt 
werden moͤge! 
— | & 
II. Verſuch einer Darftellung der Erbfolge und 
Theilungsprineipien nad . den Statuten der 
Stadt, Stabe. 


(Bortfegung.) 





Was dagegen die rechtliche Wirkſamkeit der Statuten 
anlangt, beſchraͤnkt dieſelbe ſich weder auf die eigentliche 
Bürgerſchaft der Stadt noch auf deren Weichbild; ſondern 
ſie erſtreckt ſich auf alle Einwohner der Stadt, welche nicht 
etwa zu den fogenannten Exemten gehören, fo wie auch 
auf Diejenigen, fogenannten Vorſtädterbürger, welche, ob: 
wohl fie auf dem Lande wohnen, in Givilfuchen der Juris⸗ 
dietion des Stader Stadtgerichts unterworfen find. 

Da übrigens, wie von bewährten Rechtslehrern !°) 
anerfannt worden, durch das bloße VBerlaffen des bis— 
herigen Wohnorted die Eheleute eine etwa vertragsmäßig 
unter ihnen beftehende Gütergemeinfchaft jo wenig aufge 
hoben, als ohne Weiteres durch das Beziehen eines 
anderen Orts die an demfelben geltende ftatutarifche com- 
munio bonorum bei ihnen eingeführt werben Tann: 
fo moͤchte es ſich wohl fchon von felbft verftehen, daß. auch 
die Statuten „der Stadt Stade nur über diejenigen Ehe: 
leute eine rechtliche Herrfchaft erlangen und behaupten koͤn⸗ 
nen, welde ſich in derfelben oder Doch wenigftens in deren 
Zurisdiction verheirathet haben, und nicht vielmehr erft in 


10) Hert. de collis, leg. Sect. IV. $. 49. 


dieſelbe hereingezogen, als fle ſchon an einem anderen Orte, 
wo feine Gütergemeinfchaft galt, längere Zeit gewoßni 
hatten. - 

Ob uß in wie weit nun dieſer allgemeine Rechts⸗ 
grundſatz etwa ſchon durch die Aufnahme unter die Bür⸗ 
gerſchaft und Ableiſtung des ſogenannten Buͤrger⸗ und 
Stadthuldigungseides unanwendbar gemacht werde, oder 
vielmehr eine ausdrückliche Erklärung ſolcher Eheleute 
nothwendig ſei!!), um fie in das Inſtitut der Güterge 
meinfchaft zu bringen, oder davon auszufchließen, läßt man 
einftweilen dahin geftellt. fein. Nur die Bemerfung möge 
hier ihren Pla finden, daß, wenn zwifchen ſolchen Che 

gatten die ftatuarifche Oütergemeinfchaft auf die eine oder 

andere Weile eintreten follte, die Ehefrau als foldye je 

denfalls nur für die [päteren Schulden des Mannes mit: 

haften, im etwaigen Concurſe deffelben daher eine. Abfon- 

derung der betreffenden Gläubiger, wie resp. des Bermö- 

gend der Frau nothwendig fein würde, um eine richtige 

Bertheilung der. Maffe vornehmen zu Tönnen. 

g. I. 

So wie e8 von dem freien Willen der Ehegatten ab: 
Hängt, ob fie, wenn an.ihrem Wohnorte feine allgemeine 
Gütergemeinfchaft gilt, ſolche dennoch durch einen Ber: 
trag unter fih eintreten laffen wollen, fo fteht es ihnen 
im umgefehrten Falle aud) frei, ſich für ihre Perfon von 
derſelben auszufchliegen. Indeſſen muß biefe Ausfchließung 
gleich bei Eingehung der Ehe erklärt und dieſe Erklaͤrung 


11) Wie dem Verfaffer von einem 'wohlunterrichteten ‚Ge 
Ihäftsmanne verfihert worden, fol diefe Erklaͤrung aller- 
dings nothwendig und nod in neuerer Zeit mehrmals 

vorgelommen fein. | 
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öffentlich befannt gemacht werben, wenn biefelbe von recht: 
licher Wirkfamfeit fein fol. Bon Ramdohr '?) wirft zwar 
die Brage auf, »w elche Wirkung dieſe Entfagung für die 
Gläubiger habe, wenn. die pacta dotalia nicht publiciet 
find?« Allein eine Beantwortung derfelben findet fich-fo 
wenig an diefem, wie ver Verfaſſer folhe an einem an- 
Deren Orte angetroffen hat. Seines Erachtens würde 
eine folche privative NRenunciation der Gatten für 
Dritte Perfonen, namentlic) Die Erebitoren derfelben in 
der Stadt Stade, wie an jedem andern Orte, wo bie 
Gütergemeinfhaft der Eheleute Regel ifl, ohne allen 
Effeet fein; für die Contrahenten felbft aber vertrags- 
. mäßig den Erfolg haben, daß fie weder gegen einander, 
noch nad) dem Tode des einen oder anderen Gatten def: 
fen Erben gegenüber auf die Vortheile der ſtatuariſchen 
Gütergemeinſchaft würden Anfpruch machen fönnen, fo, daß’ - 
Diele ihre privativen Nechtsverhäliniffe zu einander, fo 
- wie nicht weniger die Rechte ihrer resp. Erben vielmehr 
lediglich nad) den Beitimmungen des gemeinen Rechts- zu 
beurtheilen fein würden. 
g. MI. ⸗ 

Findet dagegen die ſtatuariſche Guͤtergemeinſchaft un⸗ 
ter den Ehegatten Statt, fo unterwirft die Frau nicht al— 
lein ihre Berfon, fondern auch ihr gefammtes Vermögen, 
resp. dem rechtlichen Schube und der uneingefchränften 
Verwaltung des Mannes. So wie derfelbe daher feine 
Gattin in allen Rechtöftreitigkeiten — ganz perfönliche 3. 
DB. Injurienproceffe etwa ausgenommen — als ihr »rech⸗ 
ter Bormund« !3) vor Gericht vertritt, fo verfügt er nicht 





12) Loco citato Geite 516, 
13) Stat. Sad. Gtüd 4, Art. 3. 
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weniger auch ohne ihr Zuthun über deren Vermögen, wel 
ches er hodie propria anctorilate fogar verpfänden 
darf '*), obwohl dem Manne nach dem 16. Artikel bes 
erften Stud der Statuten nicht erlaubt fein- fol, fet 
ner Frau »Erbe« zu »verfegen.« Doch laͤßt der Deut 
liche Inhalt diefes Statuts : 
| „Wird einer Frau Erbe mitgegeben, wenn man 
fie zum Manne bringt, oder wird mit ihrem Gute 
Erbe gekauft, ſolches Erbe mag ihr Mann nidt 
verfeben oder verkaufen ohne ihre Bewilligung *°). 
nicht wohl bezweifeln, daß der Mann: zu einem Berfaufe 
der Immobilien feiner Ehefrau nody heutigen Tages 


deren Einwilligung bebürfe, fo wie nad) einer, in ben | 


Statuten mehrmals wiederfehrenden beftimmten Vorfchrift 
verfelben die fogenannten Erbgüter (cf. Stat. Stück 1. 
- Art. 14.) überhaupt nicht einmal ohne Zuftimmung der 
nächſten Erben follen veräußert werden dürfen; »es wäre 
denn, daß eine Noth dazu vorhanden fei.« !°) 


14) Hülfemann, 1. c. $. 70. 

15) Rah Rundes Grundfägen bes deutihen Privatrehts 
$. 606. fol eine einfeitige Verfügung ber Gatten 
überall nicht Statt finden. — 

Ueber die Befugniffe eines mit feiner Ehefrau in Güs 
: tergemeinfhaft lebenden Ehemannes im Allgemeinen 
f. Overbecks Meditationen über verfhiebene Rechtsmates ' 
rien, Band V. Dieb, 298. 

16) Cf. Stat. Stüd 1. Art. 1. und 4., fo wie Stüd 2 Art. 
9. und 15. 

Ramdohr, 1. c. Seite 618. Obwohl diefe legtere 

‚ Beftimmung der Statuten heutiges Tages in -ihrer ur 
ſpruͤnglichen Strenge nit mehr zus Anwendung zu 
tommen pflegt, wirb doch bei freiwilligen oder Pripats 
verkäufen den betreffenden Erben das VBeifpruchsreht ans 
noch zugeflanden, welches .ee „binnen Jahr und Tag” 
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. Dem altdeutfchen Grundfabe: »Wer dem Mann traut, 
traut auch feinen Schulden« vollfommen gemäß, haftet das 
Bermögen der Frau für die Schulden des Mannes, wie 
fein eigenes, fo daß im Falle eines Concurſes deſſelben 
weder eine Züridforderung der Illaten (welche deshalb 
auch nicht einmal profitirt zu werben pflegen), nod eine 
Separation derfelben Statt findet; vielmehr alle vorhandes 
nen Bermögendgegenftände zur Gantmafle gezogen und in 
complexu zum Verkauf gebracht werden. ?7) 


d. 5. binnen einem Jahre und ſechs Wochen auszuuͤ⸗ 
ben bat. 

Schwanemann, 1. c. bemerkt hierzu ad Stüd 1. Art. J. 
„daß die desfallfige Klage eine actio in rem scripta fei, 
und fih nad Eaiferl, Rechten auf den zehnten Grab er- 

, ſtrecke.“ CL. v. Ouve, L.c. II. &, 108, 
17) v. Rambohr, 1. c. bemerkt dagegen zwar „daß die Mos 
bilia, welde die Frau einbringt, oder vielmehr ihrem 
Manne zugebracht bat, mit zur Maffe bes Concurſes ges, 
hören,’ fo daß es ſcheinen Tönnte, als ob dieſer Rechtes 
lehrer ber Meinung gewefen, die Smmobilia der Frau 
fein den Creditoren nicht verpflihtet. Allein bie heus 
tige Praris flimmt bamit ‚fo wenig überein, daß nod 
vor Kurzem im Concurſe des weil. Kaufmanns Hind zu 
Stade, das deſſen Ehefrau in Gemeinfhaft mit ihrem 
Bruder, dem Kaufmanne Zirdemann zuftändig geweſene 
Haus unter Einwilligung bes genannten Mit⸗Eigentbuͤ⸗ 
merd zum Öffentlidden Verkauf gebraht und bie ‚Hälfte 
der Kaufgelder mit zur Maffe gezogen wurde. — 

Diefer Fall ift übrigens noch um fo merkwürbiger, als 
das qu. Haus zur Zeit des Ausbruchs bes Hinck'ſchen Con⸗ 
eurfes niht allein ein ungetpeiltes Erbgut, fon-- 
been auch den Erben noch nicht einmal im Stadt⸗Rente⸗ 
buche zugeihhrieben worben war, fo daß hier bie Frage 
aufgeworfen wird, ob bies Schaut der Frau mit Recht 


[i 
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Indeſſen beſchraͤnkt ſich dieſe Verpflichtung der Ehe 
frau af die Dauer der Ehe, fo daß ſte für die ſchon vor 
der Ehe vom Manne contrahitten Schulden mit ibrem 
Bermögen nicht zu haften hat: So verhält es fidh im 
ümgefehrten Falle auch Bei dem Manne. '°) 

Auch Haben die Erevitsren des Mannes an Dasje 


tige Vermögen der Ftau Feind Anſpruch, welches ven 
derfelben ihrem Ehemanne noch nicht inferirt, folglich auch 
nicht in bie Guͤtetgemeinſchaft gekommen ift. ) 
8. V. | 
Wird die Ehe durch einen richterlichen Ausſpruch 
gänzlich aufgelöft,. fo hört nad) allgemeinen Prineipien 
— bie Statuten berühren diefen al gar nicht — mit 


als inferirt zu betrachten und zur Goncursmafle zu 
siehen, oder nicht vielmehr den Rinderp bet Lind’fcen 
Ehefrau als freices, muͤtterliches Verrroͤges zuräd zu 
geben geweſen wäre? — 

18) v. Ramdohr, J. c. ©. 2316. Nach deſſen Zeugniſſe iſt 
vom Obergerichte zu Luͤneburg erkannt worden, „daß die 
Erositogen aa folcher Forderungen halber, vwelde fie 

während Der She nur dei einen Ehegatten crebitirt, 
gegen ben andern einen Auſpruch Hätten. 

Dog tft. Meier Fall nicht zur Cognitten des. Zribunals 
arwachſen. Bergl. dagegen Runde, loco citato. 
* Hälsemana, he. $. 69. verb: „Attamen non omnia 
uxoris bona ereditoribus mariti sum dbligkta, sed ea 

tantammodo, quae &ctuw in Irattihonfum Hilata sunt.“ 
So f auch mehrmals, unter ander mittelſt Erkennt⸗ 
wies vom 11, San. 1768 in Sachen der Witwe Heit⸗ 
sitter, ef. Pufendorf, punelo Bereditatis erkannt wor⸗ 
dan. Doch Wolken einfge bie Frage? ob dieſes oder jenes 
Gut vom dee Ghefrau werklich inferirt WERE? in Faͤl⸗ 
Im dieſer Art nicht na bei gemeinvech kliechen Be 
il ven AIlatton beantwortet, ſonbern unter, eingebrachten 
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dem Eintritte der Rechtskrafſt des die Trennung ausfpre: 
chenden Erfenntniffes die Guͤtergemeinſchaft ſammt allen 
damit verbundenen Vortheilen und resp. Rachtheilen für die 
bisherigen Gatten auf. Welche rechtliche Folgen aber be- 
ren Trennung für dritte Perfonen, namentlid für bie 
bisherigen Gläubiger des Mannes, habe, ob nämlid; die 
Ehefrau noch hinterher von denfelben für defien Schub 
den, die er während der Ehe contrahirt, in-Anfpruch ges 
nommen werden Tönne? ift eine ceritifche Trage, weldye der 
Berfaffer nicht zu entfcheiden wagt. So viel if freilich 
gewiß, daß die Frau nad) wie vor verhaftet bliebe, wenn 
fie fi) etwa für denfelben auf rechtsftändige Art verbürgt 
hätte, oder irgend ein fonftiger befonderer Werpflich- 
tungsgrund vorläge, 3. B. der Ehemann eine Anleihe ge 
macht hätte, welche ganz oder zum Theil in ihrem Inter 
efie, etwa zur Reparatur des ihr zuftändigen Haufes ver- 
wendet worben wäre. ?° a.) 

Uebrigens nimmt jeder Gatte den von ihm In die Ehe 
gebrachten, Vermögensantheil zurüd ?°), ohne daß in den 


Vermögen’ alles dasjenige verflanden willen, was unter 
des Mannes Abminiflvation gelommen. 

Andere gehen noch weiter, indem fie fogar behaupten, 
dag alles Vermögen, was überhaupt die Ehefrau befige, 
ben Greditoren khres Mannes verhaftet und nur dasje⸗ 
nige davon ausgenommen fei, was fie eri nad Auf 
hebung der. Che, oder dem Ausbruche bes Concurfes neu 
erworben habe, Entgegengefegter Meinung zu Gunften 
der Ehefrau find befanntlih v. Bülow und Hagemann, 
pract. Erört. Bd. 6. NE 49. a. E. 

20 a) Wie aber ein folder Fall nad dem Preußiſchen Land⸗ 
rechte zu beurtheilen fein wuͤrden, zeigen bie 99. 757. u. 
758. 

20) Doch find davon bie f. g. Brautgefchente ausgenommen, 
fe v. Ramdohr, I. c. ©, 519, Wie übrigens Schwane⸗ 
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Statuten von einer gleichmäßigen Vertheilung der etwai⸗ 
‚gen: Errangenfchaft, fo wie von den gemeinzechtlichen Fol⸗ 
gen des Ehebruchs für den fchuldigen Gatten ausdrück⸗ 
lich die Rede wäre. ?!) Im Artikel 10. des zweiten Stücks 
wird freilich gefagt, daß wenn der Mann feine Frau ohne 
deren Schuld übel behandle, »er feines Gutes nicht 
mächtig fein fole: »ein Ausdruck, welcher wohl gar in 
jedem Sceidungsfalle auf einen Vermögensverluft ſchlie⸗ 
Ben laſſen koͤnnte. Nah Schwanemann’d Commentar ad 
1. e. Stat. ift indeß dieſer Paſſus des Statuts nur fo zu- 
verftehen, »daß der (ehebrecherifche) Mann des Mitbefi- 
bes und Ditgenuffes feiner Frau Güter entfebt 
fein follte ??). 
Fortſetzung folgt.) 





mann, ad Stat. II. 1. bemerkt, kann indeß die Frau 
auch waͤhrend der Ehe ihren Brautſchatz zuruͤcknehmen 
und auf Aufhebung der Guͤtergemeinſchaft dringen, „wenn 
der Mann ein lapidator bonorum wäre. Of. Runde, 
l. c. $. 609. 

21) Siehe bieferhalb v. Rambohr, .c ©. 479 und 512, 

22) Auf biefe Weife ift nämlih noch am 19. Oct. 1784 M. 
geb. Erhorn, ct. ihren Ehemanne, Joh. Friedrich — 
puncto divortii erkannt worden. 

Der Commentator erlaubt ſich übrigens J. c. noch 
manche ergoͤtzliche Erpectorationkn uͤber das Verhalten 
der Ehegatten, und ſchließt mit den chriſtlichen Worten: 
„Aber wir wollen ſolche boͤſe Weiber fahren laſſen, und 
Gott den Herrn fuͤr fromme und freundliche Frauen als 
eine ſonderliche Gabe und lætitias Galeni banken!” 


| | 
Verlegt von Herold und Wahlfiab in Lüneburg. 
Gedruckt bei A. Podwig in Stade. 
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I. Berfuh emer Darftellung der Erbfolge und 


<heilungsprinsipien nach den Statuten ber 
Stadt Stade. 


(Bortfegung.) 





Eon fo wenig enthält das Statut Beftimmungen dar: 
über, wie es mit den bei der Scheidung der Ehe etwa 
sorhandenen Kindern gehalten werben fol. Gewöhn: 
lich pflegen die getrennten Gatten, zumal wenn die Schet- 
dung von der Frau verfchuldet worden, fi) über die 
fernere Erziehung derfelben zu vereinigen; entgegengefeß- 
ten Falls die gemeinrechtlichen Normen zu befolgen wä⸗ 
ren ?°). 

Daß übrigens den Kindern, trotz der Scheidung Ten 
Aeltern, ihre Erbrechte an deren Bermögensnaclaß erhal: 
ten werden, würde fich eben fo wohl von felbft verftchen, 
als es auch keinen Zweifel leivet, daß die Aeltern, fo fern 
fie fih etwa anderweit verheirathen follten, zu einer 
ftatutenmäßigen Abfindung der Kinder verpflichtet fein, 
wie diefe in Dem folgenden Falle Statt findet. 

23) Ramboßr, loc, cit, 
Sabre. XVII, Heft II. 3 
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871. 

Wird‘ nämlich durch den Tod. des einen Getten die 
Che aufgeloͤſ't, und find Kinder aus derſelben vorhanden: 
fo koͤnnen diefe ohne Weiteres weder ihren Bater, noch 
ihre Mutter zu einer Theilung des Vermögens zwin- 
gen **), vielmehr bleibt der überlebende Gatte ſowohl im 
Befis, ald Genuß des ganzen gemeinen Guts, und febt 
Die vorige Gütergemeinfchaft nunmehr mit feinen Kindern 
fort, bis Derfelbe fih etwa anderweit verheirathet ?°). 
Tritt dieſer Fall ein, fo iſt der Ueberlebende verpflichtet, 
entweder eine Thellung des ganzen gemeinen Guts mit 
feinen Kindern, (welchen zu dieſem Zwede . ein befonderer 
Bormund zuzuordnen) zuzulegen, ober diefelben Doch je 
denfalls vorläufig aus dem Nachlaffe des verftorbenen Gat⸗ 
ten abaufinden. Bei einer folchen partiellen Abfindung der 
‚Kinder wird dann jenem die fog. ftatutarifche Bortion 
zu Gute gerechnet, welhe am angemeffenften zu einem 
Kopftheile gu beflimmen fein möchte. Wenn. indeß der 
zweite Dann, oder die Frau fich, was gewöhnlich gefchieht, 
Bereit erklärt, die Kinder erfler Ehe für die feinigen ober 


— — 


24) Ob indeß der Vater oder die Mutter von dem Kinde, 
welches ſich etwa verheirathen oder doch eine eigene Oe⸗ 
konomie anfangen will, nicht wenigſtens zu einer vorlaͤu⸗ 
figen ſ. g. Bei⸗ oder Aushuͤlfe gezwungen werden koͤnne? 
iſt eine Frage, die verſchieden beantwortet worden und 
zu deren weitern Eroͤrterung bier der Ort nicht it. 
Cf. Runde, Jl. c. $. 608. b. 

25) Of. Stat. Stuͤck 3. Art 7. Wenn indeß der nachoeblie⸗ 
bene Gatte übel Haus hält, ſich offenbare Verſchwenbun⸗ 
gen erlaubt m. ſ. w. Tann ihm auf Antrag der Kinber 
die Abminiftration entzogen ober doch wenigftens eine 
Sicherſtellung ber — zur Be ger 
macht werben, ee 2 


„nn 
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ihrigen anzunehmen, d. h. einzukindſchaften, ſo wird den⸗ 
ſelben in der Regel nur ein gewiſſes Precipuum ausge 
‚fest, welches fie bei einer. vemnächfligen Theilung bes 
ganzen elterlichen Nachlaffes vor den Kindern zwei— 
ter Che (den Stiefgefehwiftern) vorab erhalten. Indeſſen 
findet felbft diefe vorläufige Abfindung der Kinder aus 
dem Nachlaffe ihres weil, Vaters, oder der Mutter nur 
nad) gehöriger Inventarifation deſſelben und in jedem 
Falle unter gerichtlicher Autorität Statt, welche Die 
Kinder bei diefem Act durch einen fremden Bormund ge: 
gen deren Vater oder Mutter vertreten läßt. 


Hat der verftorbene Gatte oder die Gattin aber etwa’ 
gar fein, oder doch nicht fo viel Vermögen binterlafe 
fen, als der neue Gatte oder die Oattin in Die zweite 
‘Ehe bringt, und ift dieſe oder jener gleichwohl geneigt, 
‚ die Kinder. erfter Ehe für die feinigen oder ihrigen anzu: 
nehmen: fo läßt man es entweder bei diefer Einkinpfchaft 
bewenden, oder es wird im Gegentheile Den aus der zwei: 
ten Ehe zu erwartenden Kindern .ein gewiſſes Pr&eipuum 
ausgeſetzt, welches dieſe bei demnächſtiger Erbtheilung vor 
| ihren Stiefgeſchwiſtern bekommen ſollen. 


‚Sm feltenen zallen wird indeß auch den Kindern er: 
fer Ehe yon ihrem Adoptippater ober der Mutter ?°) bei 
J Eingehuns der ——— eine gewiſſe sum 


= %) Obwohl’ dic gemeinrechtliche Adoption fi von her deut— 
z fen Einkindſchaft durch mehrere weſentliche Merkmale 
unterſcheldet, beſteht doch zwiſchen beiden Inſtituten eine 
ſolche Aehnlichkeit, daß es wohl erlaubt iſt, auch da ben 
Ausdruck „Adoption“ zu gebrauchen, wo eigentlich nur 

von „Einklndſchaft“ die Rede ſein ſollte. 


5% 
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zugefichert, mit welcher fie dann aus feinem oder ihrem 
Bermögen ein fir alle Mal gäͤnzlich abgefunden find. 

Soll aber ftatt einer folchen vorläufigen Barticular- 
theilung vielmehr eine Theilung des gefammten elterli 
chen Vermögens zwiſchen dem nachgebliebenen Gatten und 
feinen Kindern Statt finden, follen dieſe alfo ſchon jebt 
gänzlich abgefunden werden; fo erhält: 

4) der Mann (Vater), mögen viele ober wenige Kin: 
der aus erfter Ehe da fein, die Hälfte des Vermö— 
gend; 

2) die Frau (Mutter) aber dieſe Hälfte nur dann, 
wenn fie mit einem Kinde zu theilen hat, entges 
gengefegten Falls fie nur ein Drittheil des Ber: 

mögens befommt ?7). 





27) Dieſes Iheilungsprineip beruht auf bem an fi deutli⸗ 

hen Inhalte bes zweiten Stuͤcks, 18. Artikels, 
Ch. Duve's Zeitſchrift 1. c. ©. 198. 
Gleichwohl find Andere der Meinung, dag zwiſchen Xeltern 
diefer Unterfhieb niht Statt finde, alfo der Mann 
gleich feiner Frau nur resp. bie Hälfte oder ein Drittel 
des Vermögens bekomme. ©, Zur. Beitung de 1841 Heft. 
nr.7. Seite 106. Da indeß ber Dann nicht allein bie Lafl 
der Verwaltung getragens fonbern aud als Haupt ber 
Bamilie regelmäßig ber erwerbende Theil ift, fcheint deſ⸗ 
fen Vorzug vor ber Frau guten Grund zu haben, wel 
her deshalb namentlich aud vom Dr. Hülfemann in ſei⸗ 
ner Differtation 1. c. vertheibigt wirb und jedenfalls als 
Regel anzufehen ifl,. 

Doc Toll diefer Vorzug des Mannes nach den eigenen 
Worten bes Statuts nur dann flattfinden, wenn er (der 
Mann) das But erworben hat.“ Wenn daher in einem 
einzelnen alle bas zu theilende Vermögen vielmehr von 
der Frau herrührte, fo würbe biefelbe Ausnahms⸗ 
weife gleihe Rechte mit bem Manne haben. 


\ 
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Daß in diefem Theilungsfalle von einer Abrechnung 
oder Zurüdnahme des Brautſchatzes der Frau nicht die 
Rede fein Tann, verfteht ſich ohne Weiteres von felbft. 

Die alfo aus dem gefammten Bermögen der Ael⸗ 
tern abgefundenen Kinder nehmen dann feinen fernern 
Antheil an dem Ergebniffe der zwifchen den neuen Eheleu⸗ 
ten fortbeftehenden Guͤtergemeinſchaft; fondern müffen ſich 
mit dem bei dieſer Theilung ausgemittelten Antheil begnuͤ⸗ 
gen. Dieſes wird unter Anderen im 3. Artikel des zwei⸗ 
ten Stücks der Statuten, der ſo lautet: 

So ein Mann und eine Frau ehelich zuſammen 
find und Kinder zeugen, ſtirbt ihrer (der Eltern) 
einer und der andere einen andern Gatten nehme, 
und würben feine Kinder von ihm abgetheilet und 
geichieden, und er zeugte andere Kinder, fo follen 
die erftien Kinder befigen bleiben mit ih— 
rem Theile, und die fpätern Kinder (zwei: 
ter Ehe) follen alles andere Gut ihres 
Vaters und ihrer Mutter haben ?°). 


28). Cf. Stat. Stad. Stüd 2, Art. Ar 15. und 17., fo wie 

Stuͤck 3. Art. 6, 

Rambohr, 1. c. $. 616. 

Schwanuemann bemerkt in feinem Gommentar ad art, 
15.: „Nach Weichbilds Rechten werden die abgefonderten 
Kinder zur Srbtheilung, de fie auch ihren bereitd em⸗ 
pfangenen Antpeil wiederum einbringen und conferiven 
wollten, nicht zugelaffen, 

Aber die Wittenberger und Kipfienfer verftehen das: 
quod collatio non habet locum, si filius renuncia- 
vit successioni, aut si consuetudo loci vel statutum.“ 

„Rab“, fügt Schwanemann ad III., 6. hinzu, „muß 
daher dies Kapitel verflanden werben von Kindern, fo 
gänzlich, totaliter et omnimodo eins für alle abges 
funden find und daneben Abfiht und Kerlaffung, 


1 
em. u. rn: . % 
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zu dentlich ausgeiprochen, als daß an der Richtigkeit jenes 
Satzes gezweifelt werben koͤnnte. 

So fern: nun den abgefonderten Kindern ihr Vermö⸗ 
gensantheil nicht fofort ausgezahlt wird, ift ihnen derſelbe 
durch gerichtliche Eintragung in das Stadt-Erbe⸗ und Ren- 
tebuch zu fihern. Denn gefchähe diefe Eintragung nicht, 
‘fo würde nach der geſetzlichen Beſtimmung der unterm 27. 
Januar 1829 allerhöchſten Orts erneuerten Hypotheken⸗ 
buchs⸗Ordnung der Stadt Etade, die bloße Erbgelds⸗ 
Qualität der gedachten Abfindungsforderungen einen Vor⸗ 
zug vor etwaigen anderweiten Schuld:Einfchreibungen der 
Eheleute keinesweges fichern. 

8. VII. 

Wenn aber bei der zweiten Heirath Wdes Mannes 
oder Vaters) eine Abfindung ſeiner Kinder erſter Ehe ent 
weder nur theilmeife, d. h. aus dem Nachlaſſe ihrer 
weil. Mutter, oder etwa gar nicht erfolgt, und ſchreitet 
ſodann nach ſeinem, des Mannes Tode, deſſen zweite 
Ehefrau und deren eheliche Kinder mit ihren Stieffindern 
und resp. Halbgefchwiftern zur Gejammttheilung: fo fol 
nad) dem dürren Wortinbalte des 17. Artikels des zwei⸗ 
ten Stuͤcks der Statuten die Frau befugt ſein, außer den 
fremden Schulden auch ihren Brautſchatz von der Gut: 
maffe abzuziehen. Das übrige Vermögen fol dann in 
zwei Hälften getheilt werden, und deren eine Die Witwe 
mit ihren Kindern, Die andere aber deren Halbgefchwifter, 
nämlich die Kinder der erften Ehe, befommen ?°). Unter 


(d. h. fürmligen Verzicht) gethan Haben; denn fonft 
würden jie zur Erbichaft der Eltern facta collatione per- 
ceptorum zugelaflen. - 

29) So Elar nun auch deſſen Inhalt am ſich ift, laͤßt derſelbe 
doch zweifelhaft, ob darin eine Einkindſchaft vorausgeſett 
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diefen findet ſodann die Sperialtheilung nach) Köpfen Statt, 
und treten Die Kinder eines verftorbenen Miterben, vers. 
möge des auch hier Statt findenden gemeintechtlihen Res 
präjentationsrechts in deſſen Platz °%). Uebrigens würde 
ſich wohl fchon von felbft verftehen, daß, wenn der eine 
dder andere Miterbe fchon früher eine Particular-Abfin- 
dung befommen hätte, die ihm nicht etwa als ein Prae- 
eipuum gebührte, er folche bei gegenwärtiger Gefammts 
und resp. a zu conferiren, haben würde. 
SG. VIII. " 
Das Statut erwähnt 1. c. ausdruͤcklich nur des 
Falles, wenn der Mann zur zweiten Ehe ſchreitet, ſeine 





werbe, oder niht? Der Umſtand, daß die (zweite) Frau 
für befugt erklärt wird, ihr eingebrachtes Vermögen für_ 
fib und ihre eigenen Kinder zurüd zu nehmen, 

Nlaͤßt indeß vermuthen, daß das Statut vorausſetze, bie 
Frau habe die Kinder erfter Ehe nicht aboptirt. Dann 
hätte aber auch beftimmt werden follen, daß, falls die 
Kinder erfter Ehe nicht etwa Thon vorhin aus dem 
Nachlaſſe ihrer Mutter abgefunden worben, Beren Nach⸗ 
laß gleichfalls von der Theilungemaſſe abzufegen und ben 
‚Kindern erfler Ehe zur Specialtheilung zu überweilen 
fei, weil ſonſt die Halbgeihiwifter fih mit ihrem Gute 
bereiherten, ohne daß jenen dagegen eine Theilnahme 
am Vermögen ihrer Stiefmutter gewährt würde. 

Oder follte man etwa fupponiren dürfen, daß dad Ge- 
feg den Kindern erſter Ehe ein Miterbreht am Vermö- 
gen ihrer Stief- und präfumtiven Adoptivmutter flills 
fhweigends concebirt und deſſen Geltendmadhung nur 
bis nah ihrem Tode fuspenbirt hätte? oder das Gefe& 
nehme als fih gleihfam von felbft verſtehend an, daß 
bei Gelegenheit der anberweiten Heirath die Kinder erfter 
She aus dem Nachlaſſe ihrer weil, Mutter bereits wirk⸗ 
‚ Lich abgefunden worden wären? — 

30) Of. Stat. Stuͤck 3. Art, 8. 


— 40 — 


»andere Fraua ihn überlebt, und dieſe mit ben unab= 
getheilten Kindern beider Ehen Theilung zuzulegen hat. 
Ob daffelbe num auch in dem umgekehrten Falle, wenn 
nämlich die Frau fich anderweit verheirathet, und bereit 
zweiter Mann fie überlebt, folglich Diefer mit feinen Kin⸗ 
dern und resp. (unabgefonderten) Stieffindern Theilung 
zuzulegen hat, Anwendung finde, ift um fo aweifelhafter, 
als am Schluffe des zweiten Stüdd der Statuten gleich- 
jam nachtragsweiſe nur nod) bemerkt wird: 


— »Nimmt eine Witwe, die Kinder hat, einen 
(zweiten) Mann, und zeuget abermald Kinder mit 
diefem Dann, und wollen das Gut theilen, fo fol 
der Mann nehmen das feine, fo er der Frau zu⸗ 
brachte, ohne Schuld (meldhe vom gemeinen Gut 
bezahlet werden foll) und fol fich zu feinem Gute 
ziehen als ein Stadtrecht ift ?*).« 


Den Schlußworten diefes Paſſus zufolge, würde 
alſo der nachgebliebene zweite Chemann in dem conereten 
Theilungsfalle lediglich fein eigenes inferirtes Vermoͤ⸗ 
gen aus der Gutsmaſſe zurüdempfangen, und trifft viele 
Suppofttion auch mit der im achtzehnten Artikel für einen anas 
logen Ball gegebenen Beftimmung in foweit zufammen, als 
durch Ddiefen Artifel dem Manne bei einer. Theilung mit 
feinen eigenen Kindern die Hälfte des Vermögens nur 
dann zugefichert wird, »wenn er das Gut erworben hat.« 








31) Wahrſcheinlich ift diefer Paſſus einen derjenigen Bufäge, 
welche man 1401 zu den Statuten.gemadt und gewöhns 
R Gh buch Kreuze von dem urfprüngliden Texte abges 
fondert hat, 
Of. Hagemann, k c. 35, 86, 11h, not. *). 
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Entgegengeſetzten Falls will die Praxis den Mann ſogar 
auf eine Virilportion beſchraͤnkt wiſſen!“) — 

Nun iſt aber noch die Frage aufzuwerfen: in welchem 
Verhältniſſe die Kinder zweiter Ehe in dieſem Falle zu 
ihren Halbgeſchwiſtern ftehen, und mit diefen bei der Theis 
lung des gemeinen Guts concurriren ſollen? 

Daß fie zu dem Nachlaffe ihrer gemeinfchaftlichen 
weil. Mutter gleich berechtigt find, verfteht fich freilich 
ohne Weiteres von ſelbſt. Allein das Vermögen des er⸗ 
ften Mannes verfelben anlangend, ſcheint Diefes kein Ge⸗ 
genftand der allgemeinen Theilung fein zu Finnen, 
vielmehr den Kindern erfter Ehe zur Specialtheilung 
überlafien werden zu müflen ?®’). Denn da deren, 
fhon por ihrer, zur zweiten Ehe gefchrittenen Mutter vers 
ftorbener Bater ihre Haldgefchwifter, die Kinder zweiter 
Ehe, möglicher Weife nicht etwa adoptirt haben kann, und 
ohnehin der Vater Diefer Kinder fein Vermögen nicht 
mit zür Theilung bringen, vielmehr ftatutenmäßig für ſich 
aus der Maffe zurüdnehmen darf, fo würde den Kindern 
erfter Ehe offenbar Unrecht widerfahren, wenn fie deſſen 
ungeachtet, den Vermoͤgensnachlaß ihres weil. Vaters in 
der Theilungsmaffe Iaffen, folglich ihren Halbgefchwiltern 
eine Theilnahme daran geftatten follten, während beren 
Bater fein zurüdgenommened Vermoͤgen anfcheinend le⸗ 
diglich auf feine Kinder fol vererben dürfen. — Freilich 
bliebe nun noch die Vorausfegung übrig, daß die Kinder 
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32) Ci; Schwanemann, loco cit. 

33) Im zweiten Stüde Art, 18. der Statuten heißt es naͤm⸗ — 
lich ausdruͤcklich: „Der Vater oder die Mutter vererbet 
auf das Kind und das Kind vererbet wieder auf feinen 
Vater oder auf feine Mutter.‘ 
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erſter Ehe ihre Abfindung aus dem Nachlaſſe ihres vorver⸗ 
ſtorbenen Vaters ſchon fruͤher erhalten hätten, und das 
Statut nur eine Theilung beziele, die lediglich das Ver⸗ 
mögen der gemeinſchaftlichen weil. Mutter zum Gegen- 
ftande habe, — oder aber, daß bei der Heirath, der Mutter 
von Seiten deren zweiten Mannes eine Einkindſchaft Der 
Kinder erfter Ehe Statt gefunden hätte, in Folge welcher 
diefe mit ihren Halbgefchwiftern gleiche Exrbrechte an Dem 

Nachlaſſe deren Baters erworben hätten, und foldhen fet- 

ner Zeit gemeinfchaftlich unter fich theilen würden. 

So wie jedoch das Statut einer folchen Einkindſchaft 
gar nicht erwähnt und eben fo wenig von einer etwaigen 
Particular- Abfindung der Kinder aus dem Vermögen 
ihrer gemeinfchaftlichen weil. Mutter ausprüdlich die Rede 
it: die in dem betreffenden Artikel 17. vorlommenden 
Worte: | 

»man wolle das Gut theilen, fo da ift« 


vielmehr eine Oefammttheilung vorausfegen laffen, 
fo wird auch eine etwaige Einkindſchaft in Diefem Falle 
um fo weniger anzunehmen fein, ald dieſe dem Adoptiv: 
"vater nicht erlauben würde, bei einer ſolchen Gefammt: 
theilung fein Vermögen davon auszufchließen, um bafjelbe 
lediglich auf feine eigenen Kinder zu vererben. 

Um nun in diefem alle, über welchen die dunfeln 
Statuten nicht klar und confequent beftimmen, zu einem 
Refultate zu gelangen, welches ſowohl dem Rechte, wie 
der Billigfeit entfpricht, ‚fcheinen ſowohl in diefem, wie in 
jenem Theilungsfalle drei Borausfeßungen unterfchieden 
erben zu müflen, nämlid) e8 Hat bei Gelegenheit 
der anderweiten Verheirathung * aa at 
ten: i 








- 


a. nur eine Barticular- Abfindung der Kinder erfter 
Che aus dem Nachlaſſe deren — in 
oder Mutter, 

pder 

. b. vielmehr eine Geſammitheilung des ganzen aͤlter⸗ 

lichen Nachlaſſes, 
ſo wie 

c. gleichzeitig auch eine Einkindſchaft der Kinder er⸗ 
ftet Ehe von Seiten deren Stiefvaters oder Stief— 
mutter Statt gefunden oder nicht. 

In dem erften Falle hätten die Kinder ihre theil⸗ 

weiſe Abfindung bereits erhalten oder nicht. 

Waͤre jenes der Fall, fo wuͤrden fie jetzt nur hc den- 
Bermögensnachlaß ihres zuletzt verftorbenen Vaters oder 
der. Mutter in Gemeinfchaft mit den Kindern zweiter Che 
zu gleichen“ Theilen zu theilen haben. Hätten fie aber 
jene Bartienlar-Abfindung zur Zeit dieſer Theilung noch 
nicht erhalten: fo würde ihnen diefelbe nunmehr als ein 
Pre&cipuum vor ihren Halbgeichwiftern annoch zu Gute 

kommen müſſen. 

Im zweiten Falle aber würden die Kinder ifier 
Ehe, als bereit abgetheilt und gefchieden in Gemäßheit 
der Statuten Stück 2. Art. 3. feinen weitern Antheil an 
dem DBermögendnachlaffe ihrer weil. Eltern haben; viel- 
mehr die bermalige Theilung lediglich zwifchen ihren: 
Stiefgefchwiftern, und deren Vater oder deren Mutter uw 
zulegen fein, e8 fei denn, daß 

(im dritten Falle) bei der zweiten Verheirathung 

zugleich eine Einfindfchaft jener Kinder von der einen oder 
anderen Seite Statt gefunden hätte. Wenn diefe erfolgt, 
fo würden die Kinder der erſten mit denen ber zweiten 
Ehe an ‚dem Vermögensnachlafle ihres resp. Stiefvaters 
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oder dee Stiefmutter annoch gleiche Erbrechte haben; es 
fei denn, daß den Kindern lebter Ehe bei der Verheira⸗ 
tbung deren Baterd etwa ein Precipuum aus. feinem 
Nachlaſſe wäre beftimmt worden, welches fie ſodann bei 
demnächftiger Theilung deſſelben vor ihren Halbgefchwiftern 
vorab zu empfangen hätten. 

(Bortfegung folgt.) 


1. Eine Entſchädigungsklage findet gegen ven 
Spediteur, welcher gegen eine erhöhete Spedi⸗ 
tions⸗Gebühr und auf fein Rifico es unternom: 
men hat, durch die Douanen-Linie die Waaren 
unverfteuert durchzubringen, wenn fie confiscirt 
worden find, nicht Statt. 





In Sachen T..Klaͤgers, Appellaten und Leuteraten, 
wider den St., Beklagten, Appellanten und Leuteranten, 
wegen Entſchaͤdigung, erkannte die Celleſche JuſtixCanzlei 
nach einem ex transmisso von der Univerfität Goͤttin⸗ 
gen eingeholten Urtheile am 10. März 1826: 
daß die erhobene Entfchäniguiigsffage für an fih 
unftatthaft zu achten, und daher der Kläger damit, 
jedoch unter Compenſation der Koften, abzumeifen 
ift: 

Die Zweifel: und Enticheidungsgründe der Univerfl 
tät Göttingen find in fo weit, als fie hierher gehören, 
folgende. \ | 
Es möchte zwar feheinen, daß die vom Kläger erho⸗ 
bene Entſchaͤdigungsklage allerdings für an ſich flatthaft 
zu achten je, 

weil 1) ein nur auf Umgehung auswärtiger Zoll: und 
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Steuer⸗Geſete gerichteter Vertrag uͤberall kein unerlaubtes 
Geſchäft enthalte; maßen bürgerliche Geſetze außerhalb 
Landes fuͤr Auslaͤnder keine verbindliche Kraft haben, und 
"ach nach allgemeinen Grundfägen, darin nichts Unerlaub⸗ 
tes Tiege, daß man folchen fremden Geſetzen, welche bloß 
willführliche Staatseinrichtungen, wie die Zolls und Acciſe⸗ 
Abgaben, betreffen, entgegen handle, zumal unter den vors 

fommenden Umftänden, da die preußifchen Zoll-Abgaben 
fir die ©. . der Hanbelsleute, weil dad Amt C. vom 
preußiichen Gebiete ganz enclavirt liege, Außerft druͤckend 
feien, und daher fothane Zollumgehung auch durch die 
Noth gerechtfertigt werde; 


insbeſondere aber 2) der Kläger, durch die Se 
des ihm vom Beklagten auf deffen Riftco gegen eine erhös 


hete Spebitiond-Gebühr angebotenen Waaren- Transports 
durch das Breußifche, feiner Seits nichts Unerlaubtes be- 
gangen habe, da er das preußifche Gebiet nicht betreten, 
aud) ed dem Beklagten lediglich überlaflen, durch welche 
Mittel derfelbe die dortigen Zoll-Abgaben zu vermeiden im 
Stande geweſen fein möchte, wie denn auch in dem ber 
Klage zum Grunde liegenden Berpflichtungsfcheine des Bes 
klagten, bloß das Riſtco des Transports übernommen, 
nicht aber eine Zoll⸗Defraudation verfprochen worden; 
überbieß auch 3) Die Analogie von dem, was bei ber 
See⸗Aſſecuranz allenthalben Rechtens fei, auf das hier 


vorliegende Verficherungsgefchäft, anwendbar fei, nämlich: 


daß folche Verficherungen, welche nur den Gefegen fremder 
Staaten zuwider laufen und namentlich die Aſſecuranz von 
Gütern, welche nad) fremden Geſetzen Contrebande find, 
für völlig erlaubt und gültig geachtet würben. 

Dem zufolge Tönnte dem erften Anfehen nach die Leu⸗ 
terungsbeſchwerde des Beklagten als ungegründet erfcheinen, 
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jeboch rechtfertigt ſich bei näherer NR dad von ung 
gefällte Urtheil. 
Denn was bie Statthaftigfeit * Unſtatthaftigkeit 
der erhobenen Klage betrifft, ſo ſtnd 1) nach klaren geſetz⸗ 
fichen Verordnungen, alle Vertraͤge, welche gegen ſchlech⸗ 
terdings gebietende oder verbietende Geſetze geſchloſſen wer 
den, unguͤltig und unverbindlich, mithin nicht klagbar 
zwiſchen ben Contrahenten. Und dahin gehören jederlei 
Berträge, welche unerlaubte Handlungen — und be 
fördern, 
L. 7. $14 un I6D. —— 
L. 27. 8. 3: eod. tit. 
L. 8. D. de cond. ob. turp. caus. 
L 5. Cod. eod. Ä 
und namentlich die Aufträge yerbotener ; Sebtiagen. 
Mun iſt es aber 2) actenkundigermaaßen bei dem in 
Frage ftehenden Vertrage von beiden Seiten auf die De 
fraudation der preußifchen Zoll⸗Abgaben, fomit auf eine 
amerlaubte und firafbare Handlung abgefehen geweſen und 
gerade barauf hat ſich das laut des producirten Scheine, 
vom Beklagten übernommene Riſtco des Transports bezogen. 
Dabei kann es 3) auch im Weſentlichen Feine Aende⸗ 
zung machen, Daß der fragliche Vertrag zwiſchen Audlän- 
bern und im Auslande gefchlofien morben if. Denn nichts 
defto. weniger bezweckte der Vertrag die Begehung eines 
Verbrechens im preußiichen Gebiete, maßen die Strafge 
ſetze eines Landes. fiir Jeden, der. das Land betritt, ver 
bindlich find. Es iſt daher ſothaner Vertrag, nach ben 
. ‚oben angezogenen Geſetzen für nichtig und unter den Con⸗ 
trahenten unverbindlich zu. achten. 
Und das um fo. mehr, da. A)..die: Defraubation fan 
diger Staatsabgaben allenthalben: verBosen: und verpont 
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if, auch eine BR allgemeinen Prinzipien wiverrechtliche 
Handlung: enthält, wobei namentlich das Umgehen der Zölle 
durch heimliches Transportiren, wegen der leicht daraus 
entftehenden  Thätlichfeiten und ſchweren Perfonen : Miß: 
handlungen befonders gefährlich erfcheintz alle diefe Rüd: 
fihten aber zwifchen Unterthanen von Bundes⸗Staaten in 
noch ftärkerem Maaße eintreten. 

Was 5) dabei befonders den Kläger für feine Perſon 
angeht, fo find die von ihm vorgewandten Behelfe unhalt: 
Dar; denn daß e8 auch von feiner Seite auf die heimliche 
Umgehung der preußifchen Zölle,| fomtt auf ein im Preu⸗ 
Bifchen zu begehendes Verbrechen abgefehen gewefen, wird: 
durch die felbftredenden Thatumftände außer Zweifel gefebt, 
und iſt auch von ihm felbft eingeräumt, indem er aus⸗ 
druͤcklich anführt, daß er die fragliche Zollumgehung wegen 
- der großen Bebrüdung der & . . . der Handesleute durch 
die preußifchen Zollabgaben als eine Art von Nothmittel 
für unbedenklich geachtet habe. Und der Umftand, daß er 
felbft nicht das preußifche Gebiet betreten habe, kommt ihm 
nicht zu ftatten, weil bei aufgetragenen oder bedungenen Ver: 
brechen ber Auftraggeber oder Dingenbean dem von dem Be: 
auftragten over Gebungenen begangenen Delict Theil nimmt. 

L. 1. $. 12. D. de vi et vi armata. 

. L. 15. 8. 8. D. de injuriis. 
fo wie denn auch dadurch, daß die preußifchen Ducdfihr: 
‚zöle für die &. .. ver Handelsleute befchwerlich find, Die 
Zoll⸗Defraudation keinesweges gerechtfertigt wird. 

So viel übrigens 6) Die bei der See-Afferuranz vor: 
kommenden Rechte betrifft, fo Fann — wenn man auch den 
oben aufgeſtellten Sat für einen ausgemachten allgemeinen 
gültigen Seerechts⸗Grundſatz annehmen wollte — doch nicht 
das, was bei einem ſo ſpeciellen Inſtitute eintritt, auf 
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andere Berträge ausgedehnt werden, zumal in Bunften, 
wobei es, wie hier, auf eine Abänderung des gemeinen 
Rechts ankommt; nicht zu gedenken, daß nicht einmal 
söllige Gleichheit der beiden beftaglichen Zälle vorhanden 
if. 

Dem allen zufolge ift die erhobene Klage für an fich 
unftatthaft zu achten, und daher dad Erfenntnig vom 17. 
Mai 1822 abzuändern geweſen. 

Den Koftenpunct anlangend, wird die Kane Com: 
penfation der Proceßkoſten theild dadurch, daß die bishe 
zeigen Erkenntniſſe über die Statinehmigfeit der Klage gün⸗ 
ftig für den Kläger auögefallen, und theild durch die nicht 
zu verfennende Zweifelhaftigfeit der Sache, gerechtfertigt 
Jedoch find davon Die jebigen Acten= Berfchidungstoften 
auszunehmen gewefen, welche dem Beflagten, auf deſſen 
Berlangen die Berfendung gefchehen, allein zur Laft fallen. 

Gegen dieſes Erfenntniß verfuchte der Kläger Die Ap⸗ 
pellation an das höchfte Tribunal zu Celle, allein dieſes 
verwwarf ohne weitere Acteneinforderung fofort die Appelle- 
tion, indem ed auch die Klage für an ſich unftatihaft 
hielt, und fo wurde auf Antrag des Beklagten vermittelft 
Decrets Königlicher Juſtiz-Canzlei zu Celle de 16. Febr. 

‚41827 jenes Urtheil vom 10. März. 1826 für EESIERATNS 
erklärt. n 


Verlegt von Herold und Wahlftab in Lüneburg. 
Gedrudt bei A. Podwig in Stade. 





Auriſtiſche Zeunng 
für das Konigreich Haunover. 
1842. xvn. Jahrgang. IT. Sf. MM 


Abhandlungen und Nechtsfälle. 


I. Rescriptum’Summi-Tribunalis, daß die Vor⸗ 
fohrift der Hildesheimſchen Hofgerichts-Ordnung, 
wornach in rebus arduis aufs Höchfte -zwei 
Dilationen zu verftatten, durch den Gemeinen 
Beſcheid ver Hildesheim'ſchen Juſtiz ⸗Eanzlei 
vom 17. Auguſt 1816 weder abgeändert ſei, 
noch habe abgeändert werden können. 




















Mir Ernft Auguſt, von Gottes Gnaden, Koͤnig 
von Hamover, Koͤniglicher Prinz von Großbritannien und 
Irland, Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunſchweig 
und Lüneburg ꝛc. Unſern geneigten und gnäbigften Willen 
zuvor. Defte, Ehrenvefte, Hochgelahrte Räthe, liebe Getreue! 
Wir haben erhalten, was ihr in Sachen des Ober: 
bergfactors Cramer von Clausbruch, Querulanten, wider 
den Adermann David Niens in KleinDöhren, Querula⸗ 
ten, in puncto Meierzinfe, unterm — d. J. an Uns 
eingeſandt und berichtet habt, und der ropeiliche Anſchluß 
ergiebt, was wider euer Decret vom 5. Juni v. J. que- 
— bei Uns vorgeſtellt und gebeten worden iſt. 
Da nun die Hildesheimſche Hofgerichts = Ordnung 
vom Jahre 1730,, im. Tit. X. 8. 3.*) ausbrüdlih und 


*) Ertraet aus der ‚Bitdesgeimfen Hofgerichte » Ordnung 
vom Sahre 1730. Tit. X. $. 3 

Wir wollen aber Unferm Lofrichter und Beiſitzern un⸗ 

benommen und frey gelaſſen haben, in rebus arduis auf 
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deutlich vorfchreibt, daß in rebus arduis auf genugfame 
der Partheien-Beicheinigung, aufs Höchfte zwei Dilas 
tionen zu verſtatten feten, hierin aber durch Gemeine Be 
ſcheide Unferer dortigen Juſtiz⸗Canzlei nichts geändert wer⸗ 
ben Tonnte, weil dergleichen Befcheide nur neben dem 
Geſetze, nicht aber gegen daſſelbe und im Widerfpruche 
damit Gültigkeit haben Fönnen, indem Unferen Gerichten 
eine gefeßgebende Gewalt nicht beigelegt ift und die ihnen 
zuſtehende gerichtliche Polizei⸗Gewalt nicht foweit ausgedehnt 
werben darf, ohnehin auch in den 88. 2. und 12, bed von 
euch angezogenen Gemeinen-Befcheides vom 7. Augufl 1816 *) 





senugfame der Partheien Beſcheinigung, eine aufs Hoͤch⸗ 
file zwei Dilationen zu verftatten, auch wohl nad Bes 
fhaffenheit dee Sachen als in causis spolii, mandatorum 
S. C. executionis, und anderen privilegirten Sachen, 
welche celerem 'executionem erfordern, dem Befinden 

nad kürzere Termine zu präflgiren. 
*) Ertract aus dem Gemeinen-Befcheibe der Königlihen Ju⸗ 
ſtiz⸗-Canzlei zu Hildesheim, vom 17. Auguft 1816: 

$. 1. 

Die Orbnungsfeift zu den gerichtlichen Verhandlungen 
begreift in der Regel und, wenn nit bie Dringliäteit 
des Falles eine Ausnahme veranlaffen En vier Vo⸗ 


den. 


$. 2. 
Eine einmalige Dilation berfelben findet auf bat Ge⸗ 
ſuch der Parthei, wenn ſie diejenigen Urſachen anzeigt, 
welche ſie verhindern, der gerichtlichen Auflage Folge zu 
leiſten, zwar keine Schwierigkeit und wird die Dauer ber 
Nachfriſt nah Maaßgabe der Umftände beflimmt werben, 
allein eine zweite Nachfriſt wird nur unter Befheinigung 
erheblicher Behinderungsgrände und eine dritte Nadfeift 
in der Regel gar nicht geftattet. 
§. 12. 
Da die Parthei innerhalb ſechs Wochen hinlaͤngliche 
Zeit gehabt hat, ihre Beſchwerden zugleich mit ber Eins 


i 
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eine wirkliche Abänderung ber erwähnten Beſtimmung 
der Hofgerichtd = Ordnung nicht zu befinden iſt; nun 
aber dieſer lesteren die von euch durch das Deerei vom 
26. April 1844 gefchehene Bewilligung fogar einer vierten 
Dilation, behuf Rechtfertigung der von dem Querulaten 
eingelegten Appellation, geradezu, wiberftreitet, und dann, 
aus dieſem Grunde, mittelft Unſeres in beglaubigter Ab: 
ſchrift anliegenden heutigen Beſcheides, gegenwärtiges re- 
scriptum ex capite nullitatis an eud) erfannt worden; 
fo Habt ihr, unter Befeitigung eures Beſcheides vom 
5. Juni 1841, und desjenigen vom 17. Mai 1841, fo wie 
unter Einziehung eurer Derrete vom 24. Mär; und 26, 
April 1841, die von dem Beklagten, jetzt Querulaten, bei 
euch angebrachte Appellation für deſert zu erklären, auch 
denfelben in die, Durch des Querulanten Remonftration 
wider das zulegt gedachte Decret "und in ber Leuterungs⸗ 
Inſtanz erwachſenen Koften zu verurtheilen. 

‘Die eingefandten Acten ‘erfolgen hierneben zurüd. 
Hieran gefchieht Unfer gnäpigfter Wille und Wir find euch 
mit geneigt: und gnäbigftem Willen heigethan. 

Gelle, ven 8. Juni 1842. 
Ad Mandatum Sacræ Regie Majestatis proprium. 
(ge) ©. Oſten. 
bie JuftigeCanzlei, 
zu Hildesheim. 


Strampe. 


Einführung der Appellation zu fpecificiren und rechtlich 
zu begründen; fo foll bei Anzeigung erheblidier Verhins 
berungsgründe eine Erftredung dee Katalien zur Rechts 
fertigung der Appellation auf einen Monat vermilligt 
‚werben, eine weitere Erfiredung aber nicht flatt haben, 
ald wenn die Fortdauer der angezeigten Behinderung oder 

ber Eintritt neuer Umſtaͤnde ie Art ieregend be⸗ 
ſcheinigt wird. 


3% 


53 * 


11. Verſuch einer Darſtellung der Erbfolge und 
Theilungsprincipien nach den Statuten der 
Stadt Stade. 

Gortſetzung.) 





Geſeßt nun 3. B. den Fall, A. Hätte mit B. in erfier 
Ehe 4 Kinder erzeugt, und biefe würden bet der Wieder⸗ 
verheirathung der B. mit C. zufammen mit 400 Thalern 
abgefunden, fie erhielten diefe aber nicht fofort ausgezahlt; 
B. und E. erzeugten in zweiter Ehe noch zwei Kinder, 
und die B. ginge fovann mit Hinterlaffung eines Vermoͤ⸗ 
gens von 1200 Rthle. mit Tode ab: fo würden bet einer 
Thellung diefes Nachlaffes die vier Kinder erfter Ehe ein- 
fhlieglich jener 400 Rthlr. die noch im Nachlaſſe ftedten, 
im Ganzen 933 9 8 99, deren beide Halbgefchiwifter 
aber nur 266 «P 16 996 bekommen. Statt deren ficdhert 
nun dad Statut 1. c. den Kindern zweiter Ehe ohne 
Ruͤckſicht auf deren Zahl die Hälf te der Theilungsmafle, in 
biefem Falle alfo 600 «P zu, und läßt außerdem deren Bater, 
fein Vermögen zurüdnehmen! Geht aus dieſem Beifpiele 
nicht Deutlich hervor, wie jehr Die Kinder erfter Ehe gegen ihre 
Halbgejchwifter benachtheiligt werden würden, wenn: bie 
Theilung des Vermögens deren alleinigen Vaters und 
ber gemeinſchaftlichen Mutter, oder umgekehrt, nad) 
dem wörtlichen Inhalte des stat. II. 17. follte vorgenom⸗ 
men werben ? | 

Es wird daher den Kindern erfter Ehe, wenn dieſe 
aus dem Nachlafie ihres zuerft verftorbenen Vaters, ober 
deren Mutter nicht etwa fchon zur Zeit der Wiederverhei⸗ 
rathung des nachgebliebenen Gatten durch eine fogenannte 
Tobtheilung völlig abgefunden worden, derſelbe vielmehr 
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noch in der Guͤter⸗Maſſe ſteckt, dieſer Nachlaß bei ver fpätern 
Zheilung mit. ihrem Stiefvater und beflen Kindern ent= 
weder vorab auszuantworten, oder biefer, wie bie Stief- 
‚mutter ebenfalls fchuldig zu erkennen fein, auch das von 
ihm oder ihre in die zweite Ehe eingebrachte Bermögen tm 
der Maſſe zu laſſen, folglich gleichmäßig mit zur Theilung 
zu bringen, und zwar um fo mehr, ald aud) in bem fol- 
genden, analogen Theilungsfalle der nachgebliebenen Gat⸗ 
tin wenigftens nicht ausdrüdlich geftattet worden, ihr 
inferirted Brautfchabvermögen aus der Maſſe vorab zurüd 
zu nehmen ?*). 
8. IX. 

Wenn nämlich die Ehe kinderlos geblieben war, 
und der Mann vor ſeiner Frau verſtirbt, und dieſe nun, 
ſei es freiwillig oder weil ſie zufolge ihrer anderweiten 
Verheirathung dazu genoͤthigt wird, mit den Verwandten 
ihres weil. Mannes Theilung zulegt: ſo ſollen nach dem 
Art. 9. Stück 2. der Statuten nur die Schulden von dem 
gemeinen Gut abgezogen und das, was alsdann noch »da 
iſt,« zur einen Hälfte auf fie, zur andern aber auf des 
Mannes nächte Erben vererbt werben. 

"Wäre Dagegen die Frau vor ihrem Manne mit Tode 
abgegangen, fo erbt dieſer die Hälfte des Vermoͤgens, 
welches fie ihm zugebracht, während er bie andere Hälfte 
bed Brautſchatzes den nächften Erben der rau auszufehren 
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34) Of. Zur, Zeitung, 1. c. ©. 105. Darnach ſoll allerdings 
von Anderen, 3. B. Pufendorf, Tom. 1. Obs. 86. bes 
hauptet worben fein, daß bie Fraw auch in biefem Kalle 
ihre Illaten zuruͤcknehmen, dürfe; indeß wird mit Recht 
dabei bemerkt, daß die Worte bes Statuts diefer Ausle⸗ 
sung entgegenflehen. 


\ 


bat. Das übrige Vermögen wird vom Manne auf feine 
Erben transferirt *°). 
€ e 6.X. 
Nach dem Tode beider eltern find eNDeNDE 
[3 a. nur Kinder einer 
ober 
b. mehrerer Chen 
da und diefe letzteren Falls entweder eingekindichaftet, fo 
wie die Kinder überhaupt entweder 
aa. noch ſaͤmmtlich unberathen, oder 


bb. einige oder alle ſchon ——— ausge⸗ 
ſteuert, oder aber 


ce. bereits gänzlich abgefunden worden mit be⸗ 
ſcheidenem Gute. oder nicht, 
oder endlich 


c. gar feine Kinder vorhanden. 


ad a. Wenn bei dem Tode der eltern deren Kin 
der noch mit ihnen in der Gütergemeinfchaft: lebten, alfo 
noch Feines derſelben abgefunden oder abgefondert worden 
war, fo wird der älterliche Vermögensnachlaß unter fammt- 
liche Kinder ad stirpes zu gleichen Theilen vertheilt. 
Wäre aber das eine oder andere Kind von feinen Aeltern 
bereitd gänzlich abgefunden worden »mit befchievenem 


Gute,« fo würde daffelbe nad) der ohne Unterfchied in den 


‚ 35) Hagemann, Bd. 6 ©. 226., ift dagegen ber Meis 
nung, daß der Mann den ganzen Brautfchag feiner 
Frau deren Erben herauszugeben habe; allein in ber 
Juriſt. Zeitung, S. 106, wird diefe Anſicht für unrichtig 
erklärt. | | | 
Ch. Schwanemann's Commentar .ad Stat. IL, 9. 
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Statuten oft wiederkehrenden Beſtimmung »mit dieſem Gute 


beſitzen bleiben« alſo von der Erbtheilung ausgeſchloſſen 
fein. Dies beftätigt unter Andern des britten Stüds 
fechBter .Artifel, welcher fo lautet: 


»So Semand feinen Sohn oder feine Tochter 
ausgiebt mit gewiſſem Gute und ſein Sohn und 
ſeine Tochter mit ihrem Vormunde damit zufrieden 
iſt, zu der Zeit und man das bezeuget mit guten 
Leuten, fie ſollen damit befigen bleiben, ed mag 
weniger oder mehr fein, als ihnen gebühren 
möchte. 
Und fo welche in dem Haufe bleiben, bie folfen 


haben alles Das andere Gut, Das darüber ifl, 


ihres Baters und ihrer Mutter,« 
womit die Worte des 15. Art. 2. Stüds: 


— 


»Und iſt ein Kind ausgegeben mit beſcheide⸗ 


nem Gute, das foll mit feinem Gute befiten 
bleiben, es fei wenig ober viel,« 


völlig übereinftimmen. Hätten dagegen einige oder alle Kin- 
ber von ihren Aeltern nur erſt eine theilweiſe Abfindung, 
etwa einen Brauͤtſchatz oder fonftige vorläufige Ausfteuer, 
erhalten, fo würde nichts defto weniger der älterliche Nach: 
laß unter fie alle zur Theilung Tommen ?°), die vorhin 


36) Von diefem Falle werden die Worte bes Statuts (II.2.) 
„Wären die Eltern beibe tobt, das Gut fol fallen auf 
bie Kinder ſaͤmmtlich, fie mögen abgefondert ſeim oder 
nicht, zu verflehen fein, welche font mit dem beutlis 
hen Wortinhalte anderer Statuten, namentlid, bes Aten 
und I5ten Artilels des zweiten Sthds im Widerſpruche 

ſtehen würden, 

Cf. Runde, 1. c. $. 608. a. 





Be. — 
echaltene Ausſteuer jedoch von den betreffenden Interefienten 


zu conferiren fein: 
ad b. Bek dem Daſein von Kindern aus mehreren 

Ehen würde zunaͤchſt die Frage fein, ob zwiſchen ihnen 
sine Einkindſchaft beſtehe, oder nicht? Denn wären Die 
Kinder erfter Ehe von ihrem resp. Gtiefoater oder Der 
Stiefmutter nicht aboptirt worden, fo würde nad) der be 
reits früher näher entwidelten Anftcht eine Abfonderung 
der betreffenden älterlichen Vermögenstheile der einen oder 
andern Kinder Statt finden,. die Geſamm ttheilung alfo 
lediglih den Nachlaß des gemeinfhaftlichen Vaters 
oder der Mutter zum Gegenftande haben, während bie 
übrigen Vermögensquoten unter bie betreffenden Kinder 
zur Specialtheilung kommen und etwaige fruͤhere 
Particular⸗Abfindungen ſowohl in der einen, wie der ans 
dern Theilung von den resp. Empfängern zu conferiren 
fein würden. 

Der von diefem Theilungsfalle redende 15. Artikel 
des Statuts ſcheint indeß das Daſein einer Einkindſchaft 
ftillſchweigend vorauszufegen, indem daſſelbe gar keinen Un⸗ 
terſchied der Kinder zweier Ehen ſtatuirt, ſondern nur an⸗ 
nimmt, daß das Gut noch ungeſchieden und ungetheilt ſei, 
und dann beſtimmt: 
| „Wollte man das Gut theilen, fo follen bie 

Kinder das Gut theilen gleich ihres Vaters und 
ihrer Mutter. Die einen Kinder follen e8 haben 
halb, und die andern halb. — Und ift ein Kind 
4. ausgegeben (d. h. abgefendert) mit befcheidenem 
Gute, dad fol mit feinem Gute beſitzen bleiben, es 
ſei wenig ober viel. — Aber die Schulden fol 
man ja zuvor bezahlen. von dem BEREHER und dem 

ganzen Sutea — . 2. 2a... 
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- Während alſo die ganze Maſſe unähf in zwei 
gleiche Theile zerfällt, wird jeder derſelben unter die be⸗ 
treffenden Kinder nach Köpfen vertheilt. Geſetzt num, es 
feien aus-erfter Ehe vier, aus der zweiten aber nur zwei 
Kinder vorhanden, welche. noch nicht abgefunden wor 
Dem, und die ganze Erbmaſſe betrüge 1000 Thlr., fo wuͤrde 
jedes jener A Kinder zu feinem Antheile 125 Thlr.; jenes 
Diefer zwei aber 250 Thlr. befommen. ; 

ad c. Für.diefen dritten Fall entfcheivet ohne Wer 
teres das Statut felbft,. welches naͤmlich im 1. Stud, 
Art. 2. beſtimmt: ; 

EA »Mären.aber Feine Kinder da, das Gut fiele 
auf die nächften Freunde (Verwandte) an beiden 
Seiten, halb auf des Vaters (Mannes) Freunde, 
und halb auf Det Mutter Frau) Freunde.« 


XL 


. belle ſteht es Eheleuten, welche keine Kinder ha⸗ 
ben, auch frei, ad pias causas Schenkungen zu machen. 
»Waäre es auch« — heißt es nämlich. im 9. Art. des 2. 
Stücks der Statuten — »daß ihrer beiden einer Etwas zu 
milden Gaben geben wollte, das ſoll er thun von dem 
Gute, welches auf ſeine Erben fallen mag. 

Doch iſt hiervon das Erbgut ausgenommen, denn 
das mag Niemand geben ‚ohne Erben-Erlaubniß. Stat. 
I. & und III. 4. Einen vesfallfigen Rechtöftreit theilt 
v. ae in —— IuziRijchen —— Th. 1. S. 
718 mit. | 

Eben io. ‚wenig leidet e8 einen Zweifel daß ſolche kin⸗ 
derloſe Ehegatten auch fremden Privatperfonen Legate 
gewähren, fo. wie in letztwilligen Verfügungen fih gegen- 
feitig ſelbſt Schenkungen machen, oder vielmehr zu 
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Erben des von ihnen erworbenen Bermögens einfegen duͤr⸗ 
fenꝰ7). 

Doch tft im Art. 8 Stil 2. der Statuten ben 
snächften Freunden«e das Recht eingeräumt, einer: folchen 
„Schenfung« zu widerfprehen. »So Jemand aber ber 
Schenkung wiverfpricht, der fol fle ‚binnen Jahr und Tag 
(d. h. innerhalb einem Ihhre und ſechs Wochen) ungültig 
machen.« Indeſſen wird dieſe Anfechtungsbefugnig wohl 
lediglich den fogenannten Rotherben, namentlid) den etwa 
noch am Leben befindlichen Aftendenten und zwar nur in 
fo weit zugeſtanden werden bürfen, als fie Dadurch etwa 
in dem ihnen gemeinrechtlich gebührenden Pflichttheil vers 
lebt worben ?®). z ; 

8. XI. 


Nachdem nun in den vorftehenden Paragraphen bie 
verfchiedenen Gütergemeinfchafts-Verhältniffe und die darin 
sur Anwendung zu bringenben Theilungöprineipien entwickelt 


[) 


37) Wie man annimmt, follen nämlich die Anfangsworte bed 
I. Stüds, Art, 8.: „So ein Dann und eine Frau find, 
die ihr Gut zufammen geben,” mit: „Einer dem Aus 
dern reciproce vermaden, ober ſchenken gleichbedentend 
ſein. 

Cf. Hamburg's Geſetze, Tom. II. Pag. 317 sog. 
Nah Ramdohr, 1. c. S. 515, fol jedoch tie Frau außer 
ihrem Hausgeraͤthe und Leibeszeuge Nichts verſchenken 
bürfen. 

Daß übrigens Schenkungen unter Eheleuten nad ges 
meinem Rechte regelmäßig unguͤltig find, ift bekannt. 
Die Ausnahmen giebt Rambohr S. 524 an, 

38) Of, Schwanemann, l.-c. ad Stat. III, 

Einen Rechtsfall über die Berehnung bes Pflichttheils 
bee Großmutter nach den Stader — theilt Hans 
dohr L. c. Seite 619 mit. 
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worden, moͤgen ſchließlich noch einige Bemerkungen uͤber 
die ſtatutariſche Beſtimmung der Succeſſion einzelner Ver⸗ 
wandten folgen: 

1. Was zunaͤchſt die gegenſeitige Erbfolge der Aſcen⸗ 
denten und Deſcendenten anlangt, giebt das Statut im 
12. Act. des 2. Stücks die allgemeine Regel: 

»Der Vater oder! die Mutter vererbet auf dad - 
- Kind, und das Kind vererbet. wieber auf den ni 
ter oder auf feine Mutter.» 

Diefe, beziehungsweiſe mit der Beſtimmung bes rö⸗ 
mifchen Rechts zufammentreffende, Regel Ieivet jeboch nach 
den Statuten mehrere Abweichungen. Statt nämlicdy nad) 
dem gemeinen Rechte die Afcendenten mit den vollbuͤrtigen 
Geſchwiſtern zugleich zur Succeffion gelangen, werben nad) 
den Statuten die unabgetheilten Kinder (d. h. die 
fogenannten Hauskinder, welche mit ihren Aeltern annoch 
in dem gemeinfchaftlichen Gute faßen) ausfchließlich deren 
Geſchwiſter von den Aeltern allein beerbt. Wäre das 
gegen das ohne Defcendenz mit Tode abgegangene Kind 
etwa bei Gelegenheit der anderweiten Heirath feines Va⸗ 
terd oder der Mutter, bereits theilweiſe abgefunden 
worden: fo wird daſſelbe von feinen Aeltern und den uns 
abgetheilten Gefchwiftern und resp. Kindern ges 
meinfchaftlich und zwar nach Köpfen beerbt. 

Wenn aber endlich das verftorbene Kind von feinen 
Aeltern ſchon gänzlich »geſchieden und abgetheilet« wors 
ben war, fo werden im Gegentheile jene Succefforen von 
ben abgefundenen Gefchwiftern und resp. von deren 
ehelichen Kindern ausgefchloffen. 

Dieſe verfchiedenen Succeffionen der Afcendenten und 
resp. Gollateralen gründen fich auf das Statut Stüd 2. 
Art. 2. und 11. Diefer lautet nämlich im erften Theile: 
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»So ein Mann und eine Frau chelich — 
lommen und Kinder zeugen, und ſtuͤrbe ihrer (ber 
Heltern) einer, und wären die Kinder welche ab⸗ 
gefondert mit befchiebenem- Gut, und der andere 
GGatte) der. am Leben geblieben, befigen bleis 
ben wollte in dem Gut bis an fein Ende und be 
. gebe ſich alfo, daß deren Kinder einer flürbe, ohne 
Erben’), die abgefondert wären, dad Gut fol 
wieder fallen an feine Yeltern, die ohne Sat: 
ten. faßen und fo befigen bleiben wollten bis an 
. Abe Ende, weil das Gut ———— und 
—ungetheilet war.« 
Dagegen wird nun im Art. 2. beſtimmt: 
»So ein Mann. oder Frau Kinder haben, und 
der Kinder einige nach ihrer (der Aeltern) eines 
Tode abgeſondert worden, einige aber in den Guͤ⸗ 
„tem bleiben unabgetheilt, und es fterben einige 
+. von denen, Die gbgefondert waren, Das Gut 
(der abgefonderten Kinder alfo) ſoll fallen auf die 
Aeltern und die Kinder, die in den au unge 
theilt find.« 
0 ,Cf Art. 4. Stuͤck 2. 
Enplich fchreibt der Art. 11. im zweiten Theile hir 
fichts der nen Susceflion der Geſchwiſter vor: 





30) Wenn, atfe der seiforhene Sohn, ober bie Tochter etwa 
Defcendenten hinterlaffen hätte, fo würden diefe der obigen 

- Regel zufolge bie Afeenbenten und Colleteralen ihrer El⸗ 
“ tern nicht allein von ber Suecceffion in beren Rachlaß 
ausſchließenz ſondern umgekehrt dieſelben auch im 
großvaterlichen und reſp. dem Rachlaſſe ihres On⸗ 
kels, ober ihrer Tante, ſofern der eine, oder bie andere 
aa dee Abfonderung etwa ohne nes. —— 

repräßentiren. 
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Waren aber akle Kinder von ihrem Vater oder 

three Mutter gefhteden und abgetheilet mit 

ihrem Theile, fo vererbet das Kind auf das 

Kind (d. h. die Gefchmifter) die Schwefler auf den 
Bruder und der Bruder auf die Schwefter.«. 

Diefe letztere Erbfolge der abgefonderten Gefchwifter 

wird in dem folgenden Artifel faft mit denfelben Worten 

wiederholt, fo daß dieſe Succeffion der Eollateralen gleich 

jener der Afcendenten ohne Weiteres als in’ dem Statute 

vollkommen begründet erfcheinen möchte. Allein bei einer 

näheren Betrachtung und Vergleichung diefes Statuts mit 

Dem Artifel 2. des nämlichen Stücks bieten’ ſich dem prü⸗ 

fenden Auge erhebliche Zweifel und ſogar Widerſprüche 

dar. | 
(Schluß folgt.) 


121, Ein Meineidiger iſt, wenn ihm in einem Rechts⸗ 
ſtreite ein Eid deferirt wird, verpflichtet denf el⸗ 
ben zu referiren, wenn er ſich der Gewiſſens⸗ 
vertretung nicht bedienen kann, oder au | 

Rehtsfall. 
Digee von dem Herrn Adyocaten €. S0tf de er in 
Hitzacker. ws 





D — ob Jemandem, welcher FR iſt, 
ſchon einmal einen Meineid geſchworen zu haben nachher 
noch ein Eid deferirt werden koͤnne, und wenn man dieſes 
zugiebt, welche Folgen dieſe nachherige Eidesdelation habe? 
werden von den Rechtögelehrten auf fehr verfchienene Weife 
beantwortet; alle fuchen indeß Ihre Meinung durch c. 14. C. 
22. quest. 5. zu begründen. : Durch dieſes Geſetz werben 
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Ehrlofe und Meineidige für unfähig erflärt einen Eid abs 
zuleiften. Daraus folgert Reinhard, in feinem Hands 
buche des Civil⸗Proceſſes, IE S. 226. Nta. 4, daß einem 
Meineidigen, oder Ehrlofen unbedingt ein Eid beferirt wer⸗ 
den koͤnne, Malblanc folgert dagegen, in feinem Werke, 
doctrina de jurejurando 8. 7. ©. 16, aus biefem 
Geſetze, das Gegentheil, vertheidigt mithin die Unzuläffigs 
keit der Eidesbelation an einen Ehrlofen, oder Meinei- 
bigen. Bayer beantwortet diefe Frage, in feinen Borles 


fungen über den gemeinen Civil-Proceß S. 388 dahin: 
daß einem Meineidigen, oder Ehrlofen, ein Eid zwar Des, 


ferirt werben koͤnne, der Delat aber, den ihm veferirten 
Eid referiren oder fi) der Gewiffensvertretung bedienen 
müfle, denn er habe zwar die Fähigkeit zur Ableiftung, 
nicht aber zur Relation des Eives, oder zur Gewiſſensver⸗ 
tretung verloren. 

Unſere Landesgeſetze entſcheiden dieſe Streitfrage nicht, 
ſelbſt die Proceßordnung für die Untergerichte berührt fie 
mit keinem Worte, obwohl fle gewiß eine geſetzliche Ents 
ſcheidung verdient hätte, 

Dem Berfaffer diefes feheint Die angegebene Meinung 
von Bayer das Meifte für ſich zu haben, und vertheivigte 
er diefelbe mit Erfolg in einem Rechteftreite, welcher wohl 
ſchon wegen ber großen Seltenheit ‚einer - gerichtlichen Ents 
ſcheidung der obigen Streitfrage, einen Platz in Diefer Zeit 
ſchrift verdienen dürfte. Die Ehefrau B. aus F. klagte 
wider den Hauswirkh 2. zu B., der Beklagte habe ihr im 
November 1841 zwei Schweine verkauft,. Das eine gegen 
fofortige baare Zahlung von ihrer Seite, das IR auf 
mn Credit. ht 

Rad) Lichtmeß 1842 ſei der Beklagte zu: ihr RR 
wen und habe das Kaufgelb für das noch nicht bezahlte 


Schwein verlangt. Als fie dieſes nicht vollftändig habe 
zufammenbringen Tönnen, habe er ihr das Schwein eigens 
mächtig weggenommen. Sie trug auf die Herausgabe des 
Schweins, Beitrafung des Beklagten, wegen der wider fie 
verübten Eigenmadht und Verurtheilung deſſelben in die 
Procepfoften an. 

Für den Beflagten trat der Berfaffer dieſes als As 
walt auf und räumte ald folcher in der Vernehmlaffung 
ein, an die Klägerin im November 1841 zwei Schweine, 
das eine gegen baare Zahlung verfauft zu haben, leugnete 
aber, ihr das andere auf unbeflimmten Credit verfauft zu 
haben. Es fei vielmehr. bei diefem Handel die Verabredung 
getroffen, daß wenn die Klägerin. bis zum H.fchen Weib: 
nachtsmarfte das Kaufgeld nicht bezahle, er, der Bellagte 
* berechtigt fein folle, der Klägerin dad Schwein wieder weg⸗ 
zunehmen, mithin ein beim Kaufe erlaubtes pactum com- 
missorium vorliege, wovon er nur Gebrauch gemacht 
babe. Die Klägerin ftellte diefes in Abrede, und wurde 
dem Beklagten, der Beweis diefer feiner Behauptung, vom 
Amte H. auferlegt. 

Der Beklagte trat dieſen Beweis durch Eidebdelation 
an und deferirte der Klägerin einen Eid dahin, daß das 
angegebene pactum commissorium bei dem Handel nicht 
verabredet fei, gab aber zugleich an, daß die Stlägerin wes 
gen Meineides fchon einmal zu einer Zuchthausftrafe von 
43 Jahre verurtheilt fei und fie dieſe Strafe auch über: 
ftanden habe, daß fie deshalb unfähig fei, den ihr deferir⸗ 
ten Eid abzuleiften. Er trug darauf an, der Stlägerin 
deshalb aufzugeben,. ihm diefen Eid zu referiren. In dem. 
zur weitern Verhandlung diefer Sache anberaumten Ter⸗ 
mine, führte der Verfaffer diefes, die Einzede des Beklag— 
ten wider die Eidesleiftung der Klägerin weiter aus: 
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"Die Klägerin habe früher zu M., Amts D., gewohnt 
‚Hier fei ihr Ehemann in Concurs gerathen und diefer fer 
wohl als die Klägerin hätten verfchiedene ihrer Mobilien 
heimlich abhanden gebracht, nichts deftoweniger den Mani: 
feftationseid abgeleiftet und nachher die abhanden gebrach⸗ 
ten Sachen meiftbietend verkauft. Darüber feien beide in 
Eriminalunterfuhung gerathen und die Klägerin zu ber 
angegebenen Zuchthausftrafe verurtheilt, welche fie auch in 
dem Zuchthaufe zu Beine überfianden habe. Da die Klä- 
gerin diefes nicht in Abrede ftelen, ihre Gewiſſen and) 
nicht mit Beweis vertreten Tonnte, jo wurde ihr vom Amte 
H. aufgegeben den Eid zu referiren, was diefe troß vielen 
und mannigfachen Straͤubens aud) enblich that. Der Bes 
Elagte acceptirte diefen Eid, doch erließ ihm ‚in der Folge 
bie Klägerin defien Ausſchwoͤrung, wogegen ber Beklagte 
auf Die Erftattung des größten Theild der, übrigens nur 
unbedeutenden Proceßkoſten, Verzicht leiſtete. 
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(Schluß.) 


Zauen läßt naͤmlich, die ausf chließl iche Sucsefion 
der Afcendenten betreffend, das obige Statut zweifelhaft, 
ob dafjelbe an der betreffenden Stelle, wie. diefleitS oben 
ſupponirt worden, wirklih unabgeiheilte oder nicht 
vielmehr abgefonderte Kinder gemeint habe. Während 
nun für die Annahme, daß Diefe gemeint feien, Die Worte: 
2 »daß deren Kinder einer ſtürbe, ——— Erben, die 
abgeſondert wären,« 


zu ſprechen ſcheinen, wird indeß die Vorausſebung daß 
darunter gegentheils un abgefun dene Kinder zu verſte— 
hen ſeien, nicht allein durch die folgenden Worte: 
»weil das Gut ie und unge: 
ı ‚theilt war,« 
. Worte, welche um fo erheblicher find, als Diefe —— 
bar gerade den rechtlichen Grund der aͤlterlichen Succefs 
‚ fon ausprüden, motivirt; fondern auch vallend& noch durch 
den unmitielbaren Gegenſatz der Kinder, 
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—— von ihren Vater, oder ihrer ae bereue 
- gefhieden’und abgetheilt worden.« 
begruͤndet. 

Sonach moöͤchte -unfere Interpretation des 11ten Ste 
tut3 fowohl in grammatifalifcher, wie Iogifcher Beziehung 
gerechtfertigt erfcheinen. | 

Run kommt aber ber Artifel 2. des zweiten Städs in 
Betracht, deffen betreffende Anfansperiode bereits oben ein- 
gefchaltet worben. Eine Vergleichung dieſes Statuts mit 
jenem ftellt auf den erften Anblid ſowohl hinfichtS der Sue 
ceffion der Afcendenten, als der Eollateralen mehrfache Wi 
derfprüche heraus. 

Statt nämlich, jene Succeffion anlagen nach Art. 2. 
die Aeltern ihre abgefonderten Kinder mit den unab— 
getheilten Geſchwiſtern derfelben gemeinfhaftlich bes 
erben, follen die Aeltern nach dem Art. 11. en allein 
zur Erbfolge gelangen. 

Statt ferner, die Succeffion der Geſchwiſter betreß 
fend, nach Art. 2. den abgeſonderten Kindern deren 
Aeltern und die un abgeſonderten Geſchwiſter ſucechi⸗ 
ren, ſollen nach Art. 14. ſaͤmmtliche Collateralen, oder viel⸗ 
mehr nur die abgeſonderten Brüder und Schweſtern 
zur Succeſſion kommen. Welche Widerſpruͤche! | 

Außer diefen wuͤrde aber der Art. 11., wenn derſelbe 
durchaus von abgeſonderten Kindern zu verſtehen waͤre, 
fich nicht allein in fo weit ſelbſt widerſprechen, als darin 
einmaf die eltern, und dann die Geſchmiſter zur Suceef. 
fion gerufen werden, fondern in dieſem Falle auch räthfel 
haft fein, wer em, —— — Seee en 
ſolle? 

Im mmgefehirten Sale. würde elle. ſoweh dieſe 
Unbeſtimmtheit beſeitigt, wie uͤberhaupt der hinfichts iber 
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Succeſſion ber Aeltern vorhin bemerkte. Widerſpruch gehufen 
fein.. Dagegen wuͤrden jedoch conſequenter Weite alsdann 
die abgeſonderten Kinder. gar micht zur Eucceſſion ührer 
Geſchwiſter gelangen; denn den unabgetheilten Fir 
dern wuͤrden die Aeltern allein, und den abgeſonder⸗ 
ten die Aeltern in Gemeinfchaft mit jenen Kindern fug 
sediren. Und doch werben. in der zweiten Pofition des 
11. Artikels ausdruͤcklich alle abgeſonderten Kinder zur Coi⸗ 
lateralſucceſſion gerufen!“ 

Wie iſt nun dieſer mehrfache gegenfeitige Widerſpruch 
der Geſetze zu loͤſen, und der Schein ihrer. innern Incon⸗ 
ſequenz zu beſeitigen? 

Zunaͤchſt koͤnnte man gleich Anderen freilich, verſucht 
werden, zu unterſcheiden, ob nur einige oder alle Kin 
ber bereits abgefunden worden, eine Diftinction, zit welcher 
die fr. Statuten felbft in fo weit Veranlaffung geben, als 
im Art. 2. nur einiger abgefonderter Kinder gedacht wird: 
wogegen am Schluffe des 41. Art. vorausgefegt wird, daß 
‚ alte Kinder bereits abgeſondert worden. ‘So wie nun in 
jenem Falle die Aeltern und unabgetheilten Kinder zur 
gegenſeitigen Succeffion gelangen, würben dagegen indie 
ſem Falle färhmiliche abgefonderte Geſchwifter ſih n nur 
unter einander beetben. · 

Allein dann wuͤrde der driste Fall, in welchem naͤm⸗ 
lich Lediglich bie Aeltern zur Succeſſion ihrer Kinder 
gelangen ſollen, um fo unerflärbarer fein, als man bie ib; 
Aueffenden Worte in der erſten Periode bes 11. Aut. nur 
soon abgeſonderten ‚Kindern verſtanden wiſſen will. 

Außerdem däßt fich aber auch in dem erſten Falle gat 
Fein wechtlicher Grund abſehen, aus welchem der Bern . 
gensnachlaß tines..bareitd abgefonderten Kindes, ſo⸗ 
fern daffelbe keine. Deſcendenz hinterlaſſen, iin die allgemeine 
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Guͤtermaſſe zurüdfallen ſollte, aus welcher es doch gerade 
zu dem Zwecke ein fuͤr alle Mal abgefunden worden, um 
nach den Worten anderer Statuten, naͤmlich Stuͤck IT. 
Art. 3. »mit feinem Gute figen zu bleiben.« 

Noch viel weniger aber würde e8 gerechtfertigt werden 
innen, daß in Folge dieſes Rüdfalls des Guts eines be 
zeit abgefonderten Kindes daffelbe lediglich auf Die 
eltern und unabgetheilten Kinder vererbt werden, 
und nicht vielmehr ausfchließlich jener den Gefchwiftern, 
welche gleichfalld von der Gütergemeinfchaft ausgefchieden 
worden, zufallen, oder doch jedenfalls auf diefe gleichmäßig 
mit vererbt werben follte. 

Die Unzutrefflichfeit eines folchen Vereinigungsverſuchs 
veranlagt daher nach einem anderen Auskunftsmittel zu 
forſchen. | 

Schwanemann verfucht nun die ſich anfcheinend wider 
-fprechenden Art. 2. und 11. auf die Weife mit einander 
auszuföhnen, daß er jenen von dem Falle, in welchem der 
nachgebliebene Gatte ſich anderweit verheirathet hatz dieſen 
aber von dem Falle verfteht, in welchem der Iehte Gatte 
mit feinen Kindern auf dem. Wittwenftuhle figen geblieben 
iſt, folglich die Gütergemeinfchaft mit ihnen forigefeßt hat. . 

Diefe Berföhnungsweife ſche int nun allerdings ihren 
Zweck zu erfüllen, ohne neue Inconſequenzen herbeizu⸗ 

führen. 

Allein einerſeits fraͤgt es ſich, ob die —— 
überhaupt durch den Inhalt der fr. Statuten gerechtfertigt 
werde? eine Frage, die jedenfalls nicht ‚ohne. Zweifel zu 
bejahen fein möchte. Denn fo Har e8 auch ſein mag, daß 
der Art. 11. von einer zwiſthen dem überlebenden ‚Gatten 
und feinen Kindern fortgefeßten Gütergemeinfchaft - vebet, 
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\ fo wenig erhellt dagegen aus dem Inhalte des Art. 2., daß 
in demfelben nicht von dem nämlichen, fondern von einem 
Falle die Rede fei, in welchem der nachgebliebene Gatte 
zur anderweiten Ehe gefchritten war. 


So wie nämlich mit dieſem Schritte die Gütergemein⸗ 
ſchaft zwifchen dem Gatten und feinen Kindern aufhört, . 
Dagegen von jenem nunmehr mit feiner anderen Frau 
fortgefegt wird, tritt damit. befanntlic, für ihn die Pflicht 
zur Theilung mit feinen Kindern erfter Ehe ein. Gleich 
wohl redet nun das Statut im zweiten Artifel gerade von 
»einigen Kindern, welde in den Gütern unabgetheilt 
bleiben,« folglich) mit ihrem Water oder der Mutter die, 
Gütergemeinichaft annoch fortfegten. Wenn fonad) beide 
Artikel des Statuts anfcheinend einen und den nämlichen 
Gall zum Gegenftande haben, würde ſchon aus dieſem 
Grunde der Schwanemannfche Interpretationsverfuch als 
fehlfam erfcheinen. 


Andererſeits würde aber auch durch eine folhe Di⸗ 
fiinetion- das Raͤthſel nicht gelöfet werden, warum in 
dem einen, wie dem andern Falle von »gbgefonderten 
Kindern« nicht das Nämliche gelten; vielmehr in dem 
erſten Balle die Aelten und unabgefonderten Kinder 
gemeinfchaftlih, in dem anderen aber Iebiglich die gleich: 
falls abgefonderten Geſchwiſter zur Succeffion derfelben 
fommen follen? Denn wollte man auch etwa ferner unter- 
jheiden, ob erſt einige, oder bereitö alle Kinder abge: 
fondert worden: fo würde doch durch dieſe Unterfcheinung 
jene Berfchiedenheit der Erbfolge, wie fchon oben näher 
entwidfelt worden, noch um fo weniger erflärbar fein, als 
im Art. 12. die von ihren eltern gefchievenen und ge- 
teilten Kinder gleichfalls. zur alleinigen Suceeffion ihrer 
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alſo abgeſonderten Geſchwiſter gerufen werden, ohne daß in 
dieſem Statut auch nur mit einem Worte auf jene Weiſe 
diſtinguirt worden wäre; indem vielmehr allhier ledigkich 
die Rede iſt von Kindern, welche »von ihren Aeltern ge 
ſchieden und getheilt.« 

Odhnehin iſt aber bereits oben gezeigt worden, Daß zu 
einer Unterſcheidung zwifchen einige, over alle Kinder 
hinſichts deren gegenſeitigen Beerbung gar fein jutreffender 
Grund zu abfehen fein würde. 

Um nun jene ftatutarifhen Widerfprüche zu Iöfen, wid 
viefmehr unterfchieven werden ‚müffen zwiſchen Kindern, 
weiche entweder erft theilwetfe, oder bereitd gärntz- 
Fi, oder noch gar nicht abgefondert worden, vielmehr 
mit ihrem verwittiweten Vater oder ber Mutter bie Güter: 
gemeinſchaft fortſetzen. 

Wenn nun, “ohne in dem einen ‚oder andern Artikel 
der Statirten Widerſpruch zu finden, atıgenommen werden 
darf, daß der Artikel 2. ſolche Kinder meine, die erſt 
theilweife 3 B. aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen 
Vaters oder der Mutter, oder aus dem gemeinen Gut mit 
einer. bloßen Ausſteuer, abgefunden; der Art: 44. das 
gegen in ber zweiten Periode von bereits gänzlich ak 
gefundenen und endlich im Anfange son fokhen Kindern 
rede, Die noch gar nicht abgetheilt worden, : vielmehr wit 
ihrem Vater oder der Mutter die Gütergemeinfchaft fort 
ſetzen; fo würden die oben bezeichneten. — geho⸗ 

ben ſein. — 

Denn daß a) Art, 2. noch nicht vollig abgefum⸗ 
ne Kinder von ihren Neltern und den ührigen, gleichfalls 
erſt theilweife ausgeſteuerten Kindern und reſp. Geſchwi⸗ 
ftern zugleich beerbt werben ſollen, wünde nicht allein 
an fc) der Regel des gemeinen Rechts entſprechen, ſendern 
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andy dem concreten Berhältniffe um fo angemefiener jein, 
als deren Erbquote zum Theil noch in der gemeinſchaftli⸗ 
chen Guͤtermaſſe ftedt, folglich der Grund des Mit erbrechts 
der Neltern mit dem dern alleinigen Beerbung der noch 
gar nicht abgefundenen Kinder und reſp. Gefchwifter 
‚völlig identifch if. Daß dagegen die gänzlich von 
der Gütergemeinfchaft abgefonderten Kinder fi) mit Aus: 
ſchluß der Aeltern leviglih unter fich beerben, tft nad). 
ſtatutariſchen Brincipien des halb conſequent, weil 
zwiſchen ihnen, den Aeltern und deren noch nicht abgetheil⸗ 
ten Kindern gat Feine Gemeinfchaft der Güter mehr exiſtirt; 
folglich der —— Grund des — Erb⸗ 
rechts ceſſirt. 
Da übrigens der Art, 11. ausdrücklich fupponirt, baß 
»alle Kinder von ihrem Vater oder ihrer Mutter 
geſchieden und abgetheilt mit ihrem Theile:« 
jo könnte gleichwohl noch die Frage entſtehen, ob in dem 
umgefehrten Falle, wenn nämlich erſt einige Kinder gaͤnz⸗ 
lich abgeſondert worden, die Succeſſion derſelben ſich auf die 
gänzlich abgeſonderten Geſchwiſter beſchränke oder nicht? 
Die Beantwortung dieſer Frage ſcheint um ſo zweifelhafter, 
da, wenn auch in dem unmittelbar folgenden Artikel 12. 
nur im Allgemeinen gefagt wird: 

»MWären Kinder von ihren Neltern geſchieden und 

getheilt, ſo vererbet ein Kind auf das andere,« 
doch noch immer ungewiß bleibt, ob die Nachſatzworte: 

. »fo vererbt ein Kind auf das andere« 

bloß von den gänzlich abgefonderten, oder viehmehr von 
fämmtlichen Gefchwiftern zu verftehen feien. 

Indem jedoch Die erfi theilweife abgefundenen Kinder 
nad) Art. 2. von den Aeltern und unabgetheilten Geſchwi⸗ 
ſtern gemeinfchaftlich, wiefe aber nach Art. 14. lediglich von 
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den Aeltern beerbt werben, die gaͤnzlich abgetheilten Kin⸗ 
der alfo von der Succeſſion jener ihrer Geſchwiſter ganz 
ausgeichlofien find, fo wird, argumentum a conirario, 
um fo mehr angenommen werden Dürfen, daß dagegen Die 
völlig: abgefundenen Kinder ohne Rüdficht auf deren Zahl 
fih Tediglich unter einander beerben, folglich jene ihre 
©efchwifter und Welten wienerum von der Erbfolge aus⸗ 
fhließen, als zwilchen :ihnen. und. Diefen gar feine Ge⸗ 
meinichaft der Güter mehr Statt findet, und nad dem 
Geiſt der Statuten nicht ſowohl die Verwandtſchaft, als 
vielmehr gerade diefe Gemeinſchaft die flatutarifche Erb⸗ 
folge gu begründen fcheint *°). 

2) Das bereitd oben erwähnte gemeinrechtliche Reprä- 
fentationseecht der Kinder verftorbener eltern, gründet 


40) Während bie Regel, nad welcher bie Xeltern idre unabs 
gefonderten Kinder ausschließlich deren Geſchwiſter allein 
beerben follen, auf der altdeutfhen „ParentelensOrbs 
nung’ zu beruhen fcheint, weiß man bagegen ber fingus 
lären Succeffion der Geſchwiſter (für ſich allein) fein an⸗ 
deres Fundament zu geben, als der Text anbeutet, beffen 
Pfeiler vielleid,t Manchem problematifd, vorkommen koͤnn⸗ 
ten. — Uebrigens würde ſich aber wohl fhon von felbft 
verftehen, dag bie flatutarifche Erbfolge lediglich dasjenige 
Vermögen zum Gegenftanbe hat, welches aus der Güter: 
gemeinfhaft herſtammt. So wie nun felbft während 
deren Dauer der befondere Erwerb nit in die Ge 
meinmaffe fällt, ift biefes noch viel weniger der Fall mit 
demjenigen Vermögen, welches did Kinder ſich nad) ihrem 
Austritte aus ber Gemeinfhaft durch eigene Dekonomie, 
Ebgang, ober auf fonflige Weife erwerben, Diefes Vers 

. mögen nun wird nicht fowohl nad ben ſtatutariſchen 
Principien, ale vielmehr (ab intestato) lediglid nad ben 
Dispofitionen des gemeinen Rechts auf bie durch dieſes 
berufenen Succeſſoren vererbt. 

‚Ch, Runde ]. c. $. 608 a. und 608 b. 
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‚fh auf den a zum Iten Stide, "Der. nämlich alfo 
lautet: | 
 »DVenn Schweier Rindern, oder Bruder Kindern, 
die gleich nahe *') find, Güter anfallen, und daß 
man das Gut theilen follte, und bie eine Schwes 
ſter oder Bruder nur ein Kind (hinterlaffen) hätte, 
-und bie andere zwei oder drei Kinder hätte, und die 
dritte Schwefter oder Bruder mehr hätte, jo fol 
das eine Kind von feines Vaters oder Mutter wer 
gen fo viel nehmen, als Die zwei oder drei Kinder, 
und bie vielen. Kinder fo viel, ald ai eine 
Kind, und nicht mehr.« | 
In dieſem Statut fcheint num freilich lediglich von 
dem Falle die Rede zu ſein, wenn bloß Geſchwi— 
ſterkinder mit einander concurriren. Indeſſen leidet es 
wohl ohne Weiteres gar keinen Zweifel, daß den Kindern 
dieſes Repraͤſentationsrecht vom Statut tacite auch in an⸗ 
deren Erbfaͤllen — namentlich aber dann eingeraͤumt werde, 
wenn fie etwa mit den Vor- oder ihren eigenen Aeltern 
concurriten wollten, oder vielmehr von einer Beerbung jener 
in Gemeinfchaft mit ihren Gefchwiftern die Rede wäre. — 
3) Was Dagegen die ftatutarifche Erbfolge der Halb: 
geichwifter anlangt, koͤnnte es zwar nach) dem dunkeln jeden- 
falls 3m eiveutigen Smbalte des 6. Artikels, enen Stücks, 
der alſo lautet: 
»Wenn in dieſer Stadt zweierlei Kinder (d. h. 
aus zweien Chen Kinder, alſo Voll⸗ und Halb: 


- MD. Diefer Ausdruck: „gleich nahe find” kam ſich nicht wohl 
auf den Grad der Verwandtſchaft ‚beziehen ; fondern foll 
‚wohl andeuten, dag nur von Kindern der Vollgeſchwiſter 
die Rede, derdn : Halbgefchwifter alſo von jenen Gollateras 
len ausgefhloffen werden. Of. Stat, Stüd 2, Art, 13. 


! 
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gefänifter, vorhanden) find, und Darunter ein einziges 
fi) befindet und ftirbt, fo foll das Gut fallen auf 
feines Baters und feiner Mutter Kinder zu 
gleichen Theilen.« *?) - 
— als ob die Halbgeſchwiſter mit den Vollgeſchwi⸗ 
ſtern conturrirten. Allein eine Vergleichung dieſes Artikels 
mit dem betreffenden Inhalte des 12. Artikels: 


»Auch ift der Halbbruber oder die Halbfchwefter, 
die echte (d. h. eheliche *°) Kinder find, näher, 
das Erbe aufzunehmen, denn des Vaters oder der 
Mutter Bruder, oder der Vater, oder die Mutter 
(fol heißen: Aeltern Schweftern).« 
läßt wenigſtens daran nicht zweifeln, daß, wenn von der ' 
Beerbung eines Seitenverwandbten erften Grades die Rede 
ift, die Halbgeſchwiſter von ben 3 Betlgefchtsifen ausge 
ſchloſſen werden **). 


Ob aber diefes in allen Erbfällen nad) den Status 
ten *°) Regel fei oder nicht, vielmehr in anderen Fällen 
3. D. bei der Succeſſton der im Statut genannten Seiten⸗ 


42) Daß In diefem Statut von ber Beerbung eines bereits 
völlig abgefönderten Kindes die Rede ſei, darf nad 
Ast, 14. als zweifelsfrei angenommen werben. ; 
43) Bon unirten Kindern würde der Ausdruck „echt“ fehr 
‚uneigentlid gebraucht fein! 

. 44) In dem Statut ift zwar nur im Allgemeinen vom „Erbe“ 
bie Rede, indeß läßt der übrige Inhalt wohl vermuthen, 
bag der gedachte Erbfall gemeint fei. 

: ..46). Rach dem. gemeinen Rechte würbe dies freilih gar keinen 
Bweifel leiden! Doc iſt nach der Meinung einiger Rechts⸗ 
Lehrer ſelbſt durch biefes Recht der Vorzug der. Bollgeburt 
aus Geſchwiſter und. deren Kinder — 
. Of. Runde l. c. $. 686. 
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verwandten under: den Afretidenten, der nähere Verwandt⸗ 
ſchaftsgrad entſcheiden, und, wenn dieſes auf der Seite ver 
Stiefgeſchwiſter, dieſe aus nahmsweiſe mit: ven -Boll- 
geſchwiſtern concurriren wuͤrden), mag dahin geſtellt 
bleiben. Daß eine etwaige Unregelmaͤßigkeit der Art nicht 
zu vermuthen ſei, verſteht ſich Borıgeme ‚chen sa 
von felbft, als es dagegen . | 


‚ 4) der rechtlichen Ordnung gemäß ift, daß Durch. Art. 
22. die Halbgeſchwiſter jedenſalls vor den genannten, ents 
fernteren SRABTEBEN. zur ee gerufen wer⸗ 
den 2. — 

5) — Vechaliniſ⸗ aber die Aboptivkinder 
ober richtiger die unirten Kinder zu den vollbürtigen Ge⸗ 
ſchwiſtern ſtehen, iſt um ſo zweifelhafter, als einmal bie 
Statuten die erbrechtlichen Folgen der ſog. Einkind⸗ 
ſchaft in diefer Beziehung gar nicht beftimmt haben; dann 
auch die gemeinzechtlichen Grundfäge von -der Adoption im 
eigentlichen Sinne des Worts auf jenes rein beutfche In⸗ 
ftitirt feine Anwendung möchten finden fönnen +8), und 
endlich, ſelbſt die Lehre von der rechtlichen Wirkſamkeit der 
wahren Adoption noch immer mit Zyeifeln — Art zu 
kaͤmpfen hat. 

Indeſſen ſcheint —— das ausgemacht zu ſein, 
daß nicht einmal die foͤrmlich —— ae weniger noch 





46) Mie. biefes 3. B. nad. dem vealentadte der dal iſt. 
| : CA. Runde Il.c. : 
Ax Die Schlußworte des Art. 22 „Aa % Semanb zunaͤchſt 
geboron, der iſt der naͤchſte, das Evrbe aufzunehmen,” 
werden nicht etwa auf. bie: re — auf den 
"Gray zu btziehen ſien. 
—8 ‚Runde, b.c. 5. 678. 
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. die bloß eingefindichafteten Kinder ben vollbuͤrtigen gleich 
zu achten find, folglich ein gegenfeitiges Erbrecht zwiſchen 
ſolchen Kindern nicht befteht *°), es fei denn, daß ein 
befonderes Geſetz, Vertrag oder etwaiges Herfommen ein 
folches Erbrecht begründet habe °°). Ä 

Regelmäßig werben daher die vollbürtigen auch bie 
unirten Kinder von der Succeffion ausfchließen. 


Da die Statuten der fonftigen Exrbfälle zwifchen den 
Berwandten entfernterer: Grade nicht erwähnen, - bleiben 
biefelben auch in dieſem Grade unberührt, und zwar um 
fo mehr, als, wie fehon oben bemerkt, unlängft erfannt 
worden, daß diejenigen Fälle, welche die Statuten nicht 
enticheiden, Tebiglich!;nach den gemeinen, a zu .beurs 
theilen find. 





—* Cl. Shweppe’s roͤmiſches —— $. 766. (Ed. IL) 
Runde 1. c. $. 676. Derſelbe tritt jedoch dem Berhälts 
niffe der unirten Kinder zu ihrem Aboptivvater jedens 
falls zu nahe, wenn er lehrt, „daß das im Einkindſchafts⸗ 
vertrage flipulirte Erbreht der Regel nad) weder auf 
Seiten der angefesten Eltern, noch unter den zuſammen⸗ 
gebraditen Stiefgeſchwiſtern als ein. gegenfeitiges Erb⸗ 
recht anzufehen fei. Man fehe dagegen EU SRSEES ODE 
Tom. I. Obs. 200. $. 23. 

50) &o viel dem Berfaffer dieſes Verſuchs becker if, eriftirt 

- in der Stadt Stade ein ſolches Herkommen nicht; viel 
mehr bezeugt Schwanemann ad Stat. eap. II. art. IL, 
daß in Sachen Johann Nicolaus Siebe cur. nomine Hins 
rich Siebes Kinder ct. Sohann Peper modo beffen Gurat. 
und Johann Bohn, pcto hereditatis am 2. Mai 1769 
-aufzben Beweis erkannt worben, daß es (das Statut) 

“rd anufefr em de Kinder „(worunter manejedenfalls Halbs 

g8geſchwiſter zu verſtehen hat)“ gehe, d. h. anzuwenden ſei; 


— 





daß aber dieſer Beweis nicht gefuͤhrt, und deßhalb daes 


Urtheil unterm 16. Januar 1770 ꝓurificirt worden ſei.“ 
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Nur die Bemerkung möge noch hier ihren Platz finden, 
Daß nach Art. 6. ein Kind, welches 
»fich ſchlecht aufführt« e h. N ift) 
feines Erbguts nicht | ' 
mächtig fein« (d. h. einen Canator Sehen fol) 
»bi6 es ſich beffert,« | 
ſo wie nad Art. 16., wenn Gefchwifter mit —— in 
Gütergemeinſchaft leben, der Gewinn und Schaden gemeins 
ſchaftlich fein fol. 
»Es wäre denn, daß Etliche Etwas verthaͤten mit 
unnuͤtzen Koſten, oder mit Unkeuſchheit, ober 
Verſpielen, oder Wetten, und man es ihm 
beweiſen koönnte mit guten Leuten, — das ſoll er 
(der Verſchwender u. |. w.) allein bezahlen. Es 
wäre denn, daß fie (Die Genoſſen des Vemengutg 
ſich mit verpflichtet haͤtten.« 
Sollte dieſes Capitel wie vor 563 Jahren ſo nicht 
auch noch heutigen Tages praktiſche Bedeutſamkeit haben?? 
Es iſt doch nichts Neues unter der Sonne!! — 


Der Verfaſſer dieſes Verſuchs iſt bei deſſen Entwurf 
— ſeiner eigenen, wie Anderer Anſicht gefolgt, nicht etwa 
Im phariſaͤiſchen Dünfel, den dunkeln Weg, auf welchem 
vor ihm ſchon Mancher ſich verirrt haben mag, ohne Fuͤh⸗ 
ger richtig wandeln zu koͤnnen; ſondern weil er — freilich 
fühn genug — den erflen Schritt mit dem Vorſatze ‚ges 

than, einmal. feine ſchwache Kraft auf eigene Hand zu 
verſuchen, und ſie durch Uebung zu ſtaͤrken. 

Wollten Maͤnner vom Fach ſich die Muͤhe geben, ibm 
Schritt vor Schritt zu folgen und feinen Verſuch einer 
näheren Anficht oder gar Prüfung ‚würdigen, würden fie 


18 


ihn vielleicht nicht felten auf Jerthuͤmern betieffen.. Führt 
doch oft felbft der Weg zur Wahrheit durch en ——— 
von Irrthüwern! — 

Indeſſen würde die humane Critik den Verfefſer — 
Verſuchs mit um ſo mehr Schonung zurecht weiſen, als 
derſelbe nicht etwa ex professo ſchrieb, ſondern lediglich 
ſein Intereffe fuͤr den Gegenſtand m. Arbeit um Die 
‚Geber in Die Hand gab, — 


1l. Praejudieium summi tribunalis bie Legiti⸗ 

mation zu Klagen der vormaligen franzöſiſchen 

Donatarien in Provinzen, welche durch ihre vor; 

maligen Landesherren an Frankreich abgetreten 

worden find, und Die — ſolcher Kla⸗ 
gen betreffend. 


Auf die, von dem Advocaten Rautenberg J. zu "Hannover, 
‚ale Mandatar ded Banquierd Meyer Sußmann in Mag: 
deburg, Imploranten, wider ein, in Sachen deflelben, ges 
gen den Müller Lorenz Engelbrecht zu Gieboldehauſen, 
Imploraten, wegen Erbpacht, von unſerer Juſtiz⸗Canzlei zu 
Gottingen unterm 2ten März 1838 abgegebenes Deeret, 
zur Hand genommene amd am’ 6ten September d. 4. ge 
rechtfertigte Appellution, witb inspectis actis prieribin, 
von Uns Ernft Aaguft, von: Gottes Gnaden Koöoͤnige 
son Hannover, Königlichen Prinzen. von Großbritannien, 
und Irland, Herzoge von Cumbetland, Herzoge zu rk 
ſchweig und Lüneburg 3. ac. zum Beſcheide ertheilt: 
Demnach durch das, der Klage: gzum (Grunde eins, 
Dorcument vom 26. Auguſt 1830, weder Die. Sch 
>: Jegitimation des Impiqranten beſchafft, noch deſſen 
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> Klage begründet vorden iſt, indem der Königlich 


Preußiſchen Regierang. zu Erfurt überall Die Befug⸗ 
niß nicht zuftand, auf den Imploranten .ein Klage: 
recht zu übertragen, über welches fie ſebbſt zu feiner 
Zeit, am wenigſten aber nadı Abichluß des zwifchen 
den Kronen Haunoper und Preußen am 23. März 
. 1830 errichteten Staats⸗Vertrages, Der Die hier be⸗ 
fraglichen Verhältnifie. ordnete, zu — das 
Recht hatte; 


die Behauptung aber, daß der RR Jaquinot 
ſelbſt die Ceſſton vorgenommen habe, nicht: beſtimmt 
aufgeſtellt iſt, gleichwohl, da die Dotation, als eine 
Dotation Ater Claſſe, während der Fremdherrſchaft 
durch eine Centralcaſſe in Paris verwaltet iſt, nach 
Auflöfung derfelben das Klagrecht in Betreff der 
 Rüdftände nur dem Donatar jelbft wieder BR 
fein würde; 


felbft aber auch vann wenn in — einer Hin⸗ 
ſicht ein Klagrecht auf Seiten des Imploranten 
vorhanden fein, und eine Klage an ſich als begrün⸗ 
det betrachtet werben Fönnte, diefelbe jedenfalls, als 
durch die Einrede der Verjährung elidirt erfcheinen - 
würde, indem ber 8. 3. Unferer Verordnnng vom 
29. Mat 1826 ausbrüdlich beftimmt, daß Klagen 
ber Donatarien, bie fpäter ald 2 Sahre nad) Ema: 
nirung der Verordnung, die alfo mach dem 29ften 
Mai 1828 angeftellt wurden, als erlofchen betrachtet 
werden follten, und es überall fein Bedenken finden 
kann, daß dieſe Beſtimmung auch da zutrifft, wo 
der Donatar nicht ſelbſt, ſondern an ſeiner Statt 
ein Dritter klagt; 
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unter dieſen Umſtaͤnden aber das Verlangen des 
Imploranten zu dem Beweiſe, daß dem Staats⸗ 
Vertrage vom 23ſten Maͤrz 1830, eine andere In⸗ 
tention der Contrahenten als die nach den: Worten 
anzunehmende, zum Grunde gelegen habe, als ums 
ftatthaft, die Ausftelung aber, daß ihm die ihm 
mit dem Amts: Erfenntiffe mitgetheilten. Actenftüde 
nicht zuvor zur Recognition vorgelegt ſeien, aus 
dem Grunde als durchaus verwerflich erfcheint, weil 
dasjenige, was aus dieſen Actenflüden etwa zu 
folgern ift, ſich theils als beieits aliunde conſti⸗ 
rend, theils als irrelevant darſtellt; 
ſo findet das Suchen keine Statt und ſollen acta priora 
remittirt werden. 


Celle, den 29ften October 1841. 


Ad Mandatum Sacrae Regiae 
(L. S.) | Majestatis proprium. 


\ | v. d. Dften. 
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| Ueberſicht der vaterländiſchen Geſetzgebung des Jahrs | 


1841—1842, in ſoweit diefelbe das Juſtizwe⸗ 
fen betrifft. 
we den vorigen — dieſer Zeiſſchrift on 3. 
©. 129.) 





I. | | 
Unter den allgemeinen,. im Jahre 184 durch die 


offieielle Gefeßfammlung publiciten, Gefegen und Berord- 
nungen, find zunaͤchſt 


A. in Betref auf das en Staatsredt. 


zu erwähnen: 
4) das Patent, die Beglaubigung def Unterfchrift Gr. 
Königl. Hoheit des Kronprinzen für den Fall der Erb: 
folge in der Regierung des Königreiches, vom 3. 
Juli. (8.5. Abth. J. M 33. nr. 42. ©. 197), und 
2-7) mehrere Verordnungen über die Wahl der Deputir⸗ 
ten in den Bremenfchen Marfchen zur allgemeinen 
Stände = Berfammlung, fämmtlid) vom 20. März; 


- Land Haben, (G.⸗S. Abth. I. M 13. nr. 16. © 


417), AltesLand, (6.5. Abth. I. M 43. nr. 17. 
S. 420) Land; Wurften, (G.⸗S. Abth. J. M 13. 
"ar. 48. ©. 123), Land Kehdingen, (8.5: Abth. J. 

13. or. 19. ©. 426), Bezirk — 
Jaubbrg. XVII. Heft III. 
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G.S. Abth. I. M-43. ur. 20. ©, 129) und Bezirk 
Lehe-Hagen, (G.⸗S. Abth. I. * 13. nr. 24. ©. 132). 


B. Das Privat-Recht betreffen, außer ver K. Cabi⸗ 
nets-⸗Verordnung vom 43. Mai, welche den Beichluß ber 
deutfchen Bundesverfammlung vom 22. April 4844 wegen 
Sicherftelung gegen unbefugte Aufführung muftfalifcher 
"und dramatifcher Werfe publicirt und deſſen Befolgung 
vorſchreibt; — unter den allgemeinen Verordnungen 
mm einige unter den Präfudizien des K. Ober-Appella 
tionsgerichtö, welche durch die K. Verordnung vom 26. 
Sanuar mit landesherrlicher Genehmigung verfehen, in 
Gemäßheit des Geſetzes vom 7. September 1838 befannt 
gemacht worden. (G.⸗S. Abth. J. M 5. nr. 7. ©. 86.) 
Diefes find folgende: 

a. Die lex 54. D. de jure dotium ift mit der lex 
12. C. eodem titulo unvereinbar; vielmehr ift 
der erfteren durch die letztere derogirt. Es gilt 
demnach, mit Ausnahme des alles, da die Surros 
gate abfichtlih und zum Nuben der Ehefrau an 
die Stelle des veräußerten Brautichates gefebt 
find, (cf. 1. 26. und 27. D. de jure dotium), 
die Regel: daß die Chefrau an den mit ihren Do⸗ 
talgelvern erfauften Sachen‘ das Eigenthum nicht 

: erwirbt. (Bräjudiz des O.-A.G. nr. I. Befannts 

mahung vom 26. Januar, G.⸗S. N 1. #5. 
nr. 7. ©. 86). 


b. Den Defcendenten einer, Ehefrau, welche dieſelbe 
beerbt haben, ſtehet, bei Zurückforderung der dos 
der Erblaſſerin, in dem Congçarſe des Ehemannes 
eine privilegirte Hypothek unbedingt zur Seite, es 
mag. neben ihnen eine fpätere Ehefrau des 
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= ..@emeinfchulbners ebenfalls eine dos gurüdforbern - 
„oder nicht. (Ebend. Praͤjudiz ar. II) | 
C. Zum Beweife der Dotalgtalität ſolcher Sachen oder 
Gelder, welche der Ehemann von der Frau er: 
halten bat, iſt der bloße Beweis der gefchehenen 
‚Sllation nidht in jedem Kalle unbedingt genü- 
gend, ſondern es muß die Beitimmung der inferir- 
ten Gegenftände zur Beſtrettung der Laſten des 
Hausweſens erhellen; und auf dieſe ift nicht un: 
bedingt aus dem Umſtande zu fchließen, baß bie 
Sachen oder Gelder ſchon bei oder. kurze Zeit 
nah Eingebung der Ehe inferirt worden: find, 
(Ebend. Prägudi; nr. III.) 
d. Die Beſtimmungen des Roͤmiſchen Rechts über den 
erzwungenen Rachlaß bei infolventen Erbichaften, 
find nicht auf andere Fälle auszudehnen. (Bräju: 
di; des O.A.G. ar. IX. G.S. N 1. NM 5 
ar, 7. ©. 87). 
Particulaires Interefle haben: 
a. in Bezug auf das Berfonen- Reit une war“ 
zunächft auf die Lehre von der Ehe: : | 
4) Das Praͤjudiz mr. X, des Kömigl. D.-N. Gerichts 
dahin lautend: en dem 8. 5. der Eheverlobungs- 
Eonftitution vom „3. Sanuar 4733, iſt eine Ehe⸗ 
Hage, wegen Verleitung zum Beifchlafe unter dem 
Verſprechen der Ehe, überall nın gegen Mannsperfo: 
nen, welche weder Eltern ned) Bormünder haben, 
ſtatthaft. (8.6. Abth. I. M 5. or. 7. ©. 87). 
9) Ein Ausfchreiben des Confiftorii zu Hannover, bie 
gegen — Ehen Pe. Ginfprüche ge 
39; 6. 40). 
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3) Ein Ausſchreiben der Landdroſtei zu Hannover, bie 
Berüdfichtigung der Ehehinderniffe bei Ertheilung ber 
Trauſcheine und Aufnahme von Eheftiftungen betref> 
fend, vom 4. Junius; (wobei bemerkt wird, daß ein 
gleihmäßiges Ausfchreiben unterm 2. Junius von 
der Landdroſtei zu Hildesheim und unterm 16. Junt 
von der Landdroſtei zu Stade erlaffen fell, (G.:©. 

Abth. III. M 5. ar. 52. ©. 53). 
und 

4) ein Ausfchreiben des Confiftorii zu Hannover vom 
48. Novbr., worin auf die nachtheiligen Folgen aufs 
merkſam gemacht wird, die bei Verheirathungen mit 
einem Baierfchen Unterthban zu beforgen find, wenn 
nicht die ausbrüdliche Erlaubniß feiner Obrigkeit zur 
Eingehung der Ehe von letterm erwirkt if. (G.⸗S. 
Abth. III. M 41. nr. 99. ©. 140). 

Auf die Lehre von Vormundſchaften bezieht fich: 
Eine Königliche Declaration für Oftfriesland vom 
42. Junius, wodurch die zinsliche Belegung der De 
pofttalbeftände der Pflegbefohlenen in Eeineren Sum: 
men, welche den Betrag von 100 Thlr. nicht übers 
fteigen, bei dazu geeigneten Sparcaffen geftattet wird. 
(G.⸗S. Abth. IIL.M 5. nr. 54. ©. 54). Als da⸗ 
zu geeignete Sparcaffen find in der Bekanntmachung 
der Landbroftei zu Aurich vom 30. Junius, die zu 

Enmden, Norden und Aurich bezeichnet. (8.5. Abth. 
II. M 5. nr. 60. ©. 58). 

Zu der Lehre von Eorporationen- und moralifchen 

Perſonen gehören: 

4) ein Ausfchreiben ber Landdroſtei zu Osnabrüd, daß 
in Zukunft jeder Anz und Abbauer demjenigen Gute 
oder derjenigen Gemeinde angehörte, zu deſſen ober 
[) 


f v 
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ı deren Bezirke der Anbauplah bis bahin gerechnet iſt, 
vom 15. Junius. (G.⸗S. Abth. III. M 5. or. — 
S. 56). 

.2) Eine Bekanntmachung der Landdroſtei zu Lüneburg, 
wegen Anfegung neuer An- und Abbauer, vom 419. 
Innius. (G.⸗S. Abth. TIL M 5. ar. 59. ©. 57). 

3) Die Verordnung vom 419. Julius, wodurch einige 
Abänderungen der Statuten bes ritterfchaftlichen Cre⸗ 
dit⸗Vereins für das Fürftenthum- Lüneburg getroffen 
worden. (G.⸗S. Abth. J. M 38. nr. 47. ©. 227). 

Auf die Lehre von Zünften und Gilden find von 

Einfluß : 2 

4) Ein Ausfchreiben ver Landdroſtei zu Haͤnnover, die 
von den Landmeiſtern zu haltenden Lehrlinge und 
Geſellen betreffend, vom 12. Novbr. (G.⸗S. Abth. 
IM. M 11. nr. 98. ©. 139.) 

2) Eine Belanntmahung der Landdroftei zu Stade vom 
7. Juli, die Meifterftücde der Buchbinder betreffend, 
(8.:5. Abth. IE M 7. ar. 64. ©. 63). 

3) Ein Ausfchreiben der Landdroſtei zuLüneburg, wegen 
des von den Lehrlingen des Töpferhandwerfs vor ihrer 
Losſprechung als Gefellen anzufertigenden Probeftüds 
v. 12. Auguft. (G.⸗S. Abth. III. M 8. nr. 74. S. 74). 

4) Eine Bekanntmachung der Landdroſtei zu Stade vom 
22. Septbr., die Meifterftüde der Handwerker und 
Handwerfslehrlinge betreffend. (G.⸗S. Abth. ILII. 
M 9. nr. 83. ©. 125). 

Ueber den Gewerbebetrieb in den Fleden find vers 
ſchiedene Ausfchreiben erlaffen: resp. von der Landdro⸗ 
ftei zu Hannover vom 45. Februar (Gef... Samml. Abth. 
UI. N 2. nr. 18. ©. 22), von der Landdroſtei zu Luͤne⸗ 
burg vom 45. Febr. (Gele: Samml. Abth. TIL IM 2. 


+ 





ur. 19. S. 23) und von ber Landdroſtei zu Hildesheim 
ws October (G.⸗S. Abtheil. III. “n nr. 88. 


©. 131). 
bb. In Bezug auf das Sachen⸗Recht find zu er 


wähnen: 


⸗ 


1) (Gemeinde⸗Guͤter). Das "XIVie der meberrwähnten 

- Präjubizten des O.⸗A.⸗Gerichts, wornach, in Rüd- 
ficht. der Beſchraͤnkungen, weiche der Art 90. der Hil⸗ 
besheimfchen Polizeis-Orönung vom 20. October 1665, 
über die Benubung der Gemeindeweiden vorfchreibt, 
überall Feine VBerjährimg, auch nicht Die fogenannte 
unvorbenkliche Verjährung Statt findet. (G.⸗S. 
Abth. I. M 5. nr. 7. ©. 88). 


2) (Erbrecht). Die drei lebten der gedachten Praͤjudizien 


des O.⸗A.⸗Gerichts, und der Schluß des (beim For 
berungsrechte weiter unten mitzutheilenden XVIten). 
Jene lauten: 
XVIII. Ein nach den Vorſchriften des Oſter⸗ 
ſtader Landrechts som 18. Jannar 1581 errichtetes 
Teſtament erfordert zu feiner formellen Rechtsbe⸗ 
. ftändigfeit, daß der Teftator dafjelbe in Gegenwart 
von mindeftens zwei Soienmitätszeugen feinem gan⸗ 
zen Inhalte nad) niederfchreiben läßt, und die bloße 
Bollziehung deſſelben duch Ramensunterfchrift des 
Teftatord in Gegenwart der Zeugen genügt nicht. 
(8.6. Abth. J. M 5. nr. 7. ©. 89). 
XIX. Die in dem Ofterflaver Landrechte vom 
418. Januar 4581 enthaltene Vorſchrift: daß nie: 
. mad in feinem Sterbebette über mehr alt 40 
Bremer Grote verfügen darf — findet bei allen ' 
und jeden letztwilligen Verordnungen, mögen bie 
jelben nach den Formvorſchriften des gedachten 
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Particularrechts, ober nach denen des gemeinen 
Rechts errichtet fein, namentlich alfo auch bei einer. 
divisio parentum inter liberos Anwendung. (®.: 
©. Abth. I. M 5. nr. 7. ©. 89.) | 

XX. Die Borfchrift des Oſterſtader sen 
vom 18. Januar 1581: daß niemand in feinem 
Sterbebette über mehr als 40 Bremer Grote ver: 
fügen darf — febt zu ihrer Anwendbarkeit voraus, 
daß zur Zeit, in der die leptwillige Verfügung er: 
"richtet worden, der Difponent fih in einem folchen 


phyſiſchen Gefundheitszuftande befunden hat, welcher ' | 


ihn an einer freien Willensäußerung hinderte, und- 
daß feine damalige Krankheit den Tod. herbeigeführt 
bat. (G.⸗S. Abth. LM 5. nr. 7. ©. 89.) | 
c. In Bezug auf das Forderungsrecht kommen 
außer einem. Gefege, wodurch verfchiedene Abaͤnderungen 
und Ergänzungen der Oftfriefifchen Verſteigerungs-⸗Ordnung 
vom 16. Decbr. 1834 angeorbnet werden, vom 26. Julius 
(8.6. Abth. III. M 9. nr. 79. ©. 79.) wiederum mehrere, 
der bereitö oben erwähnten PBräjudizien des K. O.⸗A.⸗Ger. 
in Betracht, nämlich folgende: i 
nr. XI. Die Borfchriften des Cap. XLII. der Lüne 
burgifchen Polizei-Ordnung von 1618, in fo weit fie 
die Bürgfchaften der weber zum Bürger noch Bau: 
ernftande gehörenden Berfonen betreffen, find durch 
entgegenftehendes Gewohnheitsrecht aufgehoben. (G.⸗ 

©. Abth. J. M 5. or. 7. ©. 87.) 
ar XII. Die im Cap. XI. der Lüneburgifchen Boli- 
zeiOrdnung vom Jahre 1618, bei Strafe der Nich- 
tigkeit, vorgefchriebene gerichtliche Anmeldung und 
Ingroſſation der Verträge hat den Zwed, durch die 
gerichtliche - Beurkundung über den Abſchluß ver 
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Berträge allen Weiterungen für den Beweis vor- 
zubeugen; Richtigfeit if baber, ſchon nach Dem 
Zwede der gefeglichen Vorfchrift, vorhanden, wo es 
an jenem Beweife. des VertragsAbſchluſſes erman- 
get. — Ein auf Erfüllung’ eines nicht gerichtlich 
angemeldeten und ingroffirten Vertrages gerichteter 
Beweis ift deshalb gleichfalls unftatthaft. Geftehen 
aber beide Paciscenten die bereits eingetretene Er- 
füllung des Bertrages zu, fo fällt, auf den- Grund 
dieſes Eingeftändnifies, die Anwendung der gefepli- 
hen Vorſchrift hinweg. (G.⸗S. Abth. IL. M 5. nr. 
7. ©. 87.) 

. XII. Eine actio ad. confirmandum findet in 

den Fällen nicht Statt, über welche die Calenbergi⸗ 

che Verordnung vom 4. April 1620 Beftimmungen 

enthält. (G.⸗S. Abth. I. M 5. nr. 7. ©. 88.) 

. XV. Ein unter Meierleuten im Fürftenthume Hit 
desheim privatim, fei es nun fehriftlich oder mind: 
lich . errichtete Leibzuchtönertrag, gleichviel ob er im 
Wege eines Vergleichs über mehrere andere Strei⸗ 
tigfeiten, oder ob er für fich allein abgefchlofien 
worden, ift ohne gerichtliche Konfirmation und ohne 
gutöherrlichen Confens, wenn aud) nur eines dieſer 
Erforderniffe fehlt, auf den Grund der Artifel 24 
und 84. der Hildesheimfchen Polizei-Ordnung vom 

20. October 1665 abfolut ungültig und nichtig; 
und e8 Tann diefe Ungültigfeit eben fo gut von dem 
Colono, welcher den Vertrag gefchloffen, wie von 
dem Gutsherrn geltend gemacht und urgirt wer⸗ 
den. — Auch ift e8 ben Dafigen. Meierleuten nicht 
geitattet, Die über das Maß der Leibzucht in ber 

Hildesheimſchen Verordnung vom 9. April 1781 
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Abſchnitt IL. zur Erhaltung der Meierhöfe gegebe- 
nen und deshalb ald lex prohibitiya zu betrach⸗ 
tenden Borfchriften willführlich durch Verträge ab: 
zuändern. Ein folcher Vertrag ift vielmehr gleichfalls 
abfolut nichtig und der Colonus, welcher ihn ge 
fchloffen, fann die Herabfegung auf das gefeßliche 
Maß verlangen. (G.⸗S. Abth. I. M 5. nr. 7. 
©. 88. ’ | 


ar. XVI. Durch die Osnabrüdfche Provinzial:Verord- 
‚nung vom 28. April 1797 ift den Colonen freier, 
abber fteuer= und ijreihepflichtiger Stätten nur bie 
- Befugniß entzogen, zum Bräjudiz des Anerben die 
Ablobung der vom Hofe abgehenden Kinder über 
den gefeglich feftgefeßten Betrag zu beftimmen, ſon⸗ 
dern auch die Befugniß letztwillige Verfügungen zu 
treffen, woducd den abgehenden Kindern der Betrag 

‚der ihnen durch obgedachte Verordnung feſtgeſetzten 

Ablobung gejchmälert wird. (G.⸗S. Abth. I. N25. 

. nnm7. ©. 88.) ' 

Endlich find über den Handel mit Wilbprett von 
ber Berghauptmannfchaft zu Clausthal unterm A5ten Octo⸗ 
ber befondere Vorfchriften publicirt. (Geſetz⸗ Sammlung 
Abth. III. M 10. nr. 89. ©. 133.). | 





II. 

Für das Proceß-Recht und zwar zunächft für den 
Eonflict zwifchen Juſtiz- und Apminiftrations: 
Sachen find von Einfluß: 

Eine Verordnung vom 8. Januar die Entſcheidung 
der Competenzftreitigkeiten zwifchen Gerichten und Ber: 
waltungsbehorden betreffend, (G.«S. Abth. I. N? 2. 


“. 
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ur. 2. ©. 3.) zur Ausfuͤhrung des 3. 191: bes Lan⸗ 
des⸗Werfaſſungsgeſttzes. 
Die Gerichtsverfaſſung betrefen: 

1) Eine Bekanntmachung des K. Miniſterii des Innern, 
v. 30. Januar, wornach die Bezirke der aufgehobenen 
Patrimonialgerichte Stockhauſen ſeit 1. April 1839 mit 
dem Amte Friedland; Henneckenrode feit 16. April 1839 
mit dem Amte Wohldenberg; Almſtedt feit dem 30ften 
Junius 1840 mit dem Amte Bilderlahe und Imbſen 
feit dem 2. Januar 1844 mit dem Amte Münden ver- 
einigt worden find. —— Abth. I. N? 6. ar. 8. 
& 9) _ 

2) Eine Verordnung v. 18. Junius, die veränderte Ein- 
theilung der Aemter Lüchow und Wuſtrow betreffend. 
®.:5. Abth. I. N? 23. nr. 32. ©. 167.) 


3 ) Die Verordnung vom 5. Julius, die Errichtung der 


Berg: und Stadigerichte zu Zellerfeld und zu St. 
Andreasberg betreffend (G.⸗S. Abth. J. N? 32. nr. 44. 
S. 193.) ſammt desfallſiger Bekanntmachung der Berg⸗ 
hauptmannſchaft vom 30. Sale (Abth. III. N?7. 
nr.71.©.69) „| 
'4) Eine Verordnung vom 16. Detober, bie Verlegung 
der Voigtei Wahrenholz vom Amte Gifhorn an das 
Amt Kneſebeck betreffend. (G.:S. Abth. J. N* 45. 
nr. 54. ©. 247.) 
5) Eine Bekanntmachung des Minifterli des Innern, den 
Gerichtsſtand der Mühle zu Pofteholz betreffend, vom. 
20. Mär. (6.5. Abth. TIL N? 3. nr. 29. ©. 34.) 


Auf die Competenz bezieht ſich: | 
Eine Berorbnung vom 44. Sept. das Ebdictalverfah- 
ren in Anfehung: der Anſprüche an folche Güter, 





Grundſtuücke und Grundgerechtigkeilen betreffend, wel- 
che ‚unter verſchiedenen Gerichtöbarfeiten belegen, in 
den Bremenſchen ritterfchaftlichen Erebitverein auf 
genommen werden follen. (©. er Abth. IE. N29. - 
nr. 82. ©. 123. 
Be Lehre von den Neben Berfonen gehören: 

Ein Gemeiner:Befheid des O.⸗A.⸗Gerichts, die Ver: 
zeichnumg des Deſervits und der Auslagen unter 
den einzureichenden Schriften und die ordnungsmaͤ⸗ 
ige Mundirung derfelben betreffend; vom 49. Nov. 
(G.:S. Abth. I. N2.50. nr. 63. ©. 267) und 

Ein Gemeiner:Befcheid der Juſtiz⸗Canzlei zu Stade, 
die Verzeichnumg der den Advocaten in Eivil- und 

Criminalſachen zukommenden Deferviten "und Aus- 
lagen unter den gerichflichen Eingaben v. 30. Ja⸗ 
nuar (G.⸗S. Abth. I. N? 2. ar. 15. ©. 17.) 

Bezug auf das Verfahren felbit haben einige der 

oft erwähnten Präjudizien des Ober⸗Appellations⸗Gerichts, 
nämlic) folgende: 

Nach den DVorfchriften der gemeinen Rechte, welche 
hierunter durch den 8. 108. der Untergerichts⸗Ord⸗ 
nung nicht abgeändert find, findet auch in Bezug 

auf Urkunden eine Beweisantretung zum ewigen 
Gedachtniſſe Statt. (O.⸗A.⸗G.-Präjudiz nr. IV. 
G.⸗S. Abth. I. N? 5. ur. 7. ©. 86.) 

Zur Begründung eined Recuſations-Geſuchs genügt 

das Erbieten zum juramentum perhorrescentiae 
nicht, ed müflen vielmehr fpecielle Thatſachen, 

. aus denen fich ein. erheblicher. Verdacht gegen bie 

Perſon des Richters ergiebt, angeführt und befcheiz - 
nigt werben. (D. ⸗A.⸗G.⸗Prajudiz nr. V. ©. :®. 
Abſch. J. N 5; nr. 7. ©. y 
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Die Spolienklage ſetzt auf Seiten des Imploranten 
unbedingt einen juriſtiſchen Beſitz voraus, und es 
iſt daher ein Paͤchter nicht befugt, ſie anzuſtellen. 
(O.⸗A.⸗G.⸗Praͤjudiz nr. VE G.S. Abth. I. Nꝰ 5. 
nr. 7. ©. 87.) 

In causis momentaneae possessionis iſt dad Rechts⸗ 
mittel der Appelläation an das Kgl. O.⸗A.-Gericht, 
jedoch ohne Suspenflowirfung, wie auch die Nulli- 
taͤts⸗Querel, und in geeigneten Fällen, die Extras. 
judicial: Appellation für zuläffig zu halten. (Praͤju⸗ 
dis des D.-4.:®. nr. VI. ©.©. Abth. I. Ne 5. 
nr. 7. ©. 87.) | 

Das auf den Antrag eines BeneficialsExben nad) vor- 
gängiger Edictalladung erlafiene Praͤcluſiv⸗Decret 
fann, nach gemeintechtlichen Prineipien, dem mit 
feiner Forderung ausgefchloffenen Erbſchafts-Glaͤu⸗ 
biger von dem Erben, in fo weit der Nachlaß reicht, 
mit rechtlicher Wirkung nicht entgegengeftellt wer: 
den. (PBräjudiz des O.-N.:©. ur. VII: (G.⸗S. 
Abth. I. N?5. nr. 7. ©. 87.) | 

Den Eoncursproceß im F. Dsnabrüicd betrifft das 
XVIIte der mehrerwähnten PBräjudizien des D.N.: 
Gerichts, worin beftimmt wird: Die im $. 28. der 
Denabrüdichen Concursordnung demjenigen: »der 
von dem Schuldner. ein bewegliche Stück, entweder 
als ein Unterpfand oder fonft titulo oneroso, in 
feine Hände und Bewahr erhalten und befigt,« ein- 
geräumten-DBorrechte find auch auf Diefenigen Glaͤu⸗ 
biger, welche fich im actuellen Befite eines Schuld: 
documents ald Fauftpfandes befinden, dergeſtalt 
anwendbar, daß ſich Diefelben aus der beireffenden 
Sorderung, worüber die Schuldurkunde lautet, unter 
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den tm befagten 8. gemachten Borausfegumgen, be 
zahlt zu machen berechtigt find. (G.⸗S. Abth. I. 
N®25. nr. 7. ©. 89.) 
In Bezug auf den Steuer: Kohkeanenliene: 
Proddeß if zu erwähnen: ein Ausfchreiben ber 
Landdroſtei zu Lüneburg v. 9. Januar, wegen der 
den Untergeriehten obliegenden Unterfuchung und 
Beftrafung der Steuer- Eontraventionn. (G.⸗S 
Abth. II. N® 4. nr. 4. ©. 7.) und über die in 
dem an den Zollverein angefchloffenen ſuͤdlichen 
‚Theile des Amts Fallersleben vorfallenden Zolls 
und Steuer:Contraventionen enthalten die durch die 
K. Verordnung v. 25. Decbr. publicirten befondes 
ren Zoll- und Steuer-Geſetze die- eigenthümlichen 
Beitimmungen. (G.:S. Abth. III. N? 12. nr. 107. 
©. 147 ff., f. insbefondere: Geſetz wegen Beftras 
fung der Zollvergehen S. 80 ff. Geſetz wegen ber 
Brannteweinfteuer 88. 54. ff. S. 101 ff..) und Ges 
feg wegen der Beftenerung des Braumalzes 88. 23. ff. 
©. 116. ff.) | 


Id. 

Das Criminalrecht hat durch eine neue Steafge 

febgebung für das Militair eine neue und wichtige Berei⸗ 

cherung erhalten, f. Batent, die Einführung eines Militair = 

Strafgeſetzbuchs für das Königrei Hannover betreffend, 

vom 1. Januar (Geſetz⸗S. Abth. I. N? 3. nr. 3. ©. 9.) 

fammt dem Militeir-Strafgefeßbuche ſelbſt. (G.⸗S. Abth. 1. 
N’3 nr. M. ©. 11-76.) 

In den Eriminalprocef einfchlagend find endlich: 

Die Bekanntmachung des K. Juſtiz⸗Miniſterii, die Ans 

wendung der mit Oldenburg im 9. 1815 gefchlof: 

fenen Gonvention, vom 414. Rovember (der Art. 1. 


Er 
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umfaßt auch die criminellen Faͤlle Der Geſetze 

über den Wild⸗, Fiſch⸗ und Krebsdiebſtahl) (G.⸗S 
Abth. II. N? 8. or.8..8.19. 

Das Batent, ‚über. die Eröffnung bes bei dem O.⸗A. 
Gerichte . angeoroneien Criminal: Senats und Die | 

nunmehrige Anwendung der 88. 30— 47. des Ge 
feed vom 8. Sept. 4840, fo wie des gleich zu er 
waͤhnenden Gefeged y. 46. Februar 1841. (G.⸗ 
Abth. I. N? 25. nr. 34. ©. 175.) 

Em Geſetz über die Einführung einer weitern Inſtanz 

für Fälle der Beeinträchtigung des öffentlichen In 
tereffe durch Beichlüffe oder Entfcheidungen der Cri⸗ 

‚ minalgerichte vom 16. ehr. (©. :©. Abth. I. Nag. 

- ar. 11. S. 99.) 

Ein Ausſchreiben der Juſtiz⸗Canzlei zu Stade vom 
47. Auguft, das Verfahren in Criminalfachen betref 
fend. (G.⸗S. Abth. II. N® 8. ar. 75. ©. 74.) 

-, &in,- unterm 27. Febr. befannt gemachtes, Ausſchrei⸗ 
ben der Juſtiz⸗Canzlei zu Stade v. 3. Febr. 1840, 
wegen Nachcaſſirung von Stempel, rüdfichtlich der⸗ 

jenigen Actenftüde, von welchen das Goncept fih 
bei den Aeten der Juſtiz-CTanzlei befindet. ‚(Sie fol 
vom Inftructionsgerichte beforgt werben. @- :©. 
Abth. III. No 2. ar. 23. ©. 27.) 

Ein Ausſchreiben des K. IuflizMinifterii, Die Ablie- 
ferung der Verbrecher. in die Strafanftalten betref⸗ 
fend, vom 1. Gebr. (G.:5. Abth. IL N? 2, or. 2% 
©. 3.) und ein anderes vom 42. Nopbr. über bie 
Einrichtung der. Characterifiifen der dem Auslande 
angehörenden Verbrecher (G.⸗S. Abih. IL N® 9, 
ar. 9. ©.24.) und | | 
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Ein Ausſchreiben der Landdroſtei zu Hannover vom 
45. Januar, worin die Grundſaͤtze über die Berech⸗ 
nung. der Reifefoften der Beamten in Criminalfachen 
mitgetheilt werden. (G.⸗S. Abth. III. No 4. or. 40. 
S. 14) — 





Abhandlungen und Rechtsfälle. 





I. Der von, einer armen Parthei ſelbſt gewählte 
Sachführer braucht derfelben Feine unentgeloliche 
Nechtsvertheidigung zu gewähren. 





In Sachen des Advocaten N., Imploranten wider die N., 
Imploratin, wegen Deſerviten, hatte letztere gegen das von 
erſterm beim hoͤchſten Tribunale zu Celle extrahirte Zah- 
lungsmandat folgende Einwendungen gemacht: | 
Aus den Acten werde zu erfehen fein, wie fie jura 
pauperum in ihrer Sache ctra. ©. in peto. Herausgabe 
eines Hofes, genofien habe. Nun fei ed eine befannte 
Sache, daß die Advocaten, welche einer Armenparthei bes 
dient feien, nur dann eine Belohnung fordern Tönnen, wenn 
fie etwas für ihre Parthei erftreiten, oder diefe ad melio- 
rem fortunam gelange, | 
cf. O.⸗J.⸗Gerichtsordnung P. 1. Tit. v. $. 13.; 
befonders fchreibe dieſes die hier für Die Provinz 
Hildesheim zur Anwendung fommende Hofgerichts⸗ 
Ordnung Tit. VIII. vor. 
Der Gegner habe nun allein für fie nichts erſtritten, 
fondern ihre ſchon früher beftandene Armuth durch Anſtel⸗ 
lung einer unrichtigen Klage noch vermehrt. 
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Zwar ſei der Implorant ihr.nicht ex officio beige 
ordnet; allein, indem er ihre Angelegenheit als Armenfache 
freiwillig übernahm, fügte er fi) den Bedingungen, unter 
welchen ein Armenanwalt beſtellt wird. 

Sie bat, des Imploranten Begehren auf EN 
feiner Deferviten und Auslagen unter DVerurtheilung in 
die Koften diefes Verfahrens zurüd zu weiſen. 
| Das böchfte Gericht ertheilte BL unterm 9. ee 
tember 4831 zum Beſcheide: 

Da die aus der O.⸗A.-⸗Gerichtsordnung und Hil 
desheimfchen Hofgericht8- Ordnung entnommene Ein- 
rede um deshalb unerfindlich erfcheint, weil jene 
Geſetze an den allegirten Stellen fi) bloß auf ex 
officio angeorbnete, nicht aber auf die von den 
Bartheien felbft gewählte Sachführer beziehen; fo 
fann dem Suchen nicht Statt gegeben werben, unb 

hat es bei dem erlafienen Zahlungsbefehle ſein Be⸗ 
wenden. 

Hiernach theilt/ alſo das O.⸗A.⸗Gericht Die, in der 

XXIIſten Eroͤrterung des achten Bandes der practiſchen 
Eroͤrterungen von Hagemann ausgeführte Anficht nicht fo 


unbedingt. 
B. 


Verlegt von Herold. und Wahlftab in Lüneburg. 
Gedruckt bei A. Podwig in Stade. 
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Abhandlungen und Rechtsfälle. 





I. Ueber einige ſtreitige Rechtsfragen aus ber 
Lehre vom Retentions⸗Rechte. ir 


| 8. 1. 
Pufendorf. behauptet in feinen Animadversioneg 
juris AS 92, daß dem Conductor wegen feiner nothiven- 
digen oder nütlichen Verwendungen an ber "gemietheten 
Sache, Fein Retentiongrecht gebühre, weil er fich durch die 
Eontractöflage helfen könne und das gemeine Beſte dar: 
unter leiden würde, wenn der Locator durch weitläuftige 
Procefie verhindert werden bürfe, feine eigene Sache zu 
gebrauchen und fie einem neuen Conductor zu überliefern. 

Er führt auch an, daß das Ober-Appellationd=Gericht 
in Sachen Chriftian Brabant zu Riethhagen, Beklagten 
und MAppellanten, wider die Gemeinde zu Riethhagen, . 
Kläger und XAppellaten, in puncto Räumung des Hir⸗ 
tenhauſes, dieſe Anficht gebilligt habe. 

Mag man nun aber das Retentionsrecht mit den 
meiſten Schriftſtellern unter den Vortheilen oder Wirkun⸗ 
gen des Beſitzes aufzählen, (Thibaut über Beſitz und 
Berjährung, Th. 1. 8. 25. nr. 5. v. Wenning-In= 
genheim, Lehrbuch I. 8. 168. Schweppe,. römifches 
Privatrecht, ed. 4. Bo. IL. 8. 213. ©. 7 or. 3. u. a.) 

Fabrg. XVII. Heft II. 7 / 


| — u 
weil daffelbe, ohne Beſttz der zu retinitenden Sache nicht 
möglich ift, oder mag man baffelbe mit anderen Rechtsleh⸗ 
rern als ein eigenthümlich geartetes Recht betrachten, weil 
es. eines Theils nicht jedem Beftger einer Sache zufteht, 
und andern Theild noch gar manche andere Zuftänpe, aß 
den bloßen Befis, als feine Requifite vorausſetzt; (v. Se 
vigny, yom Beſitze, 3. i. F. Mi. f. Roßbirt, | 
Am Archiv für civil. Praris, Bd. 86. 2. Mühlen: 
bruch, Lehrbuch, Th. II. S. 234. not. 7. Schenk, Die 
Lehre vom Retentionsrechte, 8. 3. S. 38), fo läßt es ſich 
doch mit Grunde Rechtens nicht bezweifeln, daß dem Con: 
ductor (Inquilinus wie Eolonus) wegen Verwendung auf 
bie Sache und Auslagen in Beziehung auf dieſelbe das 
jus retentionis an der res locata zugeflanden werben 
Cf. L. 55.8. 1. u. L. 61. pr. D. locati (19. 2.) 
L. 12. D. de vi arınat. (43. 16.) | 
L. 27. C. de locat. (4. 65.) 
Weſtphal, von Kauf und Pacht, 8. 939. ff. 
Mevius Decis. P. IL D. 43. 
Glück's Kommentar. Bd. 17. ©. 496. 
Coccejus, jus controvers. L. 19. T. IL 
D. 8. | 
Schenk, J. e. 8 59. ©. 198. 
Dafür erklärt ſich auch die neuere Praris * Ge⸗ 
richte, und fo entſchied noch im Jahre 1838 bie Juſtiz⸗ 
Ganzlei zu Stade, in Causa Holfte contra Schuß, we 
gen Räumung einer Wohnung und Entſchaͤdiguug: 
9! — — wohingegen er Gell.) allerdings be⸗ 
techtigt iſt, Die auf das flreitige Haus erweislicher 
Maaßen verwandten nothwendigen und nuͤtlichen 
Auslagen — da bie Klägerin ſelbſt ein · zwiſchen 


J 








ihr und dem Beffagten exiſtitendes Miethverhäftnig 
‚behauptet — unbedingt; die zierenden aber, infofern 
er bie von ihr gefeugnete Behauptung, daß fle dazu - 
ihre Einwilligung ertheift habe, erweifen ſollte; von 
ihr erftattet zu verlangen, und deswegen das- Re 
tentiortsrecht an dem Haufe auszuuben. «— — — 


| 8 2. 
Eine andere, bei ei Retentionsrechte überhaupt vor⸗ 
kommende wichtige Streitfrage ift die: 
ob die Forderung, weshalb retinirt werden ſoll, 
biquide fein müffe? | 
Einige Rechtälehrer verneinen diefe Frage jeboch mi 
der Einſchraͤnkung, daß die Liquidität zur Fortdauer des 
Retentionsrechtes erforderlich werde, wenn der Schuldner 
Caution zu leiſten fi) erbeten habe. 3. E. | 
Mevias Decis P. H. EB. 16. 12. 114. P. IH. 
D. 368. nr. 3'u. 4. 
Leyser medit. ad pand. spec. 1%5. — 
v. Bülow, Abhandlungen über einzelne Materien 
des Rechts, Th. IE Abh. 2. S. 220 ff. 
Andere verneinen fe ohne folche Beihräntung 
Hommel, rhapsod. Obs. 208. 
Ant. Faber in Ced:. Lih. EI. tit. 22. — 13. 

ur. 4. u. 5. 

Anvrre wollen Sie Wirkung der — Auf 
Aufhebung: des Retentionorechts davon abhängig machen, 
a die Forderung ſchwierig liquid zu machen: ſei, und ver 
fagen im entgegengeſetzten Falle der Gamtion: dieſe Wirkunug. 

Pafendorf, Observ. jur. T. HE O. 130 


Noch andere wollen dagegen. wegen: Hinmider Ford . - 


sungen gar Fein Retentionsreiit goſtatten, wobri einige 
i % 
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ledoch unterſcheiden, ob das Recht ſelbſt oder nur Die 
Summe der Forderung illiquid iſt, und im letzten Falle 
das jus retentionis bis zur Cautionsleiſtung geftatten. 
J. G. Ranft, Diss. de jure retent. Lips. 1817, 
8.7. 

Fr. A. Schnorr, Diss. de jure retent. Lips. 
1808, $. 10. 

Chr. P. Richter, Diss. de jure retent. Jen. 
1647, th. XVI. u. XVII. 

Andere endlich wollen, daß der Richter dem Retinen- 
ten eine präclufive Friſt beftimme, binnen welcher er feine 
Forderung, (bei Verluft des Retentionsrechts) Liquid madhe. 

3. &h. W. Fafelius, Lehre vom Retentionsrechte, 

Halle 1793, 8. 10. in finis. 

Mit Recht werden jedoch diefe Anfichten (in foweit 
bier noch nicht von der Einwirkung der Cautionsleiftung 
auf bie Fortdauer des Netentiondrechtd die Rede er wo⸗ 
von 8. 3. gehandelt werden ſoll) von 

Schenk, J. c. 8. 40. 
als unrichtig verworfen und darauf aufmerkſam gemadbt, 
daß die Frage, in wiefern Cautionsleiſtung das Retentions⸗ 
recht aufzuheben vermoͤge, hier garnicht herg ehoͤre, und wo⸗ 
fern die Caution dieſe Wirkung habe, die Liquibität ober 
Miquidität der Forderung unmöglich einen. Unterfchled ma 
den Fönne. | 

Schenk hält die obige Frage lediglich für eine Pros 
ceßftage,' weil kein Gefeb das Retentionsrecht wegen Illi⸗ 
quidituͤt der Forderung abfpreche, überhaupt aber die Li⸗ 
quidität nur im Proceffe vorkommen Fönne, wogegen im 
außergerichtlichen Verhältniffe des Gläubiger und Schuld⸗ 
ners, fir die Bemeſſung der Rechte und Pflichten beider 
zu einander regelmäßig alles mur Darauf ankomme, wie 
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fich Die Sache re vera verhalte, und er flimmt daher ber, 
auch von anderen Rechtslehrern gebilligten Entfcheidung 
bei, daß wenn der Befiter der Sache im ordentlihen 
Proceffe auf Herausgabe der Sache belangt werde, Ders 
felbe zu dem Beweife des factifchen Inhalts feiner Reten⸗ 
tiond-Einrede gelaffen werden müffes daß hingegen, went 
eine zuläffige Proceßart gegen ihn gewählt worben, bei 
. welcher illiquide Einreden nicht beachtet werben dürfen, Die 
Retentiond-Einrede auch nur dann Berüdfihtigung erhal: 
ten fönne, wenn fie fofort liquide gemacht werden fönne. 
Thibaut, Syftem des B.:R., 8. 224. r 
Glück, Comment. Br. 15. ©. 124. 2 
Sintenis, Pfandrecht, 8. 5. ©. 23. 
v. Wenning-Ingenheim, un 1. $. 4169. 
nr. 4. 
Die Frage endlich 
ob der Retinent verbunden. fei, gegen Cautiondlei⸗ 
ſtung ſein Recht aufzugeben? 
iſt ebenfalls ſehr ſtreitig. 
Mehrere Rechtslehrer verneinen dieſelbe, * fie ſich 
auf Die durch L. 66. 8. 1. D. ad Sct. Treb. (36. 1.) 
u. L. 6. D. quod falso tut. (27. 6.) bezeugte fragili- 
tas cautionis ftüßen, welche gefeßlich beredhtige, incerto 
ac fragili cautionis eventui nicht zu vertrauen, wenn 
man res debitoris sui legitime in Händen habe, und 
darauf, daß es fchwer fet, eine annehmliche Caution zu 
beftimmen, wenn die. Größe der Forderung noch nicht conſta⸗ 
tirt fei. Auch meint man, weil mehr Sicherheit in re quam 
cautione, atque facilior possidenti actio quam non pos- . 
sidenti actio, fo fei es unbillig, einen justus possessor des 
Retentionsrechts zu entfegen. Hommel (rhaps. ob. 200) 





— m — 
nimmt von biefer verneinenben, Regel nur den Tal im 
1 24. C. de evict. 8, 45. aus, weil das Geſetz Diefe 


Ausnahme beflätige. Auch Schenk, Le. ©. 339, halt 
Die verneinende Meinung für die richtigere. 


Andere Rechtslehrer bejahen dagegen Die Frage; — 


deſtens dann, wenn die Forderung noch illiquid iſt; 
wobei Viele wieder zwiſchen der Liquidität der For de⸗ 
zung überhaupt und der Liquidität Der Größe derſelben 
unierfcheiden, die erftere hält man dann für dad jus Te- 
tentionis unbedingt nöthig, die letztere aber nicht, geſtat⸗ 
tet jedoch bei illiquider Größe der Korberung, Die Reten⸗ 
tion durch Cautionsleiftung zu beſeitigen. Stryck unter: 
ſcheidet noch zwifchen der retentio rei propriae, wo er 
Die Baution nicht zulaffen will, und den retentio rei alie- 
nae, bei welcher er auf Iliquidität unter Umftänden al 
lerdings eine die Kaution bevorwortende Rüdficht nimmt. 
Iſt das jus retentionis in jeder Hinficht völlig Liquid, 
oder ift der debitor ausvrükli nur zur Baarzahlung 
verpflichtet, fo weife Stryd bie Cautions-Offerte unbedingt 
ab. Dft, (u. a. von Voet und Stryd) wirb auch Dem 
ziehterlichen Ermeſſen im einzelnen Sale fehr viel Spiel- 
zaum gegeben. Man bezieht fi) zur Unterftükung ber bes 
jabenden Meinung auf: 

L. 85. 8. 2. de regul. jur. 50, 17. 

L. 5. pr. D. de statut. 40, 7. 

L. ult. C. de compensat. 4, 31. 

®. 8. v. Bülow in den Abhandlungen über ein 

zelne Materien des römifchen Rechts. IH. II. Abh. 2. 
©. 220 fi., fagt: 

„Daß übrigens bie Caution gültig in Die Stelle 

der Retention tritt, folgt aus dem Zwede derſelben. 
Es fol nämlich die letzte ein Pfandrecht reichen, 
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(quäsi ‚pignoris loco est) und fie wird daher 
durch ein anderes gleich wirkfames Sicherheitömittel 
gültig vertreten; fo Daß alfo nur dahin zu fehen 
fein, fann, daß die Caution eine vollftändige, ober 
doch der Zurüdhaltung gänzlich entfprechende Si⸗ 
cherſtellung gewähre.. Die fragililas cautionis, 
welche das römifche Recht in L. 66. 8. 1. D. ad. 
S. C. Trebell. 36, 1. warnend heraushebt, fällt 
bei und hinweg, wo ber Bürge auf Erfordern eine 

“ Hypothef zu beftellen gehalten ift, und felbft bie 

Römer geftatteten durch Cautionsbeftelung die Res 

-. tention abzuwenden, wie L. 9.8.3. D. de damno 
infecto 39,2. — L. 8 D. de incend. ruina 
47, 9. zeigen.« 

Gegen diefe Anficht beruft fich Schent a. a. O. 
zur Vertheidigung der verneinenden Beantwortung der 
Frage im weſentlichen auf folgende Gründe: 

4) die Rüdfihtsnahme auf Billigkeit fönne keine Rechte 

- außer Kraft feßen, welche auf gutem Grunde ruheten, 
un fei aber der Grundfab, die Sache zur Befrienigung 
der Forderung jure. retentionis behalten zu dürfen, 
ganz uneingefchränkt in den Gefegen ausgefprochen. 

2) Das Retentionsrecht bezwede nicht 9108 Sicherftellung 
der Forderung, fondern hauptſächlich Anregung. des 
Schuldners zur Zahlung, und diefen Zweck fichere die 
retentio fräftiger als die bloße Caution. 

3) Wer zahlen folle, könne regelmäßig mit der Offerte 
der satisdatio nicht ausbeugen, fondern nur durch 
Zahlung die eine folche verfolgende retentio rei be 
feitigen. 

4) Die Faͤlle in L. 9. $. 3. D. 39.2. u. L. 8. D. 
A. 9. obſtirten nicht, weil in der dort erwähnten 
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Gaution gerade das Forberungsrecht beftanden habe, 
defien Befriedigung jure retentionis verfolgt wurde. 
Aehnlich fei es auch mit dem Zalle ver L. 24. C. 8. 
45., denn daß der Käufer ſich mit der Caution begnü⸗ 
gen müfle, fet feine Ausnahme, weil die Natur Des 
Kaufcontracts ed mit fich bringe, daß der Käufer, wenn 
er des Kaufobjects halber das pretium retinire, ftatt 
. der. filhern Uebereignung der res, mit einer bloßen 
Sicherftellung fich begnügen muͤſe. Die Beftimmung 
ſei nur eine Folge der Eigenthümlichkeit -ded Forbes 
sungsrechts, wofür retinirt werde, nicht aber ein Aus: 
fluß der Befugniffe des Retentionsgegners aus reten- 
tionsrechtlichen Grundfäben. Die Caution ergänze 
Die noch fehlende Sicherheit gegen den Rachtheil aus 
der Eviction dergeftalt, Daß dadurch der Käufer zur 
Aufrechterhaltung der Kaufvertragspflichten gerade fo 
qualificirt erfcheinen folle, als ob der Evictionsſtreit 
ſich gar nicht erhoben habe. 

Schenks Meinung ift, in fofern das Retentionsrecht 


wegen liquider Forderungen ausgeübt werben ſoll, unftreis 
tig als wohlbegründet anzuerkennen, in fofern jedoch bie 
Rede ift von illiquiden Forderungen, fo möchte das 
aus dem Nebenzwede des NRetentionsrechts: »die Anre 
gung -der Zahlungsluft des Schuldners« hergenommene 
Haupt:Argument, ſchwerlich Beifall verdienen. Illiquide 
Gorderungen, vor deren gehöriger Klarmachung, zabten zu 
ſollen, kann niemanden angefonnen werben, und 


Pufendorf, Observ. jur. T. II. O. 180. 


bemerft mit Recht: 


Prsterea grave est, dominum re sua ob in- 
pensas ‚difficulter liquidandas diutius carere, 
alterius vero incommodum nullum existit, 
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cum oblata cautio eandem, quam res, securi- 
tatem prestet. | 

Auch die Cautionsleiftung gewährt den Zweck, die 
Zahlungsluft anzuregen, und die Behauptung, daß biefer 
Zweck durch die Retention Eräftiger erreicht werde, wel 
che nicht einmal für alle Fälle wahr fein dürfte, ift jeden 
falls zu wenig durchfchlagend, um den zur Retention Bes 
techtigten, zu geftatten, fich -zum größten Nachtheil feines 
Schuldners darauf zu berufen, daß ihm die Gefehe das 
Retentionsredit einmal uneingeſchraͤnkt geftattet hätten. 
Die Geſetze, weldhe das Retentiondrecht wegen der auf Die 
Sache gemachten Auslagen geftatten, gehen dabei von ber 
Anficht aus, daß lebtere nicht anders als durch die reten- 
tio rei gefichert werden Tönnten; weil nach Herausgabe 
der Sache feine Klage ad impensas zuftändig fe. Wird 
nun aber Caution geleiftet, fo fällt Diefer Grund ja hin- 
weg, weil dann der dominus rei ex promissione haf- 
tet. Pe 

Mindeſtens ift die vaterländifche Praris für die billi⸗ 
gere Anficht, daß die Retention wegen illiquider Forbe 
rungen durch Cautionsleiftung befeitigt werden kann. 

So entſchied das O.-⸗A.⸗-Gericht in älterer Zeit in dem 
von Pufendorf l. c. angeführten Falle. und fo hat auch 
in neuefter Zeit die K. Juſtiz⸗-Canzlei zu Stade in einer 
Proreßfache aus dem Lande Hadeln R. M.*, wider H.* 
als Appellationsbehörde am 16. Januar 1844 erfannt: 

| Demnad) der Appellant feine Behauptung, daß 

‚feine Forderungen liquide feten, oder leicht liquidirt 
werben Könnten, bislang ‚gar nicht befcheintgt hat, 
wegen ber illimtiden Forderungen aber dem Appels 
laten die Befugniß, das Retentionsrecht durch ge 
nügende Cautionsleiſtung zu befeitigen, nicht verfagt 
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werden mags fo fleht der Mppellation nicht zu de⸗ 


feriren, -— — — — 

Diefe Entfcheidung iſt in der Leuterungs-Inflanz we⸗ 

gen nicht elidirter Entfcheinungsgründe beflätigt, und Pie 

dawider von dem Appellanten an das K. O.⸗A.⸗Gericht zu 

Celle gebrachte Appellation, mittelft Beſcheides vom 10ten 
October 1842 zuruͤckgewieſen: 

»Da Implorant ſeine angeblichen Forderungen, ruͤck⸗ 

fichtlich welcher er das Retentions⸗Recht in Anſpruch 

genommen, uͤberall nicht, wie er gleichwohl ſchuldig 

geweſen, gehoͤrig ſubſtantiirt hat, durch das ihm 

eingeraͤumte Retentions⸗-Recht alſo ihm ſchon mehr 

zuerkannt iſt, als er hat erwarten koͤnnen; — — ſo 

kann dem Suchen keine Statt gegeben werden; — 


11. Ueber die Caſſirung des Stempelpapiers. 
(Mit einem Prãjudiz des Königl. Oberappella⸗ 
tions⸗Gerichts zu Celle v. 29. April 1842.) 

Mitgetheilt vom Herrn Dr. d. R. W. Mejer zu Elausthal.- 


Bergl. ben im vorigen 2m Eefte AT 11. ©. 167 mitgetpeilten 
Rechtsfall.) 





Sin gefalliger Freund Hat die. Güte gehabt, folgendes 
Derret und das beigefügte Refeript des K. O.⸗A.⸗Gerichts 
mir abicheiftlich zuauftellen; wegen bed Intereſſes des fehr 
oft vorkommenden Gegenftandes und der dadurch gegebenen, 
. ber bisherigen Praris bei den Gerichten anſcheinend ent 
gegenfichenden Entſcheidung ‚Bürfte awerbnähig * dabei 
einige Augenblide zu verweilen. 
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Bisher war es ganz unzweifelhafte Braris, wenigftens 
bei den Untergerichten im Lande, Daß fie auf Bitte des - 
Erhibenten und Producenten die erforderlichen Stempel zu 
feinen Exhibiten und Producten auf feine Koften caffirten 
und bag durch Diefe Bitte der Einreichende oder 
Borlegende der Stempelftrafe entging. Man nahm 
an, daß er offenbar eine Stempel: Steuer: Contravention 
nicht beabfidhtige, indem er um Caſſirung der Stem⸗ 
pel bitte, und daß man ihm wohl glauben dürfe, 

er fei gerade nicht im Stande das gefebliche Stempelpapier 
Ka zeitig zu verfchaffen. 

Die Beranlaffungen der folgenden Entſcheidung ſind 
dem Einſender nicht bekannt — * iſt an - 
ohne jene verftändfich. 


Das Decret lautet ſo: | | 


»Auf die, von der Stempel: Diftribution zu Meine, 
modo Unſerer Direction Der directen Stenern gu 
Hannover, Querulatin wider ein, in Saden der- 
felben gegen den Advocaten * zu Goslar, Que 
rulaten, in puncto Stempel-:Steuer-Contravention, 
von Unſerer Juſtiz⸗Canzlei zu Hildesheim in ber 
Leuterungs⸗ Inſtanz unterm 3. Mai v. J. abgege⸗ 
benes Decret eingewandte und am 28. ejusd. be 
ducirte Nichtigkeits-Beſchwerde iſt, inspectis actis 
prioribhus, von Uns Ernſt Auguſt, von Gottes 
Bnaden Könige von Hannover, Königlichen Prin⸗ 
zer von Großbritannien und Irland, Herzoge vom 
Rumberland, Herzoge gu Braunfchweig umd Luͤne⸗ 
Burg ı. junctis remissorialibus rescriptum cas- 
sstorinm unter Verurtheiumg ded Querulaten in 
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die Koften diefer Inftanz, an das judicium a quo 


erkannt und hiemeben abgelaffen.« 
&elle, den 29ften April 1842. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae 
(L. S.) Majestatis proprium. 
C. v. d. Buſche. 


Strampe. 





Ernſt Auguftx. König xc. 
Unſern ꝛc. 


Wir haben erhalten, was ihr in Sachen der Stempel⸗ 


Diſtribution Peine, modo Unſerer Direction der directen 
Steuern zu Hannover, Querulantin, wider den Advocaten 
* zu Goslar, Querulaten, in puncto Stempel⸗Steuer⸗ 
Gontravention, mitteld Berichts vom 2° — v. J. einge⸗ 
ſandt und berichtet habt und der copeiliche Anſchluß ergiebt, 
was wider euer in ber Leuterungs-Inſtanz abgegebenes 
Derret vom 3. Mat v. 3. guseralande bei Und vorge 
ftellt und gebeten ift. 

Wir haben und nun von der Erheblichfeit der erhobe 
nen Beichwerde in allem Maße überzeugen müffen. Der 
8. 10. der Verordnung vom 21. October 1838 beftimmt 
ganz allgemein, daß unter namhafter Vorausſetzung eine 
Caſſirung des Stempels gefattet fein ſolie. Der hier 

vorliegende Fall ift im $ ‚12. vorgefchriebenz zufolge dei: 
felben ift es bei Berhandlungen, die bei öffentlichen Behoͤr⸗ 
der. eingereicht, und erft durch Die Production ſtem⸗ 


pelpflichtig werden, geflattet, Das Stempel⸗Papier (auf - 


die im 8. 10. bemerkte Art) zu den Verhandlungen zu 


eaffiren. Diefe Eaffirung fland dem Querulaten alſo 
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frei,. da er aber folche unterlaffen bat, fo kann ‚fich nur 
feagen, ob er ftatt deſſen eine durch das Gericht felbft vor 
zunehmende Gaffirung beantragen und. fich. dadurch der ihm 
felbft obliegenden. Pflicht entlevigen durfte. Letzteres ift 
. feinesweged anzunehmen und namentlich nicht aus dem 
zweiten Alinea des 8. 10. ber eitirten Verordnung zu recht» 
fertigen; denn gerabe bei Der Beftimmung, daß die Behoͤr⸗ 
den befugt, nicht aber verpflichtet-fein follen, - in 
den vor ihnen verhandelten Sachen die Caffirung auf Ans 
fuchen der: Interefjenten vorzunehmen, ift ausdruͤcklich der 
im 8. 12. gedachte Fall ausgenommen und hierauf jene 
Beftimmung für. unanwendbar erklärt worden. Im legte: 
ren Falle bleibt es alſo allerdings Pflicht des Produ— 
centen fein Product felbft mit Stempel zu.verfehen und 
Das Geſetz ftelt es dabei nicht in die Willkühr des Pros 
ducenten den Stempel felbft zu une oder folches ber 
Behörde zu überlaflen. 
Dies vorausgeſetzt, Finnen Wir euch ferner nicht dar⸗ 
unter beipflichten, daß das Amt, wenn ed dem Antrage 
nicht deferiren wollen nicht die Eingabe felbft als an das 
Gericht als folches gelangt, hätte anfehen und dann den * 
zur Strafe notiren, fondern ‚die Eingabe hätte zurüdgeben 
müflen. Denn den Gerichten kam die Befugniß, die nicht 
mit gehörigem Stempel verfehenen Eingaben nach bloßer 
Willkühr entweder mit Stempel verfehen zu den Acten zu 
nehmen, oder als gar nicht eingegangen anzufehen und 
simpliciter zu retradiren, nicht eingeräumt werben, indem 
ed ſonſt Iediglich vom, Richter abhängen würde, bei Einga- 
ben, Deren zeitige Exhibition über das Schickſal des ganzen 
Proceſſes entfcheibet, nach Willkuhr Deſertion eintreten zu 
laſſen, welche letztere ſodann eine vom Geſetz nirgend vor⸗ 
geſchriebene mittelbare Folge des unterlaſſenen Gebrauchs 


— 200 — 
des Stenmels fein würbe*. — Entfcheidend ift Bier Die 
Vorſchrift im 8. 12. der allegirten Verordnung, daß bie 
Gaffirung des Stempeld vor der Einreihung geſchehen 
fol, daher denn das factum der Eonteavention fi in 
demfelben Augenblide als confummirt herausftellt, in wel 
chem die Broduction ohne Stempel⸗Adhibition gefchehen if; 
und aus dem S. 14. jener Verordnung im. dritten Abſatze, 
welche die Behörbe verpflichtet, zu nicht gehörig geftempel- 
ten Eingaben den erforderlichen Stempel ad acta zu caf 
firen ꝛc. kann unmöglich entnommen werben, daß dadurch 
dem Erhibenten die verwirkte legale Strafe erlaffen fein folfe. 
Wenn Wir daher in eurem Beſcheide vom 3. Mai 
71841 allerdings einen Verſtoß gegen die infofern unzwei⸗ 
deutigen Beflimmungen mehr beregter Verordnung vom 
21. October 1834, mithin eine wirfliche Nullität befunden, 
und laut Unferes, in beglaubigter Abfchrift anliegenden, 
heutigen Beſcheides gegenwärtige Refeript an euch erfannt 
haben, fo geben Wir euch, unter Verurtheilung des Que 
rulaten in die Koften diefer höchften Inftanz, hierdurch auf: 
unter Caffation eures\ gebadhten Beſcheides, ſo wie 
des’ vorhergegangenen vom 23. December 1840 Die 
denunciatiſcher Seits am euch gebrachte Appellatien 
zu verwerfen und unter Berurtheilung des Denun⸗ 
eiaten in Die Koften der Appellations⸗Infſtanz das 
Erfenntniß des Steuer-Richterd vom 2. September 
4840 pure wieder herzuftellen. | 


*) Sollte hier nicht etwas ausgefällen fein? — | 
Dieſe BVermuthung bes geehrten Herrn -Einfenteps 
wiberlegt fid buch bie. ganz gleiche Zaffung bes in einer 

anderen Sache am Bten April 1842 erlaffenen, im noris 
gen Hefte S. 172 mitgetheilten — eassatorli ir 
8, Di sGerichtt. 
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Sie eingefandten Acten erfolgen BERN ftirid. 
Daran. Und ꝛc. 
Celle, den 29. April 1842. | 
Ad Mandatum etc. 
An 
die Juſtiz⸗Canzlei zu —— 





Der 8. 10. der Verordnung v. 21. Ort, 1834 heißt 
. in den hier betreffenden Säßen folgendermaßen : 

»Wenn Jemand zu der Zeit, wo eine der Stempel: 
»abgabe unterworfene Verhandlung aufgenommen wird, 
nicht im Stande ift, das gefegliche Steinpelpapier fih zu . 
»verfchaffen, um auf diefem die Verhandlung zu fchreiben, 
»fo fol unter den 88. 10, 11 u. 12. bei Etrafe der Stem⸗ 
»peldefraude zu beobachtenden Beftimmungen eine Caſſi⸗ 
»tung des Stempelpapierd erlaubt fein. 

»Die affirung Farin — mit Ausnahme de8,$. 12. 
»gedadhten Falls — nur von Juſtiz- und Admini⸗ 
»ftrationd= Behörden, oder von den Stempelfteuer- Einneh- 
»mern vorgenommen werden. Jene Behörden find nur 
»befugt, nicht verpflichtet, in den Sachen, welde 
»micht vor ihnen verhandelt worden find, die Caſſirung auf 
vAnfuchen der dabei interejfirten Perfonen vorzunehmen.« 

Der $. 12. derfelben Verordnung heißt in feinem 
rſten Sabe: 

»Bei denjenigen Verhandlungen, welche bei. öffentlichen 
»Behörben oder bei einer mit öffentlichem Glauben verfes 
»henen PBerfon eingereicht werden follen und erſt burg 
»die Produetion ſtempelpflichtig werden, ſoll es 
»geftattet fein, das erforderliche Stempelpapier auf die 8. 
>10. gedachte Art zu der Verhandlung zu caffiren. Die 
Laffirung kann in diefem Falle von dem. Producenten 
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»felöfE vorgenommen werben, dieſelbe muß jedoch or ber 
»&inreichung gefchehen und das caffirte Stempelpapier Toll 


»der Verhandlung angeheftet werden.« 


Man darf wohl nicht verfennen, daß diefe SS. voll 
ftändig richtig, aber nicht gleih überfihtlih gefaßt 


_ worden find. 
(Schluß folgt) 


111. Die Frage, ob nach dem $. 145. der Proceß- 


Ordnung für die Untergerichte wegen Proceß⸗ 
Koſten appellirt werden könne, 
iſt von Koͤniglicher Juſtiz⸗Canzlei in Celle 
4) im September 1830 bejahend, 
2) im $ebruat 1836 verneinend, 
3) im November 1837 bejahend, 
4) im Januar 1838 verneinend, 
5) im Juni 1838 bejahend; | 
vom Röniglichen Oberappellationg-Gerichte aber 
4) im Jahre 1832 (vid. W. v. Pufendorf's Obſervatio⸗ 
nen pag. 42) verneinend, (wahrſcheinlich vom Lime 
burgfchen Senate), 
2) im October 4844 vom Calenbergſchen Senate, und 
| zwar mittelft eines rescripti cassatorü, bejahend 
entfchieden, und fol, (mas ich jedoch nicht verbürgen kann,) 
neuerdings vom Rüneburgfchen Senate verneinend entſchie⸗ 
den fein. | 
Es wäre daher fehr zu wünfchen, baß dem hieraus 
fih ergebenden Uebelſtande, welcher den Parteien ge 
Iänger als 10 Jahre hindurch viel 2 gefoftet hat, bal⸗ 
digſt abgeholfen würbe. 


Celle, den 3. Auguſt 1842. € Woͤltje, Dr., 
—— ⸗Ger.⸗Procurator. 


Berlegt von Herold und Wahlftab in Lüneburg. 


Gedrudt bei A. Podwis in Stade.: 





| 
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Abhandlungen und Nechtsfälle. 





L Ueber die Caſſirung bes Stempelpapiers. 
Mit einem Präjudiz des. Königl. Oberappella⸗ 
tions⸗Gerichts zu Celle v. 29. April 1842) 


Mitgetheilt vom Herrn Dr. d. R. W. Mejer zu Clausthal. 
(Schluß.) 

Mi Bezug auf vorſtehendes Reſcript unſeres hoͤch⸗ 

ſten Gerichtshofes moͤchten folgende Sätze hervorzuheben 

ſein: | 

7) Keine Juſtiz⸗ ober Adminiſtrations⸗Behoͤrde iſt ver- 
pflichtet, auf die Bitte eines Privatmannes um Stem⸗ 
pel Caſſirung, dieſes Caſſtren vorzunehmen, ſondern es ift 
ihr bloß geſtattet, dieſer Bitte zu willfahren. 

2. Die Stempelftener,= Einnehmer ſcheinen dagegen zu 
Diefer Caſſirung verpflichtet zu fein. _ 

3. Die Caſſirung muß. vor der Gelangung der Ex⸗ 
hibition oder des producirten Documentes an die Juſtiz⸗ 
oder Adminiſtrations⸗ Be hörde geichehen. 

4. Wird, eine ftempelpflichtige, Eingabe, weldye des 
Stempel mangelt, bei einer Behörde gemacht: fo Fann die 
Behörde die Eingabe. nicht. zurückweiſen; im obigem 
Reſcripte findet ſich hierüber, eine vollſtaͤndig — 
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Auslegung des Geſetzes. Es iſt jedoch in dem Momente 
der e die StempelsSteuer: Contraven- 
tion vollendet, falls nicht: der empfangenden Behörde 
dabei eine Bitte um Caſſirung ded Stempeld vorgetragen 
wird und diefelbe ihr zu deferiren fid hbewogen 
fühlt. 

5. Will die um Caſſirung des Stempels gebetene 
Behörde den Stempel nicht caſſtren: fo hat fie die erfor: 
derlihen Schritte wegen der verwirkten Stempelftener- 
fitafe zu thun; nimmt fie aber Namens des Erhibenten 
oder Broducenten die Bafftrung vor, fo ift diefer Punkt 
‚damit erledigt. _ Ob fie jenes ober nr thue, fteht in ib: 
rer freien Wahl. 

. 6. Wenn aber in obigem Keſcripte die Worte des 
8. 10.: 

»mit Ausnahme des 8. 12. gedachten Falles«, 
dahin gedeutet zu ſein ſcheinen, als ſei dieſer Fall des 
8. 12. in welchem die Verordnung ſagt: 

»die Caſſtrung kann in dieſem Falle von dem Pro⸗ 

ducenten ſelbſt vorgenommen werden«, 
bie Caſſtrung durch die Behörden und die Stempelſteuer⸗ 
Einnehmer unterfagt: fo dürften gegen eine folche In- 
terpretation fich begründete Zweifel erheben. Denn der 
8. 10. an ber betreffenden Stelle fagt: 

»Die Caſſtrung kann — mit Ausnahme des 8. 2. 

gedachten Falles — nur von Juſtiz⸗ und Admini⸗ 

ftrations = Behörden, oder von den Stempelſteuer⸗ 

Einnehmern vorgenommen werden.« 

Hier find andere Caſſirende ausgefchloffen, da „kann 
nura mit »foll nur« völlig gleichbedeutend if. Denn was 
das Geſetz als die ausſchließliche Möglichkeit in gewiſſen 
Berhältniffen darſtellt, das hat e8 für Diefelben befohlen. - 
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Aber 8.12. hat diefes »nur« nicht. Im diefer Stelle ſteht 
der Ausdruck fo, daß er gewiß am Natinlichiten fo ver: 
fanden wird, als ob gefagt fel: die Caſſirung kann in Die: 
fem Falle auch von den Broducenten, aber auch von den 
Behörden und Stempel-Steuer-Einnehmern vorgenominen 
werben. Eine Bitte um Stempel-Caffirung (auch zu den 
bei ihnen verhandelten Sachen) an die Behörden, 
welche ja 

„befugt, aber nicht verpflichtet« 

find, die Caffirung vorzunehmen, Tann daher der Abſicht 
bes Gefeges nicht widerfprechen. Daß es wohl im gan- 
zen Lande auch fo verftanden ift, felbft von den Gentral- 
behörben (fo viel man hat abnehmen koͤnnen), wirb hier 
bei die natürliche $nterpretation um fo mehr unterftügen, 

als die Abficht des Steuer-Stempel-Gefehes doch nur auf 
Gaffirung der, erforderlichen Stempel, nicht auf Erzeugung 
vieler Contraventionen gehet, zu denen im alle einer fol 
chen Bitte der Wille nicht da if. Daß aber den Behör- 
den bloß das Recht, nicht die Verpflichtung zum Caſſiren 
der Stempel, von der Verordnung beigelegt ift, hat feinen 
guten Grund hauptfächlich darin, daß fonft leicht faft mit 
- allem Stempel-Berbraud die Behörden belaflet und ſaͤmmt⸗ 
liche Exhibenten oder Producenten ſich um Beifügung der 
Stempel nicht .befümmern würden; andere Unzuträglichkei- 
ten ungerechnet. 


Die Bitte um Eaffirung im alle des 8. 12. wird 
aber auch das obige Reſcript (des Scheins - ungeachtet) 
ſchwerlich mißbilligen, fondern nur ausfprechen wollen, 
daß die Behörben Hierauf nicht zu veflectiven brauchen; 
daß es alfo in deren Willkühr liegt, derfelben zu willfah⸗ 
ren und dadurch die Eontravention zu entfernen oder die 

%* 
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Bitte zu verwerfen. Dieſes Lebtere kann namentlidy zuwei⸗ 
Ien dadurch herbeigeführt werden, daß ein unverjchämter 
Erhibent bis zur Beläftigung oftmald die Stemper nicht 
gebraucht und beifügt und dann immer um deren_Caffi- 
zung bittet. 

7. Das Refeript druͤckt fi) allerdings darüber deut- 
lich genug aus, daß e& die Contravention ald im Augen 
blicke der Uebergabe ungeftempelter, aber ftempelpflichtiger 
Schriften confummirt anfiehet, und daß es den Richter 
nicht für ermächtigt halt, die Etrafe dieſer Contravention 
dem Eontravenienten wegen der Gafftrungsbitte zu erlaf- 
fen. Allein hierbei bleibt meines Erachtens noch immer 
die rechtliche Moͤglichkeit, daß die empfangende‘ Behörbe 
die wohlmollende Abficht hegt, den Stempel felbft zu cafe 
en und zwar im Augenblide der Exhibition und Pro: 
duction. Es ift dann fo, ald ob die Behörde den Stem⸗ 
pel hergebe und deſſen Vergütung fich vorbehalte, nadı 
defien Caffirung aber die Präfentation vornehme. 
— Richtig bleibt, Daß eine fpätere Caſſirung nicht geſche⸗ 
ben darf, denn das Gefe verlangt diefelbe 

»vor der Einreichung« (8. 12.) 

Man darf wohl annehmen, daß diefe mildere Anficht 
dem Geifte unferer Gefehgebung entfpridht und nicht mit 
Unrecht wird man fie auch in obigem Refcripte wieberfin- 
den, deſſen HauptsRefultate alfo die oben hervorgehobenen 
Saͤtze M 4. und 5. bleiben. 
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Il. Dem Rathe des Fleckens Viſſelhövede fleht die 
Befugniß zu, die über unbemwegliche zu Viſſel⸗ 
hövede belegene Güter gefchloffenen Contrarte 
überhaupt, und insbefondere auch Eheftiftungen, 
worin über dergleichen Güter disponirt wird, 
dem Fledensbuche einzutragen, nicht aber bie 
Eonfirmation folder Contracte, wozu eine cau- 
sae cognitio erfordert wird. Das Amt Ro: 
tenburg bat übrigens auch in erſter Beziehung 


concurrentem jurisdietionem. 





Im Jahre 1788 hatte das Amt N dem Fledens- 
rathe zu Viſſelhoͤvede: 

1) die Beftätigung aller Contracte bei 10 Kthlr. Strafe 
unterſagt, auch eine von ihm beſtätigte Eheſtiftung als 
nichtig caſſirt, 

2) aufgegeben die Fleckensrechnungen von den beiden letz⸗ 
ten Jahren zur Reviſion einzubringen. 

Dadurch wurden Bürgermeiſter und Rathmänner, auch 
die übrigen Eingeſeſſenen des Fleckens veranlaßt, bei dem 
Hofgerichte zu Stade wider das Amt Flagend aufzutreten. 

Nach verhandelter Sache wurde das beflagte Amt, mittelft 
Erfenntniffes vom 26. April 1790 von der angeftellten 
Klage entbunden, wofern nicht die Kläger das Original: 
Privilegium (Bifchofs Eberhard) de A°- 1581 in origine 
ad acta liefern und rechtlicher Art nad) erweißlich machen 
koͤnnten, daß fie feit 40 Jahren vor erhobenen dieſem Pro— 
ceß des Rechts, die ihnen zur resp. Gonfirmation und 

Ingroffation vorgelegten, über derartig unbewegliche Güter, 

geſchloſſene Contracte und ausgeftellte Pfandverfchreibungen 
zu confirmiren und zu ingroſſiren exerciret hätten. 
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Am 30. Sanuar 4792 Kat das Hofgericht erkannt: 

— Daß, nachdem Kläger niht nur nad) Maaß- 
gabe des judicati vom 26. April 1790 das Dri- 
ginal privilegium de anno 1581 *) eingeliefert, 
fondern auch den ihnen darin auferlegten und von 

‚ihnen unternommenen Beweis dahin geführet, Daß 

fie feit 20 Sahren vor erhobenen dieſem Proceß Das 
Mecht, die ihnen zur Confirmation über dortig un⸗ 
bewegliche Güter gefchloffene Contracte, imgleichen 
Eheftiftungen zu confirmiren, erereiret haben, bie 
felben Dabei zu ſchätzen, und das beflagte Amt fie 

darin zu beunruhigen nicht berechtiget, vielmehr für 
bie Zufunft davon abzuftehen ſchuldig. Was dahinge- 
gen die gleichfal8 verlangte Ingeoffation der über 
unbewegliche Bürger-Güter verfaßten Schuldverſchrei⸗ 
bungen und die ihnen zu verleihende Kraft und Wir: 
fung einer hypothecae publicae betrifft, fo ift des⸗ 
falls nichts erwiefen, mithin find Beklagte in Anſe⸗ 
hung diefes Puncts von angeftellter Klage zu entbin- 
den und die Kläger fich fothanen Rechts Ta 
Ben nicht befugt. 

Wider dieſes Erkenntniß appellirten beide Zheile an 
das K. Ober⸗-Appellations⸗Gericht zu Celle, die Appellation 
der Kläger wurde verworfen, auf die Appellation des An 
waltes des Amts Rotenburg Dagegen, am 28. März 1795, 
reformatorifch erkannt: 

— — Nachdem die Appellaten das Driginabßr 
vilegium vom Jahre 1581 nicht nur. bei dem 





*) Diefes Privilegium, wodurch der Bilhof Eberhard 
dem Fleden Viſſelhoͤyede ein Rentebuch, au Wappen 
und Siegel verleihet, it am Schluffe dieſes Rechtfalles 
abgedruckt. | 
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Hofgerichte zu Stade producirt, fondern auch bei 
Rechtfertigung ber ihrer Seitd gegen die senten- 
-tiam a qua vom 30. Jan. 1792. aufgeitellten Be- 
ſchwerden hiefelbft ad acta gebracht haben, folches 
auch für völlig authentifh und an fich felbft für 
gültig und rechtöverbindlich allerdings zu halten iſt; 
ſodann aber von den Appellaten in Gemäßheit der 
ihnen in dem Urtheile vom 26. April 1790 ertheil- 
ten Auflage, vermittelft ihres producirten Contrac⸗ 
tenbuchs hinlänglich dargethan ift, daß fie bie ihnen 
in obgedachtem Privilegio verliehene anjetzt flreitige 
Befugniß feit den lebten 40 Jahren vor erhobenem 
Procefie mehrfältig ausgeübt haben, mithin fich Fei- 
nen Nichtgebrauch darunter zu Schulden kommen 
laſſen; und ihnen hiebei, die bei den ausgeübten 
actibus fid; aͤuſſernden Mängel in fo fern nicht 
im Wege ftehen, daß fie deshalb der ihnen zufte- 
henden Gerechtfame fofort verluftig erklärt werben 
fönnten ; als find die Appellaten, dem mehrerwähn- 
ten PBrivilegio gemäß, bei der Befugniß, die über 
. unbeweglicdhe zu Biflelhövede belegene Güter ge: 
ſchloſſenen Contracte überhaupt und insbefondere 
auch die Eheftiftungen,. in jo fern in felbigen über 
dergleichen Güter disponirt worden, dem Fleckens⸗ 
buche einzutragen, und. Davon denjenigen, bie ed 
betrifft, Abſchriften zu extheilen, zu fchügen; es ha⸗ 
ben fich felbige jedoch aller folcher Confirmationen 
gedachter Contracte, wozu irgend eine Art von ges 
tichtlicher causae cognitio erfordert wird, gänzlich 
zu enthalten. 
Da fi übrigens aus den Acten ergiebt, daß 
weder bei Aufbewahrung des Contractbuchs und 
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des Fledens : Siegels, noch bei Eintragung Der 
Contracte in das Buch, bisher die erforbeliche Ord⸗ 
nung beobachtet worden, fo wird den Appellaten 
ernftlich befohlen, hinführo darunter an der nöthi- 
gen Sorgfalt ˖es nicht ermangeln zu laſſen, allen- 
falls aber bei der Behörde dahin anzutragen, Daß 
eine das Publicum fichernde, den Umftänden nad) 
thunliche Einrichtung darunter möge getroffen wer⸗ 
den. Auch haben felbige indbefondere ihre jedes- 
maligen Bürgermeifter, auf die richtige Führung 
des Eontractbuchs bei dem Amte Auienbing beeidi- 
gen zu laſſen. 

Die zweite Beſchwerde betreffend, fo verfteht es 
fi) nach Maßgabe des eigenen Eingeftändnifjes der 
Appellaten und des klar beiwiefenen Herkommens 
von felbft, daß dem Amte Rotenburg eine concur⸗ 
rente Befugnig, die über Immobilien zu Viſſelhoͤ⸗ 
vede gejchloffenen Contracte dem Amtshandelsbuche 
zu inferiren, zuftehe, ald weshalb dem Appellanten 
auch in Sententia a qua nichts aberfannt iftz da⸗ 
hingegen ift dem Geſuche des letzteren, die Befugniß 
der Appellaten blos auf ſolche Fälle einzufchränfen, 
da beide Cöntrahenten. Viſſelhoͤveder Bürger oder 
Einwohner find, feine ftatt zu geben. — — 

Ein neuerer Fall, in welchem die Kläger die Gültig: 


feit einer von dem beklagten Theile produrirten Chebere: 
dung anfochten, ift beim Amte Rotenburg im Jahre 1835 
vorgefommen, in ae = Amt unterm 10. Be 
1835 erfannte: 


— — Die iroenbungen der Kläger gegen die 
" Gültigkeit diefer Eheberedung unerfindlich find, weil 
nicht nur die Haltung und Führung eines befonderen 
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Contracten⸗ und Rente⸗Buchs dem Flecken Biffel- 
hövede vermöge ausprüdlicher Privilegien überlaffen 
und diefe Einrichtung fo wenig Durch die König- 
liche Verordnung vom 13. März 1821 als fonft 
bis jegt aufgehoben, mithin die befragliche Eheſtif⸗ 
tung um fo mehr für ein doeumentum publicum 
zu achten, als der Bürgermeifter. infonderheit auf 
die richtige Führung dieſes Nente- Buchs beeidigt 
war, ift und wird, fondern auch die Vorfchrift des 
Capitels III. S. 4. der PolizeiOrdnung von 1692 
nicht entgegen fteht, da ſolche Lediglich die Ehebere⸗ 
dungen x. der Meperleute und Erberen auf dem 
: Lande bezielt; — 

Dieſe Entſcheidung iſt in appellatorio ‚von K. Juftiz- 
Ganzlei zu Stade per sententiam vom 30. Junius 1838 
und vom K. Ober-AppellationssGerichte mittelft rejectori⸗ 
ſchen Beſcheides vom 6. October 1844 beftätigt worden. 


— 


Privilegium des Biſchofs Eberhard: für das Flecken 
Viſſelhövede, d. d. Rotenburg den Mittwochen 
in ven Pfingfien 1581. 





Yon Gottes Gnaden wir Eberhard, Bischof zu He 
bed, Adminiſtrator des Stiftes Vehrden Abt und Herr 
vom Hauß zu St. Michel binnen Lüuneburgh ıc. 

Thun kund und zu wiſſen, jevermenniglich, wes Stan: 
des, Weſens oder Condition die fein, nachdeme unfer und 
unſers Stifts Fleck zu Viſſelhövede, fo Weichbildes 
Freiheit und Gerechtigkeit hat, in Kriegeszeiten ihres Con⸗ 
tracts⸗ und Rentebuchs verluſtig worden, daher denn aller 
hand Hader und Zank zwiſchen den Buͤrgern und 


1 
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. Einwohnern dafelbft erwachſen, und mir, unfere Rehten 
» und Ampt wegen folchen Uneinigfeiten uf den bishero da⸗ 
jelbft gehaltenen Lantgerichtenn genung zu thunde gehapt. 
Solchem hinführo vorzufommen, "haben wir ihnen zu ſon⸗ 
dern Gnaden und Butten ein Contract- und Rente: 
buch) wieder verorbnet, alfo und bergeftallt, daß in daſſelbe 
alle Eontracte und Handelung, fo über liggende und un- 
bewegliche Güter uffgerichtet und vorgenohmmen werbenn, 
wie und welcher Geftalt ſolches geichicht oder gefchehen 
ad, follen ordentlich nach) dem Jahre, Monate und Dage 
gefchriebenn und verzeichnet werben, und bavon dennjeni⸗ 
gen, fo es betrift, Copey zu jederzeit wenn ſie es beghe 
renn uff ihre Belhohung mitgetheilet werden. 

Mit den Renthen fell es gleichfallß alfo gehalten 
werden, nemblich, fo jemandt Geld uf Renthe einnehmen 
würde, und biefelbe Renthe aus feinem Haufe, Hofe oder 
Zantgüttern vorjchrieben, und bemfelben, fo das Gelt auf 
thut, diefelbe Güter zum Unterpfande feßen, fol daffelbe 
in gemelts Contract: oder Renthebuch gefchrieben werben, 
und derfelbe mit feinen Renthen vor andern Greditorn, fo 
in das Buch nicht gefchrieben feyn, fondern fonft andere 
Derwaring haben mögen, vorgeßogen werben. Und bar 
mit Idermann befien Wiſſenſchaft erlange und bekomme, 
fol eß offentlich von ber Canzel publicieet werben. 

Nachdem wir aber auch vermerken, daß gebachter 
Fleck mit keinem Wapen und Eingefigell verfehen, 
als haben wir Ihnen zu fondeigen Gnaden und guten 
beuorwertes uf folgenden Blade Wapent, welchs fie uff 
beyde Ihre Dhore follen mhalen drer in ein Stein howen, 
auch in ein Eingeſigell ſtecken oder fnieven laſſen, und mit 
benfelben Ihre. Brieff, fo fie an ums eder andre erghan 
laſſen, web fonft alles ander, fe von ihnen zu verfigelen 
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gebeten wirt, beftätigen, die Umbfchrift des Ingefigels fol 
diefe fein, nemblih Sigillum burgensium in Vissel- 
hovede, und fol obgedachts Buch und Eingefigell zu je- 
derzeit in des Burgermeifters zu Zeiten wefende Behau⸗ 
finge fein, welcher eine Lade uff gemeine Unfoftung der 
Burger, mit Sluͤßellen verfertigen fol, und die Slüßell 
dazu der Burgermeifter neben dren von den vornehmen 
Burgeren in Berwaringe haben, und fo ofte waß in daß 
Buch zu fchreiben oder zu verfigelen, foll 28 geöffnet und 

in gegenwerlickheit der vornhemften Burger vorrichtet, und 
darnach wider in die Lade gelecht werben, und nachdem 
unfer, am Stift Berden Töblicher Vorfar, Biſchof Johann 
gedachten Flecken Bißelhövebe, unter dato Thaufent Vier 
‚hundert und in den Funffbigeften Jahre allererſt Weich 
bildes Recht und fonft ein Privilegium, und folgendes 
Biſchof Bartelt im Jahr 1493. daffelbe vorbeffert, und dar⸗ 
nah im Jahr 1530. Biſchof Chriftoffer dem Amte der 
Schoſter dafelbft ein fonderliche Freyheit gegeben; alß be 
ftetigen und confirmiren wir biefelbe, und haben die von 
Wort zu Wort in dis Buch verzeichnen laffen. Und vie 
weil hochgenachte beide Bifchofe Sohann und Bartelt das 
Fleck mit Graben befeftigen und mit Pforten zieren laffen, 
follen die Burger alle Jar folchen Graben zu faubern und 
wider aufzuräumen, und bie Schelinge in denfelben dicht 
zu halten, alfo, daß die Graben ummer full Waſſers ſte⸗ 
‚hen mügen, darzu auch die Pforten, fo oft es nöthig, zu 
verbefierm und zu vernewen, und die Planen fafle umme- 
ber zu machen vorpflichtet fein, dormit jebermann, fo dar⸗ 
bey her zicht, fehen und ſpuͤhren müge, daß «8 richt ein 
ſchlecht Dorf fei, ſondern ein Fleck, fo — — 
und BEN, babe. 
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Diemweil aber wyr darneben auch vormerfet, DaB zu 
Vorderb deſſelben Fledes ſich zugenragen, daß etliche ihre 
Heuſer oder Hausſtede geteilet, etzliche aber ihre Wohn⸗ 
heuſer auch ganz vorghan laſſen, als ſoll beydes abge 
ſchaffet und hinfürter Keinmandt erlaubet ſein, Hauß oder 
Hausftede im Flecken zu teilen oder auch ſonſt newe Feur⸗ 
ſtedte an Orten dar van Alters kein gewehſen zu machen, 
oder die ganz vorghan zu laſſen, bey Verluſt Hundert 
Goldtguͤlden, dann durch ein wirt daß Zleden an feiner 
Nharung, durch das ander aber ahn Berfonen und Ein 
wohnern gefchwedet und gefrenfet. 

Und deweill das SchuftersAmpt deſſelben Flecken ſich 
beflaget, alß folthen gegen obangezogenes Bifchof Chriſtof⸗ 
fer8 Privilegium frembde und umblauffende Schufter durch 
daß ganze Jar, auch war Fein Sarmarfede fein, beide Schu 
und Stiveln in daß led und uff den Kirchhof zu Taufe 
bringen, alß fol ihnen bey Verluſt der Schue und Stive 
len ſolchs verbotten fein, und barmit die frembde Schuſter 
ſolchs Wiſſenſchaft haben mügen, berentwegen ein offents 
lich Edict ausghan und uff ein Bret geheftet werden, wel 
dhes das Ampt in Borwaring haben, und fo oft e8 ihnen 
gefellig und es ihnen nöthig zu feinde erfcheinet, uffhen⸗ 
gen, wie dan foldy Edict Hierunden in das Buch auch ſoll 
gezeichnet werden. Eß fol aber hinwiderumb das Schu: 
fer: Amt alfo ſich auch verhalten, daß fie ſolchs Privilegit 
und Edicts etwan wegen Untuglichfeit des Ledders ober 
Steigerung des Werts vor die Schu und Stivel fid) nicht 
vorluſtig machen, wie fie dan hirmit ‚vor Schaden fich zu 
hüten follen gewharnet feyen. 

- Deffen zu Urkunde haben wir alles vorgefchribene mit 
unfern Secret wiffentlich vorfigelen lafien, und- mit eigener 
Handt unterfchreben, welches gefcben uff unfern Haufe 
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Motenburgh, den Mitwochen in den heiligen Pfingeſten, 
Anno Funffzehen Hundert ein und Achtzigk. 

(L. S.) Eberhard mm. propria. 


III. Streitfragen aus dem Criminal⸗Geſetzbuche für 
das Königreih Hannover. 


Gergleiche Art. 292. ar. 3. — Art. 114. — Art. 69. — 
Art. 307.) 





In der Vorausſetzung, daß es dem juriſtiſchen Publikum 
willkommen ſein werde, über practiſche Streitfragen aus 
dem Gebiete des Hannoverſchen Criminalrechts ergangene 
Entſcheidungen der Gerichtshoͤfe kennen zu lernen, wird 
Nachſtehendes mitgetheilt: 
1) die Frage: ob nach dem Criminal-Geſetzbuche Art. 
. 292. 3, zur Herſtellung des Begriffes eines gewalt- 
famen Diebſtahls das Einſchreiten in ein Ge 
bäude erforderlih? ift von dem höchften Landesge: 
richte in MWebereinftimmung mit der Königl. Juſtiz⸗ 
Ganzlei zu O. verneinend entſchieden. Es genuͤgt 
daher, um, einen Diebſtahl zu einem ausgezeichneten 
zweiter Claſſe zu machen, hat der Dieb, um zu ſteh⸗ 
len, vorher nur etwa eine Senfterfcheibe eingeftoßen. 
E die duch den Rüdfall verwirkte..Schärfung der 
Strafe ift nad) einer ergangenen Entſcheidung berfels 
ben Gerichte anwendbar, wenngleich die frühere 
Strafe nur eine außerordentliche war, (befannt: 
lich ‚verhält. ſich dies anders nad) ben Örundjäßen Des 
Preußiſchen Strafrechts). 
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3) Es iſt die Frage: ob in dem Falle, .da die Qualifica 
tion eined Verbrechens (4. DB. des Hausdiebſtahls 
buch das Verhaͤltniß des Dienftboten zur Herrfchaft) 
durch ein befondered perfönlidhes Verhältniß bes 
Zhäterd begründet wird, ein Theilnehmer, der mit 
diefan Berhältniffe befannt war, 3. B. ein intel 
lectueller Urheber, Gehuͤlfe u. |. w. duch die Due 
lification ebenfalld getroffen werde? von der K. Ju 
fliz-Banzlei zu DO. verneinend beantwortet. Eine 
Entſcheidung des höchften Landesgerichts über dieſe 
Frage kennen zu lernen, würde wünfchenswerth fein, 
weil diefelbe allerdings zweifelhaft erfcheinen muß, ix 
dem das Geſetz den Diebftahl oder das fonftige Ver: 
brechen in derartigen Fällen objectiv den Worten 
nad) qualifleirt, und es fi) nad) allgemeinen Grün- 
den wohl rechtfertigen würde, benienigen, welcher 3 
B. einen Dienftboten anreizte, feine Herrfchaft zu be 
fehlen, firenger zu ſtrafen als denjenigen, der zu «& 
‚nem, durch ein folched Berhältnig nicht aualificirten 
Diebftahle amreizt *). 

4) Nach Art. 307. des Criminal⸗Geſetzbuches follen Un 
terfhlagungen von Boten, von Dienſtboten u. 
ſ. w. gleich ausgezeichneten Diebftählen erfter Clafie 
geftvaft werben. Allein bei diefen Unterſchlagungen 


*) Vergl. Bauer, Abhandlungen aus dem Strafcehte. 
Göttingen 1840. Bb. 1. S. 461, wornach in dem Falle, 
wenn gewiffe zum Thatbeſtande gehörende perfönlice 
Berhältniffe des Thaͤters eine höhere ober gelinbere 
Strafandrohung veranlaft haben (Verwandtenmord, Fa⸗ 
miliendiebſtahl), die gefeglihe Strafe diefes Verbrechens 
den Maufftab für die Strafe bes Gchütfen bildet. 

Anmerkung d. Rebattion. 
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fol nur die im zweiten Satze des Art 289. ge: 
machte Ausnahme eine mildere Beftrafung begründen, 
nämlich in dem Kalle, da die Unterfchlagung an Eß⸗ 
waaren unter dem Werthe von 5 «P zur augenblidli- 
hen Verzehrung gefhah. Die Beftimmung am: fich 
ift deutlich, fcheint aber faft auf einem Redactionsfeh⸗ 
fer zu beruhen, da es fehmerlich ‚die Abficht des Ge⸗ 
febgebers fein Eonnte, einen Dienftboten, der wenige 
Grofchen unterſchlug, mit Arbeitshausſtrafe belegen u 
wollen. 


‘ 


IV. 1) Wann ift bei emem Nachlaßvertrage die 
Pluralität der Stimmen, nad der Größe der 
Forderungen berechnet, entfcheidend und für 
die Minorität verbindlich? und 
2) Welcher Gläubiger kann durd die Majori- 
tät feiner Mitgläubiger zum Nachlaßvertrage 
‚gezwungen werben, und wann aber aud wie: 
der nicht? 


Ad 1. erkannte die Iuftiz-Canzlei zu Hannover in Sachen 
des Schutzijuden Marcus Hitſch ıc. folgendermanßen: 

Da bei einem Nachlaßvertrage im Concurſe ber 
Gläubiger nicht das gemeinfame Intereſſe aller Glaͤu⸗ 
biger, fondern das befondere individuelle und Holirte 

Intereſſe einzelner Gläubiger in Frage fommt, indem 
felbige einen Theil ihrer Forderungen aufgeben follen; 
ba ferner die Pluralität der Stimmen, nach der Größe 
der Forderungen berechnet, nur dann entfcheidend und 
für die Minorität verbindlich ifl, wenn es auf Berfü- 
gungen im Concurfe ankoͤmmt, welche das gemeinfchaft- 
liche Intereſſe aller Gläubiger betrifft; da endlich Die 
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L.17. D. de pactis, welche den fperiellen Fall eines 

.pacti remissorii bei Antretung., einer Erbſchaft ent: 

Bält, nach gefeglichen Interpretationsregeln nicht auf 

den Hall .eined concursus creditorum ausgedehnt 

werben, noch analogiſch angewendet werden mag, fo 
ſteht der Appellation ꝛc. nicht. zu deferiren. 

‚Das Ober-Appellations-Gericht zu Celle heflätigte Die 
ſes Erfenntnig am 16. März 1826 durch ein rejectorium: | 
ob non elisas rationes decidendi. 

Ad 2. gab Summum tribunal Cellense in Sachen 
Schmidt ir. Schutt, in puncto Nachlaßvertrages, am 
30. Juni 1829 dahin einen Beſcheid ab: 

Wenn nun aud an fih im Eoncurfe ein chiro⸗ 
grapharifcher Gläubiger wider feinen Willen ge 
nöthigt werben Tann, einem von der Majorität der 
hirogtapharifchen Gläubiger eingegangenen Nachlaß⸗ 

vertrage beizutreten, ſolches jedoch in dem Falle nicht 

anzunehmen iſt, wenn durch eine Unterfuchung ober 
fonftigen Beweis dargelegt werden Tann, daß Der Cri⸗ 
dar bei Abſchließung des Nachlafvertrages betruͤglich 
gehandelt habe, fo ift eine angemefjene Unterfuchung 
zu veranlaffen, ob und in wie fern der Cridar über 
haupt und beim Abfchluffe des Nachlaßvertrages be: 
trüglich gehandelt habe, und hiernaͤchſt weiter zu er: 
kennen, ie — 


Vereg von Herold und a in Lüneburg. 
Gebdruckt bei A, Podwig in Stade. 


- 








Juriſtiſche Beitung 


fiir das. Königreich Hannover, 
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Reſeript des K. Juſtiz-Miniſterii an das Amt * *, 


vom 1. März 1842, die Unftatthaftigfeit ver 


Auslieferung von Criminal-Verbrechern an vie 


Behörden ver freien Hanſeſtadt Hamburg be; 
treffend. 





Das Juſtiz-Miniſterium ſieht erft gegenwärtig‘ Sich. in 
den Stand. gefegt, dem Amte * * auf den, unter Beifü- 
gung der hieneben zurüderfolgenden Arte wegen Ratificas 
tion der Auslieferung des * * * aus * erftaiteten Bericht 
vom 22 Dechr. v. 3. das Nähere zu eröffnen und die be 
hufige Vorjchrift wegen der Zurüdlieferung des gedachten 
Berbrecher8 zu ertheilen. Da nemlich eine Convention 
mit dem Senate der freien Hanfeftadt Hamburg in Bes 
treff der Auslieferung von Eriminalverbrechern nicht befteht 


und der gedachte Senat fi zu der Bebingung nicht hat 


verftehen koͤnnen, unter welcher allein eine Vereinbarung 
mit demfelben für den vorliegenden Fall von Seiten des 
Minifterii der auswärtigen Angelegenheiten für zuläffig. 
hat erfannt werden mögen: ſonach aber die Unterfucdhung 
und das Erfenntniß wider den Inquifiten * *, wegen des 
von demfelben zu * verübten fchweren Verbrechens ben 
hiefigen Gerichten verbleiben muß und denn der Senat 


zu Hamburg in den diefe Angelegenheit betreffenden 


Schreiben vom 12. Ian. und 18. v. M., zur Rüdlieferung 
3abrg. XVIL Heft III. 9 en 
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des gedachten Verbrechers fich eventuell bereit erklärt hat; 
fo ift e8 mit Rüdfiht auf die Beftimmung des Art. 2. 
des Griminal-efeßb. und des 8. 6. der Verordnung vom 
26. Febr. 1822 unumgänglich erforderlich, forderfamft Die 
weitere Einleitung folcherhalb zu treffen. 

Das Amt * * hat demnach unverweilt mit der Bo: 
ligeibehörbe zu Hamburg die nöthige Communication we 
gen der Rüdlieferung des Inquifiten * * in. die dortigen 
Amtsgefängniffe zum Zwed der wider felbigen wegen des 
in * verübten ſchweren Verbrechens zu führenden Unter: 
fuchung zuzulegen, insbefondere aber dabei zu bevorwor—⸗ 
ten, daß dieſſeits zugleich zu beachten, daß bei dem Trans: 
porte des Verbrechers mit der größten WVorficht, namentlich 
in Bezug auf die Sicherung deſſelben, verfahren werde. 

Gleichzeitig hat aber audy das Amt die Bolizeibehörve 
zu Hamburg, oder aber unmittelbar Die betreffende Erimi- 
nalbehörde daſelbſt, um die Mittheilung der bei der letz⸗ 
tern wider den * * geführten Unterſuchungs-Acten, entwe 
der im Originale oder aber doch in beglaubter, Abfchrift, 
zu erfuchen um auf den Grund derfelben und unter deren 
ordnungs⸗ und zwedmäßigen Benubung, die Eriminal- 
Unterfuhung wider den Verbrecher allhier einzuleiten. 

Wie übrigens das Juſtiz-Miniſterium einer berichtli= 
chen Anzeige über die Rüdlieferung des Inquiſiten entgegen 

ſieht, fo will Es ſchließlich gewärtigen, daß das Amt in 
ähnlichen Faͤllen ſich die in der Verordnung vom 26. Fe 
bruar 1822 8. 1. und 4. enthaltenen — jeder⸗ 
zeit zur Direction dienen laſſe. 
Hannover, den 4. März 1842. 

Königlich: Hannoverſches Auftig-Peinifterium. 


An 
das Amt * * 


— ——— — — 
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Abhandlungen und Nechtsfälle, 





I. Ein Gaftwirth bat bei etwa gejtohlenen Effer 
ten in feinem Gaſthauſe die Erſatzverbindlich⸗ 
feit nicht fo unbedingt einem Zehrgafte zu lei 
fien, wie er fie einem in feinem Wirthshaufe 
Iogirenden Fremden zu leiften ſchuldig # 





In Sachen des Dienſtknechts Bock zu Geoßen-Gidlingen, 
Klägers, wider den Gaſtwirth Ofterloh zu Heinen Hehlen, 
Bellagten, in puncto recepti,.erfannte die Burgvoigtei 
‚zu elle das Fundament der gegen den Beflagten erhobe: 
nen actio de recepto für genügend, Dagegen aber aud) 
die der Klage opponirte Einrede der eigenen VBerfchuldung 
des Klägers ebenfalls für hinreichend, wobei dem Kläger 
nur der Beweis freigelaffen wurde, »daß bevor er, um der 
Ruhe‘ zu genteßen, aus der Gaftftube ſich entfernt, er fei- 
nen zuruͤckgelaffenen Rod dem Sohne des Beflagten, als 
einer folchen, der zu den Wirthichaftsangelegenheiten jener- 
Zeit mit gebraucht worden, zur Obhut anempfohlen habe.« 

Gegen dieſes Erfenntniß appellirte der Kläger, und 
erwirkte von Der Juſtiz⸗Canzlei zu Celle am 15. März 
1835 folgendes rescriptum de emendando: 


Alldieweil ein Baftwirth, welcher Reiſende und 
ihre Sachen, auch ohne beſondere Anzeige oder Ue— 
berlieferung derſelben, in ſein Wirthshaus auf— 
nimmt, den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß, für” 
die Entwendungen derſelben, welche feinem unver 
meidlichen Zufalle zugeichrieben werben können, zu. 
haften, und ‚den, ihren Eigenthümern zugefügten 


Schaden auch in dem Falle zu erfegen ſchuldig iſt, 
* 
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wenn der Diebftahl von folchen PBerfonen verübt 
wird, welche gleichfalls ald PBaflagiere, oder nur 
ald zur Einnahme einiger Erfrifchungen eingefehr- 
ten Gäfte, in das Wirthshaus aufgenommen find ; 
die custodia des Wirths hiernäcdhft, nicht bloß auf 
Diejenigen Sachen zu befchränfen ift, welche in Die, 
dem Fremden befonderd eingeräumten Logirzimmer 
eingebracht und gefchafft find, ſondern fih auch al: 
lerdings auf die ordinaire und gewöhnliche Gaſt⸗ 
fiube erftredt, in welche Reifende, die nicht eigent- 
lich im Wirthshaufe Iogiren, fondern ſich nur erfri- 
fhen wollen, gewiefen zu werden, abzutreten und 
ihre Sadyen und Efferten abzulegen pflegen, ber 
Beklagte aber die gefchehene Aufnahme des Kla- 
gerd und feined an den Hafenbört aufgehangenen 
Ueberrods, in welchem die geftohlenen Gelder und 
Sachen befindlich gewefen find, in der gewöhnlichen 
Gaftftube einräumt, und auch den durch den Dieb: 
ftahl erlittenen Geldverluſt deffelben nicht in Abrede 
ftellt; die von ihm der ex recepto erhobenen 
Klage opponirte zerftörliche Einrede der Elägerifchen 
Selbftverfhuldung des Verluſtes endlich noch zur 
Zeit für genugfam erwiefen nicht angenommen wer- 
den mag. So wird der Bellagte verurtheilt, dem 
Kläger den in feinem Wirthöhaufe, durch Dieb: 
ſtahl erlittenen Verluſt nad) vorgängiger eivlicher 
Beftärfung des Werth dieſer Stüde, imgleichen 
die entwandten 41 Piftolen, zu erfegen — er koͤnnte 
und wollte denn beweifen, daß der Kläger den 
Berluft feines Geldes und der anderen Sachen 
durch eigene grobe Verſchuldung und Bahrläffigteit 
veranlagt und herbeigeführt habe ıc. 
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Gegen’ diefen Befcheid leuterirte der Beklagte, und er: 
hielt vermittelt Verſendung der Arten an ein auswärtiges 
Spruchcollegium von diefem ein günftiges, die Entſcheidung 
der Celliſchen Juſtiz-Canzlei wiederum befeitigendes und 
rechtskraäftig gewordenes Urtheil. 

Entſcheidungsgründe des Spruchcollegii: 

Was die erſte Beſchwerde des Leuteranten anbelangt, 
nämlid daß die Klage als in jure und facto vollftändig 
begründet erfannt fei, fo ift zuvoͤrderſt ber. rechtliche Ge 
ſichtspunkt, von dem bei Erörterung dieſer Beſchwerde aus- 
gegangen werden muß, zu unterfuchen, und vor allen Din- 
gen eine Verwechfelung zwifchen dem veranlaffenden Grunde _ 
des firenigen Rechts wider die Wirthe und Schiffer; und 
dem Inhalte jenes Rechts felbft wohl zu vermeiden. Denn 
wenn jener außer allem Zweifel, darin zu fuchen ift, daß 
ed dem Wirthe viel eher möglich ift, auf die Efferten ber 
bei ihm einfehrenden Reifenden die Aufficht zu führen, 
ald dieſem felbft in einer fremden Wohnung und unter den 
ihm unbefannten Umgebungen, daß e8 von dem Wirthe 
fhon nad) der Natur feines Gewerbes gefordert werden 
‚Tann, foldhe Vorkehrungen zu treffen, wodurch die bei ihm 
logirenden Fremden gegen Entwendungen in der Regel 
fiher geftellt werben, daß-endlich der ‚Reifende, wenn er 
mit feinen Anfprüchen an Dritte verwiefen oder auch nur 
mit dem Beweiſe einer culpa des Wirths belaftet werben 
follte, fi) geminnfüchtigen und fchlechtvenfenden Wirthen 
in die Hände gegeben fehen würde; 

L. 1. $.1..D. naut., caupones stabularii ut Te- 

cepta restit: 
ſo darf man dabei doch nicht vergefien, baß die Verpflich⸗ 
tung für Handlungen Dritter einzuſtehen, immer ein jus 
singulare, mithin möglichft einſchraͤnkend zu erklaͤren if, 
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am wenigſten aber einen Rechtsſatz, der ſeinen Urſprung 
in der Billigkeit hat, fo erflären wollte, daß er für irgend 
einen Theil geradezu als hart“ und unbillig erſcheint. 

. Hält man nun diefe Norm an das befondere Recht 
gegen die Schiffer und Wirthe, fo wird man nicht umhin 
fönnen, daſſelbe in Grmangelung näherer Beflimmungen 
der Gefege, lediglich auf folhe Wirthe, welche Reiſende 
Iogiren, zu beziehen, nicht aber auch auf diejenigen, zu De 
nen man nur, um Speife und Trank, oder Erfrifchungen 
einzunehmen, zu fommen pflegt, — wenn nidt etwa et 
gene Beranftaltungen zur Aufbewahrung der von den Ga- 
ften mitgebrachten Sachen getroffen find, oder die Obhut 
über diefelben dem Wirthe oder einem von deſſen Leuten 
ausprüdlich übertragen ift, in welchem Falle freilich der 
Wirth eine befondere Garantie ftillichweigend übernommen 
hat. — 88 bringt dieſes theild Die Regel mit fi, daß 
‚ein folder Rechtsjag im Zweifel auf eine Art auszulegen 
iſt, wodurch er fo wenig als möglich abweichend von den 
Beflimmungen ded gemeinen Rechts erfcheint, theild Die 
Rückſicht, auf die Natur der Verhältniffe fowohl als vie 
Grundfäße der Billigfeit,. indem auf der einen Seite nur 
von eigentlichen Reiſenden gefagt werben kann, daß fie 
fid) und ihre Berfonen der Obhut des Wirths vertrauen, 

PBL. I. 8. 1. D. eod. tit. 
auch ſie meiſtens nur, als unbekannte, als ſolche, die ihre 
Sachen nicht unter der ſteten Aufſicht haben können, wie 
dieſes von bloßen Zehrgäften verlangt werden Tann — ber 
Gefahr ausgefegt find, welche das Geſetz abzumenden 
ſucht — amnderntheild ohne die größte Unbilligfeit und 
‚ohne dem Wirthe außergewöhnliche - Fähigkeiten. der we: 
nigitend einen mit feinem möglichen Gewinne in feinem 
. Berhältniffe ftehenden Aufwand zugumuthen; es nicht 
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verlangt werben kann, daß derſelbe auf die Sachen jedes. 
abs und zugehenden Gaftes ein aufmerkſames Auge habe. 
Hiermit ftimmt denn auch die Autorität bedeutender Rechts: 
lehrer überein. 

Glück's Comment. üb. d. Pandekten * Hellfeld, 

Th. VI. 8. 485. pag. 107—108, 
ia es fehlt nicht an Stellen in den Geſetzen, die, wenn 
fie gleich nicht Direct beweifend für unfere Anficht find, 
doch ganz gute Argumente für diefelben enthalten.“ So 
wird in. der L. 5. D. eod. tit. der Grund der Verbin: 
Iichfeit der Wirthe darin gefebt, daß fie für den, dem Rei- 
jenden geftatteten Aufenthalt bei ſich Bezahlung em- 
pfangen — wofür aber dem bloßen Traiteur u. f. mw. be: 

fanntlich nicht8 bezahlt zu werben pflegt. 

In einer andern Stelle (L. 6. $. 3. D. eod. fit.) 
wird die Befugniß, die auf das duplumm gerichtete in fac- 
tum actio gegen den Wirth anftellen zu können, wenn 
andere Baflagiere die Entwendung verübt haben, davon 
abhängig gemadht, daß die Entwender in demfelben Wirths- 
hauſe logirt haben, und nicht etwa bloß der Zehrung hal: 
ber bier eingefehrt find. Zwar ift diefe in factum actio 
bei uns nicht in Gebrauch, noch gehört überhaupt der In— 
halt dieſer Stelle geradezu hieher;. indeffen beweife fie immer 
jo viel, daß die Römer dem getreu, was die Natur ber Sache 
mit fich bringt, ein weniger bindendes Verhältniß zwifchen dem 
Wirthe und dem bloßen Zebrgafte annehmen, als zwiſchen 
jenem und dem im Wirthshaufe Iogirenden Fremden, und 
nur in dieſem alle es demfelben zumuthen, ſich um bie 
Perfon oder die Sachen des Reifenden befonders zu be 
fümmern. 

Aus eben Diefer Stelle geht nun aber auch hervor, 
was gleichfalls der Natur der Sache angemefjen iſt, Daß 
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ein Wirth, welcher auch Reiſende bei fi logirt, doch 
demjenigen, der nur als. Zehrgaft einfpricht, nit mehr 
verpflichtet ifl, wie ein bloßer Speife: oder Reftaurationg- 
wirth, indem nicht in der allgemeinen Qualität des Wirths, 
iondern in der Aufnahme der Fremden zur Beherbergung 
der Grund jener Verpflichtung zu ſuchen iſt. Es Tann 
fgener aber auch, fobald einer mit den obigen Grundſätzen 
einverftanden ift, nicht zweifelhaft fein, daß felbft Die Ab⸗ 
fiht des Einfehrenden, in dem Wirthshaufe logiren zu 
wollen, bier nich 'entfcheidet, fo lange ſie dem Wirthe 
verborgen geblieben iſt. 

Wenn nun. alſo ‚gleich, bekannten Rechten zufolge, zur 
Begründung der actio de recepto nicht erforberlich ift, 
daß die Sachen dem Wirthe oder deſſen Leuten wirklich 
übergeben find, fondern nur die Einbringung derſelben nö- 
tbig, fo darf jedoch eine Grundbedingung — die Auf: 
nahme des Fremden zum Zwede der Beherbergung — 


- nicht fehlen. Zwar braucht diefe nicht allemal ausbrüdlic 


erklärt zu werben, fondern fie läßt ſich in vielen Fällen 
aus der Zeit der Einfehrung oder aus andern dieſelbe be 
gleitenden Umftänden von felbft folgern; dieſe muͤſſen in- 
deffen, wie überhaupt alle Handlungen, aus denen ſich 
eine ftillfchweigende Willenserklärung ergeben foll, von der 
Art fein, daß fie einen vollfommen fichern Schluß begruͤn⸗ 
den, indem widrigenfalls der Reiſende es ſich ſelbſt beizu⸗ 
meſſen hat, daß er ſich uͤber den Zweck jenen Einfehrend 


nicht deutlich erflärte. 


Eine Anwendung diefer Prämiffen auf den vorliegen 
den Fall ergiebt: nun mit leichter Mühe das Refultat, zu 
deſſen -Begründung fie vorauf gefchieft wurden, wenn wir 
auh nur bei den aftenmäßig vollfommen feſtſtehenden 


Thatſachen ſtehen bleiben. 
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- An einem Tage, wo wegen des Durchzuges der Leiche 
der verftorbenen Königin von England Caroline Mathilve 
neugierige Zufchauer aus der umliegenden Gegend erwars 
tet werden fonnten, und auch fich einfanden, kehrt der 
Kläger, auf einer Fußreife von Bremen nach Celle begrif- 
fen, und ohne weiteres Gepäde, ald was er ‚in feiner 
Rocktaſche bei fih trägt, um die Mittagszeit in dem 
Wirthshauſe des Bellagten ein. Er fordert ſich einen 
Schnaps, hängt darauf feinen Rod in Gegenwart bes 
Wirths und einiger Gäfte in der Stube an, läßt ſich zu 
eſſen geben und verfügt fich, nachdem er feine Mahlzeit 
eingenommen und feine Zeche bezahlt hat, in vie Hinter 
dem Haufe befindliche Kegelbahn, wo er fich auf einer 
Bank, um der Ruhe zu genießen nieberläßt.. Nachdem er 
fi) hier einige Zeit — (über die Dauer feiner Abiwefen- 
heit aus Gaftftube herrfcht einige Differenz in den An⸗ 
gaben, auf hier indeffen nichts anfommen kann —) 
dem Schlafe überlaffen hat, verfügt er ſich wieder. in bie 
Gaftftube, woſelbſt er die inzwifchen verübte Entwendnng 
bald entdedt. Nehmen wir nun hierzu noch den Umftand, 
daß bei der Entfernung des Klägers aus der Gaſtſtube 
der Wirth nicht gegenwärtig geweſen, fo ift die Angabe 
des Beflagten, daß er von einem Fremden, der an einem 
ſolchen Tage und zu einer folhen Zeit zu ihm gekommen, 
auch nachdem er ſich durch Speife und Tranf erquidt, feine 
Zeche bezahlt, nicht habe vermuthen fönnen, daß er bei ihm 
logiren wollen, vielmehr annehmen müffen, derſelbe ge: 
venfe feine Reife alsbald wieder fortzufegen, im höchften 
Grade glaubhaft. 

Auch kann damwider "her Umftand nicht in Betracht 
fommen, daß der Kläger in Gegenwart des Wirths fich 
feines Rocks entlevigt, und felbigen in der Stube aufgehangen 
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habe, indem dieſes bei Neifenden feines Schlags 
und in foldyen Wirthshäufern, zumal an einem fo ſchwülen 
Tage (20. Aug. 1821) gewiß nichts Ungewöhnlidhes ift, 


fo daß mithin in Erwägung‘ der biß jetzt dargeftellten 


Gründe und Thatfachen, die erfle Beichwerde des Be— 
Hagten als hinreichend gerechtfertigt erfcheint, folglich an⸗ 
- sunehmen if, daß die zur Anftellung der actio de re- 
cepto erforderlichen Bedingungen im vorliegenden Falle 
nieht vorhanden find. j 


Auch würde diefe Klage dadurch nicht ald begründet 
erfcheinen, wenn, wie der Kläger vorgiebt, der Beklagte 
durch feine hartnädige Weigerung ihm die Namen der 
beiden vor der Entwendung des Diebitahle in der Gaft- 
ftube gewejenen Männer zu nennen, (von benen der eine 
wie e8 fich nachher ergab, in der That der Entwender 
war) ihn an ber fchleunigen Verfolgung und (zeige des 
Diebes gehindert, und dadurch die Lirfache geworden, daß 
- er nur zum fleinften Theile wieder zu dem Seinigen ge 
langt fei, denn, -wenn hierauf eine befondere Klage — 
welches in dem vorliegenden Falle die actio de dolo fein 
würde — gegen den Beklagten gegründet werden fünnte, 
fo ftcht doch diefer Umftand mit dem Klagegrunde der ac- 
tio de recepto überall in feiner Verbindung. 


Wenn num gleich dieſem nach auf die der Klage op⸗ 
ponirte Einrebe der Selbftverfchuldung des Verluſtes über: 
all nichts weiter anfommen zu fünnen fcheint, fo Darf doch 
eine Prüfung der hierauf gerichteten zweiten Beſchwerde, 


daß dieſe Einrede in der sententia a qua für nicht ge⸗ 


nugfam erwiefen angenommen if, nach dem biöherigen 
ange der Verhandlungen nicht mit. Stilffchweigen über 
gangen werden. 


Indeſſen auch diefe Befchiverde müffen wir für begrün- 
det erachten und glauben “fogar, daß es zu ihrer Rechtfer- 
tigung nur einer Hinweifung auf die Thatſache bedarf, 
daß der Kläger feinen mit einer fo bedeutenden Summe 
befchwerten Rod in der offenen Gaftftube, deren Fenſter 
‚ überdies großen Theils geöffnet waren, aufhing, ohne, wie 
wir Dies einftweilen annehmen, die mindefte VBorfichtsmaaß- 
tegel zur Sicherung des Seinigen anzuwenden. Ob viel 
oder wenig Menſchen an dem Tage und zu jener Zeit in 
dem Wirthshauſe des Beklagten eingekehrt ſeien, ob der 
Klaägerewußt, daß der fönigliche Leichenzug, welcher feinen 
Meg über die unfern des beflagtifchen Wirthshauſes bele- 
genen Heerftraße nehmen mußte, an dieſem Tage viele 
Menichen verfammlen werde, ob der Rod dicht neben ei- 
nem geöffneten Fenſter aufgehangen gewefen oder nicht? 
diefes Alles find außermwefentliche Umſtaͤnde und Fönnen die 
desfallfigen Differenzen .in der Angabe beider Theile ganz 
auf fich beruhen bleiben. Auf jeden Fall liegt nämlich, 
eine grobe Sorglofigfeit, wie man fie faum dem Kinde 
von zehn Jahren verzeihen würde, eine träge Vergeffenheit, 
eine erassa et supina negligentia, wie die Gefeße fie 
nennen, darin, daß ein Reifender ſich aus der Gaftftube 
eines ihm unbekannten Wirthshaufes mit Zurädlaffung 
feines, fein, ganzes für einen Mann biefer Art nicht un: 
beveutende baare Vermögen enthaltenden Rodes, entfernt, . 
um, der Ruhe zu pflegen, und erſt, nachdem er 14 bis 2 
Stunden geruhet, wieder zurückgekehrt, um ſich nach ſei⸗ 
nen Sachen: umzufehen. Die gewöhnlichſte Vorſicht erfor- 
derte e8 bier, daß der Kläger, ehe er die Gaftftube ver: 
ließ, den Rock der. Obhut einer dazu qualificirten Perſon 
anpertrauete, ober, was fo leicht hätte gefchehen koͤnnen 
und in biefer Lage fo fehr natürlich war, den Wirth mit 
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dem Inhalte der Rodtafche befannt machte. Jetzt, da er 
dieſes unterlaffen, bürbet er offenbar die Folgen der eige 
nen Schuld einem Dritten auf, und ber Wirth würde, 
wenn auc die Borausfeßungen der actio de recepto 
vorhanden wären, doch immer nur zum Erfat des etwa 
geftohlenen Rodes felbft verpflichtet fein, nicht nur, weil 
defien Entwendung fo unbemerkt nicht gefchehen Tonnte, 
ald die Ausleerung der Taſchen, fondern hauptfädhlich, 
weil der Wirth, welcher ohne daß ihm der Rod übergeben 
oder eine Anzeige von dem Foftbaren Inhalte deffelben ge- 
macht war, offenbar den lebteren unmöglich vO nuthen 
konnte, nur durch die eigene Nachlaͤſſigkeit des Reiſenden 
verhindert wurde, wirkſame Sicherheitsmaaßregeln anzu⸗ 
wenden, durch welche ein nur einigermaaßen vorſichtiger 
Mann den, nach den Localitäten ſonſt faſt unvermeidlichen 
Verluſt abzuwenden geſucht haben würde. 

Indeſſen ift noch ein Umſtand in dieſen Acten, wenn 


“gleich nicht mit hinreichender Genauigkeit, zur Spracdhe ge: 


bracht, welcher von dem größten Einfluß auf den Grund 
der Klage ſowohl, als der Einreve fein fann. Es behaup-: 
tet nämlich der Kläger, daß, ald er vor feinem Hinausge⸗ 
hen in die Kegelbahn fich bei dem, in der Gaftftube allein 
anmwefenden Sohne des Beklagten. (deffen damaliges Alter 
der Kläger auf 17, Bellagter auf 15, er jelbft aber, in 
den Unterfuhhungsacten gegen den Entwender Holz, auf 


416 Jahre angiebt) Bier und Pfeife beftellt, er bei dieſer 


Gelegenheit denfelben gefragt: ob feine Sachen in ber 
Stube auch ficher feien, wiprigenfalls er um Verwahrung 
des Oberrocks bitten müffe, und erft, nachdem er die Ver: 
fiherung erhalten, daß in der Stube alles gut aufgehoben 
fei, fich zur Ruhe begeben habe, wogegen ber Beklagte nur 
foviel davon zugefteht, daß Kläger, nachdem er fich bereits 
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auf der neben der Kegelbahn befindlichen Banf zur Ruhe 
nievergelaffen, mit dem, aus dem Felde zurüdfehrenden 
Sohne des Beklagten ein zufälliges Geſpräch angefnüpft - 
und im Laufe deſſelben gefragt: ob fein Rod in der Stube 
wohl ficher fei? weldhe Frage der Knabe dann bejahet 
habe. Nach diefer Iebteren Angabe nun würde ber Be: 
klagte ebenfalls zu nichts verpflichtet fein, indem derglei⸗ 
chen beiläufig, und zu einer Zeit, wo die Entwendung 
ſchon verübt fein Tonnte, . gemachte Aeußerungen und Ge: 
genäußerungen der Uebernahme einer Obhut von einer 
Dazu qualificiiten Berfon nicht gleich geachtet werden Fön- 
nen. Iſt Dagegen die Angabe des Klägers gegründet, ſo 
würden fo wenig die Bedingungen der actio de recepto 
fehlen, noch könnte dem Kläger ein Mangel an der nöthi- 
gen Vorſicht zur Laft gelegt werden. Darum hat denn 
auch dem Kläger der Beweis Diefer feiner Angabe in der 
Art, wie das burgvoigteiliche Erkenntniß es beftimmt, 
nachgelaffen werden müfjen, wobei e8 denn nicht auch in 
Betracht Tommen Tann, daß mit den obigen Angaben fo: 
wohl die des Klägers ald auch des Sohnes vom Beflag- 
ten in den Unterfuchungsacten nicht völlig übereinftimmen, 
indem eines Theils für die Entſcheidung dieſer Streitfache 
‚zunächft nur der Inhalt der Civilacten in Betracht kommen 
fann, andern .Theild aber die abweichenden Angaben ent- 
weder außerwefentlich find, oder zu unbeftimmt, ald um 
darauf ein Urtheil gründen zu Tönnen. 

Wegen des Koftenpunfts rechtfertigt ſich unfere Ent: 
ſcheidung aus den befannteften und in ber Praxis ange: 
nommenen Rechtöfägen, und hat. überhaupt aus den oben 
angeführten Gründen alembalben wie geſchehen erkannt 
werben muͤſſen. 
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Rechtsfall zu Art. 88. des Criminal⸗Geſetz⸗ 
Buchs. 
————— vom Hrn. Advocaten W. Baring jun. zu 
Lüneburg. 





Ds die Verjährung der Strafverfolgung durch eine ein: 
mal eingetretene Unterbrechung für immer ausgefchloffen 
fei, oder aber auch nicht? darüber ftreiten befanntlidy die 
Lehrer des deutſchen gemeinen Gtrafrehts. Einige, 
3. B. Martin, behaupten, daß die einmal unterbrochene 
Verjährung in ber Pegel nun überall nicht mehr dem 
Verfolgten zu Statten komme; Andere, z. B. Feuerbach, 
daß fie von der lebten gerichtlichen Handlung an auf das 
Reue zu laufen beginne; noch Andere endlich, doch in der 
Minderzahl, daß während der unterbrechenden und jelbft 


wieder unterbrochenen Unterfuhung die Verjährung ledig⸗ 


lich als fchlummernd betrachtet werden müffe. 
Einfender hat geglaubt, daß diefe Streitfrage der Ges 


lehrten für dieſes Königreich durch das Cr.-G.-Buch ganz 


lidy erledigt und von jenen Meinungen bie zweite zum 
Geſetz erhoben ſei, da der Art. 88. anfcheinenb mit vieler 
Klarheit, vorfchreibt: 
»Wenn — — die Entfheidung unterblieben 
ift, und von dem’— — Tage der letzten wider 
ben Thäter gerichteten Handlung. des peinlichen 
Richters an, die — beſtimmten Zeiträume verfloſ⸗ 


ſen ſind, ſo iſt die Strafbarkeit durch Verjahrung 


getilgt«. 


vergl. auch zum Weberfluß Bau er, Anmert 9 Eitv. 2 


Th. DI. 8. 155. 


Doch ift neuerdings in folgendem Falle anders — 


ſchieden. 








AM. 
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Der Bürger ©. zu L. wurde wegen thätlicher Mip- 
handlung und Körperverlegung feiner Ehefrau von dieſer 


bei dem dortigen Stabtgerichte angeflagt. 


Die darüber eingeleitete Unterſuchung ift in zweien, 
Durch eine Zwifchenzeit ‘von mehr als drei Monaten von 
einander getrennten Zeiträumen geführt worden; nämlich 
vom 27. Februar bis zum 20. Juni d. 3. hat das Ge: 
richt gar Feine Handlung in diefer Sache vorgenommen. - 

Nach Beendigung der folchergeftalt unterbrochenen 


"und dann fortgefegten Unterfuchung hat der Magifteat zu 
"2. duch ein am 21.-Iuli c. eröffnetes, Erfenntniß den 


Bürger ©. 
wegen vorfäßlicher Rörperveiletung zu einer vier: 
zehntägigen Gefängnißftrafe verurtheilt. 
Einfender, zum Defenjor gewählt, appellitte an Ko: 
niglihe Juſtiz-Canzlei zu C. und fuchte auszuführen: 
daß der Verurtheilte einer Körperverlegung, wenig: 
ftend einer criminell zu beftrafenden, nicht über: 
führt ſei; und daß er wegen bloßer thätlicher Mip- 
handlung jeiner Ehefrau, wenn er eines folchen 
Vergehens ſchuldig fein follte, gegenwärtig nicht 
mehr. fönne beftraft werden: denn Injurien — auch 
thätliche gegen, den Ehegatten — werden nur auf 
Antrag der Betheiligten unterfucht, verjähren imit- 
J binnen drei Monaten, und in einem noch län— 
geren Zeitraume habe die Unterſuchung völlig geruhet. 
Es erfolgte jedoch folgendes beſtaͤtigendes zweites Er⸗ 
kenntniß vom 13. October . 1842, 
daß, wenn auch die dem Inquiſtten theils geſtaͤn⸗ 
diger⸗, : theils überführterweife zur Laft. fallende. Be- 
handlung feiner Ehefrau dem Begriffe einer crimi- 
nel: — Rörperverlegung nicht zu unterftellen 
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ift, diefelbe doch jedenfalls’ fi als eine auf Ber: 
langen der Betheiligten criminell zu befttafende 
thätliche Injurie characterifirt, von einer DBerjäh- 
)rung dieſes Verbrechens aber nicht die Rebe fein 
- Tann, da die Unterfuchung innerhalb dreier Monate 


nach begangener That beantragt und eingeleitet. 


worden, das Erkenntniß des Magiftrats — — le 
diglich beftätigt werde. « 

Dagegen fanden weitere Rechtömittel gefeslich nicht 
Statt; obwohl die Entfcheidung zu den im 8. 40. IE 2 
des Cr.⸗Pr.⸗Geſetzes vom 8. September 1840 BEINE 
ten anfcheinend gerechnet werden muß. 


— 


III. Die bei der Geburt eines Meierkindes zukom⸗ 
menden Succeſſions-⸗Rechte in den Meierhof 
können dieſem durch einen fpäterhin etwa be: 
wirkten Sreikauf des Colonats nicht aufgehoben 
werden. 





| Summum Tribunal cellense ertheilte unterm 29. April 
1834, in Sachen Meyer, Appellanten, wider Anna Marie 
Luhrmann, Appellatin, wegen Succefftonsrechte, zum Bes 
ſcheide? 
Da nun die dem Appellanten ſchon bei ſeiner Ge⸗ 
burt und kraft derſelben zugeſtandenen Succeſſtons⸗ 
rechte, weder durch den bewirkten Freikauf des fragli⸗ 
hen Colonats von N.N., noch durch deren einſeitige 


nad) dieſem Freikauf bewirkte Dispoſition über daſſelbe 


zu Gunſten einer dritten fremden Perſon mit rechtli⸗ 
cher Wirkung entzogen werden lonntez ſo ie. 


+ 


> Berlegt von Gerorb und Waplkab in in Süneburs. 
Gedrudt bei A. Podwig in Stade, 


\ 











Juriſtiſche Beitung 


_ für das Königreich Hannover. 











41842. XVII Jahrgang. IH. Sf. IM 10. 





A. Documente aus einer in der Amts⸗Regiſtratur 
des Amts Notenburg: befindlichen Acte, welche 
die Weberfehrift führt: „Die Obfervanz des 
Amts Rotenburg längſt Leib längſt Gut ber 
treffend.” 


1) Bericht des Land: und Rirhen-Eommiffarius | 
Johann Wolff an das Juſtiz⸗ —— zu 
Stade, de Aꝰ 1669 *). 





Als Ew. Magnificenz und meine hochgeehrte Herren 
uff ſupplicirliches Anhalten Anna Maria Naeken, fee. 
Burgermeifter Kochs hinterlaffener Wittiben sub dato Stade 
den 14. May an mich referibiret und befohlen, daß ich 
Supplicantinnen die befiverirte Documenta nebft meinen 
Bericht abfolgen laffen follte, und dann ſolche Nachrich- 
tung eigentlich darinnen beftehen follen, ob in Hiefiger 
Stadt, und den ganzen Herzogthume Verden der Gebrauch 
laͤngſt Leib, laͤngſt Gut, und daß der längft lebender Che: 
gatte des andern Erbe fey, beftändig hergebracht oder 
nicht u. ſ. w. 

Worauf dann Ew. Magnificen; und ei hochgeehr⸗ 
ten Herren unterdienſtlich berichten muß, wie daß ich mei- 
ned Orts nicht anderften vermuthen kann, ald daß es für 





*) Abſchrift einer notariel vidimirten Gopke- 





— 16 — 


langen lieben Jahren etwa ufn Landtag beichlofien, und 
von dem damaligen Bifchofe confirmiret fein mußte, daß es 
ſowohl in hiefiger Stadt und dem ganzen Herzogthum 
Berden unter den Eheleuten der Gebraudy längft Leib, 
längft Gut gehalten werben follte, geftalten folcher herge- 
brachte Gebrauch in allen Eheftiftungen derer uffn Roth- 
fall wobl etliche hundert zum Borfchein gebracht werden 
Können klaͤrlich enthalten, und daß daran deſto weniger zu 
zweifeln, ſolches bezeuget, bengeichlofiener zu Rotenburg 
vollenzogen, und mit dem zu damaliger Fürftl. Bifchöflich- 
Bervifcher Regierung verordneten Canzlei-Serret confir⸗ 
mirte, auch unter andern von dem Hr. Cancellario Mar: 
tin von der Meden felbft unterfchriebene Original-Eheftif- 
tungen, weldje retenta copia zu reftituiren bitte, mit 
mehren immaßen diefelke deutlich genug vermelbet, daß es 
nad gehaltenem ehelichen Beilager unter den jungen Leu⸗ 
ten nad) Landgebrauch, laͤngſt Leib, längft Gut, heißen 
und eined des andern Erbe feyn und bleiben folte, welches 
anbefohlener Maaßen vermelden wollen, als der ich damit 
nebft getreuer Empfehlung zu Gott zeitlebens verharre 
u. f. w. 


2) Attestatum fo Burgermeifter und Rath ber 
Stadt Verben dahin ertheilet, daß ver herge 
brachte Gebrauch dieſes Herzogthums längſt 
Leib Tängft Gut, unter Eheleuten dem Verdi⸗ 
fhen Stadt⸗Buche und darin dieſerwegen ent; 

baltenen Statuto ‚ganz gemäß fey, daß auch 
‚nad ſolcher unftreitiger Obfervanz zu Rathhaufe 
allemahl judieiret worden. | 


Kun und zu wiſſen fey hiermit, daß heute untengefeßten 
. dato allhier vorfibenden Rathe, feel. Johann ER 


x 
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nachgelaßene Kinderfund Schwieger Sohn fchriftlich md 
mündlich vorgetragen, wie daß ihr respective Vater und 
Schwiegervater feel. Johann Gilrichs mit weil. Georg 
Hilmer von der Wenfe, gewefenen Fuͤrſtl. Braunſch. Luͤ⸗ 
neb. Hofrichter zu Zelle wegen 1000 Rthle. fo weil. Hin 
rich Raue gewefener Bürger hiefelbften und gedachten feel. 
Johann Gilrichs Schwieger:Bater, weil. Hand von Dahl, 
gewefenen Droften uf Rechten in ven Heiligen Kloſter 
Amno 1615 geliehen und vorgeftredt (welche davor das 
"Gut Suverbing, fo folgend obgedachter von der Wenfe 
an ſich gebracht, specialiter verfwpotheritet) in einem be 
fehwerfichen Proceß begriffen gewefen und unter andern 
daran haffte, daß ihr feel. Bater und Schwieger⸗Vater, auch) 
jetzo fie. felbften ihre Berfon zu fothaner Forderung beßer 
legitimiren follte, mit untervienfllicher und gehorfamer 
Bitte, Ihnen wegen ihres respective Vater und Schwie— 
ger:Bater, feel. Johann Gilrichs BVerehlihung item was 
in puneto successionis conjugum albier in üblicher 
Obſervanz und ausprüdlid in hieſigem Stadt⸗Buche ent- 
‚halten, ſondern aud), daß ihr Vater und Schwieger:Ba- 
ter, feel. Johann Gilrichs, mit feel. Hinrich Lauen hinter- 
laßenen Tochter, Batharina, vermöge verzeigten inftrumen- 
titten Original Ehe⸗Pacten, auf längft Leib, längft Gut 
eontrahtret, und daß feine Frau Catharina Lauens, ohne 
Sinterlaffung Leibes⸗Erben verſtorben, bahero die Guͤter 
auf ihn ſeel. Johann Gilrichs und nunmehro auf befien 
Kinder aus zweiter Ehe verfallen, mehren Inhalts uͤber⸗ 
gebener Supplique und mündlichen Vortrages. : 

Wann nun wir Bürgermeifter. und Rath der Alten 
Stadt Verden ſolch Suchen als hoͤchſt billig zu Steuer 
der Wahrheit und Befoͤrderung der lieben Yuftiz nicht zu 

verfagen gewußt, als atteftiren wir hiermit. und in Kraft 
* 


u 


dieſes, daß der Notarius feel. Williehias von Ahlden 


(defien Hand uns fattfam kundig) die den 17. December 


5 1623 verinfirumentirter Ehe Pacten zwifchen feel. 


Sohann Gilrichs und feel. Hinrich Lauens eheleiblicher 


| Tochter Catharina Lauens eigenhändig gefchrieben und un⸗ 


terſchrieben, worinnen ausprüdlich- auf längft Leib, laͤngſt 
Gut in casam non existentis prolis gefchloßen, ein 
folches auch hiefigem Stadtbuche und unftreitiger üblicher 
Obſervanz ganz gemäß, nemlich: daß der überlebende Ehe: 
gatte wann keine Kinder vorhanden des Verſtorbenen Erbe 
fey, wie dann in vorfallenden Fällen nad) foldhem in un: 
ferem Stadt-Buche enthaltenen Statuto und üblicher Ob: 
fervanz allemahl judictret wird, und feyendt unter folder 
reciproca successione conjugum auch diejenige Gü- 
ter, welche der Verſtorbene an andere Güter befeßen, oder 
zu fordern gehabt, mit begriffen; imgleichen iſt uns fatt- 
fam wißend und bezeugen es hiemit, daß Supplicanten 
respective Bater, feel. Johann Gilrihs weil. Cathrinen 
Zauend geheirathet, (wie ein folches ohnedem aus ihren 
Ehe Pacten fattfam erhellet) fie auch ohne Hinterlafjungs 
Leibes Erben, vor ihrem Ehemann, feel. Johann Gilrichs 
verftorben, und alſo deren Nachlaß auf denfelben gedach⸗ 
ten ihrem Ehemann feel: Johann Gilrichs, und nunmehr 
des Kinder zweiter Ehe notorie devolviret, geftalt dann 
biefelbe weil. Hinrich Lauen Hauß und Güter ohne con- 
tradiction befigen, dazu von gedachten Hinrich Lauen 
feine andere Erben, fo deſſen Nachlaß jemahls befprochen, 
vorhanden find. 


Zu wahrer Urkund dieſes alles haben: wir hier 


unter unfer Stadt = Secret wißend und wohlbebächtlic 
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gebrudet, auch durch - unfern Syndicum unterfihreiben 
laſſen. 
So geſchehen in alten Stadt Verben, den 19. Septhr. 


a0 1664. 
(L. S.) Bernhard Steinmeher, 


Syndicus Verd. subscr. mppr. 


3) Atteft des Amtmanns Haborff zu Rotenburg 
vom 26. Juni 1710. Abjehrift.) 





Das fowohl im ganzen Amte Rotenburg als hiefigen 


Flecken fo viel nicht alleine bey meinem Hierfehn erfahren, 


fondern auch aus denen vorigen actis erfehen, unter bes 
nen Eheleuten hergebracht und in Gebrauch geweſen, daß 
der längft lebende des verftorbenen ohnftreitiger Erbe fey, 
alfo daß statutum längft Leib, längft Gut, annoch in ſte⸗ 
ter Obfervanz; wie denn auch in denen gemachten Ehe 
Contracten fo wohl vor diefem als täglich biefe: Glaufula 
eingerüdet wirb: p 
und fol unter. diefen beeden Cheleuten die allge: 
meine Land-Regel längft Leib, längft Gut gültig 
und bündig feyn. 

Falls aber feine folhe pacta dotalia aufgerichtet 
find, fo wird doch ſolche Regel gehalten, wie auch beim 
hiefigen Königl. Amt-Gerichte in judicando obferviret. 
Solches habe auf des Rathöverwandten zu Verden Herrn 
Johann Eronen gethaned Begehren, zur Benfteuer der 
Wahrheit unter meiner eigenen Hand und vorgebrudten 
Könige. Amts⸗Sigill hiermit zu atteftiren und befräftigert ' 
nicht unterlaffen Fönnen. 

Rotenburg, ben 26. Juny Anno 1710. Ä 
CL. 8 I | Sam. Hadorff. 
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4» Bitch des Amis — vom 6. Ockober 
1726 *), | 


| — Hr. Lüder Gebhard Hurlebuſch im Flecken 
Viſſelhoͤvede hieſigen Amts Rotenbnrg wohnhaft, um ein 
Attestatum, welchergeftalt die communio honorum in- 
ter conjuges in hiefigen Amte eingeführet, geziemende 
Anfschung geihan, und dann nicht allein die Gewohnheit 
längft Leib, langft Out bis anhero in hiefigen ganzen Amte . 
in fteter Obfervanz geweſen und hergebracht, daß der längſt⸗ 
lebenbe des verftorbenen ohnftreitiger Erbe fey; wie folches 
in denen im Die Amts Contracts und Handelsbuͤcher ein 
getragenen und vom Amte confremisten Cheftiftungen ver- 
möge folgender &lauful 

und fol unter dieſen beyden Cheleuten die allge: 

meine Land Regul längft Leib laͤngſt Gut gültig 

und bündig feyn 
ſich einverleibet befindet, fo gar daß auch folche Regel im 
Galle dergleichen pacta nicht aufgerichtet worden dennoch 
gehalten und in judicando bey hiefi igen Koͤnigl. und Chur: 
fürfl. Amts Gerichte obferpiret wird. Als haben wir, 
auf des vorgemeldeten Imploranten Begehren, folches zu _ 
Steuer der Wahrheit unter unferer Namens Unterfchrift 
und vorgebrudten Amts Siegel zu attefliren und zu bes 
fräftigen uns nicht entbrechen koͤnnen. 


Gefchehen Rotenburg, den 6. October 1726. 











*) Driginal:Eoncept, — Aus ein paar anderen anbegiankige 
ten Documenten geht hervor, baß biefes Atteft in einer 
Proceßſache zum Zweck der Beweisführung nachgeſucht 
ſe | F 
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5. Atteſt des Amts Rotenburg vom 13. Septem⸗ 
tember 1787 9). 

Auf Anſuchen des Advocati Wedekind wird hiemit ge⸗ 
richtlich bezeuget: 

daß zwar im Amte Rotenburg bey Bürger und Bau⸗ 
ern zwifchen Eheleuten die Regul: Längft Leib längft 
Gut wenn feine eheliche Erben vorhanden find, 
gelte, nicht minder, daß in felbigem hergebracht ey, 
daß alles was bie Altentheiler von ber Stelle zur 
Leibzucht erhalten haben, alfo, fowohl das Vieh 
und HaussGeräthe, fo fie mit auf felbige genom⸗ 
men haben, als dasjenige was bei ihrem Tode vom 
Altentheild-Korn, Heu u. f. w. übrig ift, bei den 
Höfen und Stätten, woraus fie die Leibzucht genoſ⸗ 
‚fen Haben, bleiben müfle die Allodial:&rben alfo 
daran feinen Theil haben; daß hingegen von einer 
Obſervanz vermöge welcher auch die Kleidungsftüde 
Linnen, ausftehende apitalien, baares Geld und 
Allodial⸗Grundſtuͤcke jo die Leibzüchter hinterlaffen, 
dem Befiger der Stätte, woraus die Leibzucht erfolgt 
verbleiben, dem hiefigen Amte nichts befannt ſei, 
vielmehr den Leibzüchtern über alle& diefes, fie mi 
gen: folches bereits gehabt haben, als. fle ſich auf 
den Altentheil feßten, oder ed mag auf felbigem 
erworben fein, die freie Disposition nicht ftreitig 
gemacht werde, und wenn ſie nicht darüber verfuͤ⸗ 
gen, daß es ſodann ihren Allodial⸗Erben zufalle; 
auch daß nach dieſen Principiis vielfaͤltig bei hie⸗ 
ſigem Amte erkannt worden. 


+ 
— 





) Original⸗Concept. 
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Zu weſſen allem Urkunde dieſes gerichtliche Atteftat 
unter dem Amts-Siegel und unferer der zeitigen Beamten 
eigenhändiger Unterſchrift ausgefertigt ift. 

So gefchehen Rotenburg, den.13. September 1787. 

Königl. Churf. Amt. 
‚(Schluß folgt.) 


Abhandlungen uud Nechtsfälle. + 





J. Ehrenverletzende Maaßregeln obrigfeitliher Per- 
ſonen, wenn venſelben kein Exceß ihrer Dienſt⸗ 
thätigkeit zur Laſt fällt, begründen keine Inju⸗ 


rienklage. 
Rech t8 fall. 
— von dem Herrn Stadtrichter Namdohr in 
Clausthal.) 





We glauben der Zuſtimmung von Juſtiz⸗ und Admini⸗ 
ſtrativ⸗ Beamten, welche auch. mit polizeilichen Befugniffen 
befleivet find, ficher zu fein, ‚wenn wir behaupten, daß es 
einerfeitS nicht Teicht ift, bei Den verſchiedenſten Anläffen, 
fo unangenehm fie auch fein mögen,. ſtets in den Grenzen 
feiner Gewalt zu bleiben, andrerfeitS e8 aber eben fo wuͤn⸗ 


ſchenswerth if, daß man: in der Ausiibnng feine Pflic- 


ten gegen ambefugte Eingriffe und ungegründete Beſchwer⸗ 
den von PBrivatperfonen gefchüst wird. Zu oft werben 
polizeiliche Maßregeln von denen, welche fie ſelbſt gegen 
ſich hervorgerufen haben, als ‚willführliche Angriffe auf 
ihre. Ehrenrechte angefehen und von ihnen Nemebur dage⸗ 
gen auf dem Wege des Civilproceſſes geſucht. Ein wie 
wir glauben, der weiteren Mittheilung BR En 
bietet der folgende Ban bar: 
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Es befteht in €. eine, durch Reſcript K. Berghaupt: 
manuſchaft mit Genehmigung K. Minifterium d. Innern 
vom 4. Juli 1828. gebilligte Abgabe für reifende Kaufleute 
zum Beften der dortigen Armen, (für Weinhändler 1 P, 
Ausfchnittwaarenhändler 46 ge, für andere 42 3x) und 
ein Unterbediente iſt mit deren Erhebung: beauftragt. 


Am 16. Auguft 1838 (nad) Angabe des Beklagten, 
nad) .der des Kläger am 15. Auguft) veranlaßt Diefe Ab⸗ 
gabe folgenden Rechtsſtreit, deſſen factifchen Beftand wir 
hier furz vorauffchiden. | 


Der Handlungsdiener R. aus H. im K'ſchen Gaſt⸗ 
baufe-fogirend, welchen die Abgabe mit 12 ge traf, wird 
von dem mit dieſem Gefchäft beauftragten Unter-:Beamten 
3. zur Bezahlung aufgefordert, weigert ſich aber fie zu 
leiften (die näheren Umftände der Weigerung ergeben ſich 
. aus den verhandelten Schriften); der W. zeigt dies dem 
jebigen Richter, damaligen Stadtſchreiber R., welcher mit 
der Verwaltung der Armen und Polizeiſachen beauftragt 
ift, an, welcher dem W. aͤufgiebt den R. ſofort im feine, 
des R. R. Wohnung zu eitiren, um ihn über feine Wei⸗ 
gerung zu vernehmen. Da R. jebt wieder feine, wie R. 
R. glaubte, befriedigende, vielmehr nach des Lebtern Mei 
nung eine einer Weigerung gleich zu achtende Antwort 
- giebt, fo requirirt R. R. ſchriftlich Landgensdarmen und 


Gerichtsdiener, um den R. realiter zu citiren und noͤthi⸗ 


genfalls mit Gewalt herzubringen. R. erſcheint jetzt, be 
harrt bei ſeiner Weigerung und bezahlt erſt, als ihm von 
R. R. mit Pfaͤndung ſeiner Effecten gedroht wird. R. R. 
nimmt jedoch nicht in continenti, ſondern ex post über 
den Vorgang ein Protocoll auf, nachdem ihm R. mit einer 
Snjurienflage gedroht. hatte. 
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Nachdem auf Anfuchen des R. durch Refeript K. B. 
H. vom 19. Maͤrz 1839 verfaffungsmaͤßig ein Gericht 
conftitwirt war, beſtehend aus dem Bergrathe O. zu 3. 
und bem Stadtgerichte zu €. (mit Ausnahme des R. R.) 
reichte R. am 31. ej. bei diefem Gerichte feine wlage: ein. 

Er führte darin aus: 

dag er aufgefordert 12 996 Armenfteuer zu ee 
dem W., der in Civilkleidern erfchtenen, und den er, R., 
gar nicht gefannt habe, Beweis der Rechtmäßigkeit dieſer 
Abgabe abverlangt aber weiter keine Erklärung erhalten 
Habe. Als W. zum zweiten Male erfchienen, habe er ſich 
eben an- die table d’höse fegen wollen, und dem W. auf 
deſſen Aufforderung in R. R's Wohnung zu Tommen er 
‚wiebert, er würde berfelben nach Tiſch Folge leiften, wo 
ihn fein Weg doch vor R. RE Wohnung vorbeiführen 
werde. 

Zum dritten Dale fei der W. mit einem Gerichtödiener 
und einem Landgensdarmen gefommen; mit welchem er, 
R.; fi) fofort am hellen Mittag über die Straße nach R. 
RE Wohnung habe begeben müffen. Hier fei er (wie 
oben bemerkt) zur Begahlung der 12 9 und außerdem - 
von 16.996 Realeitationsgebüheen angehalten, habe ſich 
aber ſogleich alles Weitere vorbehalten. Diefe Art der 
Behandlung der Verhaftung durch Landgensdarmen (deren 
Zuziehung überall nur erlaubt fe, wenn die Thaͤtigkeit 
der eigenen Gerichtöperfonen nicht außveiche) fchließe Be 
eine fo offenbare Injurie in fich, daß er bikten muͤſſe, Be⸗ 
klagten 

zur gerichtlichen Abbitte und Bezahlung der Koſten 
zu verurtheilen. 

In der Vernehmiaſſung giebt Ben. an, nach bewieſe⸗ 
ner Rehinaßine der fraglichen Abgabe, wie ihm W. am 


. 
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16. Auguſt 1838, nicht am 15. ej. m. ej. a. wie in der 
Klage faͤlſchlich angegeben ſei, die Weigerung des Klägers 
jene zu entrichten gemeldet und um Verhaltungsbefehle ge⸗ 
beten Habe. Darauf habe er, R.R., dem W. befohlen, R. 
‚nochmals zur Zahlung bei fernerer Weigerung aber aufzus 
fordern, fich fofort in feine, R.R’s, Wohnung zu. begeben 
(um ihn vor allem Weiteren über diefe Weigerung. zu Pro⸗ 
tocol zu vernehmen). Kurz darauf habe W. gemeldet, 
daß M: ſich abermals meigere, zu bezahlen und außerdem 
gefagt habe: »wenn er einmal vorbeigehe und Zeit habe, 
wolle ee wohl einmal mit vorfommen.« Da hierin eine 
offenbare Widerfeglichlett gegen feinen, R. R's,  obrigfeit- 
licy = polizellichen Befehl gelegen, er auch bie Pflicht, auf 
die Bezahlung der im Intereffe der Armen beftehenden Ab: 
gabe zu achten, erfüllen muͤſſen, und nicht habe wiffen 
fönnen, wie lange der Aufenthalt des Klägers in C. 
dauern und ob er, R., überhaupt zu ihm kommen werde; 
to Babe er mit den ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln die Be⸗ 
folgung feines Befehls erzwingen zu müffen geglanbt, und 
die fragl. Maßregel ergriffen. Nachdem nun Kläger er: 
fbienen, habe er erlärt, im Befehl feines Hauſes, V. et 
©. in 9. dürfe er die 12 9ge nicht bezahlen, nur deponi⸗ 
tet, und erfi dann bezahlt, als ihm R. R. die Nechtmäßig- 
feit der Abgabe bemerklich gemacht und im Nichtbezahlungs⸗ 
ſalle mit Pfändung gedroht habe. 
Hierams gehe hervor, mit welchem Rechte Kläger Sa: 

tisfaction fordern könne. | 

Er räume das in Der Klage Sefagte, fo weit es mit 
dem, eben Angegebenen übereinftimme, lediglich ein, halte 
ſich aber, namentlich in Bezug auf das zwiſchen W. und 
R. im Kiſchen Onfihamfe Verhanbelte, lediglich an das ihm 
vom W. Roeſetirte, und beziehe fh ruͤckſichtlich dieſes auf 
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das von ihm, in feiner Qualität als öffentl. Beamten, 
über den Vorgang aufgenommene, und Darum — 
Protocoll, ſtelle das uebrige in Abrede. 

Schließlich opponire er die Einrede des fehlenden Rla- 
gegrundes, und bitte: den Kläger abzuwelfen und in bie 
Koften zu veruriheilen. 

In der Replik erklärt der Kläger: 

daß er gegen die Rechtmäßigleit der Abgabe weiter 
nichts einwende, obwohl dadurch Das Benehmen des R. 
N. nicht gerechtfertigt werde. Welchen Titel und welche 
Functionen der W. habe, ob es daher auch derfelbe fei, 
der dem Beklagten veferirt habe, wiſſe er nicht. Der Bor- 
fall habe ſich übrigens am 15. Auguft 1838, nicht am 16. 
Auguft 1838 zugetragen, wie er durch die beigelegte Qui⸗ 
tung über die 12 99e und die 16 9, die in Form eines 
öffentl. Documents. ausgeftellt und darum beweifend jet, 
darthue. Aus diefem Grunde, und weil dad PBrotocoll 
ihm nicht vorgelefen fei, müffe er Die Glaubmwürbigfeit des 
Protocolls, welches vielleicht erfi am folgenden Tage auf: 
genommen, . bezweifeln. Es verhalte fich allerdings Alles, 
wie in der Klage angegeben. Kür eisen obrigfeitlichen 
polizeilichen Befehl Eönne er die ihm gewordene Aufforde⸗ 
ung, vor R. R. zu erfcheinen, nicht halten, weil nicht bes 
wiejen fei, daß in diefen Sachen ein polizeimäßiges Ber 
fahren vorgefchrieben, weil ihm durch einen, -fich nicht als 
Unterbebienten Iegitimirenden Unbefannten jene Citation 
zugegangen, weil er in die Privatwohnug das R. R. be 
ſchieden, weil endlich nicht bewiefen fei,. daß ihm Durch 
den W. eine mündliche Citation habe zugehen fönnen und 
zwar nicht im Namen einer Behörde, fondern eined. Beam⸗ 
ten, deſſen polizeiliche Befugniffe ihm nicht hätten befannt 
fein Können, die Realcitation halte er deswegen für illegal, 
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- darum für injurlicend, weil fie ihm vorher gar nicht ange: 
droht und gleich, ohne daß gelindere Mittel: (Realarreſt) 
gewählt, ausgeführt; weil er von den Landg. nicht noch⸗ 
mals aufgefordert fei, vor R. R. zu erfcheinen; weil die 
Landg. überhaupt nicht zu einfachen Vorladungen vor die 
Givilbehörden gebraucht werden dürften. Herner fei ihm 
von der Eriftenz der Abgabe nichts befannt geweſen. End⸗ 
lich habe R. R. durch den W. als Abgabeerheber und De- 
nuneianten eine Citation ihm nicht zugehen laffen dürfen, 
da der Denunciat nie, was der Denunciant verlange, thun 
müffe, wenn nicht der Richter dazwiſchen trete. Mündliche 
Befehle könne diefer aber dem Denunciaten durd) den De 
nuneianten nicht überbringen Iaffen, das Verfahren fei 
alſo legal, die Einrede des fehlenden Klagegrundes nich⸗ 
tig, er wieberhole feine Klagebitte und fchließe zum Er- 
kenntniß. 
Das Erkenntniß vom 4. Juni 1839 ſprach den Be 
flagten, unter Verurtheilung des Klaͤgers in die Koſten, 
von der Klage frei — unter Anfuͤhrung folgender Gründe. 

Bei einer Injurie, befonders einer Ehrenfränfung, 
wie in dieſem Falle behauptet, fei der animus injuriandi 
nothiwendig. 

Weber, über Inj. ed. 3. pag.46. Wening-In- 

genheim,'Eiv.:R. III. 339. | 

und um biefen zu conftatiren, müfle man nicht bloß bie 
Auslegungen des verlegten Theils hören. 

Quiſtorp, peinl. R. ed. 3. 8. 306. 
vielmehr komme e8 auf Zeit und Umflände der Handlung, 
bier auch auf bie gegenfeitigen Verhaͤltniſſe beder Theile 
an. 

Weber, J. c. &. 73. 

Leyser, Vol. 8. sp. 544. m. Il. 
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Erwogen nun 
1. dab R. R. damals als Stadiſchreiber, notoriſch 


als obrigkeitliche Perſon, auch mit dem Armenweſen com⸗ 


mittirt, fungirte, 
2. daß, wenn R. dieſe Verhaltniſſe unbekannt wa⸗ 


ten und er dem W. nicht glaubte, er ſich freiwillig bei 


R. R. Erläuterung anftändigerweife erbitten konnte, 


3. daß aber R. durch feine, dem Bolizeidiener (über 
deſſen Qualität er ſich feicht vergewiffern gefonnt) gege- 
benen Antworten und unangemeflene Verzögerung feines 
Erfcheinens vor der Behörde nicht die einer fungirenden 
Obrigkeit gebührende Ordnung und Befcheidenheit bewie⸗ 
fen habe, wodurch die — Maßregeln veranlaßt 
ſeien: ſo ergebe ſich, 

a. daß aus dem Verfahren nicht ein animus injuri- 
andi, fdndern vielmehr officia implendi hervorleuchte (fo 
falle ein mefentliches Requifit der Injurienklage weg) 

b. daß ſolche rauhanbiingen gefehlich Teine Zuju- 
rien ſeien 

fr. 13.D. XLVII. 10. 1. c. fr. 1. 8. 1. l. e 8. 2. 
Kläger hebe freilich nicht fowohl einen animus injuriandi, 
als vielmehr eine vermeintliche, in der Realcitation liegende 
Ueberſchreitung der Amtsgewalt hervor, allein dieſe Unter- 
ſuchung, ob eine Dienfthanblung mit Grund vorgenom⸗ 
men fei, liege nur in der Befugniß der vorgeſetten Regi⸗ 
minalbehoͤrde, nicht eines Gerichts. 

Miniſterial⸗Reſcript an die Juftiz⸗Canzlei zu Hildes⸗ 

heim vom 9. März 1831. Sur. Jeltung, Ster Sahrg. 
M:10., vom 15. NRov. 18N. 


‚ (Bortfegung folgt.) 
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Bhücher-Anzeige. 





- Erörterungen und Abhandlungen aus dem Gebiete 
des Hannoverfehen Criminal-Rechts und Cri⸗ 
minal-Proceffes. Herausgegeben von C. F. E. 
A. von Bothmer, KR. Hannov. D.-A.-Rathe 
zu Celle, Ritter des K. Guelphen⸗Ordens. 
Erſtes und zweites Heft. BR 1842. 
dV. u. 160 5) 





Mi: der Einführung des neuen — Criminal⸗ 
Geſetzbuches für, das Koͤnigreich Hannover begann fuͤr das 
letztere eine neue Aera im ſtrafrechtlichen Gebiete. Aber 
wie jedes Menſchenwerk iſt auch eine Geſetzgebung der 
Fortbildung und Vervollkommnung fähig und bebürftig. 
Diefe vorzubereiten, herbeizuführen und ins Leben zu ru⸗ 
fen it eine Aufgabe der Doctrin. Die vorliegende Zeit 
Ihrift, welche diefen Zwed vor Augen hat, und deren Be: 
grändung und 2eitund jo kundigen Händen anvertrauet 
ift, erfcheint daher nicht nur als zeitgemäßes Benürfniß, 
fondern kann auch nur mit Beifall und Wünfchen für ihr 
andauernbes Gedeihen begrüßt werben. 

Als nähere Bezeichnung der Richtung des Unterneh: 
mend wird im Vorworte die Erörterung des Hannover: 
fhen Criminal⸗Rechts und CriminalBrocefies von theore⸗ 
tifcher, practifcher und critiſcher Seite bezeichnet, was le: 
diglich den früheren Rechtszuftand betrifft und ausführliche 
Rechtsfaͤlle dagegen ausgeſchloſſen. So beiehrend mm auch 
legtere nicht bloß für den Practifer, ſondern auch in der 
Beziehung fein dürften, um zu beurtheilen, wie ſich das 
neue Gefeh in der Anwendung bewähre, fo koͤnnen wir 
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die obige Beichräntung doch nur billigen, zumal andere 
‚Zeitfehriften (auch die juriftifhe Zeitung wird “dergleichen 
geeignete Beiträge gern aufnehmen) Gelegenheit zur Feat— 
lichen Mittheilung hinreichend darbieten. 

Die bis jetzt erſchienenen erſten Hefte enthalten ſehr 
ſchaͤtzbare Abhandlungen. Es ſind folgende. Im erſten 
Hefte: 1) Grundzuge der Lehre vom rechtswidrigen Bor- 
fate und von der Fahrläffigkeit, nach den Beftimmungen 
des Hannoverfchen allgemeinen Criminal = Gefehbuchee. 
2) Ueber Rechtsmittel und: Beichwerden in Criminadfachen. 
Im zweiten Hefte; 3) über das Bebürfniß einer verbef- 
ferten Anweifung für die Eriminal-Infiruentn. 4) Vom 
Diebftahle (zu Art. 279. — 303. 318. — 320. ded Criminal 
Geſetzbuchs.) 5) Ueber die zur Beftrafung der Dienft-Ber- 
legungen öffentlicher Beamten erforderliche Veranlaffung 
oder Genehmigung der zuftändigen Behörbe. 

Es würde die Grenzen einer bloßen Bücher-Anzeige 
überfchreiten, wenn wir auf den reichhaltigen Inhalt die: 
fer einzelnen Abhandlungen an dieſem Orte näher einge 
ben wollten, aber fo viel dürfen wir verfichern, Daß auch 
feine einzige Darunter befinolich if, welche nicht dem Lefer 
durch ihren Stoff und fcharfiinnige Behandlung Imterefie, 
Belehrung und Anregung zum weiteren Nachforſchen ver⸗ 
ſchaffte. Sämmtlihe Abhandlungen, mit Ausnahme der 
ME 3., weldhe den Herrn Dr. d. R. Mejer zu Elaus- 
thal zum Berfaffer hat, find von dem Herrn Herausgeber 
ſelbſt ausgearbeitet. Das. Gedeihen der Zeitfchrift Tann 
nicht fehlen, wenn die erbetene Mitwirfung Anderer, wel⸗ 
de das Unternehmen thätig unterflüben wollen, in bem 
Geiſte diefer ihnen vorgelegten Proben ſich bewähren wird. 
Drud und Papier find lobenswert.. . 

Berlegt von Herold und Wahlſtab in — 


Gedruckt bei A. un in Stade. 








Arriſtiſche Beitung 


fur das Königreich Hannover. 





1842. XV. Sabıgang. III. Heft. IM 11. 





A. Documente aus einer in der Amts-Regiftratur 
des Amts Rotenburg befindlichen Acte, welde 
die Weberfehrift führt: „Die Obfervanz des 

Amts Rotenburg Tängft Leib Tängft Gut bes 
treffend.” 
(Schluß). 

& Im Jahre 1815 erließ das Amt Rotenburg 
an die ihm untergebenen Amtsvoigte folgende 
Circular⸗Aufforderung: 

An die Amtsvoigte. 





6A ft eine Teicht zur gerichtlichen Grörterung kommende 
Frage von bedeutender Wichtigkeit, ob im hiefigen Amte 
das Häufig im Bremſchen eintretende Gewohnheits⸗Recht 
der Erbfolge unter Ehegatten, ohne daß darüber durch Die 
Clauſel längſt Leib, laͤngſt Gut, oder auf fonftige Weife 
von den Contrahenten etwas beftunmt worden, geltend fen. 
Da die hiefige Regiftratur bei der Zerftörung, welche 
ſte betroffen hat, diefen Gegenftand nicht aufflärt, fo wol: 
- Ien die Herren Amtsvoigte bald möglichft darüber berichten, 
befonders einzelne Fälle, welche in biefer Beziehung einge: 
— feyn moͤchten, genau anzeigen. 
enbug den 7. September 1815. 
| König. Ba | 
— Boͤhmer. 
F — xii. Heft im. a J 11 
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Hierauf berichteten : 
4) der Amtsvoigt Bacmeifter zu Kirchwalſede: 


— 


— »daß in allen Eheſtiftungen von herrſchaftlichen 
Stellen ſtets die Clauſel laͤngſt Leib, längft Gut 

angeführt. werde. Die Häuslinge, wenn fie nicht 
von herrfchaftlichen Stellen Männer oder Frauen 
heirathyeten, ließen feine Eheftiftungen machen und 
die gutöherrlichen Meyer, wenn fie ebenfalls Feine 
von herrfchaftlichen Stellen heiratheten auch nicht 


deren I in der hiefigen Bogtei find, ob nun in 
ſolchen Eheberedungen die Elaufel längft Leib, längſt 


But enthalten, weiß ich nicht, übrigens iſt mir Fein 
Gall befannt, daß, wenn feine Leibes⸗Erben vorhan: 
‚den gewefen, dem überlebenven Mhegatten das Erb⸗ 
recht iſt beſtritten worden. 


Nachſchriftlich iſt bemerkt: 


Es ſey ihm zwar dunkel erinnerlich, daß bei Ge: 


legenheit einer Geſellſchaft in dem Hauſe des ver⸗ 
ewigten Juſtiz-Raths Hintze die Rede geweſen, ob 
der verſtorbene Herr Poſtverwalter Wattenberg von 
ſeiner erſten Frau erben koͤnne, da die Clauſel laͤngſt 
Leib, laͤngſt Gut in der Eheberedung nicht bemerket wor⸗ 
ben und daß der Herr Juſtiz⸗Rath erklärt habe, da Die 


reciproce Erbeinfegung nicht benahmet wäre, fo könne 


der Herr Poftverwalter de jure. feine verftorbene 
Stau nicht beerben, aber memoria est labilie 


2) der Amtsvoigt Harenberg zu Schneverdingen: 


So oft er in deiner beinahe Siährigen hieſigen 
Dienſtzeit Cheftiftungen entworfen und auf ven 
Punct der Erbfolge unter den. Ehegatten gekommen 
fey, ſey die in folcher Abficht erlaffene Frage immer 
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unbebingt und als vorausgeſetzt dahin beantwortet 

worben, Daß die gewoöhnliche Regel fängft Leib, 
lähgft Gut eintreten ſolle, und fehr ofte ſey folches 
‚auch ohne feine Anfrage gefchehen, daher er glaube, 
daß die Erbfolge unter Bauerdleuten auch gelten 
müffe, wenn auch nichts durch die ——— Sau 
beftimmt. worden. 

Fälle der Art feyen ihm eigentlich nicht befannt 
und koͤnne er nicht nahmhaft machen, außer den 
einzigen Sal, der zwilchen dem jebigen Hauswirth _ 
Hand Jürgen Garbers in Hemfer und deffen erften 

, Frau, die er in Zahrenfen geheirathet gehabt, vor- 
gefommen und bei Königl. Amte bekanntlich aud) , 
dahin entfchieven worden, daß er Erbe ſey obgleich 
nichts geſchrieben worden. 

= der Amtsvoigt Crome zu Scheefiel: 

Wie in hiefiger Amtsvoigtei allgemein dafür gehal- 
ten werde, Daß wenn auch nicht ausbrüdlich in den 
Ehe⸗Contracten die Claufel längft Leib laͤngſt Gut, 
beftimmt worden, dennoch eine Exbfolge unter den 
Eheleuten im finderlofen Fall, Statt finde. 

Daß darüber eine Klage entftanden und dafür 
oder dagegen entfchieben, fen ihm nicht bekannt. 

% der Amtsvoigt Schumacher zu Viſſelhövede: 
So fehr er auch auf alle mögliche Weife Deu, 
gewefen fey zu’ erfunden: 

ob das häufig im Bremſchen eintretende Recht 
der Erbfolge unter Ehegatten in den Faͤllen, 
wo nicht daruͤber durch die Clauſel laͤngſt Leib 

laͤngft Gut, etwas beſtimmt worden, 
geltend ſey, und davon einzelne Falle im hieſigen 
Vogteybezirke nicht etwa folkten nahmhaft gemacht 


* 
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werden Tönnen, fo fey es ihm doch nicht geluns - 
gen, auch nur einen einzigen Hal im Bezirke Dies 
fer Vogtey auszuforfchen, wo eine Erbfolge un⸗ 
ter Eheleuten ohne die vorerwähnte Elaufel, geltend 
geworden ſey. 
5) der Amtsvoigt Brüdmann zu Neuenkirchen: 
Nach hoher Koͤnigl. Cammer Vorſchrift ſolle in al⸗ 
len Eheſtiftungen die Clauſel »längft Leib, laͤngſt 
Gut« jedesmal inſerirt werden, verſtehe ſich defici- 
entibus liberis. 

Solite dies nun etwa in einer Eheftiftung aus⸗ 
gelaffen oder vergeffen feyn, fo gelte, fo viel er 
wifle, Dennoch dieſes Gewohnheitsrecht. 

‚ Wenn aber von Leuten, die es. nicht verpflichtet - 
feyen, Feine Eheftiftung gemacht fey, wie ed dann in 
Anfehung der Erbfolge gehalten werde? koͤnne er 
nicht fagen, weil er fich auf einzelne Faͤlle der Art 
nicht befinne. 

Kämen Fälle der Art vor, wo Gomparenten 
verpflichtet waren eine Eheftiftung zu machen: z. €. 
alle herrichaftliche Meyer, deren Kinder, von Häus- 
lingen die aus ſolchen Meierftellen abftammen, und 
dieſes unterlaffen hätten, fo dünke ihn, treffe aller 
dings die Anwendung der Regel: längft Leib Längft 

| Gut, mit Recht ein. | 

6) der Amtsvoigt Kellner zu Abaufen : 

Wegen ker bishero in den Eheftiftungen hergebrad; 
ten Claufel längft Leib längft Gut, koͤnne wohl 
fein anderer. Grund angegeben werben, als daß 
ſolches in ven beinahe feit 100 Jahren, bey ben. 
.. auf hiefiger Boigtey niebergefchriebenen .—. 
beobachtet worden. 
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Wenn aber etwa bei einem Sterbefall, alsdann 
feine Erben vorhanden wären, ben der halbe oder 
ganze eingebrachte Brautfchaß wieder zurüdginge, 
ſo fey ſolches in den Cheftiftungen bejonderd be⸗ 
merkt worden, welches aber: felten der Falk geivefen. 
Was uͤbrigens anbetreffe, wo unter Ehegatten 
nichts durch die Claufel Tängft Leib Iängft Gut, 
wegen der Erbfolge beſtimmt ſey, koͤnne er feinen 
Fall diefer Art anführen, öhngeachtet er fich bey 
alten Leuten darüber erkundigt habe, fo Könnten fle 
doch feinen foldhen Fall anführen. 
7) der Amtsyoigt Ahlborn. zu Sottrum: 
Daß faft in; allen bei hiefiger Voigtei aufgenommes 
nen Cheftiftungen die Clauful längft Leib laͤngſt 
Gut unter den Verlobten verabredet. und feſtgeſetzt 
würde, und daß Fälle, wo folche nicht. beftimmt und 
der nachbleibende Ehegatte dennoch in dem Beſitze 
des von dem Verſtorbenen inferirten oder nachges 
Iaffenen Vermögens geblieben fey, nach forgfältig 
angeftelter Erkundigung in hieſiger Voigtei nicht 
vorgefommen jeyen. 
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B. Drei praejudicia der neueren. Zeit, worin bie 
. Eriftenz des: Gewohnheitsrechts beftätigt wir. 





1. In Sachen Garbers zu Zahrenſen, Klaͤgers, gegen 
die Vormuͤnder fuͤr ſeine verſtorbene Ehefrau, Toͤdter und 
Bartels zu Zahrenſen, Beklagten, in puncto abzulegender 
Vormundſchafts⸗Rechnung, iſt vom Amte Rotenburg am 
11, Ocibr. 1806 in der Leuterungs⸗Inſtanz erkannt: 


x 
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Daß, da Bellagte, welchen, wenn fie auch nicht 
gewußt haben. fohten, daß ein von ihrer Bupillin 
gebohrenes Kind erft nach der Mutter verfiorben 
fey, dennod) ‚gewiß Die einem jeden Bauern befannte, 
in biefigem Amte geltende Regel längft Leib, längft 
Gut, nicht unbelannt gewefen feyn kann, den ge 
genwärtigen Rechtöftteit offenbar gegen beſſeres 
Wiſſen und Gewiſſen geführt haben u. |. w. 

2. In Sachen Röhre und Bollmerd zu Einenbrodhof, 
als Vormünder für die von Hans Hinrich Roͤhrs nadhge: 
laſſene Kinder, Klägers, wider Weftermann in Hemslin⸗ 
gen, Beklagten, wegen Brautfchates, wurde den Klägern, 
mittelft einer vom Amte Rotenburg am 13. Mai 1815 
publicitten Interlocutoria der Beweis auferlegt: 

Daß vermöge einer rechtögültigen in der befraglichen 
Gegend oder im hieſigen Amte überhaupt eintre 
tenden Obfervanz Eheleute im kinderloſen Falle, 
aud ohne eine desfallfige durch die Clauſel längft 
Leib längft Gut, oder auf fonftige Weife gefchehene 
Dispofition einander beerben. 

und in probatorio am 9ten Januar 1817 erkannt: 
Nachdemmalen das in Streit befangene Gewohn⸗ 
heits⸗Recht der Erbfolge unter Eheleuten beſage der 
vom Klaͤger in Bezug genommene, in hieſiger Amts- 
Regiſtratur aufgefundenen Acten in Sachen Hans 
Jürgen Garbers wider die für deſſen Ehefrau be— 
ſtellt geweſenen Bormünder Hans Tödter und Conf. 
in dem in dieſer Sache am 14, October 1806 er⸗ 
öffneten Exfenniniffe als aweifelöftei im hieſigen 
Amte beftchend erwähnt und bey der getroffenen 
Entſcheidung zum Grunde gelegt iſt, dadurch aber 
Bi basjenige was ihm zu enyeiſen arzerlest 
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worden ift, genügend — haben; ; fo iſt Be 

klagter den Hagbar gemachten Brautihat-Rachftand 

von 75 in Golde den..Klägern zu entrichten 

fhuldig, nicht weniger mit der angeftellten Wider: 

lage gänzlich ab: -und zur Ruhe verwielen u. f. w. 

3. In. Sachen Chr. Backhaus in Hamburg und hin- 

‚ terlaffene Kinder weil. Vollrath Valentin Badhaus in 

Rotenburg, Klägern, gegen Margaretha, verwittwete Ma- 

thies, verehlicht geweiene Brodmann, Beklagtin, puncto 

hereditatis ift vom Amte Rotenburg am 45. Januar 
1822 erkannt: 

— — Da hiernaͤchf die Sache ſelbſt anlangend, 

dem Beklagten eine im hieſigen Amte notoriſch ein⸗ 

tretende Obſervanz, wornach der laͤngſt lebende Ehe⸗ 

gatte den ohne Kinder nachgelaſſenen verſtorbenen 

Ehegatten beerbt, zur Seite ſteht, namentlich ſolche 

in rechtskraͤftigen Erkenntniſſen, welche resp. au 

11. Octbr. 1806, in Sachen Hans Juͤrgen Gar- 

berö zu Zahrenfen, Klgrs., wider deſſen verftorbenen 

Ehefrau beftellten Vormuͤnder Hand Tönter zu 

Großenwede und Garften Bartels zu Zahrenfen, 

"Beil, in peto. abzulegender VBormundichafts-Rech- 

nung und am 9. Ian. 1817 in Sachen Johann 

Röhre und Hinrich Volmer als Vormünder für 

die von Hans Hinrich Röhre nachgelaffenen Kin- 

der, Kläger, wider Jürgen Weftermann in Hemölin- 

gen, Beklagten, wegen Brautſchatzes erlaſſen find, 

zum Grunde gelegt worden ift, nicht zu. gevenfen, 

daß auch die fhon in älteren Zeiten im biefigen 

Amte allgemein angenommene Gültigkeit diefer Ob: 

ſervanz aus einer vom hieſigen Amte am 6. Det. 

1726 ausgefelten, in der Biefigen Regiftratur 
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aufbewahrten Befcheinigung hervorgeht, ſolchem al 

len zufolge den Kläggen die behauptete Inteftat: 
: Erbfolge nicht.. zu ftatten Tommen mag; fo find 

Kläger mit der angeftellten Klage ab: und zur 

Ruhe zu verweilen, aud) Die dadurch verurſachten 

Koften, deren richterliche Moderatur vorbehältlich, 
- der Beklagtin zu eritatten ſchuldig. 





Auf den Grund diefer Dorumente, (wozu noch das 
in der von Du veſchen Zeitſchrift für Geſetzgebung, Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Rechtspflege im Koͤnigreiche Hannover, 
Heft 2. ©. 85, aus dem Berichte des Amtd Rotenburg 
anf das Ausfchreiben der Preußifchen Organifations-Goms - 
miſſton vom 11. Juli 1806 entnommene Zeugniß hinzu 
fommt ; vergleiche. ferner: Runde Die Rechtslehre von der 
Leibzucht, S. 110 und 111), ift denn auch in einem Rechis- 
fireite. aus der neueften ‚Zeit die angefochtene Eriftenz des 
fraglichen Gewohnheits⸗Rechts in allen Inftanzen für ge⸗ 
nugfam beurfundet und notorifch erfannt und Darin zu 
gleich deren unbezweifelle Anwendung auf Das Flecken 
Viſſelhövede (welche infonverheit aus dem Grunde bezwei⸗ 
felt werden wollte, weil Die Obſervanz auf Landleute 
quoad mobilia bejchränft werden müfle, foldhe aber in. 
Biffelhövede, wo. freied Eigenthum gelte, . auch die Immo“ 
bilien affieiren en. =. rechtöftäftig ausgefprochen wor: 
det. 

In Diefem ‚neueren Rechtäftreite, € — E iſt 
nemlich zuerſt vom Amte Rotenburg -unterm 10. Dechr. 
1835 erfannt: 

Da 1) der Bellagtin; — von hir —— 
ten Eheſtiftung de 14. Juli 1823 eine im hieſigen 
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Amte notoriſch eintretende, "und durch mehrfache 
Erkenntniſſe namentlich: (hier ſind die unter den 
vorſtehenden Nummern 1—3. mitgetheilten Urtheile 

erwähnt) — und andere als fortwährend gültig 

beftätigte Obfervanz, wornach ber Tängftlebende 

Ehegatte, jenem, wenn er ohne Kinder nachzulaffen 

verftirbt, beerbt, und vermöge welcher ein Sn: 

teſtat-Erbrecht aller Gollateralen ausgefchloffen, — 

sn eben biefer Sache hat fovann K. Juſtiz⸗Canzlei 

zu Eiade in der Appellations-⸗Inſtanz decretis processi- 

bus in einem am 30. Junius 1838 publicirten rejectori⸗ 
ſchen Urtheile erkannt: | 

Da 1) das Beftehen des von der Appellatin be 

haupteten gewohnheitsrechtlichen Erbrechts des uͤber⸗ 

lebenden Ehegatten nad) geführter Finderlofer Ehe 
für den Bezirf des Amts Rotenburg und den dazu 
gehörigen Fleden Viſſelhövede aus der zur Regi- 
firatur des gedachten Amtes) gehörigen Acte, „bie 

Obfervanz ded Amts Rotenburg längft Leib, längft 

Gut betreffend,” genugfam erhellet, folches duch 

bie in der untergerichtlichen Entfcheidung angezo- 

gene Erkenntniſſe auch beftätigt worden ift, hieraus 

eine gerichtliche, eines befonberen Beweiſes nicht 

beduͤrfende Notorität jenes Gewohnheitsrechts aber 
allerdings hervorgeht; — — — 

Endlich hat das K. Ober⸗-Appellations⸗ Gericht zu 
Celle in eben dieſer Proceßſache die wider dieſes Urtheil 
ber Juſtiz⸗Canzlei zur Hand genommene Appellation, mit: 
telft DesretS vom 6. Octbr. 1841, wegen nicht elidirter 
en‘ verworfen. 
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Abhaudlungen unb Hechtsfälle. 





J. Ehrenverlegende Maafregeln obrigfeitlicher Per⸗ 
fonen, wenn denfelben fein Exceß ihrer Dienft- 
thätigfeit zur Laft fällt, ae feine Inju⸗ 





——— 
Rechtsfall. 
Mitgeltheilt von dem Herrn Stadtrichte Ramdohr In 
Clausothal.) 
(Bortfegung.) 


Segen biefes Erkenntniß wandte nun R. das Rechts⸗ 
‚ mittel der Appellation bei der Juſtiz-Canzlei zu ©. ein. 

| Nachdem der Inhalt der bis dahin verhandelten 
Schriften in der Appellationsfchrift recapituliet war, fuchte 
R. in der Rechtfertigung der Appellatton zuerft die Ent 
fheivungsgründe des judicii a quo zu eliviren. 

Was zuvörberft den aufgeftellten Sab betreffe, daß zu 
einer Injurie, befonderd zu einer Ehrenfränfung der ani- 
mus injuriandi gehöre, fo wolle er ſich auf Feine voll- 
fländige Erörterung deffelben einlaſſen. Er glaube nur, 
daß dieſer Sap in dem Erkenntniß mißverftanden ſei und 
bemerfe in der Beziehung, daß in. dem Verfahren des R. 
R. nicht nur eine Kränkung feiner, des R. Ehre, fondern 
auch feiner Freiheitsrechte liege, und auch dafuͤr fei eine 
Injurien⸗Ktlage vorgefchrieben, welche nach deutſchem Rechte 
ebenfalls’ auf gerichtliche Abbitte gerichtet ſei, 

ferner lehre Weber, l. c. ed. 2. ©. 51, 
daß der f. g. animus injuriandi auch dann vorhanden 
fei, wenn der unerlaubt Handelnde um eined andern 
‚Hauptzwedes willen vorfäglic ein Mittel wähle, welches 
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an ſich oder nach den Geſetzen Die Ehre des Verletzten 
‚Eränfe. Dies führe zur Lehre von ber fubjertiven und ob- 
jectiven Injurie. Wolle man bei lekterer den anünus in- 
juriandi präfumiren, ihn für nothwendig oder nicht noth- 
wendig halten, fo fcheine darauf nicht anzufommen, da, 
"wenn die Handlung wirflic) objectiv injuriös fei, der 
animus injuriandi nicht nur abgefondert vom factum 
nicht weiter zu beweifen, fondern auch ein Gegenbeweis 
des Thäters undenkbar fe. Es komme nur auf die Ab- 
fichtlichfeit der Wahl des injuriirenden Mittels an; 

daß Zeit und Umſtände, weldye allerdings zu berüd- 
ſichtigen feien, hier fo weit in Betracht Tämen, daß feine 
Klage ganz wegfiele, könne. er nicht glauben, denn 
ad 1. wie babe er, ein Fremder, wiflen koͤnnen, daß 
R. R. damals noch Stabtfchreiber, als obrigfeitliche Per⸗ 
fon, auch mit dem Armenweſen beauftragt, fungire, am 
wenigften aber, daß und welche Inftruction R. R. wegen 
der fraglichen Abgabe habe. 

ad 2. indem das -judicium a quo feine, R. ER 
Unbefanntichaft mit den betreffenden Verhältnifien anzu= _ 
nehmen jcheine, und verlange, er hätte fich freiwillig ‚per- 
ſoͤnlich Erläuterung vom Appellaten erbitten müffen, be 
‚denke es nicht, wie er, R., gerade bei diefer Unkenntniß, 
auf den R. R. hätte fallen können, und daß es vielmehr 
Sache des W. geweſen, ihn, R., zu belehren; denn Unbe⸗ 
lannten brauche man auf ihre bloße Forderung nichts zu 
geben, noch weniger bier und da nachzufragen, ob es da⸗ 
mit feine Richtigkeit habe -— und ſolche Localabgaben 
fonnten Niemandem bekannt fein. 

ad 3. ferner babe er. fi nicht nad) der Qualität 
des W. zu erkundigen gehabt; wie Kinne man bie. Legiti- 
werten, von Pylizeidienern 2c. Dem auflegen, von dem 
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Etwas verlangt werde? Uebrigens ſei er, R., nicht auf- 
gefordert, in dem Local einer Behoͤrde, ſondern in der Pri⸗ 
vatwohnung des Stadtſchreibers R. zu erſcheinen, dieſer 
‚ſei eben fo wenig eine Behörde, wie jene ein Local der⸗ 
felben; dazu nehme das judicium a quo die von ihm, 
dem W., gegebenen Antworten, wie fie in dem Protocolle 
des R. R. enthalten, ald bewiefen an (indem es von dem 
Mangel der einer fungirenden Obrigfeit gebührenden Orb: 
nung und Befcheidenheit fpreche), über deffen Glaubwür- 
digfeit- er fich fchon ausgeſprochen. Inwiefern von einer 
unangemeflenen Verzögerung die Rede fein Tönne, fehe er 
nieht ein, indem der ganze Vorgang faum 1 eiunye ge - 
dauert habe. 

Es koͤnne nun das Verfahren des Appellaten nur 
iMegal genannt werden, da es unternommen fei, wegen 
einer fo geringfügigen Abgabe (da R. R. Doch gewußt 
habe, daß er, R., mit Wagen und Pferden da fei und 
im Dienfte eined befannten Haufes ftehe); da er vom. - 
Denuneianten felbft zuerft mündlich aufgefordert, ohne An: 
brohung irgend einer Art; da glei die Landgendarmerie 
aufgerufen fei, ohne weitere mildere Mittel zu verfuchen — 
welches mır im Nothfalf erlaubt fei und bei dem Publi- 
"tum die Vermuthung wenigftens der Vagabondage errege. 

Die angeführten Stellen der Pandekten befagten rich 
tig, daß Alles, was jure gefchähe, feine injuria ſei, allein 
das frage fich eben, ob nicht R. R. hier mit völligen 
"Unrecht gehandelt — und: man fünne aud) als Magiftrats- 
perfon, fiducia magistratus, wie die L. 32. D. 47. 10. 
fage, Unrecht begehen und mit der Injurienklage verfolgt 
‚werden — der Beamte halte in ſolchen Faͤllen feine Hand: 
lung für eine dienſtliche, ohne daß fie ed ſei. Nun hätte 
der Appellat ihn nicht auf die fragliche ſchimpfliche Weife 
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unter den angegebenen Umftänden vor ſich bringen Iaffen 
Dürfen in feine Privatwohnung. Daher pafle auch. das 
- Minifterial-Refeript nicht hierher, welches ohnedem die Be: 
rechtigung zu. der Handlung porausfege. Auch das König. 
Dber:9.:G. nehme an (jur. Zeit., VI. Sahrgang H. 1. 
S. 101), e8 ftehe jedem frei, der ſich von einem öffentli- 
hen Beamten in officio für beleidigt Halte, eine perſoͤn⸗ 
liche Klage auf Satisfaction anzuſtellen. | 
Unter dem 1. Noobr. 1839 erfolgte ein Erkenntniß 
Könige. Juſtiz⸗Canzlei zu ©., welches dem Untergerichte 
aufgab, unter Aufhebung feines.Erfenntniffes vom A. Juni 
ej. a. der Klagebitte gänzlich zu deferiren: | 
indem der Beflagte allerdings bei der Ausübung 
feiner Amtsgewalt fich einer, ‚in einer berartigen, 
nicht genügend motivirten Realcitation Tiegenden 
Beleidigung des R. ſchuldig gemacht, welche im 
Wege des Eivilproceffes zu verfolgen ſei; die vom 
Beklagten und Appellaten vorgebracdhten Gegen: 
gründe aber als elidirt zu betrachten feien. 
Appellat wandte dagegen innerhalb gefebmäßiger Friſt 
dad Rechtsmittel der Anpelaben, an das RR Landes⸗ 


gericht ein. 
(Schluß tolgh. 


II. Bemerkungen über einen Aufſat in der jur. 
Zeitung 1842, Heft 11. ©. 10. Ä 


> Ta 





| . - 
Es ir in diefem Auffape die Behauptung aufgeſtellt, 
4) daß in den Herzogthümern Bremen und Verden heim⸗ 
gefallene Meiergüter von den Ginithereen, * einge 
zogen werben ‚bürften, auch. daß 
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2) bei Verleihung — an einem’ neuen Riegemann 


demſelben feine härtere Bedingungen ober höhere Prä⸗ 


fiationen auferlegt werden könnten, als von dem letz⸗ 


ten Inhaber der Meierftelle getragen worden. 


Der erftere Sag fiheint fo ganz zweifelsfrei nicht zu 
fein, da die dafür angeführten Gefege fehwerlich etwas An= 
deres befagen, als daß die Meierhöfe, welche mit Gemein 


delaften verſchiedener Art befchwert find, nicht zur Prägra: _ 


vation der übrigen Intereffenten, folchen Laften entzogen 
werben follen. Wenn alfo der Gutsherr die Laften, welche 
auf dem ‚zu feiner Dispofition verfallenen Hofe ruhen, 
übernimmt, ‚und fogar einen eigenen Reihemann anftellt, 
welcher für ihn in dieſer Beziehung das Nöthige beforgt, 
jo Laßt fich nicht abfehen, weshalb er in feinen Eigen- 
thumsrechten in der Maße -befchränft fein follte, daß er 
nothwendig jeden heimgefallenen Hof einem neuen Colonen 
einthun müßte und ihn nicht felbft cultiviren bürfte. 


Die andere Behauptung ift — in ihrer Allgemeinheit ' 


gewiß — unrichtig. 

Der Gutsherr kann freilich die Abgaben ſeines Meiers, 
wie ſolche in dem Meierbriefe bemerkt ſind, nicht einſeitig 
vermehren, es waͤre denn, daß das Meierland durch bedeu⸗ 
tende Alluvionen, Zurodungen oder auf andere Weiſe einen 
Zuwachs erhalten hätte. (Vergl. Spangenberg in nota * 
zu Strubens Rechtl. Ber. 152. Th. J. S. 234).. Allein 
eine andere Frage ift es, ob bei einer nach eingetretenem 
Heimfall vorzunehmenden neuen Bemeierung der Gutsherr 
von dem nei ' eintretenden -Eolomen ſich nicht mehre 
Bortheile verſprechen laſſen darf; ats er nady dem Altern 
Meierbriefe zu genießen hatte. Im ber Natur ver Sache 
liegt fein Grund, dieſe Frage zu verneinen. Es Acht in 
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dem Belieben des Gutsherrn wenn er biefen Hof: wieder 
einthun und welche Bebingungen er biefem ftellen wii. 
Findet der zu Bemeiernde dieſe N zu hart, ſo 
kann er den Antrag ablehnen. 


Er kann ſich aus dem früher mit einem andern Co: - 
Ionen gefchloffenen Contracte — ex re inter alios acta — 
feine Rechte aneignen. 


Das Regierungsausfchreiben vom 2. Juni 1693 fteht 


dieſem keinesweges entgegen, weil e8 gar nicht von guts— 


berrlihen Gefällen redet. 


Man muß ſolches nur in feinem ganzen Zufammen: 
hange betrachten und nicht — gegen L. 24. D. de le- 
gibus eine einzelne Stelle herausreißen. 


Es wird in dem Ausichreiben bemerkt, daß bei ber 
Königl. Commiffion zweierlei Beichwerden _ vorgefommen 
waren; F— 

4) daß Die Onera et praestationes, welche den Aem⸗ 
tern und Klöftern von Alters her obgelegen, den 
Meiern der Stände und Gutsherrn aufgebitrhet 
werden wollen. 

2) daß Amtleute die Meier der Stände md Guts- 
herren zw ihrer eigenen Commodität und Privat-Ru⸗ 
Ben öfters mit nahen und weiten Subren zu graviren 
ſich unternommen. 

Diefen Beſchwerden foll abgeholfen werben, folglich, 
koͤnnen die folgenden Berfügungen nur- als -gegen die Uns 
techtfertigfeiten der Aemter und Kloͤſter gerichtet angefehen 
werben. 

Es wird alfo ei daß der Gutsherr⸗Meier (alfo 
Brivatmeier im Gegenfahe der von dem Domanio oder 
den Klöftern relevirende) nicht mit Oneribus & prae- 
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stationibus befchwert werben follen, welche ver Aantern 
und Klöftern ſelbſt — in früherer Zeit obgelegen haben; — 
es wird den Beamten verboten, die Meier der Gutsherren 
oder die Königl. Meier auf irgend eine Weife zu ihren 
eigenen Dienften oder Reifen unentgelplich zu gebrauchen. 

Das alfo in diefem Gefege überall nicht von ben ge= 
genfeitigen Rechten und Pflichten der Meier und Guts- 
herren, namentlich in Beziehung auf die Meierabgaben und 
deren Erhöhung, die Rebe ift, wird keinem Zweifel unter- 
worfen fein. | , | 

In mehren Fällen haben die Gerichte die Richtigkeit 
dieſer Auslegung, nach welcher die Verordnung auf Meies 
: verhältniffe feine Anwendung findet, anerkannt; und Die 
Verſuche der Parteien, welche die aus dem Zufammens 
hange geriffene Stelle des Ausfchreibens von 1693 
zu ihrem Bortheile benuten wollten, find mißlungen.‘ 





Kurze Gegenbemerfung. 


Auf die Verocdnung vom 2. Suni 1693 ift zur Begründung 

der in der angefochtenen Abhandlung vertheibigten Grundfäge 
gar kein befonderes Gewicht gelegt, fondern nur am Sckluffe beis 
läufig erwähnt, daß fie eine unterftügende Anerkennung der 
Regel des gemeinen Meierrechts enthalte. Die vorges 
braten Gründe find dagegen in biefen Bemerkungen nicht wis 
derlege worden. Daß tibrigens das K. O.⸗A.⸗G. den Anfichten 
des Verfaffers dieſer Bemerkungen niht eben günflig erkannt 
habe, erhellt aus Pufendorfs Obs. jur. T. III. O. 38. Man 
vergleiche aber, auh v. Ramdohr im’ den jurifl, Erfahr. Bd. 
Qu. S. 67. ff u, 107. ar BR) 2 , ei}, : f 


ı 


Verlegt von Herold und Bahlitab in Lüneburg. 
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Abhandlungen und Rechtäfälle. 


I. Ehrenverletzende Maaßregeln obrigkeitlicher Per⸗ 
ſonen, wenn denſelben fein Exceß ihrer Dienſt⸗ 
thätigkeit zur Laſt fällt, begründen keine Inju⸗ 








rienklage. 
Rechtsfall. 
Mitgetheilt von dem Herrn Stadtrichter Ramd ohr in 
Clausthal.) 
(Schluß.) 


In der Appellationsſchrift hob nun Implorant zuerſt ſein 
Verhaͤltniß als obrigkeitliche, auch mit dem Armen⸗ und 
Polizeiweſen beauftragte Perſon hervor, ſo wie die Natur 
der fraglichen Abgabe, fuhr dann mit der Erzählung des 
Vorfalles und des Proceſſes ſelbſt fort, und ging endlich, 
nad) erledigten Formalitaͤten, zu: Rechtfertigung der Ap⸗ 
pellation über. Er fuͤhrte darin aus: 

daß er, wie in den beiden Erkenntniſſen auch aner: 
fannt, als Obrigfeit gehandelt; dieſe Eigenfchaft fei aller 
dings notorifch ind wenn fie R. unbelannt, fo fei es def- 
jen Schuldigkeit gewefen, ſich von feiner Umgebung auf 
die leichteſte Weife davon überzeugen zu laffen. Indem er, 
R. R. alfo in Folge feiner Dienftpflicht gehandelt, feien 
die erlaffenen Befehle als obrigfeitliche Verfügungen zu 
betrachten, zumal er fich dabei einer, im iu Dienft 

Sabre, XI, Pete I II. 


18 — 

fiehenden Perfon, des W. bedient habe. : Könne mm aller- 
dings auch hier, an und für fich, eine Beleidigung Statt 
finden, fo ſei doch in diefem Falle nicht daran zu denken, 
da et, R. R., 

1) völlig legal gehandelt habe, 

2) die angebliche Beleidigung die unmittelbare Folge ei⸗ 
ner Dienfthandlung gewefen, über deren Rechtmäßig⸗ 
feit feine richterliche Cognition Statt habe, 

3) der Kläger das Berfahren ſich lediglich felbft zuzu⸗ 
fchreiben habe, . 

A) im vorliegenden Falle feinesweges von einem animus 
injuriandi die Rede fein könne. — 
ad 1. Vor allem ſei es ſeine, R. R.'s, Pflicht ge ' 

weſen, die fragliche Abgabe zu fichern, Implorat habe Died 

durch Befchlagnahme feiner Effecten bewirkt wiffen wollen, 
er, R. R. werde aber zeigen, daß das eingefchlagene Verfah⸗ 
ren vorzuziehen geweſen fe. Nachdem fich Implorat der 
Bezahlung der qu. 12 ggr. geweigert, fei es offenbar milder 
gewefen, ihn über die möglichen Weigerungsgründe per 
fönlich zu vernehmen, als gleich zur Pfändung zu fchreiten, 
deshalb fei R. vorgeladen (und dieſen Grund habe er 
Teicht jelbft vermuthen koöͤnnen). Des W. habe er, R. R., 
fih bedienen Fönnen, da Diefer, wenn auch Demunciant, 
in Folge feines öffentlichen Dienftes, denunciirt, und fein 
Privatintereſſe dabei verfolgt habe. Das raiche Verfahren 
rechtfertige fich aber allerdings durch Die bei Reifenden - 
nöthige Eile, da er, R. R., nicht habe wiſſen fönnen, ob nit 
R. gleich nach der erften Aufforderung (wie es wohl fchon 
vorgefommen) abreifen werde. Daß nach feiner, AR, 
Rrivatwohnung. citirt fei, gebe der Sache Fein ‚anderes Ans - 
ſehenz denn dergleichen Sachen kaͤmen oft. fg unerwatet 
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und zu fo verfehledenen Tageszeiten, daß fle namentlich in 
Städten, wo weder ein eigenes Molizeibureau ſei, noch 
der Beamte died im Haufe babe, nothiwendig in Privat: 
wohnungen abgemadht werden müßten — falld man nic 
den Beamten zwaͤnge, beftändig ſich im Gerichtslocale auf 
zuhalten. Sedenfalls hätte R. feiner, R. R.'s, Aufforde- 
rung, die ihm durch den W. geworden, Folge leiften müf- 
fen, nachher ſich aber bei der vorgeſetzten Dienftbehörbe 
beichweren fönnen. 


Uebrigens könne ſein, R. R.'s, Verfahren nur nach 
dem beurtheilt werden, was ihm durch den W. zur Kennt: 
niß gekommen und im Protocolle enthalten ſei; hätten die 
Unterbebienten ihren Auftrag irgend überfchritten, fo fönne 
fh R. an diefe Halten. 

Da er, R. R., nun einmal den Weg der perfönlichen 
Vernehmung des R. gewählt und dieſer der Citation 
nicht Folge geleiftet habe, fo fei Imploranten weiter nichts 
übrig geblieben, als feinem obrigfeitlichen Befehle auf die 
befannte Art Gehorjam su verfchaffen. Implorat nenne 
die Realcitation ungerecht, 


weil es nur auf eine Abgabe von 12 ggr. angekom— 
wen ſei; allein welchen Weg er, R. R., dabei einzufchla- 
‚gen gehabt, fei lediglich Sache feiner obrigfeitlichen Prü- 
fung gewefen, überbieg habe er die Gründe Ion angege- 
ben; 

»weil ihm Die Renleitation nicht vorher angenroht, 
fondern er fogletch hätte folgen müflen.« Sein, R. R.'s, 
ſchriftlicher Befehl habe wörtlich gelautet: »daß die Re— 
quirieten Ach zu dem Kläger: begeben, ihn nochmals auffor: 
dern, zu ihm, dem R. R., zu kommen, nöthigenfalls aber 
mit Gewalt denſelben zu ihm beingen follten.« 

* 
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Sollten die Requirirten ihren Auftrag überfchritten 
haben, fo koͤnne das ihm nicht zur Laft fallen; aber er glaube 
nicht einmal, daß eine nochmalige Aufforderung nötbig ge- 
weien. Die von W. ihm, R. R., veferirte Antwort R.'s 
fsi von der Art geweien, daß Lebterer fein Erfcheinen vor 
ihm, R.R., lediglich von eigner Willführ abhängig gemacht, 
die Beichaffenheit der Sache aber eine foldhe geweien, daß 
die fofortige Vernehmung R.'s (und dieſe zu fordern habe 
er, R. R., allerdings ein Recht gehabt) bei R's. Weigerung 
zu;bezahlen, nothwendig geworben fei, 

»weil die Citation durch einen Landgend’armen und 
Gerichtsdiener ausgeführt feiz« die Zweckmäßigkeit einer 
ſolchen Citation beweife fi) aber gerade dadurch, daß Im⸗ 
plorat feine Unbekanntſchaft mit der Qualität des W. 
durch defien Erfcheinen in Civilkleidern rechtfertige, er, R. 
R., habe alfo eine Perſon gewählt, welche fich gleich durch 
ihre Kleidung ald Diener ver öffentlichen Gewalt ankuͤn⸗ 
dige. 

ad 2. Man müſſe unterſcheiden, ob die Beleidigung - 
eine bloße unmittelbare Folge einer als folche nicht zu be⸗ 
ftreitenden Dienfthandlung, oder einer nicht mit einer fol 
hen in noͤthwendiger Verbindung flehenden infuriöfen 
Handlung fei. Im erfteren Falle könne gewiß, abgefehen 
von dem Mangel eined animus injuriandi, feine Inju⸗ 
tienklage Statt finden, fondern nur eine Befchwerbe bei 
der vorgefehten Regiminalbehörde, während im zweiten al 
lerdingd eine ſolche Klage begründet fe. Er beziehe ſich 
bier auf das Minifterial-Refeript an die Königl. Juſtiz⸗ 
Ganzlei zu Hildesheim vom 19. Mai 1821. (Zur. Zeit. 
Jahrg. 7. Abth. 2. M 16. p. 145). Hier finde aber of- 
‚ tenbar der erfte Fall flat. Die Injurie werde ja in eine, 
von ihm vorgenommene Dienfthandlung gelegt. 
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ad.3. Wie der Implorat das Berfahren und bes 
fonder3 Die legte Maßregel fich felbft ganz allein zugezo: _ 
gen habe, das gehe aus dem Bisherigen hervor. 

ad 4. In Bezug auf den Mangel eined animus 
injuriandi verweife er, R. R., auf das Vorige, wo er 
fein Berfahren als legal darzuſtellen gefucht, . und, auf Die 
Ausführung des Crfenntniffes vom 4. Juni 41839. 

Hiermit ſchloß Implorant mit der Bitte, dad Erfennt- 
niß erfter Inftanz wieder herzuftellen und den Imploraten 
in Die Koften. zu verurtheilen. | | 

In einem Nachtrage vom 26. Februar 1840 fügte 
Implorant noch das aufgefundene Original des Requiſt⸗ 
tions⸗Befehls, welches allerdings die Worte »und ihn 
nochmals aufzufordern zu mir zu kommen« enthielt. 

Endlich führte derſelbe in einem Maturationsgeſuche 
vom 7. Novbr. 1841 noch eine Entſcheidung des Koͤnigl. 
Staatsraths, (Jur. Zeit. M 2. des 16ten Jahrg. Hft. 3.) 
an, in welchem der Grundſatz ausgefprochen fei, daß die 
Stage über die Nothmwendigfeit und Zmwedmäßigfeit des 
son der Bolizeigewalt, innerhalb ihrer Zuftändigfeit beobach⸗ 
teten Berfahrens, nicht zum Gegenftande eines Rechtsſtrei⸗ 
tes gemacht werden koͤnne. 

Darauf erfolgte unterm 10. Februar 1842 ein re- 
scriptum de emendando vom höchſten Landesgerichte an 
die Juſtiz⸗Canzlei zu ©., folgenden Inhalts: 

Wenn nun den, als öffentlicher Beamte handelnden 
R. R. fein Vorwurf eines Ercefjed feiner Dienft- 
thätigfeit trifft, indem Die wider den Imploraten 
verfügte Nealeitation, zu welcher der Implorant 
fich erft dann veranlaßt fah, als monitorifche Cita⸗ 

‚tionen bei dem SImploraten ihren Zweck verfehlt 

hatten, als ein durchaus zuläffiges und namentlich 


L 
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durch die concurrirenden Umſtaͤnde dringend gebote⸗ 
nes Mittel erſcheint, wie dee Implorant feinem 
obrigkeitlichen Befehle Wirkung verſchaffen konnte; 
die Einwendungen des Imploraten aber, daß ein 
Arreſt auf ſeine Effecten denſelben Zweck erfül 
haben würde, und daß ihm die DienſtQualitãt 
des Polizeidieners W. unbelannt geweien ſei, als 
unerheblich feine Berüdfihtigung verdienen, indem 
was den erften Einwand betrifft, bei der ausge 
fprochenen Weigerung des Imploraten, die von 
ihm geforderte Armen:Steuer zu bezahlen, eine 
perjönliche Bernehmung deſſelben über die Gründe 
diefer feiner Weigerung erforderlich fiel, weiche nur 
auf dem eingeichlagenen Wege und nicht durch 
Real-Arreſt zu realifiten fand, und indem, was 
den zweiten Einwand anbetrift, es Sache des 
Imploraten war, feine angeblichen Zweifel über die 
Dienitqualität des Polizeidieners durch Erfundigun- 
gen, zu denen .ihm die. Umgebung, in welcher er 
fi gefländigermaaßen befand, die befte Gelegenheit 
gab, zu befeitigen; unter diefen Umſtänden «aber 
ein animus injuriandi auf Seiten des Implorans 
ten als völlig ceſſtrend zu betrachten iſt, umd dann, 
aus diefen Gründen, laut des in beglaubigter Ab- 
fhrift anliegenden heutigen Befcheives, gegenwaͤrti⸗ 
ges Refeript an euch erkannt ift: 
Eo Habt ihr, unter völliger Befeitigung eures 
obgedachten Beicheibes vom 1. Nov. 1839 und un 
ter Condemnation des Imploraten in die vor Eud) 
erwachſenen Koften, das -unterrichterliche Erlenntniß 
in feinem ganzen Umfange wieder herzuftellen. 
Die eingefandten Acten erfolgen hieneben zurüd. 
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II. Noch ein Beitrag zur Lehre vom Retractsrechte 
in der Stadt Stade. 





Ein in Stave belegened Haus war auf zwei Erben 2. 
und H. vererbt. Sie befaßen ed verfchlevene Jahre und 
ſo lange in Gemeinfhaft bis H. in Concurs gerieth und 
fein Antheil meiftbietend verfauft werden mußte. Der an- 
dere Erbe ließ feinen Antheil zugleich mit verkaufen. 

Sn dem angefesten Eubhaftationetermine fand der 


‚angrenzende Hausd:Eigenthümer M. fi nicht ein, erhob 
' aber nachher gegen den Käufer des Haufes F. eine Res 


tractsflage, welcher er die Angrenzung feines Haufes an 
das verfaufte Haus zum runde legte. 

Der Berklagte konnte weder die Angrenzung, noch 
das Stader Gewohnheitsrecht, nach welchem der Retract 
ex capite vicinitatis Statt findet, in Abreve. ftellen. 

Durch die Stader Stadtverfaffungsurfunde vom Aſten 
Septbr. 1824. 8. 27. war verordnet, daß das Stabiges 
richt lediglich die Vorfchriften der Brem. und Verb. U.-G.⸗ 
Ordnung fo lange zur Anwendung bringen folle, bis für 
fämmtliche Untergerichte eine Allgemeine Proceß⸗Ordnung 
erlaſſen ſein würde. 

Nach dieſer Untergerichts:Drdnung tit. XL 8. 16. 
war der Retract bei allen Subhaftationen und gerichtlichen 
Derfäufen gänzlich verboten. 

Wenn mithin die fpäter erfchienene Proceß-⸗Ord. 8. 175. 
beftimmte, daß bei gerichtlichen nothmwendigen Berfaufungen 
von dem Näherrechtöprätendenten fein Näherrecht im Subha: 
ftationstermine geltend gemacht werben folle, — vorausgefebt, 

daß das Näherreht bei derartigen Subhaftationen 

nach provinciellen oder örtlichen Beftim - 
mungen fih als zuläffig Darftelle; | 
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fo konnte auch durch Mitbieten dee Nachbar M. kein Rä- 
herrecht geltend machen, weil die geſetzliche Vorausſetzung 
nicht eintrat, vielmehr durch die in Verfügungen des ma⸗ 
teriellen Rechts fortwaͤhrend in Kraft beſtehende Unterge⸗ 
richts⸗Ordnung jedes Retractsrecht bei Subhaſtationen aller 
Art ausgeſchloſſen war. 


Der Retrahent verſuchte nicht einſt zu beſtreiten, daß 
wenigſtens die zur Concursmaſſe gehörende Hälfte des 
Haufes durch einen nothiwendigen Verkauf veräußert, alfo 
an dieſer Hälfte ein Retract nicht geltend gemacht werben 
fönne. Indeſſen war eine Trennung beider idealen Theile 
des Haufes gar nicht gebenfbar. Und hatte F. die eine 
vormals Hfche Hälfte frei von allen Retractsanfprüchen 
erworben, fo war er ein weit näherer Kachbar der andern 
Hälfte, als M. 

Auf allen Fall war er condominus, hatte als folder 
ein allgemeines Näherrecht, und vermöge beffelben ein 
Vorzugsrecht vor.allen, die fih nur auf ein befonderes 
Käherrecht beziehen fonnten. 

Wald, vom Näherrechte, B. 2. Hpifl. 2. Abth. 1. 

8. 3. und befonders B. 2. Hpiſt. A. 8. 16., 
wo es heißt: 
»Wir müffen billig behaupten, daß das Nahbar 
»recht beiden Retracten — der Erblofung, und 
„dem Näherrecdhte der Gemeiner (retractui ex 
»Jure condominii) — weiche.« 


Das Stadtgericht wies per sentent. von 20. März 
1841 den Retrahenten ab. Königliche Juſtiz⸗Canzlei be 
ftätigte am 1. Novbr. 1841 diefe Entſcheidung, weil nad) 
Borfärift der U.G.⸗-Ordnung vom 5. November 1753 


N 
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Fit. XI. 8. 16. die Ausübung des Retracts bei Subha- 
fintionen? und gerichtlichen Verkaͤufen gänzlich verboten 
worden, durch die. Verfafiungsurfunde der Stadt Stade 
yom.1. Septbr.. 1824, 8. 27. aber das ebengenadhte Ge⸗ 
feß auch für die hiefige Stabt, eingeführt worden fei, und 
demnach auch. hinfichtlich des materiellen Rechts noch fort- 
dauernd Gültigkeit habe. 


III. Praejudicia summi tribunalis über vie 
Auslegung der Göhrver. Conftitution. 
(Mitgetheilt vom Herrn Dr. jur. Crudup in Verden.) 





es die Auslegung der Göhrver Eonftitution vom 19. 
Detober 1749 herrfcht in den verfchienenen Senaten des 
Königlichen Oberappellationg-Gericht8 eine von einander 
abweichende Anficht, wie Ren: Entfcheidungen er: 
geben, 

I. Der Befiber einer hertſchaftlichen Halbmeierſtelle 
in Stedorf, Amts Weſten, J. H. Ehmke wurde zur Con⸗ 
curs⸗Erklaͤrung gezwungen, in Folge deſſen feine herr⸗ 
ſchaftliche Meierſtelle dem Höchſtbietenden Hinrich Meyer 
zugeſchlagen wurde. 

Die Ehefrau des Cridars ſtellte die Behauptung auf, 
der Käufer, Meyer habe verſprochen die Stelle nach Be 
zahlung. des Kaufgeldes ihr wiederum abtreten zu wollen. 

- Lange Jahre, nachdem der Käufer das Meierrecht ge 
wonnen, wurde er auf Erfüllung dieſes ‚angeblichen Eon- 
tracts angefprochen und von ihm die Einrede oppontrt, 
daß in Folge der Göhrber Eonftitution über dieſe Frage, 
da dem Streit ein herrfchaftlicher Meierhof zum Grunde 
liege, kein Proceß geführt werben — | 





ge # 


Das Oberappellatioas⸗Gericht (Calenbergſcher Senat) 
enwickelte ſeine Anficht am 24. — d. J. folgender⸗ 
geſtalt: 

Nachdemmalen Unſere zur Goͤhrde am 19. October 
1749 gegebene Verordnung ſowohl nach der allge: 
meinen Faſſung ber Worte als der ihnen zum 
Grunde liegenden Abficht auch den Fall begreift, 
wenn auf die Erfüllung eines Vertrages geklagt 
wird, welcher den Erwerb eines herrichaftlichen 


Meierhofes zum Gegenftande "hat, ımb dann aus. 


dDiefem Grunde laut des in beglaubigter Abfchrift 


anliegenden heutigen Beſcheides gegenmwärtiged Re 


feript an euch erfannt ift, fo habt ihr euren Befcheid 
vom 15. September 1840 aufzuheben, den Befcheid 
Unferes Amtes Welten vom 2. April 1839 wieder 
berzuftellen und die Imploratin in die Koften zu 
veruetheilen, welche durch deren an euch gebrachte 
Appellation verurfacdht worden find. 

IE Der Gaftwirth Beters in Unterſtedt, Amts Ro: 
tenburg, verfaufte eine herrfchaftliche Meierftelle an ven 
Sunggefellen Cordes in Süberwalfede, ohne Genehmigung 
der Domainen⸗Cammer als Gutsherrfchaft. Der Contract 
mußte Oſtern 1842 erfüllt und die Stelle dann angetre⸗ 
ten werden. Bor intritt dieſes Zeitpunktes klagte jedoch 
der Verfäufer gegen den Käufer, da er in Erfahrung ge 
bradyt, daß er den Gontract nicht erfüllen wolle, und ver: 
Iangte, daß derfelbe mit ihm gemeinfchaftlich die Schritte 
zur Bemeierung mit der herrfchaftlichen Stelle bei König: 
licher Domainen⸗Cammer vornehme. 

Der Käufer berief ſich ebenfalld auf die Goͤhrder Con: 
fKitution. Das. Königliche Obekappellationd-Gericht (Bte⸗ 
mifcher Senat) erkannte jedoch am 30 April 1842: 
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Nachdem die Befugniffe Unferer Domainen⸗Cammer 
in Beziehung auf die Befegung Der Melerftellen 
zur Zeit überall nicht in Frage ftehen, vielmehr nur 
die aus einem angeblich gefchloffenen Kaufs&ontrarte 


refultirenden Rechte und Berbindlichleiten der Con⸗ 


teahenten unter fich im vorliegenden Verfahren gel: 
tend gemacht werden, und den Beltimmungen ber 
Goͤhrder Eonftitution vom 19. Detober 1719 zu: 


folge, nur in einem Falle der, erften nicht der letze 


ten Art, ein proceffualifches Verfahren unzuläffig 
ift, fo flehet dem Suchen nicht zu deferiren. 

Beide Halle find bis auf die handelnden Perſonen 
durchaus identifch, und doch find beide ganz verſchieden be⸗ 
urtheilt. In beiden ift das Recht gehandhabt, aber nad) 
verfchtedenen Grundfaͤtzen. 


— 


IV. Praejudicium summi tribunalis Cellensis, 
über die Frage: nach welchem Rechte werben 
die DBermögensverhältniffe der jüdiſchen Che: 
leute beurtheilt? 


ee 


(Siehe auch: zehnter Jahrgang, Heft 2. pag..75 der jur. 
Zeitung f. d. 8. Hannover.) 


nee Te 


Das Dber-Appellations:Gericht zu Celle erkannte unterm 


13.. April. 1832, in Sachen der Lehmann Schwab'ſchen 
‚ Kinder, Appellanten, wider den Lehmann = Schwab’fchen 
Concurs⸗Curator R., Appellaten, in plincto des mütter: 


lichen Eingebrachten, ſolgender Maaße: 
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Wenn gleich die Juden in der Regel in ihren 
bürgerlichen Rechtsangelegenheiten ebenfo und in 
gleicher Manage, wie die übrigen. chriftlichen Ein- . 
wohner, nad den gemeinen Rechten zu beurthei- 
len und fich zu richten ſchuldig find; nachdemmalen 
jedoch ein Gleiches von denfelben in Anfehung 
der, bloß zum Bortheile der Bürger einer Stabt, 
ober eines Orts, durch befondere Statuten einge 
führten Particular⸗Rechte nicht anzunehmen fteht, ° 
und fo weit fchon aus diefem Grunde die Eltern 
der Appellanten, obwohl viefelben nad) ihrer Ver⸗ 
heitathung ihren Wohnfig zuerft in der Stadt Hil- 
deshelm genommen, in Ermangelung von Ehepars 
ten, als ſtillſchweigend in Die unter den bortigen 
Bürgern geltende ftatutarifche eheliche Gütergemein- 
fhaft getreten, nicht würden angefehen werben koͤn⸗ 
nen, außerdem aber deren Abficht, nicht in einer 
ehelichen Gütergemeinfchaft leben, ſondern eine da⸗ 
von gänzlich abweichende Erbfolge unter ſich ein: 
führen zu wollen, aus den producirten, nad) den 
jünifhen NRitualgefegen in einer öffentlichen und 
vollen Glauben verdienenden Form aufgenommenen 
Ehepacten und der darin enthaltenen Beftimmun- 
gen auf eine ganz deutliche und unzweideutige 
Weife hervorgeht; diefem allen auch noch hinzutritt, 
Daß dasjenige, was in diefen Chepacten für den 
dal ꝛc. feftgefegt, wiederum aufgehoben und nun⸗ 
mehr die gemeinfchaftliche Erbfolge der Kinder ein 
getreten iſt; unter allen dieſen Umftänden folglich 
ed des, von der Canzlei zu Hildesheim den Ap⸗ 
pellanten atferlegten Beweifes einer in Betreff ber 
Gültigkeit jüpifcher Eheftiftungen von der Art, wie 
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die hier vorliegende, beftehenden Obfervanz eben fo 


wenig, wie eines Beweiſes darüber bedarf, daß. 
nad) einem befondern Gemohnheitsrechte- der Stadt - 


Hildesheim ſchon vor Einführung des allgemeinen 
Preußifchen Landrechts eine in den Ehepacten dor⸗ 
tiger Einwohner verabrevete Ausfchliegung der ſta⸗ 
tutarifchen ehelichen "Gütergemeinfchaft, um berfel- 
ben in Beziehung auf die Creditoren ſolcher Ehe: 
leute rechtliche Kraft nnd Wirkung zu verichaf- 
fen, öffentlich habe befannt gemacht werben müffen ; 
fo habt ihr die Appellanten zur Zurüdforderung 
des Eingebrachten ihrer Mutter und des in ihres 
Baterd Hände gekommen fein follenden großmütter: 
lichen Erbtheils aus dem väterlichen Concurfe für 
wohl befugt zu erklären, und dem zufolge nunmehro 
über die Liquidität, resp. Illation und Priorität 
der angemeldeten Forderungen weiter zu erfennen, 
was Rechtene. 


Ynfragen 





Gehorſamſte Anfragen, das Gefeg über die Entrichtung 
der Stempelfteuer de 21. Det. 1834 betreffend. 
(Bom Herrn Canzleiferretaiv Dr. Stafemann in Stade.) 





1 Welchen Einfluß hat das ertheilte Armenrecht 
(cfr. 8. 19. und 20. der Proc.⸗-Ord. für die U.“G. de 5. 
Octbr 1827. — 8. 7. nr. 47. des in rubro beeichneten 
Geſetzes) auf die Anwendung des Stempelpapierd, wenn 
folches von mehreren Litisconforten dem einen ober mehre⸗ 
en bewilligt und 
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a. der Streitgegenftand untheilbar? 
b. der Streitgegenftand theilbar iſt? 


I. Wie haben Anmälte und Gerichte fih in Anſe⸗ 


bung des allgemeinen Stempel (8. 3. des Gefeßes 
vom 24. Ortober 1834) -zu werhalten, wenn 
a. von zweien Litisconforten, welde ein den Werth 


von 200 «P nicht erreichendes Streitobjert verfolgen 
oder deshalb in Anfpruch genommen werben dem 
einen das benef. anmot. sport. & chart. si- 
gill. bewilligt iſt? 

bei einem gleichwerthigen Gegenftande von dreien 
Litisconforten zweien das Armenrecht ertheilt ift? *) 
welcher befondere Stempel ift in dem sub 3. 
erwähnten alle zum Erkenntniſſe zu verwenden, 
wenn felbiger für den ganzen Betrag des Streit 
gegenftandes nad) nr. 90 des Stempeltarif 2, 4 
oder 8.996 betragen würde? 


III. Welcher allgemeine Stempel muß von dem 


nicht armen Litiäconforten verwandt werben, wenn 


zwei Litisconforten, von denen der eine arm, einen 
Streitgegenftand, über 200 wecrth, verfolgen? 
und guf welchen allgemeinen Stempel find 
dann die proceßleitenden Verfügungen des Gerichts 
auszufertigen? 


*), Daß in diefen beiden Fällen der dire die ———— 
des Ober⸗Steuer⸗Collegii vom 15. Decbr. 1834 offenbar 


nur gu einem. ſpeeciellen Zwecke eingeführte Ergaͤnzungs⸗ 


‚Stempel angewandt werben dürfte und. zwar in Am 
Halle a, 0/8 bie Hälfte und im Kalle b, als ein Drittel 


für die nit arme Parthei muß ich brzweifeln; gleich: 


wohl find mir Faͤle vorgekommen, in denen von diefem 


Expediens Gebrauch gemacht iſt. 
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b. von dreien Ritißconferten zwei das beneficium 
annotat. haben? 

c. welcher befondere Stempel ift im Falle sub b. 
zum Urtheile zu verwenden, wenn dieſer für den 
Gefammtbetrag des StreitobjertS nach nr. 90 des 
Stempeltarif8 46 oder 20 996 betragen müßte? 

gZu den sub II. b. und III. h. aufgeführten Fällen 
werden auch die gehören, wenn von vier Litisconforten 
drei, von fünfen, zwei, von fechien, viere u. f. w. arm 
wären. — 

IV. Nach nr. 90 des Stempeltarifs fol, wenn der 
Gegenftand des Streites nicht in Gelde anzufchlagen tft, 
der befondere Stempel ad 8 99e zum Grfenntniffe ꝛc. ver: 

wandt werben; nach nr. VI. e. des Gefebed, vom 13ten 

“ December 4834, die Gerichtägebühren für die Königl. Iur 

ftigcanzleien 2c. betreffend, jol in Der Regel die dritte 

Abtheilung der Tare (von 200 — 500 P), bei Gegen: 

fänden von großer Erheblichfeit die vierte — (über 500 9) 

angewandt werben, fall8 her Gegenftand des Rechtöftreits 

einer beſtimmten Schägung nach Gelde nicht fähig ift; 
angenommen die dritte oder vierte Abtheilung der Taxe 
fommt zur Anwendung, genügt dann der befondere 

Stempel ad 8 996 zum ‚Erfenntnife 2c. obwohl durch Anz 

‚wendung jener Abtheilungen ver Tare der Werth des 

Streitgegenftandes über 200 „PB geſchätzt wird? 

In Beziehung auf den allgemeinen Stempel bin 
ich der Anficht,. daß der gefebpflichtige Streitgenoffe durch 
den Umftand, daß er einen zahlunfähigen Eonforten hat, 
von der Anwendung defjelben, mag er nun 2 9g9e oder 
3 996 betragen, nicht Tiberirt werden Fann, daß alfo eine 
Thetlung, felbft' wenn man Bruch-Stempel zulafien wollte, 
nicht gefchehen darf; gleichwohl find mir entgegenftehenbe 


nn 
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Anfichten vorgekommen. In Anſehung des befonderen 
Stempels ift eine Theilung fehr oft möglich und würde 


bafın angewandt werben fönnen ; wie fol e8 aber ger 


ten werden, wenn 3. B. in den Fällen IT. c. DI. c. + 
verwandt, 3 aber annotirt werben follen, da feine 6 > 
und 4 A⸗Stempel eriftiiren? Muß in bdiefem Falle ber 


wohlhabende Litisconforte das zur Ausgleichung erforder: 


liche plus bezahlen? — Dann läge eine Inconfequenz im 
Theilungsprineipe vor — oder find der Steuer-Admini⸗ 
ftration die Bruch-Gutegrofchen zu kürzen? Dann ent- 
flände eine Steuerdefraude. — Beifpiel: * 

Sm Falle III. c. beträgt der befondere Stempel 
16 935 davon follen 2 alfo, 1099 8 A, annotirt, 4, alfo 
5 996 4, erhoben werben; wirb jetzt, ber Papier⸗Aus⸗ 
gleichung wegen, der reiche Atisconſorie 6 g3e⸗Stempel be⸗ 


‚ jahlen müffen oder wird. nur ein Stempel ad 5 gge an- | 
- gewandt zu werben brauchen? In jenem Falle muß der 


reihe 8 A mehr bezahlen, als er fchuldig ift, in biefem 

Falle leidet die Steuerabminiftration einen Schaden von 
ER 

Um gefällige Belchrung bittet | 

der Einfenber. 


alafı z | 


Verlegt von Herold und Wabhlſtab in Lüneburg. 
Gedrurkt bei A. Podwig in Stade | 
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